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Vorwort 


Politik kann nicht außerhalb des geschichtlichen Zusammen¬ 
hangs verstanden, noch weniger ohne Kenntnis des geschicht¬ 
lichen Zusammenhangs betrieben werden. Gerät die geschicht¬ 
liche Vergangenheit in Vergessenheit oder wird sie falsch dar¬ 
gestellt, so ergibt sich daraus eine fehlerhafte Politik mit 
verhängnisvollen Folgen für die Zukunft. 

Durch jahrzehntelange systematische Falschunterrichtung über 
die nähere und fernere geschichtliche Vergangenheit ist den 
Menschen — nicht nur in Deutschland —, insbesondere der 
Jugend weitgehend und mit voller Absicht die Möglichkeit 
genommen worden, sich über das gegenwärtige Geschehen ein 
zutreffendes Urteil zu bilden. Es ist das bereits die zweite 
Generation, die in solchem Sinne urteilsunfähig gemacht und 
in Unkenntnis über die wahren Zusammenhänge gehalten 
wird. Vor ihr erlitten die Jüngeren unter den Kriegsteilneh¬ 
mern das gleiche Schicksal. Sie geben heute vielfach schon die 
erlernten Unwahrheiten und die ihnen eingepflanzte unreali¬ 
stische, ideologisch-utopische Betrachtungsweise an die nächst¬ 
folgende Generation weiter. 

Demgegenüber genügt es nicht, zur Überwindung der bereits 
25 Jahre wirkenden Umerziehung die einzelnen Unwahrheiten 
Punkt für Punkt zu widerlegen und Teilstücke der falschen 
Gesamtdarstellung zurechtzurücken. Denn solche Teilrichtig¬ 
stellungen passen natürlich nicht in das total verzerrte Ge¬ 
samtbild, das durch Unterricht und Massenmedien entstanden 
ist, und finden daher wenig oder gar keinen Glauben. 

Darum ist es notwendig geworden, eine neue Gesamtdarstel¬ 
lung des politischen Geschehens in unserem Jahrhundert zu 
geben, in der sich die zahlreichen einzelnen Richtigstellungen 
wieder zu einem einleuchtenden und überzeugenden Ganzen 
fügen. Dabei wurde bewußt eine streng chronologische, nach 
den aufeinanderfolgenden Daten geordnete Darstellung ge¬ 
wählt, weil sich so am ehesten aus den Ereignissen selbst, 
ohne tendenziösen Kommentar, der Kausalzusammenhang von 
Ursache und Wirkung ergibt. Zur Verdeutlichung dieses Zu¬ 
sammenhangs wird gelegentlich auf andere Daten verwiesen, 
unter denen entsprechende Geschehnisse zu finden sind. 
Wichtige Ereignisse, die nicht mehr auf den Tag genau zu 
datieren sind, werden jeweils am Ende eines Monats oder 
Jahres zur Darstellung gebracht. Zuerst in Angriff genommen 
und ausgeliefert wird absichtlich nicht der Jahrhundertbeginn, 
sondern der Zeitabschnitt von 1931 an, weil dort eine Richtig- 


Stellung und das Aufzeigen der Zusammenhänge am dring¬ 
lichsten geboten erscheinen. Die ersten Jahrzehnte des XX. 
und auch die letzten des XIX. Jahrhunderts — von 1871 an — 
sollen in späteren Lieferungen behandelt werden, abwechselnd 
mit solchen, in denen die jüngst vergangenen Jahrzehnte zur 
Darstellung kommen. 

Das wirtschafts- und das kulturpolitische Geschehen wird in¬ 
soweit berücksichtigt, wie es von nachhaltigem Einfluß auf 
die politische Gesamtentwicklung gewesen ist. Die zuneh¬ 
mende Anzahl selbständiger Staaten und damit wirkender 
Faktoren in der Weltpolitik zwingt zu einer strengen Auswahl 
der wiederzugebenden Ereignisse aus dem Gesamtgeschehen. 
Der zur Verfügung stehende Raum — jeweils ein Band (zwei 
Lieferungen) für einen Zeitraum von fünfzehn bis zwanzig 
Jahren — ebenso wie der für die Fertigstellung eines jeden 
Bandes festgesetzte Termin, nicht zuletzt auch die Arbeitskraft 
des Verfassers setzen dem Umfang und der Ausführlichkeit 
der Darstellung Grenzen, insbesondere auch bei der Quellen¬ 
auswertung. Das möge der (wohlmeinende) Kritiker berück¬ 
sichtigen. 

Dieter Vollmer 


Hannover, 1. Dezember 1970 



1931 


2. Januar 1931 

Eine durch die Regierung der Vereinigten Staaten von Nord¬ 
amerika veranlaßte Schätzung ermittelt die Zahl von 6 050 000 
Arbeitslosen in den USA. Das entspricht etwa 2,3 Millionen 
amerikanischer Familien ohne in Arbeit und Verdienst stehen¬ 
den Ernährer. In den Auseinandersetzungen in der amerika¬ 
nischen Öffentlichkeit und im Senat über die Frage, von 
welchen Stellen die Mittel für die Arbeitslosenhilfe aufzubrin¬ 
gen seien, vertritt der Präsident Herbert Hoover den Stand¬ 
punkt, daß zuerst auf kommunaler Ebene geholfen werden 
müsse. Erst wenn die kommunalen Mittel nicht mehr aus¬ 
reichten, seien die Staaten, und wenn auch diese der Belastung 
nicht mehr gewachsen seien, der Bund verantwortlich. Die 
Krise zu Beginn des Jahres 1931 war noch nicht durch die 
Weltwirtschaftskrise ausgelöst worden, sondern kündigt diese 
erst an. 1 

26. Januar 1931 

Österreich und Ungarn, durch die Pariser Vorortverträge von¬ 
einander getrennt, schließen miteinander einen Freundschafts¬ 
vertrag. Bei der Auflösung der österreichisch-ungarischen 
Doppelmonarchie war in den Verträgen von St. Germain en 
Laye (10. Sept. 1919) und Trianon (4. Juni 1920) keine 
Rücksicht darauf genommen worden, ob und inwieweit die 
damit geschaffenen Teilstaaten wirtschaftlich lebensfähig wa¬ 
ren. Insbesondere das verbliebene Deutsch-Österreich war 
daher auf wirtschaftliche Anlehnung an seine Nachbarstaaten 
angewiesen und versuchte, mit einigen von ihnen entspre¬ 
chende Abkommen zu erzielen. Demgegenüber wachte vor 
allem Frankreich aufmerksam darüber, daß sich im Raume der 
ehemaligen Doppelmonarchie keine neuen Allianzen bildeten, 
die mit seinem eigenen Bündnissystem (kleine Entente) nicht 
in Einklang zu bringen waren. 

27. Januar 1931 

Pierre Laval wird erstmals französischer Ministerpräsident und 
bildet ein Kabinett, das sich ein volles Jahr an der Regierung 
halten kann. Laval war zuvor seit 1923 Bürgermeister des 
Pariser Vorortes Aubevilliers und gehört seit 1925 der Regie¬ 
rung Frankreichs als Minister verschiedener Ressorts an. Er 
stammt von einem Bauernhof in Chateldon in der Auvergne, 
hat von seiner Mutter her arabisches Blut mitbekommen, ist 
ein erfolgreicher Rechtsanwalt geworden und zunächst von den 
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Sozialisten in die Deputiertenkammer gewählt worden. Doch 
hat er sich dann von den Sozialisten getrennt und ist sogar 
ein ausgesprochener Gegner der Volksfront und zur Ziel¬ 
scheibe der Kritik der Marxisten geworden. 

Januar 1931 

In der Sowjetunion wird der junge Nikita Chruschtschow 
Parteisekretär der KP eines Moskauer Stadtbezirks. Er hat 
soeben ein Aufbaustudium an der Moskauer Industrieakade¬ 
mie unterbrochen, dessentwegen er aus der Ukraine nach 
Moskau gekommen war. Chruschtschow ist Bergarbeitersohn, 
als solcher für eine kommunistische Funktionärslaufbahn 
prädestiniert, und stammt aus dem Gouvernement Kursk (geh. 
1894). Er ist zunächst zum Ingenieur ausgebildet worden, 
gehört seit 1918 der KPdSU an und wird nun ein emsiger 
und enger Mitarbeiter Lazar Kaganowitschs. 2 

8. Februar 1931 

König Alfons XIII. von Spanien kündigt die Aufhebung des 
Belagerungszustandes an, den die Regierung Berenguer im 
Dezember 1930 angesichts der zunehmend blutigen Unruhen 
im Lande verhängen mußte. Er verspricht die volle Wieder¬ 
einsetzung der Verfassung und stellt auch Parlamentswahlen 
in Aussicht. Der König hat bereits im Jahre zuvor der heftigen 
Kritik von Demokraten und Sozialisten an der Politik Primo 
de Riveras (sen.) nachgegeben und sich nicht mehr hinter 
diesen gestellt. Der erkrankte Diktator war nach Paris ins 
Exil gegangen und dort im März 1930 verstorben. König 
Alfons hofft, durch Zugeständnisse an die Opposition die Un¬ 
ruhen beenden zu können. 

13. Februar 1931 

Ein Brief des britischen Premierministers Mac Donald an den 
Leiter der Jewish Agency for Palestine, Chaim Weizmann, 
leitet eine Periode gelockerter britischer Einwanderungspolitik 
in Palästina ein. Zuvor hatte das sogenannte Passfield-Weiß- 
buch der britischen Regierung eine empfindliche Behinderung 
der jüdischen Einwanderung zur Folge gehabt. Die Jewish 
Agency ist für Palästina seit 1929 als die offizielle Vertretung 
des Zionismus anerkannt. Sie ist Weizmanns eigene Schöp¬ 
fung. Der britische Kolonialminister Passfield ist den zioni¬ 
stischen Bestrebungen nicht günstig gesinnt. Doch gelingt es 
Weizmann schließlich mit Hilfe seiner Londoner Freunde, ein 
Einlenken der britischen Regierung zu erreichen. 3 
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14. Februar 1931 

Die spanische Regierung Berenguer tritt zurück, nachdem ihre 
Position durch die Erklärung des Königs (vgl. 8. Febr. 1931) 
unhaltbar geworden ist. Die Unruhen haben nicht abgenom¬ 
men. Die Opposition fühlt sich im Gegenteil ermutigt, ihren 
Angriff auf die Monarchie und auf die kirchlichen Institutio¬ 
nen voranzutragen. 

16. Februar 1931 

Der frühere finnische Reichsverweser Per Evind Svinhufvud, 
seit 1930 Regierungschef, wird zum Staatspräsidenten Finn¬ 
lands gewählt. Svinhufvud stammt aus der Landschaft Ta- 
vastland, ist 1861 dort in Sääksmäki geboren und Richter 
geworden. Von 1914 bis 1917 war er als — vom russischen 
Standpunkt — politisch unzuverlässig nach Sibirien verbannt 
und kehrte anläßlich der russischen Revolution nach Finnland 
zurück. Er wird vor allem von der Bauernpartei gestützt und 
behält das Präsidentenamt bis 1937. 

4. Februar 1931 

In Sowjetrußland forciert Stalin die weitere Technisierung und 
Industrialisierung. In einer Rede fordert er Steigerung des 
Tempos und Ausbildung technischer Spezialisten. Wörtlich 
sagt er: „Die Technik entscheidet in der Rekonstruktionsperi¬ 
ode alles.“ („Rekonstruktion“ hat in diesem Zusammenhang 
etwa die Bedeutung von Rationalisierung.) Die Umwandlung 
des Agrarstaates Rußland in ein Industrieland soll einerseits 
die Verwirklichung des marxistischen Programms erst ermög¬ 
lichen, muß andrerseits, erst einmal begonnen, zwangsläufig 
ständig weitergeführt werden. Neben den politischen Funktio¬ 
nären entsteht dabei eine Schicht von Technokraten. 4 

5. März 1931 

Der britische Vizekönig von Indien, Lord Irwin (Halifax), und 
Mahatma Ghandi vereinbaren die Beendigung der Aktion des 
„zivilen Ungehorsams“ gegen die britische Verwaltung und — 
als Gegenleistung von seiten Großbritanniens — die Freilas¬ 
sung von Gefangenen, soweit sie keine Gewaltverbrechen be¬ 
gangen haben. Ghandis Feldzug zur Verweigerung des 
bürgerlichen Gehorsams hatte am 6. April des Vorjahres mit 
einem demonstrativen Marsch an die Küste begonnen, wo 
durch Salzgewinnung aus dem Meerwasser das britische Salz¬ 
monopol durchbrochen wurde. Daraufhin hatten die britischen 
Behörden Zehntausende indischer Nationalisten verhaften las¬ 
sen. 
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20. März 1931 

Deutschland und Österreich veröffentlichen den Entwurf eines 
Vertrages über eine Zollunion zwischen ihren beiden Ländern. 
Frankreich und Groi3britannien erklären sogleich, dieser Ver¬ 
trag bedeute einen Verstoß gegen die Bestimmungen des 
Versailler Vertrages, den sie nicht dulden würden. Die Bank 
von Frankreich und andere französische Banken präsentieren, 
„um diesen Druck wirksam zu machen, die kurzfristigen 
Wechsel, die sie von österreichischen und deutschen Banken 
in Händen hatten. Dies war der letzte Stoß gegen eine bereits 
wackelnde wirtschaftliche Struktur Europas. Der Gesamtbetrag 
dieser von Frankreich gehaltenen Wechsel ist nicht bekannt, 
wurde jedoch auf 300 Millionen Dollar geschätzt.“ 5 

12. April 1931 

Bei Kommunalwahlen in Spanien erzielen die Republikaner 
eine Mehrheit. Damit ist das Schicksal der spanischen Monar¬ 
chie besiegelt. Bereits zwei Tage später, am 

14. April 1931 

verläßt König Alfons XIII. das Land und begibt sich nach 
Paris ins Exil. Dieser Schritt ist die letzte Konsequenz aus 
seinem Entschluß im Jahre zuvor, den Angriffen auf Primo 
de Rivera (sen.) nicht länger standzuhalten sondern den Dik¬ 
tator fallen zu lassen (vgl. 8. Februar 1931). Er hat damit die 
Entwicklung nicht aufhalten können, sie eher beschleunigt und 
die Gegner der Monarchie ermutigt. Nach seiner Abreise bildet 
Niceto Alcalä Zamora y Torres eine provisorische Regierung. 

5. Mai 1931 

Die im Machtbereich der chinesischen Nanking-Regierung 
(Tschiang Kai-schek) gewählte Nationalversammlung wird er¬ 
öffnet. Sie setzt sich weitgehend aus Anhängern der Kuomin¬ 
tang zusammen, einer Gründung des Theoretikers der chi¬ 
nesischen Revolution Sun Yat-sen. Der rechte Flügel der 
Kuomintang unter Führung Tschiang Kai-scheks setzte (1927) 
den Ausschluß der Kommunisten durch und gewann mit dem 
militärischen Sieg über die ständig kriegführenden Generale 
des Nordens (1928) entscheidend an Einfluß. Die stärkste 
Persönlichkeit unter diesen Generalen, Tschang Tso-lin, der 
sich in Nordchina zum Diktator aufgeschwungen hatte, war 
einem Bombenanschlag zum Opfer gefallen. Sein Sohn, 
Tschang Hüe-liang, hatte sich Tschiang Kai-schek und der 
Nanking-Regierung unterstellt. 
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11. Mai 1931 

Aufgrund der von französischen Banken präsentierten kurz¬ 
fristigen Wechsel (vgl. 20. März 1931) bricht die österrei¬ 
chische Kreditanstalt zusammen, da zahlreiche Inhaber euro¬ 
päischer Bankobligationen den politischen Hintergrund des 
französischen Vorgehens nicht erkannten, ängstlich wurden 
und ihre Papiere zu liquidieren suchten. Diese Entwicklung 
breitet sich mehr und mehr aus nach einer ihr innewohnenden 
Gesetzmäßigkeit, die sich allerdings von interessierter Seite 
auch vorausberechnen und planen läßt. Zu dieser Entwicklung 
gehörte auch, daß Österreich und auch Deutschland, um Gold 
und Devisen zu sparen, ihre Einfuhren empfindlich ein¬ 
schränkten mit den entsprechenden Folgen für den Welt¬ 
handel. 9 

13. Mai 1931 

Als Nachfolger Gaston Doumergues, dessen Amtszeit (seit 
1924) abgelaufen ist, wird Paul Doumer zum Präsidenten der 
französischen Republik gewählt. Die Wahlen finden unter der 
Regierung Laval statt (vgl. 27. Januar 1931), während Frank¬ 
reich nun ebenfalls von der Finanz- und Wirtschaftskrise er¬ 
faßt wird, zu deren Entstehen es nicht unwesentlich beige¬ 
tragen hat. Doumers Amtsantritt ist in mehrfacher Hinsicht 
überschattet. Er hat kein Jahr mehr zu leben. 7 

25. Mai 1931 

Nach der österreichischen Kreditanstalt (vgl. 11. Mai 1931) 
gerät nun auch die österreichische Nationalbank in Zahlungs¬ 
schwierigkeiten. Sie wird vorübergehend durch Kredite der 
Federal Reserve Bank von New York sowie der Bank von 
England gestützt, doch können solche Stützungsaktionen den 
sich anbahnenden Zusammenbruch des gesamten europäischen 
Finanzsystems nicht mehr abwenden. Auch lehnen die franzö¬ 
sischen Finanzinstitute es ab, sich an solchen Bemühungen 
zu beteiligen. Andrerseits erhält Frankreich seine Forderung 
auf Erfüllung der Reparationszahlungen voll aufrecht. 8 

1. Juni 1931 

Die chinesische Nationalversammlung in Nanking (vgl. 5. Mai 
1931) beschließt und verkündet eine neue chinesische Verfas¬ 
sung, mit der — nach dem Revolutionsprogramm Sun Yat- 
sens — die „Periode der erziehenden Regierung“ eröffnet 
wird. Das China der Kuomintang erlebt eine kurze Zeit der 
Konsolidierung. Gleichzeitig aber gelingt es den aus der 
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Kuomintang ausgeschiedenen Kommunisten unter Führung 
von Mao Tse-tung und Tschu Te, ihre örtliche Herrschaft in 
den Provinzen Fukien und Kiangsi ebenfalls zu festigen. In 
der letzteren errichtet Mao Tse-tung seinen ersten Sowjetstaat 
auf chinesischem Boden. 8 

20. Juni 1931 

Der Präsident der Vereinigten Staaten Herbert Hoover schlägt 
— auf ein dringliches Telegramm des deutschen Reichspräsi¬ 
denten von Hindenburg hin — den Gläubigermächten der 
deutschen Reparationszahlungen ein auf ein Jahr befristetes 
Moratorium vor und räumt ihnen für ihre Schulden an die 
USA den gleichen befristeten Zahlungsaufschub ein. Infolge 
mangelnder Verschwiegenheit des Senators King aus Utah ge¬ 
langt der Vorschlag vorzeitig und in verstümmelter Form in 
die in- und ausländische Presse, so daß Hoover sich gezwungen 
sieht, den vollen Wortlaut zu veröffentlichen, bevor die 
betreffenden Regierungen Zeit hatten, sich intern damit zu 
befassen. 10 

28. Juni 1931 

Bei den Wahlen zu einer spanischen Nationalversammlung, 
die die Regierung Zamora nach der Abdankung König Alfons 
XIII. ausgeschrieben hat, erzielen Republikaner und Soziali¬ 
sten gemeinsam eine starke Mehrheit. Der bereits vorher ein¬ 
setzende blutige Terror gegen Kirchen und Klöster, Royalisten 
und konservative Kräfte nimmt nunmelir immer turbulentere 
Formen an und kann sich monatelang ungehindert austoben. 
Nach außen hin ein legales Regierungssystem, kann doch die 
provisorische Regierung der zunehmend anarchischen Zu¬ 
stände im Innern nicht Herr werden. 

1. Juli 1931 

Die neue (vorläufige) Verfassung der Republik China (Nan¬ 
king) (vgl. 1. Juni 1931) wird veröffentlicht, die Binnenzölle 
innerhalb Chinas abgeschafft. Die Armee Tschiang Kai-scheks 
kreist eines der kommunistisch beherrschten Gebiete bei 
Nanchang ein, ohne es jedoch erobern zu können. Während 
die von der Moskauer Komintern gelenkte Parteiführung der 
KPCh in Schanghai ein illegales Dasein führt und dement¬ 
sprechend auf strengste Parteidisziplin hält, entwickelt sich 
in den von Mao Tse-tung und Tschu Te beherrschten Gebieten 
ein chinesischer Kommunismus, der von Moskauer Direktiven 
kaum noch beeinflußt wird. 11 
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6. Juli 1931 

Das Hoovermoratorium (vgl. 20. Juni 1931) wird von den 
angesprochenen Regierungen angenommen. Doch ist seine 
Durchführung durch Frankreichs über zwei Wodien anhalten¬ 
den Widerstand um den entscheidenden Teil seiner Wirkung 
gebracht. Die Spirale des verringerten Geld- und des verrin¬ 
gerten Warenumlaufs hat sich zwei Wochen lang weiterge¬ 
dreht. Zudem haben französische Privatinstitute diese Frist 
dazu genutzt, den größten Teil ihrer Bank- und Handelskre¬ 
dite aus anderen Teilen Europas zurückzuziehen. Die Krise 
nimmt ihren Fortgang und die Erbitterung in den USA, ins¬ 
besondere in der Wallstreet gegenüber Frankreich wächst. 12 

10. Juli 1931 

Norwegische Streitkräfte besetzen die Ostküste Grönlands und 
entscheiden damit den seit längerer Zeit schwebenden dänisch¬ 
norwegischen Konflikt um den Besitz Grönlands zunächst für 
sich (bis zum April 1933). Die 2,17 Millionen Quadratkilome¬ 
ter große Insel (davon nur 0,34 Millionen Quadratkilometer 
eisfrei) war durch die Expeditionen Alfred Wegeners 1929 
und 1930/31 neuerdings in das öffentliche Interesse gerückt 
und zu diesem Zeitpunkt vor allem wegen des Fisch- und 
Robbenfangs begehrt. Dänemark hatte zweifellos die älteren 
Ansprüche, da es (nach dem Untergang der alten Wikinger¬ 
siedlungen) bereits Anfang des 18. Jahrhunderts mit der 
Neubesiedlung begann. 

15. Juli 1931 

Die Wirtschaftskrise hat in Europa ihren Höhepunkt erreicht. 
Nachdem bereits am 13. Juli in Deutschland die Darmstädter 
und Nationalbank die Zahlungen eingestellt hat, bleiben zwei 
Tage später „praktisch alle Banken in Österreich, Deutschland, 
Ungarn und den weiter östlich liegenden Ländern geschlossen“ 
(Hoover). Tags darauf schlagen französische Regierungsvertre¬ 
ter vor, Deutschland nunmehr einen Kredit von 500 Millionen 
Dollar zu gewähren. Präsident Hoover läßt seinen Außenmini¬ 
ster Stimson wissen, daß sich die Vereinigten Staaten an 
diesem Plan nicht beteiligen werden, weil ein solcher Kredit 
unter den gegebenen Umständen wirkungslos bleiben 
müsse. 1 ’ 

16. Juli 1931 

Kaiser Haile Selassi (seit 1930) von Äthiopien gibt seinem 
Land eine neue Verfassung, die nach europäischen Vorstel¬ 
lungen immer noch der einer absoluten Monarchie entspricht, 
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wenn sie auch gewisse konstitutionelle und parlamentarische 
Formen vorsieht. Der Negus (eigentlich: Tafari Markonnen) 
regiert das Land bereits seit 1916 als Regent und hat sich 
nach dem Tode der Kaiserin Zaudito zum Kaiser krönen 
lassen. Er ist koptischer Christ und lebt in der hierarchischen 
Vorstellungswelt dieser Kirche. Er behält auch im Zeichen der 
neuen Verfassung die Regierungsgewalt fest in den Händen. 

22. Juli 1931 

Der Präsident der Vereinigten Staaten Herbert Hoover er¬ 
zwingt gegen erhebliche Widerstände — über das Moratorium 
vom 20. Juni (vgl. dort) hinaus — ein allgemeines weltweites 
Stillhalteabkommen. Zu diesem Zeitpunkt schätzt man nämlich 
(nach einem späteren Bericht der Bank für internationalen 
Zuhlungsausgleich) den Gesamtwert der in Umlauf befind¬ 
lichen kurzfristigen (privaten) Wechsel auf 5 Milliarden 
Dollar. Tatsächlich beträgt er etwa das Doppelte und inner¬ 
halb eines Jahres werden Wechsel im Werte von mehr als 
6 Milliarden Dollar liquidiert. Dem Weltfinanzsystem droht 
eine Katastrophe von unvorstellbaren Ausmaßen. Hoover ver¬ 
öffentlicht seinen Plan für das allgemeine Stillhalteabkommen. 
Die in London tagende internationale Konferenz der Finanz¬ 
experten nimmt ihn aufgrund der Veröffentlichung an und 
überträgt die Durchführung der Bank für internationalen 
Zahlungsausgleich in Basel. 14 

24. Juli 1931 

Die französischen Goldguthaben in London werden abgeho¬ 
ben. Die Folge ist, daß auch die Regierungen anderer Länder 
sich um ihre Londoner Depots Sorge machen und diese 
abrufen. Es handelt sich um bedeutende Beträge. Die britische 
Finanzlage gleicht „der einer Bank, die ihre Konteninhaber 
auszahlen soll, aber ihre Kredite nicht zurückziehen und in 
Bargeld verwandeln kann“ (Hoover). Die Bank von England 
versucht durch Hebung des Zinsfußes Kapital anzuziehen und 
Gold nach England zu bringen. Doch hat dieses Verfahren 
angesichts der um sich greifenden Panik nur geringe Wir¬ 
kung. 15 

27. Juli 1931 

Die einen Monat zuvor gewählte spanische Nationalversamm¬ 
lung tritt erstmals zusammen. Ihre Beschlüsse zum Vorgehen 
gegen die kirchlichen Orden sind derart radikal, daß sich der 
Chef der provisorischen Regierung Zamora zum Rücktritt 
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veranlaßt sieht. An seiner Stelle wird Manuel Azana y Diez 
Ministerpräsident, der Führer der Republikaner (1880 in 
Alcalä de Henares geboren). An den Zuständen in Spanien 
ändert dieser Regierungswechsel wenig, da auch Zamora nicht 
in der Lage war, dem anarchistischen Treiben und offenen 
Terror im Lande Einhalt zu gebieten. 

Juli 1931 

Chaim Weizmann, als Präsident der internationalen Zionisten¬ 
organisation vom Baseler Kongreß abgewählt, übernimmt das 
Präsidium der britischen Zionisten und zugleich den Vorsitz 
des Zentralbüros für die Ansiedlung deutscher Juden. Zu die¬ 
ser Zeit konzentrieren sich jüdische Siedlungen im britischen 
Mandatsgebiet Palästina noch auf bestimmte, nicht im Zu¬ 
sammenhang miteinander stehende Teilgebiete. Weizmanns 
Gegenspieler beim Baseler Kongreß ist Jabotinsky. Bei der 
Auseinandersetzung geht es darum, daß sich Weizmann die 
Festigung der jüdischen Lebensgrundlage in Palästina nur von 
einer allmählichen Durchdringung des Landes und Erarbei¬ 
tung des Bodens verspricht und nicht von politischen Zufällen, 
auf die seine Gegner hoffen. 16 

1. August 1931 

Großbritannien nimmt bei USA-Banken — mit Genehmigung 
der Regierung der Vereinigten Staaten — zunächst 250 
Millionen, dann nochmals 400 Millionen Dollar an privaten 
Bankkrediten auf, da inzwischen eine erneute ernsthafte 
Störung in der Zahlungsfähigkeit eingetreten ist. Beide Aktio¬ 
nen führen jedoch nicht zu einer Beruhigung. Im Gegenteil, 
die Panik bei den Bankkunden in Großbritannien nimmt, 
nachdem die Kreditaufnahme bei den USA-Banken bekannt 
geworden ist, nur noch zu. 17 

19. August 1931 

Die deutsche Reichsregierung hat die durch das Hoover- 
Moratorium (vgl. 20. Juni 1931) bewirkte Pause in den Repa¬ 
rationszahlungen dazu benutzt, die Gläubigemationen zu 
einer eingehenden Untersuchung der deutschen Finanzsitua¬ 
tion und Wirtschaftsentwicklung einzuladen. Daraufhin ist ein 
internationaler Sachverständigenausschuß unter Leitung des 
Engländers Layton zusammengetreten, der am 19. August das 
Ergebnis seiner Analyse veröffentlicht. Es lautet: Deutschland 
wird auch nadi Ablauf des einjährigen Moratoriums nicht in 
der Lage sein, die Reparationszahlungen wieder aufzu¬ 
nehmen. 
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In Ungarn hat das Parlament ein Ermächtigungsgesetz verab¬ 
schiedet, das die Regierung in die Lage versetzt, einschnei¬ 
dende Sparmaßnahmen anzuordnen, um der schweren Finanz¬ 
krise zu steuern, die auch hier als Spätfolge der Auflösung 
der Donaumonarchie in wirtschaftlich nicht autonomiefähige 
Einzelstaaten eingetreten ist. Eine französische Anleihe zur 
Überwindung der Krise wird an die Bedingung geknüpft, 
jegliche Revisionspropaganda gegen die Pariser Vorortverträge 
einzustellen. Daraufhin tritt die Regierung Bethlen zurück. 
Drei Tage darauf bildet Graf Julius Kärolyi eine neue Regie¬ 
rung. 

24. August 1931 

Die Wirtschaftskrise mit 2 Millionen Arbeitslosen in Groß¬ 
britannien führt zur Spaltung des Kabinetts und zum Rück¬ 
tritt der Regierung MacDonald. Dieser kann jedoch bereits 
tags darauf eine neue Koalition aller drei Parteien und eine 
neue Regierung bilden. Allerdings geht die Mehrheit der 
Partei MacDonalds, der Labourparty, nicht mit in diese Koali¬ 
tion hinein sondern in die Opposition. Die Partei spaltet sich. 
Oppositionsführer wird Henderson. Die Regierung ist ge¬ 
zwungen, gestützt auf ein Ermächtigungsgesetz, Steuerer¬ 
höhungen und Sparmaßnahmen zu verordnen. Es kommt zu 
Unruhen in mehreren Teilen des Landes. 

30. August 1931 

Der Gauleiter der Nationalsozialisten in Hessen, Peter Ge- 
meinder, erliegt einem Herzschlag. Obgleich er Katholik war, 
verweigern die katholischen Kirchenbehörden den Angehöri¬ 
gen ein kirchliches Begräbnis des Toten mit der Begründung, 
daß dieser führender Nationalsozialist gewesen sei. Es wird 
damit der Auffassung Ausdruck gegeben, daß ein National¬ 
sozialist nicht katholischer Christ sein könne, ein Standpunkt, 
den die Kirche allerdings nicht aufrecht erhalten kann. 18 

3. September 1931 

Der Druck französischer Finanzinstitute auf Österreich (vgl. 
20. März 1931) hat nach dem Zusammenbruch der österrei¬ 
chischen Creditanstalt (vgl. 11. Mai 1931) nicht nachgelassen. 
Infolgedessen sehen sich die deutsche und die österreichische 
Regierung gezwungen, in Genf ihren Verzicht auf die geplante 
Zollunion bekanntzugeben. Zwei Tage später entscheidet auch 
der Haager Gerichtshof mit 8 gegen 7 Stimmen die Unzuläs¬ 
sigkeit des deutsch-österreichischen Zollunionplanes. Er war 
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in dieser Sache von Frankreich und Großbritannien angerufen 
worden und geht von den Bestimmungen des Versailler 
Vertrages, bzw. von denen des Vertrages von St. Germain 
aus, der einen Zusammenschluß Deutschlands und Österreichs 
ausdrücklich verbietet. 

König Alexander von Jugoslawien erklärt die Periode der Dik¬ 
tatur (des Generals Peter Zivkovii), die er selbst 1929 durch 
einen Staatsstreich eingeleitet hat, um den Zerfall Jugosla¬ 
wiens in Serbien und Kroatien zu verhindern, für beendet. Er 
läßt eine neue zentralistische Verfassung verkünden, die ein 
Zweikammersystem bei Wahlen mit offener, also nicht gehei¬ 
mer Stimmabgabe vorsieht. Nach diesem Wahlsystem wird 
der stärksten Partei die Zweidrittelmehrheit im Parlament 
zuerkannt, eine Regelung, in der bereits der Keim zu den 
kroatischen Bauemunruhen der folgenden Jahre angelegt ist. 


7. September 1931 

Mahatma Gandhi nimmt in London an der zweiten Sitzungs¬ 
periode der sogenannten Round-Table-Konferenz teil, in der 
über den zukünftigen Status der britischen Kronkolonie 
Indien verhandelt wird. Gandhi hat die Reise als Zwischen¬ 
deckpassagier zurückgelegt und erscheint zu einer Audienz 
beim König im Lendenschurz. Die britische Regierung macht 
Zugeständnisse hinsichtlich einer größeren Unabhängigkeit 
Indiens unter anderem von der Gewährung des Wahlrechts 
auch an die Kaste der „Unberührbaren“ (Schudra) abhängig. 
Daran scheitert die Konferenz. Gandhi reist nach Indien 
zurück, beginnt eine neue Kampagne des Ungehorsams (vgl. 
5. März 1931) und wird in deren Verlauf mit anderen Füh¬ 
rern der indischen Unabhängigkeitsbewegung erneut ver¬ 
haftet. 1 * 


15. September 1931 

Im Lande Braunschweig wählt der Landtag mit 20 gegen 19 
Stimmen den Nationalsozialisten Dietrich Klagges zum Innen¬ 
minister. Es ist bereits der zweite nationalsozialistische Innen¬ 
minister in Braunschweig. Ein Jahr zuvor war Dr. Anton Fran- 
zen zum Innenminister gewählt worden, aber am 26. Juli 1931 
nach einer Rüge Hitlers gegen dessen Willen zurückgetreten 
und später auch aus der NSDAP ausgeschieden. Auch Klagges, 
ein westfälischer Förstersohn und Mittelschulrektor, gehörte 
bereits zuvor der braunschweigischen Landesregierung als 
Minister für Volksbildung an. 2 * 
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18. September 1931 

An der südmandschurischen Eisenbahn, die von Japan beim 
Ausbau seiner wirtschaftlichen Investitionen in der Mandschu¬ 
rei verwendet wird, kommt es zu einer Explosion, angeblich 
einem chinesischen Sabotageakt. Daraufhin beginnen japani¬ 
sche Truppen gegen den Willen des japanischen Außenmini¬ 
sters Baron Schidehara mit der Besetzung der Mandschurei. 
Das japanische Offizierskorps war mit dem Ergebnis der 
Londoner Flottenkonferenz (Großbritannien, Japan, USA) im 
Jahre zuvor unzufrieden, neigte daher zur Opposition und 
sah zudem die Position Japans in der Mandschurei durch das 
Erstarken der chinesischen Nanking-Regierung (Tschiang Kai- 
schek) gefährdet. 21 

20. September 1931 

Obgleich die UdSSR-Regierung Japan gegenüber eine Politik 
der strikten Nichteinmischung in den japanisch-chinesischen 
Konflikt um die Mandschurei betreibt und sogar zuläßt, daß 
japanische Truppentransporte über die zum Teil Sowjetruß¬ 
land gehörende chinesische Ostbahn geleitet werden, verurteilt 
die chinesische Kommunistische Partei offiziell das japanische 
Vorgehen in der Mandschurei. Fünf Tage darauf erklärt der 
Erste Kongreß der chinesischen Sowjets sogar, es werde gegen 
die japanische Besetzung der Mandschurei Widerstand gelei¬ 
stet werden. 22 

21. September 1931 

Nachdem Großbritannien bereits im Augsut auf zahlreiche 
ausländische Obligationen, öffentliche wie auch private, die 
Zahlungen einstellen mußte, kann nunmehr die Bank von 
England generell ihren Verpflichtungen gegenüber den aus¬ 
ländischen Gläubigem nicht mehr nachkommen. Die britische 
Regierung muß die Pfundwährung vom Goldstandard lösen 
und abwerten. Die Mehrzahl der europäischen Wertpapier- 
und Warenbörsen schließen. Bolivien, Dänemark, Indien, die 
Niederlande, Norwegen und Schweden stellen die Zahlungen 
in Gold ein. Deutschland, Griechenland, Italien, Österreich 
und Ungarn haben den Zahlungsverkehr bereits zuvor mit 
gleicher Wirkung eingeschränkt. Auch in den USA brechen 
zahlreiche Banken zusammen und es beginnt ein umfangrei¬ 
cher Abzug ausländischer Goldguthaben aus den USA. 23 

Seitdem schwanken die Wechselkurse des britischen Pfundes 
bei autonom festgesetztem Preisniveau. Dem britischen Bei¬ 
spiel folgen Ägypten, Australien, Dänemark, Estland, Indien, 
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Irland, Neuseeland, Norwegen, Palästina, Schweden und Süd¬ 
afrika, später auch Japan und die Tschechoslowakei. Seitdem 
spricht man vom „Sterlingblock“. 

In den USA sanken seit dem Vorjahr bis zu diesem Zeitpunkt 
die Industrieproduktion um 18°/o, die Fabriklöhne um 20°/o 
und die Stammaktienkurse um 40 °/o. 24 

27. September 1931 

Bei den Bürgerschaftswahlen in Hamburg erhalten die Natio¬ 
nalsozialisten etwa 26 °/o der abgegebenen Stimmen und 43 
von 160 Sitzen in der Bürgerschaft. 

September 1931 

Die deutsche Volksgruppe in Riga verliert den Rigaer Dom. 
Er wird von der lettischen Regierung enteignet. In Verbindung 
damit werden der deutschen Volksgruppe in ihrer Betätigungs¬ 
möglichkeit Einschränkungen auferlegt. Die lettische Regie¬ 
rung sieht sich zu einem solchen Vorgehen ermutigt, nachdem 
es der deutschen Regierung der Weimarer Republik in zehn 
Jahren nicht gelungen ist, eine Revision der politischen 
Bestimmungen des Versailler Vertrages zu erreichen. 

9. Oktober 1931 

Nachdem Mitte September in der Steiermark ein Putschver¬ 
such der österreichischen Heimwehr-Organisation niederge¬ 
schlagen werden konnte, finden nunmehr die Präsidentenwah¬ 
len ohne nennenswerte Störungen statt. Der bisherige Bun¬ 
despräsident (seit 1928), der christlich-soziale Wilhelm Miklas, 
geb. 1872 in Krems, wird wiedergewählt. Ein Versuch 
Frankreichs (Andre Tardieu), Österreich unter Ausnutzung 
seiner wirtschaftlichen Notlage in eine von Frankreich gelenkte 
Donauentente einzubeziehen, kommt nicht zum Tragen. 

11. Oktober 1931 

Einen Tag nach dem Empfang Hitlers durch den Reichspräsi¬ 
denten von Hindenburg, der zu keinem Ergebnis führte, 
schließen sich in Bad Harzburg die NSDAP, die Deutschnatio¬ 
nale Volkspartei, der Stahlhelm, Bund des Frontsoldaten, der 
Reichslandbund und der Alldeutsche Verband mit dem Ziel, 
die Regierung Brüning zu stürzen, zur „Harzburger Front“ 
zusammen. An dem Treffen nehmen Hitler, Hugenberg, 
Seldte, Graf Eberhard von Kalchreuth, Justizrat Claß, Dr. 
Hjalmar Schacht, General von Seeckt und Graf von der Goltz 
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teil. Man einigt sich auf einen gemeinsamen Aufruf, der der 
Bereitschaft Ausdruck gibt, im Deutschen Reich und in Preußen 
gemeinsam nationale Regierungen zu bilden. 2 * 

17./18. Oktober 1931 

Auf dem Franzschen Feld in Braunschweig marschieren 
104 000 Mann der nationalsozialistischen Sturmabteilungen 
(SA) und Schutzstaffeln (SS) auf, die mit 38 Sonderzügen und 
etwa 5 000 Lastwagen dorthin befördert worden sind. Hitler 
weiht und übergibt bei dieser Gelegenheit 24 neue Standarten 
insbesondere auch des neugegründeten NS-Kraftfahrer-Korps. 
Sechs Stunden dauert der Vorbeimarsch der teilnehmenden 
Einheiten, vor allem aus dem norddeutschen Raum, in 
Sechser- und Achterreihen an Hitler, Ernst Rohm und Gregor 
Strasser. In der Braunschweiger Altstadt mit ihren ausgedehn¬ 
ten und nahezu undurchdringlichen Elendsquartieren kommt 
es anschließend zu Straßenkämpfen mit kommunistischen 
Gegendemonstranten. 28 

24. Oktober 1931 

Der französische Ministerpräsident Pierre Laval besucht die 
USA, um eine Herabsetzung der französischen Kriegsschulden¬ 
abzahlungen zu erörtern. Da aber Frankreich in USA-Depots 
über genügend Gold verfügt, um seine Schuldentilgung damit 
für mehrere Jahre zu decken, sieht Präsident Hoover keinen 
Grund, auf dieses französische Ansinnen einzugehen, sondern 
fordert Laval auf, im Interesse der Erhaltung einer demokra¬ 
tischen Regierung in Deutschland Frankreichs finanzpolitische 
Maßnahmen gegenüber Deutschland zu mildern. Auch dieser 
Vorfall trägt dazu bei, in amerikanischen Bankkreisen eine 
Animosität gegen die französische Finanzpolitik zu verstärken. 27 

27. Oktober 1931 

Bei den Parlamentswahlen in Großbritannien erringen die 
Konservativen einen bedeutenden Sieg. Damit wird auch die 
Koalitionsmehrheit der Regierung MacDonald gegenüber der 
in die Opposition gegangenen Fraktion der Labourparty (vgl. 
24. August 1931) erheblich gestärkt und erhält eine mehr¬ 
jährige Frist, um die Folgen der Krise zu überwinden und die 
britische Wirtschaft wieder gesunden zu lassen. 

30. Oktober 1931 

Hitler ernennt anstelle des zurückgetretenen Hitlerjugendfüh¬ 
rers Kurt Gruber Baldur von Schirach zum Reichsjugendführer 
der NSDAP, verantwortlich für den NS Studentenbund, die 
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Hitlerjugend und den NS Schülerbund, und unterstellt ihn 
mitsamt diesen drei Organisationen unmittelbar dem Stabs¬ 
chef der SA, Emst Rohm. Damit ist die gesamte nationalso¬ 
zialistische Jugendarbeit einschließlich des studentisch-akade¬ 
mischen Bereichs der SA-Führung eingegliedert. Rohm setzt 
sogleich dieses Unterstellungsverhältnis bis in die Gruppen- 
und Gausturmführungen fort. Die Wirkung auf die Jugend¬ 
führer und in der Studentenschaft in psychologischer Hinsicht 
ist dementsprechend. 28 

31. Oktober 1931 

In dem zwischen dem Iran und Pakistan gelegenen Königreich 
Afghanistan (647 500 Quadratkilometer, damals etwa 11 Mil¬ 
lionen Einwohner) gibt König Nadir Khan, Neffe und Nach¬ 
folger des 1929 ins Exil gegangenen Königs Aman Ullah, dem 
Land eine neue Verfassung. Dabei dient ihm der Iran 
(Persien) und das Reformwerk zum Vorbild, das Schah Reza 
Pehlewi wenige Jahre zuvor dort begonnen hat. Auch Mo¬ 
hammed Nadir nennt sich von nun an Schah statt Khan. Auch 
er beginnt mit Reformen des Regierungssystems, der Verwal¬ 
tung und der Wirtschaft, die es dem Lande ermöglichen sollen, 
unter den neuzeitlichen Bedingungen zu bestehen. 2 * 

5. November 1931 

In Großbritannien bildet sich aufgrund des Wahlergebnisses 
vom 27. Oktober (vgl. dort) wiederum eine Regierung der 
Nationalen Koalition aus Mitgliedern aller drei Parteien unter 
Führung von Premierminister MacDonald, die sich nahezu vier 
Jahre lang zu behaupten vermag und langfristig geplante 
Sanierungsmaßnahmen nicht nur einleiten sondern auch unter 
eigener ständiger Kontrolle erfolgreich zu Ende führen kann. 

13. November 1931 

Auf der Insel Zypern (der kleinasiatisch-türkischen Südküste 
vorgelagert, 9250 Quadratkilometer groß) suspendiert Groß¬ 
britannien nach erneuten heftigen Unruhen der Anschluß-an- 
Griechenland-Bewegung gegen die britische Verwaltung der 
Kronkolonie das Parlament. Der britische Gouverneur über¬ 
nimmt die gesetzgebende Gewalt. Natürlich ist damit der 
Konfliktstoff nicht aus der Welt geräumt. Großbritannien 
hatte die Insel 1878 besetzt und 1914 annektiert. Zuvor hatte 
sie zur Türkei gehört. Die mehrheitlich griechische Bevölke¬ 
rung lehnt sich ebenso gegen das türkische wie gegen das 
britische Element auf und die Unruhen schwelen weiter. 80 
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15. November 1931 

Bei Landtagswahlen in Hessen erhält die NSDAP 37 °/o der 
abgegebenen Stimmen und 27 von 70 Sitzen im Landesparla¬ 
ment. Daraufhin nimmt die hessische Polizei Haussuchungen 
bei führenden Nationalsozialisten vor und findet einen Ak¬ 
tionsplan, der für den Fall einer kommunistischen Regierungs- 
Übernahme einen nationalsozialistischen Staatsstreich vorsieht. 
Es stellt sich heraus, daß nur Mitglieder der hessischen Gau¬ 
leitung der NSDAP, aber weder Hitler noch die Reichsleitung 
der Partei von diesem Entwurf Kenntnis gehabt haben, und 
der Reichsanwalt stellt die eingeleiteten Ermittlungen ein. 31 

3. Dezember 1931 

In El Salvador, dem kleinsten aber am dichtesten besiedelten 
Staate Mittelamerikas beseitigt ein Militärputsch die Regierung. 
Zum vorläufigen Präsidenten des 21 390 Quadratkilometer 
großen Landes wird von der Offiziers-Junta, die den Putsch 
durchgeführt hat, General Martinez eingesetzt. Er erweist sich 
in der Folgezeit, in der langandauernde kommunistische 
Unruhen ausbrechen, als standfest und kann später seine 
Amtszeit mehrfach verlängern. 32 

6. Dezember 1931 

Der spanische Staat beginnt sich unter der Regierung Azana 
aufzulösen. In der Stadt Barcelona wird eine Autonomie der 
bisherigen Provinz Katalonien proklamiert. Die regionalisti- 
schen Bestrebungen, die bereits aus dem XIX. Jahrhundert 
herrühren, erfahren nun, nachdem die alle historischen Land¬ 
schaften Spaniens bindende Kraft der gemeinsamen Monarchie 
fortgefallen ist, eine Wiederbelebung und drängen zur Eigen¬ 
staatlichkeit. Auch in den baskischen Provinzen kommen 
ähnliche Tendenzen zum Tragen und bilden Jahre später, 
während des spanischen Bürgerkrieges einen nachhaltig wirk¬ 
samen Faktor zugunsten der Roten. 

8. Dezember 1931 

Die deutsche Reichsregierung unter Brüning erläßt durch 
Notverordnung laut Art. 48 Abs. 2 der Weimarer Verfassung 
ein allgemeines Verbot, Uniformen und politische Abzeichen 
zu tragen. Sie will damit das Ausmaß der Straßenkämpfe zwi¬ 
schen den militanten Organisationen der politischen Parteien 
einschränken und Brüning verbindet das Verbot mit einem be¬ 
schwörenden Aufruf zur Einigkeit angesichts der zu meisternden 
außenpolitischen und wirtschaftlichen Probleme. Tatsächlich 
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dient aber gerade dieser Aufruf und das Uniformverbot der 
nationalsozialistischen Propaganda, die daran die Unfähigkeit 
der Regierung demonstriert. 33 

9. Dezember 1931 

Die republikanische Regierung Spaniens Azana verkündet — 
offenbar unter dem Eindruck der drei Tage zuvor erfolgten 
Autonomieerklärung Kataloniens —- acht Monate nach dem 
Rücktritt König Alfons XIII. eine demokratische Verfassung. 
Zum Präsidenten der Republik Spanien wird tags darauf 
aufgrund dieser Verfassung Alcala Zamora y Torres gewählt 
(vgl. 14. April und 27. Juli 1931). 

10. Dezember 1931 

Nachdem die Japaner bei der Besetzung der Mandschurei 
entscheidende Fortschritte erzielt haben, beschließt der Völ¬ 
kerbundsrat in Genf, eine gemischte Kommission einzusetzen, 
die den chinesisch-japanischen Konflikt untersuchen soll. Die 
Kommission setzt sich aus Vertretern Deutschlands, Frank¬ 
reichs, Großbritanniens, Italiens und der USA zusammen. Den 
Vorsitz führt der Engländer Lytton. Die Kommission wird 
dreiviertel Jahr dazu benötigten, ihren Bericht, den Lytton- 
Bericht fertigzustellen. 

Am gleichen Tage setzt die deutsche Reichsregierung des 
Reichskanzlers Brüning angesichts von 5,6 Millionen Arbeits¬ 
losen ihre Bemühungen fort, der allgemeinen Wirtschaftskrise 
Herr zu werden und bestimmt den Leipziger Oberbürgermei¬ 
ster Dr. Goerdeler (vgl. 20. Juli 1944) zum Reichskommissar 
für Preisüberwachung. Goerdeler erhält entsprechende Voll¬ 
machten und verfügt in der Folgezeit insbesondere Lohn- und 
Gehaltskürzungen. Die reale Wirkung bleibt gering, die 
psychologische Wirkung ist negativ und gibt der nationalso¬ 
zialistischen Propaganda weitere Nahrung. 

11. Dezember 1931 

Die Konferenz des Britischen Empire gibt in der Londoner 
Westminster-Hall dem Britischen Commonwealth in Gestalt 
des Westminster-Statuts seine künftige politische Form und 
setzt damit den völkerrechtlichen und verfassungsmäßigen 
Status der Dominions fest. Sie greift dabei auf die sogenannte 
„Balfourformel“ zurück, die bereits auf der vorigen Empire¬ 
konferenz im Oktober/November 1926 erarbeitet worden war. 
Den Dominionstatus erhalten zunächst Kanada, der Austra¬ 
lische Bund, Neuseeland, die Südafrikanische Union, der 
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Irische Freistaat und Neufundland. In der Balfour-Formel 
heißt es, die Dominions seien „vereinigt durch eine gemein¬ 
same Treuepflicht gegenüber der Krone und frei verbunden als 
Mitglieder des British Commonwealth of Nations“. 54 

16. Dezember 1931 

Als Gegengründung gegen die Harzburger Front der Natio¬ 
nalen Verbände in Deutschland und der Nationalsozialisten 
(vgl. 11. Oktober 1931) schließen sich die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands, das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, die 
Gewerkschaften und die Arbeiter-Sportverbände zur „Eisernen 
Front“ zusammen, um auch ihrerseits angesichst der ständig 
zunehmenden Gewaltsamkeit der politischen Auseinanderset¬ 
zung über ein schlagkräftiges Instrument zu verfügen. Als 
Uniform trägt die Eiserne Front zumeist die Windjacken des 
Reichsbanners, als Abzeichen drei schräg nach unten zeigende 
Pfeile. Die Kommunisten schicken vor allem ihren Rotfront¬ 
kämpferbund ins Treffen (graue Hemden, rote Halstücher, 
graue Schirmmütze mit Sturmriemen) oder ihre „Antifa“- 
Einheiten im schwarzen Hemd mit weißer Paspelierung. 

31. Dezember 1931 

In Deutschland erläßt der Reichsführer SS Heinrich Himmler 
für seine Schutzstaffel-Mitglieder einen Befehl, nach dem diese 
künftig, wenn sie heiraten wollen, um Heiratsgenehmigung 
nachzusuchen haben, die „einzig und allein nach rassischen 
und erbgesundheitlichen Gesichtspunkten erteilt oder verwei¬ 
gert wird“. Wer trotz Verweigerung einer Heiratsgenehmi¬ 
gung heiraten will, kann aus der SS austreten oder wird aus 
ihren Listen gestrichen. Mit der Prüfung der eingehenden 
Gesuche wird das Rasse- und Siedlungsamt beim Reichsführer 
SS unter Leitung von Dr. Horst Rechenbach betraut, der 
später auch die Leitung der Reichsstelle für auswärtige 
deutsche Bauemsiedler übernimmt.® 5 

noch 1931 (ohne nähere Datierung) 

Unter der Präsidentschaft von Getulio Domeies Vargas (seit 
1930) veranlassen die Wirtschaftsgremien Brasiliens die Ver¬ 
nichtung der gesamten Kaffee-Ernte des Jahres. Es soll damit 
der Versuch unternommen werden, den Weltmarktpreis für 
das wichtigste brasilianische Exportgut auf dem Stand des 
Vorjahres zu halten. Der Versuch mißlingt, der Kaffeepreis 
sinkt weiter ab, weil der brasilianische Anteil am Kaffee- 
Welthandel nicht groß genug ist, vor allem aber weil der Preis 
nicht allein durch das Angebot bestimmt, sondern im Rahmen 
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des wachsenden nordamerikanischen Einflußes in Südamerika 
manipuliert wird. Vargas’ Bemühungen um eine größere 
wirtschaftliche und politische Eigenständigkeit Brasiliens sind 
zum Scheitern verurteilt. 

Der Haager Gerichtshof entscheidet, daß Polen verpflichtet ist, 
den Danziger Hafen in seiner Kapazität voll auszunutzen. Der 
Güterumschlag in Danzig war zurückgegangen, seit Polen 
1929 den Hafen Gdingen ausgebaut und vor Danzig bevor¬ 
zugt hatte. Der Völkerbundskommissar war daher den Dan¬ 
ziger Behörden behilflich, die Frage vor den Haager Ge¬ 
richtshof zu bringen, der sie zugunsten der Stadt entscheidet. 
Der Hafen Gdingen soll danach erst für denjenigen Teil des 
polnischen Güterumschlags herangezogen werden, der von den 
Danziger Hafenanlagen nicht mehr verkraftet werden kann. 96 

Die deutschen Chemiker Karl Bosch und Friedrich Bergius 
erhalten für ihre Methode der Kohleverflüssigung, das heißt 
der Benzingewinnung aus Kohle, den Nobelpreis für Chemie. 
Das Verfahren ist politisch bedeutsam, da es trotz hoher 
Kosten bei ausreichenden eigenen Kohlevorkommen vom 
internationalen Mineralölhandel unabhängig machen kann. 
Aus diesem Grunde wird auch seine Anwendung in Deutsch¬ 
land nach 1945 durch die Siegermächte des 2. Weltkrieges 
verboten. Nicht zuletzt dieses Verbot führte dann dazu, daß 
in den sechziger Jahren zahlreiche westdeutsche Kohleberg¬ 
werke stillgelegt und auf lange Sicht unbrauchbar gemacht 
wurden.* 7 

Albert Einstein, der Leiter des Kaiser-Wilhelm-Instituts für 
Physik in Berlin von 1914 bis 1933, fördert die Tätigkeit der 
„Internationale der Kriegsdienstverweigerer“, die zu diesem 
Zeitpunkt noch in allen Staaten unter Strafe steht. Einstein 
wird später einen wesentlichen Anstoß zum Bau der ersten 
Atombomben geben und dann aus ihrem Vorhandensein die 
Notwendigkeit einer Weltregierung ableiten, da nur eine 
Weltregierung die Selbstvernichtung der Erde durch Einsatz 
dieser Waffe abwenden könne. Alle diese Aktivitäten Einsteins 
sind erst im Zusammenhang miteinander verständlich. 38 

Robert Kempner, später (1945/46) Anklagevertreter der USA 
in den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen, empfiehlt in 
seiner Eigenschaft als Justitiar der Preußischen Polizei in 
Berlin eine Strafverfolgung und Ausweisung Hitlers wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat, sowie die Auflösung der 
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noch 1931 (ohne nähere Datierung) 

NSDAP. Kempner war zuvor maßgeblich am Entwurf des 
Preußischen Polizeiverwaltungsgesetzes beteiligt und zugleich 
Dozent am Preußischen Polizeiinstitut sowie an der Hoch¬ 
schule für Politik. Er wird Deutschland erst 1935 verlassen 
und sich 1939 in den Vereinigten Staaten niederlassen. 39 

Die Grenzstreitigkeiten zwischen den südamerikanischen 
Staaten Ecuador und Kolumbien, aus dessen Territorium 
Ecuador erst 1830 herausgelöst wurde, können endgültig bei¬ 
gelegt werden. Sie haben sechs Jahre, seit 1925, angedauert. 

In der mittelamerikanischen Republik Guatemala, die unmit¬ 
telbar an Mexiko angrenzt und deren Bevölkerung zu 53 °/o 
aus Indianern, zu 44% aus Mischlingen besteht, wirft sich 
Jorge Uboco zum Diktator auf und kann sich vierzehn Jahre 
lang an der Macht halten.“ 

Im britischen Mandatsgebiet Transjordanien (heute Jordanien) 
stellt der englische General Glubb (John Bagot, geb. 1897 in 
Preston) die sogenannte „Wüstenpatrouille“ oder auch „Ara¬ 
bische Legion“ auf, deren Führung er ein viertel Jahrhundert 
hindurch behalten wird und mit der er u. a. auch am Kriege 
der arabischen Staaten gegen den neugegründeten Staat Israel 
1948/49 teilnehmen wird. 

In Auswirkung des Westminster-Statuts (vgl. 11. Dezember 
1931) erhält Kanada nunmehr die uneingeschränkte Autono¬ 
mie, insbesondere das Recht einer eigenen Gesetzgebung. In 
Artikel 3 des Statuts heißt es, „daß das Parlament eines 
Dominions volles Recht hat, Gesetze zu machen, die Wirkun¬ 
gen außerhalb der Grenzen dieses Dominions hervorrufen“, 
und in Art. 4 umgekehrt: „Kein Gesetz, das nach Inkrafttreten 
dieses Statuts vom Parlament des Vereinigten Königreichs 
erlassen wird, soll sich auf ein Dominion als Teil des Rechtes 
dieses Dominions erstrecken . . .“ 41 

Gegen die Regierung des bereits seit 1847 unabhängigen 
westafrikanischen Küstenstaates Liberia wird vor dem Völker¬ 
bund in Genf Anklage wegen sklavereiähnlichen Verhältnis¬ 
sen in den Plantagenbetrieben, insbesondere im Landes¬ 
inneren erhoben, wo die faktisch besitzlose Bevölkerung von 
der an der Küste lebenden besitzenden Oberschicht in ähn¬ 
licher Weise ausgebeutet werde, wie einst die Vorfahren dieser 
Oberschicht in den Vereinigten Staaten vor Aufhebung der 
Sklaverei. Es wird eine Untersuchung beschlossen, deren 
Ergebnisse aber nicht bekannt geworden sind. 42 
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In Norwegen wird Vidkun Quisling (geb. 1887 in Fyredal/ 
Telemarken) zum Kriegsminister ernannt. Unmittelbar zuvor 
war er noch als Geschäftsführer der Nansenhilfe in den Hun¬ 
ger- und Typhusgebieten der Sowjet-Ukraine tätig, um die 
internationalen Hilfssendungen persönlich dorthin zu leiten, 
wo sie am dringendsten benötigt wurden. Für diese Rettungs¬ 
aktionen zeichnete ihn die UdSSR öffentlich aus. Zugleich aber 
eignete sich Quisling in diesen Jahren eine sehr fundierte 
Kenntnis der Sowjetunion und ihrer Regierung an, von deren 
Territorium Norwegen zu dieser Zeit nur durch den schmalen 
finnischen Petsamo-Streifen getrennt ist, und vermag daher 
die Gefährlichkeit dieses Nachbarn als norwegischer Kriegs¬ 
minister richtig einzuschätzen. 43 

Im nördlichen Teil Rhodesiens, das zu dieser Zeit noch zum 
britischen Kolonialbesitz gehört, dem heutigen Sambia, wird 
mit der Ausbeute der Kupfervorkommen begonnen. Der soge¬ 
nannte „Copperbelt“ zieht sich 150 Kilometer weit und 50 
Kilometer breit zwischen Ndola und Katanga hin. Zur Ver¬ 
schiffung des Erzes ist Großbritannien weitgehend auf portu¬ 
giesische Häfen in Mozambique angewiesen. 

Gleichzeitig wird nördlich des Viktoria-Sees die Bahnstrecke 
fertiggestellt, die von Nairobi in Britisch-Ostafrika (Kenia) 
nach Kampala in Buganda (Uganda) führt. Damit besteht nun¬ 
mehr Bahnverbindung zwischen dem Nordurfer des Viktoria¬ 
sees und dem Hafen Mombasa am Indischen Ozean. 
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1932 


7. Januar 1932 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika richten durch ihren 
Außenminister Henry L. Stimson eine Note an China und 
Japan die weitere Entwicklung in der Mandschurei betreffend, 
die sogenannte „Stimson-Doktrin. Darin heißt es, die USA 
seien nicht gewillt, vollendete Tatsachen hinzunehmen, und 
würden Gebietsveränderungen, die aufgrund kriegerischer 
Ereignisse eingetreten seien, nicht anerkennen. Die Note er¬ 
regt in Japan naturgemäß lebhaften Unwillen. 1 

8. Januar 1932 

Der französische Außenminister Aristide Briand tritt aus 
Altersgründen zurück (geb. 1862 in Nantes). Er hat nur noch 
wenige Wochen zu leben (f Paris 7. März 1932). Seit 1906 
gehörte er der Regierung Frankreichs an, 1909 wurde er zum 
erstenmal Ministerpräsident. Auch während des 1. Weltkrieges 
leitete er vom Oktober 1915 bis zum März 1917, das heißt in 
den für Frankreich kritischsten Jahren, als Regierungschef die 
Politik seines Landes. 2 

21. Januar 1932 

Sowjetrußland schließt mit Finnland einen Nichtangriffspakt 
der Art, wie es ihn zuvor bereits mit der Türkei (1925), 
Litauen (1926), Persien (1927) und Afghanistan (1931) ge¬ 
schlossen hat und in den folgenden Monaten mit weiteren 
Ländern schließen wird. Rußlands Absicht, durch ein System 
solcher Verträge die Beziehungen zu seinen Nachbarstaaten zu 
verbessern, erklärt sich teils aus inneren Schwierigkeiten, die 
durch die Vernichtung des Bauernstandes entstanden sind, 
teils durch die Entwicklung in Ostasien. 3 

27. Januar 1932 

Der Führer der Nationalsozialistischen Partei in Deutschland, 
Adolf Hitler, spricht auf Veranlassung Fritz Thyssens vor dem 
Industrieklub in Düsseldorf. Es gelingt ihm, namhafte deut¬ 
sche Industrieführer von der Notwendigkeit und Nützlichkeit 
seiner politischen Ziele zu überzeugen. Doch reicht die finan¬ 
zielle Unterstützung, die er von dieser Seite erhalten kann, 
in der entscheidenden Phase der Machtübernahme nicht aus. 4 

2. Februar 1932 

In Genf wird nach zwölfjähriger Pause die Abrüstungskon¬ 
ferenz von neuem eröffnet. Frankreich macht eine Abrüstung 


USA 

CHINA 

JAPAN 

MANDSCHUREI 

STIMSON- 

DOKTRIN 


FRANKREICH 

BRIAND 


UdSSR 

FINNLAND 


DEUTSCHLAND 

NATIONAL¬ 

SOZIALISMUS 


ABRÜSTUNG 


1. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Hannover Dezember 1970 


29 



UdSSR 

LETTLAND 


USA 


MANDSCHUKUO 

JAPAN 

CHINA 


von Sicherheitsgarantien abhängig, die es zuvor erhalten 
müsse. Deutschland fordert nunmehr die allgemeine Ab¬ 
rüstung aller, nachdem es selbst bereits entwaffnet sei. Die 
USA legen ins einzelne gehende Abrüstungsvorschläge vor. 
Doch zeigt sich, daß die verschiedenen Standpunkte sich auch 
diesesmal nicht auf einen Nenner werden bringen lassen. 

5. Februar 1932 

Sowjetrußland schließt mit Lettland einen Nichtangriffspakt 
wie zuvor mit Litauen und Finnland ab (vgl. 21. Januar 1932). 
Darin verpflichten sich beide Teile, sich gegenseitig aller 
aggressiven Handlungen zu enthalten und auch im Falle eines 
Angriffes durch einen dritten Staat auf einen der Vertrags¬ 
partner dem Angreifer keinerlei mittelbare oder unmittelbare 
Hilfe zu leisten, endlich auch an keinem Abkommen mit 
Dritten teilzunehmen, das eine offensichtlich aggressive Ten¬ 
denz gegen einen der beiden Vertragspartner enthält. 5 Der 
Wert dieser Art von Verträgen für den jeweils schwächeren 
Partner wird am anschaulichsten durch das spätere Schicksal 
der baltischen Staaten um 1940 demonstriert. 

7. Februar 1932 

Das Schatzamt der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(Minister Mills) teilt dem Präsidenten Hoover mit, daß die 
amerikanischen Banken für Goldabhebungen aus dem Ausland 
nur noch Gold im Werte von etwa 300 Millionen Dollar frei 
verfügbar haben, dem ein Betrag von rund einer Milliarde 
jederzeit abrufbarer ausländischer Goldguthaben in den USA 
gegenübersteht. Diese Situation droht die USA zum Abgehen 
vom Goldstandard zu zwingen (vgl. 27. Februar 1932). 9 

18. Februar 1932 

Die von japanischen Truppen besetzte und der japanischen 
Wirtschaft erschlossene Mandschurei proklamiert ihre Unab¬ 
hängigkeit (von China) und stellt sich unter japanisches 
Protektorat. Der letzte Nachkomme der Mandschu-Dynastie, 
Pu Ji, wird zum Präsidenten des neuen Staates Mandschukuo 
gemacht. Die Wirtschaft des Landes erlebt in der Folgezeit 
eine zuvor unbekannte Blüte. Gleichzeitig beantwortet Japan 
den von der chinesischen Nanking-Regierung (Tschiang Kai- 
schek) gegen japanische Einfuhren verhängten Boykott mit 
Truppenlandungen in Schanghai. Es kommt zu monatelangen 
Kämpfen um die Stadt und in der Stadt, die dabei zum Teil 
zerstört wird. 


30 



20. Februar 1932 

Das Politbüro der Sowjetunion in Moskau beschließt, dem 
Schöpfer der „Roten Armee“ Lew Dawidowitsch Bronstein, 
genannt Trotzki, der sich zu dieser Zeit bereits im Exil in der 
Türkei aufhält, sowie seiner Frau und seinem Sohn Sedow 
die sowjetrussische Staatsbürgerschaft abzuerkennen. Künftig 
kann jeder, der von Rußland aus noch Verbindung zu Trotzki 
unterhält, unter Anklage des Hoch- und Landesverrats gestellt 
werden. 7 

25. Februar 1932 

Der Führer der deutschen Nationalsozialisten, Hitler wird auf 
Antrag des braunschweigischen Innenministers, des National¬ 
sozialisten Dietrich Klagges, vom Staatsministerium zum 
braunschweigischen Regierungsrat ernannt und damit deut¬ 
scher Staatsangehöriger, um für die Reichspräsidentenwahlen 
kandidieren zu können. Herbert Wehner, seit 1930 stellvertr. 
Fraktionsvorsitzender der Kommunistischen Partei im sächsi¬ 
schen Landtag, versucht in Braunschweig einen Volksentscheid 
gegen Klagges zustandezubringen, scheitert aber dabei. 8 

27. Februar 1932 

Mit drei Monaten Verspätung nehmen in den Verinigten 
Staaten Senat und Repräsentantenhaus auf Betreiben Präsi¬ 
dent Hoovers ein Gesetz an, das es den Federal Reserve Ban¬ 
ken erlaubt, Staatsobligationen für die (zu 60 °/o nicht aus 
Gold bestehende) Währungsdeckung heranzuziehen (Glass- 
Steagall-Act). Auf diese Weise wird Gold für ausländische 
Forderungen frei und das Festhalten am Goldstandard (d. h. 
an der 40prozentigen Golddeckung des Dollars) ermöglicht, 
(vgl. 7. Februar 1932). 9 

Februar 1932 

In den großen Städten Spaniens organisieren die Kommuni¬ 
sten auf Anweisung der Komintern zusätzliche Unruhen, die 
den ohnehin herrschenden Links-Terror zur Anarchie zu stei¬ 
gern suchen, um die Entwicklung auf eine Regierungsüber¬ 
nahme durch die Kommunisten hin voranzutreiben. 

1. März 1932 

Leo Trotzki (vgl. 20. Februar 1932) beantwortet seine Aus¬ 
bürgerung aus der UdSSR von seinem Exilwohnort, der Insel 
Prinkipo bei Istanbul aus mit der Veröffentlichung eines 
Offenen Briefes an das Präsidium des Zentralkomitees der 
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KPdSU in seiner Zeitschrift „Bulletin der Opposition“ Nr. 27. 
Darin heißt es u. a.: „ ... Es ist Zeit, vom Mythos Stalin 
Abschied zu nehmen. Stalin hat Euch in eine Sackgasse hin¬ 
eingeführt. Man kann nur dadurch aus ihr wieder herausfinden, 
daß man die ganze Staliniade liquidiert ... Man muß endlich 
den dringenden Rat Lenins erfüllen: entfernt Stalin!“ 10 

4. März 1932 

Nach mehrfachen vergeblichen Aufforderungen des Präsiden¬ 
ten der USA Hoover an den Gouverneur des Staates New 
York, F. D. Roosevelt und die Börsendirektoren, die Satzungen 
der Börsen zu ändern, um Manipulationen von Wertpapieren 
künftig unmöglich zu machen, erzwingt der Präsident beim 
Senat eine Untersuchung durch den Senatsausschuß für Bank¬ 
wesen und Währungsfragen. Sie enthüllt u. a., daß Direktoren 
großer Aktiengesellschaften und Banken ihre eigenen Wert¬ 
papiere manipuliert und mit ihnen spekuliert hatten. Die Vor¬ 
sitzenden der Chase National Bank und der National City Bank 
of New York, Wiggin und Mitchell, müssen von ihren Posten 
zurücktreten. 11 

6. März 1932 

Die antikommunistische Bauernbewegung in Finnland, die 
Lappobewegung (nach dem finnischen Kirchspiel Lappo be¬ 
nannt), versucht erneut einen Putsch, um sich der Regierung 
zu bemächtigen. Der Putsch schlägt fehl und die Lappobe¬ 
wegung wird aufgelöst, bleibt aber im Untergrund aktiv. 

9. März 1932 

Das polnische Parlament in Warschau, der Sejm, beschließt 
ein Gesetz, das Marschall Pilsudski und seine Regierung 
ermächtigt, rechtskräftige Verordnungen auch ohne Parla¬ 
mentsbeschluß zu erlassen. 

12. März 1932 

Der schwedische Finanzmagnat Ivar Kreuger, der seit Ende 
der zwanziger Jahre europäischen Staaten hohe Anleihen 
gegen Überlassung von Staatsmonopolen, insbesondere Zünd¬ 
holzmonopolen, gewährte, wird in seiner Pariser Wohnung, 
Avenue Victor Emanuel III. Nr. 5, erschossen aufgefunden. 
Offensichtlich soll ein Selbstmord vorgetäuscht werden, doch 
ist dies auf unzulängliche Weise geschehen. Zum Selbstmord 
lag kein Anlaß vor, im Gegenteil: Kreuger stand im Begriff, 
gefährliche Baisse-Angriffe auf die Papiere seines Konzerns 
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Kreuger & Toll erfolgreich zu überwinden und seinen Geg¬ 
nern wegen unerlaubter Machenschaften den Prozeß zu 
machen. Gegner hatte sich Kreuger vor allem dadurch gemacht, 
daß er mit seinen Anleihen großen Banken, darunter auch 
J. P. Morgan, durch annehmbarere Bedingungen den Rang 
ablief. In Paris hatte vor allem Daniel Dreyfus auf eine Baisse 
der Kreugerpapiere hingewirkt (vgl. 24. Mai 32). 12 

13. März 1932 

Bei den Reichspräsidentenwahlen in Deutschland erhält Hin- 
denburg 49,6 % der abgegebenen Stimmen, Hitler 30,1 °/o, 
der Kommunist Thälmann 13,3 °/o und der Kandidat der 
Deutschnationalen Volkspartei, der Stahlhelmführer Duester- 
berg 6,9 %>. Da Hindenburgs Stimmenanteil unter 50 °/o ge¬ 
blieben ist, wird ein zweiter Wahlgang notwendig. Er wird 
für den 10. April angesetzt. 

März 1932 

Nachdem Großbritannien aufgrund des Westminster-Statuts 
(vgl. 11. Dezember 1931) dem Dominion Irland (Südirland) 
erweiterte gesetzgebende und Exekutivgewalt zugestanden 
hat, erringen die irischen Republikaner einen Wahlsieg und 
Eamon de Valera übernimmt -— nach zehnjähriger Opposition 
— wieder die Regierung. Er strebt konsequent die gänzliche 
Lösung Irlands vom britischen Empire, die Errichtung von 
Schutzzöllen sowie die Vereinigung Südirlands mit Nord¬ 
irland (Nord-Ulster) an und verweigert nach wie vor den Eid 
auf die britische Krone. 

In Südamerika erklärt Paraguay Bolivien den Krieg. Es ist 
die Folge jahrelanger Grenzstreitigkeiten im nördlichen Teil 
des Gran Chaco, dem sogenannten Chaco Boreal. Dabei geht 
es Bolivien um Zugang zum schiffbaren Teil des Rio Paraguay, 
also um eine Wasserstraße zum Meer. Vermittlungsversuche 
des Völkerbundes und der panamerikanischen Konferenz 
haben den Konflikt nicht beilegen können. Bolivien erleidet 
schwere Niederlagen, die zu mehreren Militärputschen Anlaß 
geben. Der verlustreiche Krieg zieht sich zwei Jahre hin. 

Im Rahmen des Tardieuplanes (vgl. 9. Oktober 1931) bietet 
Frankreich der Tschechoslowakei eine Anleihe in Höhe von 
600 Millionen Franc an. Der tschechoslowakische Regierungs¬ 
chef Eduard Benesch macht aber seine Mitarbeit am Zustande¬ 
kommen einer Donau-Entente von der Beteiligung Deutsch¬ 
lands und Italiens abhängig. Eben das will Frankreich nicht. 
Der Tardieuplan scheitert. 
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5. April 1932 

Die chinesische Sowjetrepublik (in der Provinz Kiangsi) er¬ 
klärt Japan den Krieg. Gleichzeitig nimmt Sowjetrußland mit 
der neuen japanischen Staatsgründung in der Mandschurei 
(Mandschukuo) Verhandlungen auf und erkennt sie damit de 
facto an. Der Gegensatz zwischen der politischen Zielsetzung 
Mao Tse-tungs und Stalins wird bereits zu diesem frühen 
Zeitpunkt deutlich erkennbar. Er führt auch zu Gegensätzen 
innerhalb des chinesischen Kommunismus. 13 

6. /8. April 1932 

In London treffen Vertreter Deutschlands, Frankreichs, Groß¬ 
britanniens und Italiens zu einer Konferenz über Donaufragen 
zusammen. Bei dieser Gelegenheit greift der französische 
Ministerpräsident Andre Tardieu seinen alten Plan noch 
einmal auf, den Donauraum unter Einbeziehung Österreichs 
(vgl. 9. Oktober 1931) aber ohne Deutschland und Italien 
durch ein entsprechendes Vertragssystem zusammenzufassen. 
Er kann sich jedoch mit seinem Plan auch auf dieser Konferenz 
nicht durchsetzen. 

10, April 1932 

Im zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahlen in 
Deutschland erhält Hindenburg 53 % der abgegebenen Stim¬ 
men. Hitler erhält 36,7% und Thälmann 10,2%. Den Ver¬ 
trauensbeweis, den das Volk damit Hindenburg erwiesen hat, 
bezieht Brüning auf sich bzw. seine Regierung und glaubt, 
nun zu einem entscheidenden Schlag gegen die Nationalsozia¬ 
listen ausholen zu können. 

13. April 1932 

Auf Betreiben des deutschen Reichswehrministers Groener 
erläßt die Regierung Brüning, gestützt auf Artikel 48 Abs. 2 
der Reichsverfassung, ein Verbot der Sturmabteilungen (SA) 
und Schutzstaffeln (SS) der NSDAP. Schleicher läßt Hitler 
mitteilen, er sei gegen das Verbot. Kronprinz Wilhelm von 
Hohenzollern nennt die Maßnahme in einem Schreiben an 
Groener „unverständlich“. Sie müsse das Vertrauen der 
nationalen Kreise zum Reichswehrministerium „auf das 
schwerste erschüttern“. 14 

24. April 1932 

Bei den Landtagswahlen in den deutschen Ländern Anhalt, 
Bayern, Hamburg, Preußen und Württemberg erhält die 
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NSDAP durchschnittlich 34,8 °/o der abgegebenen Stimmen. 
In Anhalt (41,6%) bildet sie die Landesregierung. Dr. Frey¬ 
berg wird erster nationalsozialistischer Ministerpräsident. In 
Preußen verfügt die sozialdemokratische Regierung Braun-Se- 
vering nun über keine Mehrheit im Landtag mehr. National¬ 
sozialisten und Kommunisten zusammen besetzen über die 
Hälfte der Sitze. 15 

4. Mai 1932 

Sowjetrußland schließt im Rahmen der Regelung seines Ver¬ 
hältnisses zu seinen Nachbarstaaten auch mit Estland einen 
Nichtangriffspakt wie zuvor sdion mit Finnland und den 
anderen baltischen Staaten Litauen und Lettland (vgl. 5. Fe¬ 
bruar 1932). le 

7. Mai 1932 

In Frankreich wird Staatspräsident Paul Doumer kaum ein 
Jahr nach seinem Amtsantritt (vgl. Juni 1931) von einem rus¬ 
sischen Emigranten erschossen. Sein Nachfolger wird am 

10. Mai 1932 

Albert Lebrun (geb. 1871 in Mercy-le-Haut), der in den Jah¬ 
ren 1911 bis 1919 mehrfach der Regierung angehörte und 
acht Jahre im Amt bleiben wird, bis er nach der Einnahme 
von Paris durch die Deutschen abdankt. 17 

12. Mai 1932 

Der deutsche Reichswehrminister Groener tritt zurück, nach¬ 
dem er im Reichstag im Zusammenhang mit dem Verbot der 
nationalsozialistischen SA Gegenstand spöttischer Kritik ge¬ 
worden ist und auch die Führung der Reichswehr (Schleicher 
und v. Hammerstein-Equord) ihm das Vertrauen entzogen hat, 
ihm sogar den Rücktritt empfahl. Brünings Versuch, Groener 
zu halten, führt im Reichstag zu Tumultszenen, so daß 
Groener schließlidr die Konsequenzen zieht. 18 

16. Mai 1932 

Der japanische Ministerpräsident Ki Inukai wird von einem 
jungen Offizier ermordet. Teile des japanischen Offizierskorps 
huldigen im Zusammenhang mit dem Vorgehen Japans in 
China einem schrankenlosen Imperialismus, der die Notwen¬ 
digkeiten und Möglichkeiten der Außenpolitik außer acht läßt. 
Gleichzeitig fordert die japanische Wirtschaftspolitik nach dem 
Abgehen vom Goldstandard und der Abwertung des Yen mit 
entsprechender Exportausweitung durch Dumping-Preise zahl¬ 
reiche Staaten zu Schutzmaßnahmen heraus. 
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20. Mai 1932 

In Österreich beauftragt Bundespräsident Miklas den christ¬ 
lich-sozialen Engelbert Dollfuß (geb. 1892 in Texing) mit der 
Bildung eines neuen Kabinetts. Dollfuß gehörte der österrei¬ 
chischen Regierung seit 1931 als Landwirtschaftsminister an 
und beginnt als Bundeskanzler unverzüglich mit dem Aufbau 
eines katholischen Ständestaats. 

24. Mai 1932 

Zehn Wochen nach dem Tode Ivar Kreugers (vgl. 12. März 
1932) gelingt es seinen Gegnern, gegen den Widerstand der 
Aktionäre den Konzern Kreuger & Toll in Konkurs gehen zu 
lassen. Um die Direktoren des Konzerns einzuschüchtem und 
den Widerstand des schwedischen Ministerpräsidenten Per 
Albin Hansson zu überwinden, hatten die Rechtsanwälte 
Stenbeck und Ohlsen, die im Aufträge des Bankhauses Wal¬ 
lenberg tätig waren, die Falschmeldung verbreitet, Kreuger 
habe in seine Bilanz gefälschte italienische Staatsobligationen 
eingesetzt. Die an dieser Campagne beteiligten Banken, 
darunter Wallenbergs Enskilda-Bank, erwerben während des 
Konkurses Papiere von Kreuger-Untemehmen für einen 
Brucheil des Wertes und verdienen später daran Hundert- 
Millionenbeträge. Doch ist das nicht der einzige Zweck ihres 
Vorgehens. Es soll ein Exempel statuiert werden: Außenseiter 
werden im internationalen Staatsanleihen-Geschäft nicht gedul¬ 
det. Wallenberg handelte durchaus im Sinne von J. P. Morgan, 
mit dem auch Geschäftsverbindungen bestanden. 19 

25. Mai 1932 

Im Preußischen Landtag wird unter dem Vorsitz des Alters- 
päsidenten General Litzmann (NSDAP) der Nationalsozialist 
Hanns Kerrl zum Landtagspräsidenten gewählt (geb. 1887 in 
Fallersleben). Kerrl ist Justizbeamter, gehört dem Landtag seit 
1928 an und wird 1935 von Hitler zum Reichs- und Preußi¬ 
schen Minister für kirchliche Angelegenheiten ernannt. 20 

28. Mai 1932 

In einer vertraulichen Besprechung in Berlin teilt der neue 
deutsche Reichswehrminister General Kurt Schleicher Franz 
von Papen mit, daß der Reichspräsident von Hindenburg 
beabsichtige, ihn, v. Papen, zum Reichskanzler zu ernennen. 
Papen (geb. 1879 in Werl) war Generalstabsoffizier des 
1. Weltkriegs (in der Türkei) und seit 1920 Mitglied des 
Preußischen Landtags. 21 
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In den Niederlanden wird die Zuidersee durch einen Absperr¬ 
deich vom Meere getrennt und damit die erste Voraussetzung 
für eine großangelegte Trockenlegungs- und Landgewinnungs¬ 
aktion geschaffen. Sie wird nach dem 2. Weltkriege dazu bei¬ 
tragen, Siedlungs- und Existenzmöglichkeiten für die aus den 
unabhängig gewordenen holländischen Besitzungen zurück¬ 
strömenden Niederländer zu schaffen. 22 

29. Mai 1932 

In Deutschland fordert Reichspräsident von Hindenburg 
Reichskanzler Brüning auf, sein Rüdetrittsgesuch einzureichen. 
Tags darauf kommt dieser der Aufforderung nach. Mit der Ge¬ 
waltprobe gegen die Nationalsozialisten (vgl. 13. April 1932) 
hat Groener die Regierung Brüning in seinen eigenen Sturz 
hineingezogen. Nun kann nur noch ein schrittweiser Übergang 
zur Regierungsübernahme durch Hitler folgen. 

Bei den Landtagswahlen in Oldenburg erhält die NSDAP 
48,5 °/o der Stimmen, 24 von 46 Sitzen und damit die absolute 
Mehrheit. Sie bildet die Landesregierung. Carl Rover (geb. 
1889 in Lemwerder), vor dem 1. Weltkrieg Kolonialkaufmann 
in Deutsch-Kamerun, seit 1928 Mitglied des oldenburgischen 
Landtags, wird Ministerpräsident und ein Jahr später Reichs¬ 
statthalter in Oldenburg und Bremen. 23 

1. Juni 1932 

Reichspräsident von Hindenburg gibt die Ernennung Franz 
von Papens (vgl. 28. Mai 1932) zum deutschen Reichskanzler 
bekannt. Mitglieder des Kabinetts, das Papen bildet, sind: 
Konstantin Frhr. v. Neurath (Äußeres), Schleicher (Reichs¬ 
wehr), Frhr. v. Gayl (Inneres), Graf Schwerin v. Krosigk 
(Finanzen), Dr. Franz Gürtner (Justiz), Frhr. v. Eltz-Rübenach 
(Post), Warmbold (Wirtschaft) und Magnus Frhr. v. Braun 
(der Vater Wernher von Brauns, Landwirtschaft). 24 

3. Juni 1932 

Reichswehrminister Schleicher erbittet von Hitler, der sich in 
Mecklenburg aufhält, eine Erklärung des Inhalts, die National¬ 
sozialisten würden das neue Kabinett v. Papen tolerieren. 
Hitler lehnt dieses Ansinnen zunächst ab. 25 

4. Juni 1932 

Gestützt auf Artikel 25 der deutschen Reichsverfassung läßt 
der Reichspräsident durch Reichskanzler von Papen den 
Reichstag auflösen. Neuwahlen werden erst für den 31. Juli 
ausgeschrieben, v. Papen erhält damit eine Frist von zwei 
Monaten, um die Position seiner Regierung zu festigen. 23 
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Nachdem in Chile/Südamerika eine mehrere Monate anhal¬ 
tende Revolution der Sozialisten durch das Militär beendet 
wurde, finden Präsidentenwahlen statt, aus denen Arturo 
Alessandri y Palma als Sieger hervorgeht. Er war bereits von 
1920 bis 1925 Staatspräsident und kann nunmehr bei gemä¬ 
ßigtem Linkskurs schrittweise eine Erholung der chilenischen 
Wirtschaft herbeiführen. Damit gewinnt er den Mittelstand 
der Städte für sich. Doch erhält auch die Sozialistische Partei 
neuen Zulauf sowohl aus der Industriearbeiterschaft als auch 
aus der verarmten ländlichen Bevölkerung. 

Aufgrund der Kammerwahlen in Frankreich vom 8. Mai, bei 
denen die Linksparteien gewannen, bildet der Parteiführer 
der Radikalsozialisten Edouard Herriot (geb. 1872 in Lyon) 
die neue Regierung. Er war bereits 1924/25 französischer 
Ministerpräsident und zuvor, während des 1. Weltkrieges 
1916/17 Minister im 5. Kabinett Briand. Herriot übernimmt 
zugleich auch den Posten des Außenministers. Tardieu, in Op¬ 
position zur Regierung, gründet das Republikanische Zen¬ 
trum. 27 

5. Juni 1932 

Bei den Landtagswahlen in Mecklenburg-Schwerin erhält die 
NSDAP 48,9 °/o der abgegebenen Stimmen, 30 von 59 Sitzen 
und damit auch in diesem Land absolute Mehrheit und Re¬ 
gierung. Ministerpräsident wird Walter Granzow (geb. 1887 
in Schönhagen), Experte für Landwirtschaft und seit 1933 
Präsident der Deutschen Rentenbank. 28 

6. Juni 1932 

Nachdem der rumänische Ministerpräsident Nicolae Iorgas 
wenige Tage zuvor zurückgetreten ist, bildet der siebenbür- 
gische Bauemführer Alexander Vaida-Voevod ein neues Ka¬ 
binett. Doch kann auch er sich nicht lange an der Regierung 
halten. Nach Neuwahlen tritt der Führer der Naitonalen 
Bauernpartei (Nationalzaranisten), der Siebenbürger Rumäne 
luliu Maniu die Nachfolge an. Er war bereits von Ende 1928 
bis 1930 Ministerpräsident und ermöglichte dem früheren 
rumänischen Kronprinzen Carol die Rückkehr (König Carol II.). 

14. Juni 1932 

Die deutsche Reichsregierung v. Papen hebt das Verbot der 
nationalsozialistischen Sturmabteilungen (SA), des Uniform¬ 
tragens und das Demonstrationsverbot auf. v. Papen ist be¬ 
strebt, der nationalsozialistischen Agitation keine unmittel- 
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baren Angriffsflächen zu bieten, um bei der Bekämpfung der 
Wirtschaftskrise freie Hand zu haben. Die Zahl der Arbeits¬ 
losen in Deutschland hat inzwischen die Sechsmillionengrenze 
überschritten. Eine neue Notverordnung enthält einschnei¬ 
dende Bestimmungen über die Sozialversicherung, führt eine 
Salzsteuer ein und kürzt die Arbeitslosen-, Krisen- sowie 
Wohlfahrtsunterstützung.'' 1 


15. Juni 1932 

Im britischen Oberhaus (House of Lords) findet eine einge¬ 
hende Erörterung der Minderheitenschutzverträge und der 
Möglichkeiten statt, die Respektierung dieser Verträge durch¬ 
zusetzen. Man bezieht sich dabei auf voraufgegangene 
Völkerbundsberatungen über denselben Gegenstand. Insbe¬ 
sondere beschäftigt man sich mit der Behandlung der ukrai¬ 
nischen und deutschen Minderheit in Polen und räumt ein, 
daß Polen die geltenden Minderheitenschutzverträge tatsäch¬ 
lich verletzt habe. Aus dem Korridor und der Provinz Posen 
seien seit der Annexion (1919) eine Million Deutsche abge¬ 
wandert, weil sie die Bedingungen dort unerträglich finden. 
45 % der deutschen Kinder in Thorn und Posen seien ihrer 
deutschen Schulen „beraubt und in polnische Schulen getrie¬ 
ben worden“. 30 


19. Juni 1932 

Die Landtagswahlen in Hessen ergeben für die NSDAP 
43,9 °/o der Stimmen und 32 von 70 Sitzen. Landtagspräsident 
wird der Nationalsozialist Prof. Ferdinand Fr. K. Werner 
(geb. 1876 in Weidenhausen), der dem Landtag bereits seit 
1921 angehört und ein Jahr später vorübergehend auch 
Hessischer Staats- und Ministerpräsident wird. 31 


22. Juni 1932 

In Dublin (Irland) wird der internationale (kathol.) Euchari- 
stische Weltkongreß eröffnet. Als Vertreter des Heiligen 
Stuhls nimmt Lorenzo Kardinal Lauri daran teil und verliest 
im Mariendom die päpstliche Bulle. Die Ansprache Pius XI. 
an den Kongreß am Sonntag, 26. Juni, wird aus Rom durch 
Rundfunk übertragen. Die Veranstaltung gibt dem irischen 
Selbstbewußtsein gegenüber Großbritannien Ausdruck und 
neuen Auftrieb. 32 


1. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Hannover Dezember 1970 


MINDER¬ 

HEITEN 

BRITISCHES 

OBERHAUS 

POLEN 


DEUTSCHLAND 

NATIONAL¬ 

SOZIALISMUS 

HESSEN 


VATIKAN 

IRLAND 

EUCHARISTIE 


SIAM 

(THAILAND) 


ALBANIEN 

ITALIEN 


POLEN 

DANZIG 


PORTUGAL 

SALAZAR 


LAUSANNE 

REPARATIONEN 


24. Juni 1932 

Die siamesische Armee zwingt durch einen Staatstreich König 
Rama VII. Prajadhibok, der 1925 den Thron bestieg, eine 
konstitutionelle Verfassung anzunehmen, d. h. auf einen Teil 
seiner Regierungsgewalt zugunsten gewählter Volks- bzw. 
Ständevertretungen zu verzichten. Es folgen Reformen, die 
den Aufbau einer Selbstverwaltung in den Provinzen einleiten. 
Im Gegensatz zu Persien und Afghanistan hat der König es 
versäumt, sich selbst zum Träger und Initiator solcher Refor¬ 
men zu machen. Seine Stellung ist erschüttert. 

Juni 1932 

Italien gewährt Albanien ein auf zehn Jahre befristetes Dar¬ 
lehen und gewinnt zunehmende wirtschaftliche Kontrolle über 
das Land, die schließlich audi die politische Vorherrschaft 
Italiens zur Folge hat. König Achmed Zogu fördert diese Ent¬ 
wicklung. Der Aufbau einer Industrie und die Rationalisierung 
der veralteten Landwirtschaft sowie des Bergbaus bedürfen 
italienischer Initiative. 

Marschall Pilsudski beordert das polnische Kriegsschiff „Wi- 
cher“ auf Reede vor Danzig. Im Völkerbund in Genf befürch¬ 
tet man bereits einen unmittelbar bevorstehenden polnischen 
Anschlag auf die Stadt. Doch will der Marschall lediglich 
gegenüber der deutschen Reichsregierung v. Papen, aus deren 
Zusammensetzung er auf Revisionsabsichten an der Ostgrenze 
schließt, seinen Willen demonstrieren, den Status von Danzig 
als Freistaat zu erhalten. 

5. Juli 1932 

Der portugiesische Diktator General Carmona ernennt den 
bisherigen Finanzminister (seit 1926) Antonio de Oliveira 
Salazar (geb. 1889 in Santa Comba Dao) zum Ministerpräsi¬ 
denten. Salazar gehört seit 1921 dem portugiesischen Parla¬ 
ment an und ist Mitbegründer der Katholischen Partei. Er 
wird im folgenden Jahre die „Verfassung des korporativen 
Staates“ im Sinne einer katholisch verstandenen Ständeord¬ 
nung verkünden und den Diktator Carmona zum Staatspräsi¬ 
denten wählen lassen. 33 

9. Juli 1932 

Im Vertrag von Lausanne einigen sich unter Vorsitz des bri¬ 
tischen Premierministers MacDonald Deutschland, Frankreich 
und Großbritannien auf Ablösung weiterer deutscher Repara¬ 
tionszahlungen durch eine einmalige Abfindungssumme in 
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Höhe von drei Milliarden Reichsmark, zahlbar durch Über¬ 
tragung von Schuldverschreibungen auf die Gläubigermächte. 
Bis zum Januar 1932 hatte die deutsche Reichsregierung an 
Reparationen insgesamt, einschließlich Sachleistungen 53,155 
Milliarden Goldmark gezahlt. Bei der Regelung durch den 
Vertrag von Lausanne bleiben noch Restzahlungen und der 
Zahlungsdienst für die Dawes- und Young- Anleihen zu leisten. 
Zu einer Ratifizierung des Abkommens kommt es nicht, da 
diese von einer Einigung Frankreichs und Großbritanniens 
mit ihrem Gläubiger, den USA abhängig gemacht wird, die 
nicht zustandekommt. 

15. Juli 1932 

Durch das sogenannte Lausanner Protokoll gewährt der 
Völkerbund Österreich eine Anleihe in Höhe von 300 Milli¬ 
onen Schilling. Doch ist an diese Anleihe die Bedingung 
geknüpft, Österreich müsse sich verpflichten, bis 1952, also 
zwanzig Jahre lang keine wirtschaftliche oder politische Union 
mit dem Deutschen Reich einzugehen. Die Regierung Dollfuß 
nimmt diese Verpflichtung auf sich. In der österreichischen 
Bevölkerung breitet sich deswegen eine zunehmende Erregung 
aus. Der gescheiterte deutsch-österreichische Zollunionsplan 
vom Vorjahre (vgl. 19./20. März 1931, 3. September 1931) 
ist noch in aller Erinnerung. 

19. Juli 1932 

Belgien, die Niederlande und Luxemburg schließen eine Kon¬ 
vention über eine stufenweise Senkung der Zölle zwischen 
ihren Ländern. Damit wird eine Entwicklung angebahnt, die 
zwölf Jahre später, am 5. September 1944, zur Benelux-Zoll- 
gemeinschaft führen wird, die ihrerseits wieder die erste Zelle 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) darstellt. 34 

20. Juli 1932 

Der deutsche Reichskanzler v. Papen setzt auf ein Schreiben 
des nationalsozialistischen preußischen Landtagspräsidenten 
Kerrl hin die sozialdemokratische Regierung Preußens Braun/ 
Severing durch Notverordnung ab, läßt sich selbst durch den 
Reichspräsidenten zum Reichskommissar für Preußen ernen¬ 
nen und macht zur Ausübung dieser Funktion den Oberbür¬ 
germeister der Stadt Essen, Franz Bracht, zu seinem Stell¬ 
vertreter. Dieser übt damit faktisch in Preußen die Regierungs¬ 
gewalt aus, bis Göring im April 1933 preußischer Minister¬ 
präsident wird. 
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25. Juli 1932 

Sowjetrußland schließt in Moskau einen Nichtangriffspakt mit 
Polen auf der Grundlage des Friedens Vertrages von Riga, der 
am 18. März 1921 zwischen beiden Staaten geschlossen wurde 
und auch weiterhin als Grundlage ihrer gegenseitigen Bezie¬ 
hungen anerkannt wird. Im Vertrag von Riga hatten beide 
Teile den Minderheiten des jeweils anderen auf ihrem Terri¬ 
torium „eine freie Entwicklung zuzugestehen“ sich verpflichtet 
und garantiert. Dieser beiderseitige Minderheitenschutz wird 
im Nichtangriffspakt nicht ausdrücklich erwähnt, doch ver¬ 
pflichten sich beide Seiten, strittige Fragen aller Art, die auf 
diplomatischem Wege nicht beigelegt werden können, in 
einem Vergleichsverfahren aufgrund eines gesondert unter¬ 
schriebenen Schlichtungsabkommens zu regeln. 35 


28. Juli 1932 

Die deutsche Reichsregierung v. Papen sieht sich unmittelbar 
vor den Reichstagswahlen durch das Überhandnehmen bluti¬ 
ger Straßenkämpfe zu einem erneuten Verbot aller Umzüge, 
Aufmärsche und Demonstrationen unter freiem Himmel ge¬ 
zwungen. 33 

Der Organisationsleiter der NSDAP, Gregor Strasser spricht 
in einer Rundfunkansprache die Forderung aus: „Gebt Hit¬ 
ler die Macht!“ 


31. Juli 1932 

Bei den Reichstagswahlen erhalten bei einer Wahlbeteiligung 
von 83 °/o die Nationalsozialisten mit 37,2 °/o der Stimmen 
230 von 608 Sitzen, die Sozialdemokraten 133, die Kommu¬ 
nisten 89 und das katholische Zentrum 73 Sitze. Bei den 
Landtagswahlen in Thüringen am gleichen Tage erhält die 
NSDAP 42,5 % der abgegebenen Stimmen, 26 von 61 Sitzen 
und bildet die Landesregierung. Thüringischer Ministerpräsi¬ 
dent wird Fritz Sauckel (geb. 1894 in Haßfurt), der seit 1930 
die nat. soz. Landtagsfraktion führt und ein Jahr nach den 
genannten Wahlen zum Reichsstatthalter von Thüringen er¬ 
nannt wird. 


Juli / August 1932 

Auf einer Empire-Konferenz des britischen Commonwealth of 
Nations in Ottawa/Kanada werden die wirtschaftlichen Bin¬ 
dungen der Dominions und Commonwealthmitglieder unter¬ 
einander durch ein System von Vorzugszöllen gefestigt, die 
sie sich gegenseitig einräumen. Gleichzeitig wird aber die Ein- 
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fuhr von Fleisch und Milch nach England zum Schutze der 
englischen Landwirtschaft gegen den Widerstand der Domi¬ 
nions eingeschränkt. Beides widerspricht den Freihandelsvor¬ 
stellungen der liberalen Kabinettsmitglieder des Vereinigten 
Königreichs, die daher aus der Regierung ausscheiden. Auch 
die Liberale Partei spaltet sich. Der britische Außenminister, 
Sir John Simon, ebenfalls Liberaler, bleibt im Amt. 37 

7. August 1932 

In der Sowjetunion wird ein neues Gesetz über den „Schutz 
des sozialistischen Eigentums“ erlassen, nach dem auch 
Jugendliche vom 12. Lebensjahr ab bei Diebstahl von Staats¬ 
eigentum mit dem Tode bestraft werden können. 38 

10. August 1932 

In Madrid und in Sevilla versucht das Militär, die Regierungs¬ 
gewalt an sich zu reißen, um den kommunistischen Umtrieben 
(vgl. Februar 1932) Einhalt zu tun. Doch mißlingt der Putsch 
in beiden Städten. Die linksrepublikanische Regierung Azana 
kann sich gegenüber den lokalen Truppenkommandos be¬ 
haupten. 

13. August 1932 

Der deutsche Reichspräsident von Hindenburg empfängt auf¬ 
grund des Ergebnisses der Reichstagswahlen (vgl. 31. Juli 
1932) Hitler zu einem Gespräch und bietet ihm das Amt eines 
Vizekanzlers in einem Kabinett v. Papen an. Hitler fordert 
das Amt des Reichskanzlers für sich. v. Hindenburg lehnt das 
ab, ermahnt Hitler, seine Opposition gegen die Regierung in 
ritterlicher Form zu führen, und läßt die Möglichkeit offen, 
daß „später uns der Weg doch wieder zusammenführen 
kann“. 39 

30. August 1932 

Der neugewählte deutsche Reichstag (vgl. 31. Juli 1932) tritt 
zu seiner ersten Sitzung zusammen und wählt unter dem Vor¬ 
sitz der kommunistischen Alterspräsidentin Klara Zetkin (der 
Ernst Torgier souffliert) mit 367 von 587 abgegebenen Stim¬ 
men den Nationalsozialisten Hermann Göring zum Reichs¬ 
tagspräsidenten. 40 

4. September 1932 

Nachdem zwischen China und Japan der Krieg ausgebrochen 
ist (vgl. 18. Februar 1932), legt eine Völkerbundskommission 
unter Vorsitz von Lord Lytton einen ausführlichen Bericht mit 
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Lösungsvorschlägen zur künftigen Gestaltung der Verhältnisse 
in der Mandschurei vor, der die japanischen Interessen dort 
grundsätzlich bejaht, das militärische Vorgehen Japans und 
die Staatsgründung von Mandschukuo hingegen verurteilt und 
künftig eine chinesische Staatshoheit dort mit japanischen 
Kontrollbefugnissen vereinigen will. Der Völkerbund wird ein 
halbes Jahr nach der Vorlage diesen Bericht und das darin 
enthaltene Programm gutheißen. 41 

12. September 1932 

Im deutschen Reichstag erhält ein kommunistischer Miß¬ 
trauensantrag gegen die Regierung v. Papen 512 von 554 ab¬ 
gegebenen Stimmen. Die Kommunisten verlangen u. a. die 
Aufhebung der Notverordnung vom 4. September mit Bestim¬ 
mungen gegen das Tarifrecht. Daraufhin überreicht v. Papen 
dem Reichstagspräsidenten Göring die bereits mitgeführte 
Auflösungsverfügung des Reichspräsidenten, die schon vor der 
Abstimmung unterzeichnet wurde. Infolgedessen bleibt der 
angenommene Mißtrauensantrag ohne Wirkung. Die Neuwah¬ 
len werden für den 6. November anberaumt. 42 

17. September 1932 

Das spanische Parlament, in dem die Linksparteien die 
absolute Mehrheit haben, beschließt ein Gesetz zur sogenann¬ 
ten „Bodenreform“, das tatsächlich die Abschaffung des 
Eigentums beinhaltet, nämlich die entschädigungslose Enteig¬ 
nung des Großgrundbesitzes. 

18. September 1932 

König Abd al-Asis (Ibn Saud) gibt dem aus Nedschd, Hedschas 
und dem Emirat Asir vereinigten arabischen Königreich den 
Namen Saudiarabien und vier Tage darauf eine Verfassung, die 
für sein eigenes Herkunftsland, den Nedschd, noch die streng 
patriarchalische Feudalordnung der Stämme bestehen läßt, im 
Hedschas dagegen Ratsversammlungen einführt. Es gelingt 
ihm, die Vorbehalte, die ihm die übrigen mohammedanischen 
Staaten zunächst als dem Wahabitensultan entgegenbringen, 
langsam abzubauen. Sogar mit dem Irak gelangt er zu einem 
Ausgleich. 

24. September 1932 

Bei den Wahlen zum schwedischen Reichstag haben die 
Sozialdemokraten gesiegt. Daraufhin beauftragt der König Per 
Albin Hansson mit der Regierungsbildung. Seit dem Juni 
1926 wird zum erstenmal wieder ein sozialdemokratisches 
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Kabinett die Regierung übernehmen und Hansson wird sein 
Amt vierzehn Jahre lang behalten. Außenminister wird Richard 
Sandler. 

25. September 1932 

Die spanische Provinz Katalonien, die am 6. Dezember 1931 
(vgl. dort) in Barcelona ihre Autonomie verkündet hat, gibt 
sich eine eigene Verfassung. Aufgrund dieser Verfassung 
wählt Katalonien ein eigenes Parlament sowie einen eigenen 
Staatspräsidenten. Damit wird den baskischen Provinzen im 
Norden Spaniens ein erneuter Anreiz gegeben, dem Beispiel 
Kataloniens zu folgen. Die republikanische Regierung Azana 
ist offensichtlich weder in der Lage noch willens, den Zerfall 
des Staates aufzuhalten. 

30. September 1932 

Nachdem in Ungarn die Regierung des Grafen Kärolyi (seit 
August 1931 im Amt) zurückgetreten ist, bildet General Gyula 
Gömbös von Jakfa (geb. 1886 in Murga), seit 1929 Minister 
für die Landwehr, eine neue Regierung. Gömbös ist über¬ 
zeugter Nationalist und Revisionist (gegen den Vertrag von 
Trianon). Er gilt als Antisemit, aber ebenso als Antihabsbur¬ 
ger. Seinem religiösen Bekenntnis nach Calvinist, fördert er 
die Beziehungen Ungarns zu Deutschland und Italien. 

September 1932 

In Los Angeles in den Vereinigten Staaten werden die (seit 
ihrer Neubegründung 1894 durch Pierre de Coubertin) X. In¬ 
ternationalen Olympischen Spiele durchgeführt. 

1./2. Oktober 1932 

In Potsdam wird ein Reichsjugendtag der NSDAP durchge¬ 
führt, an dem 110 000 Jungen und Mädchen der Hitler-Jugend 
teilnehmen. Viele von ihnen sind erst vor kurzem aus den 
Bünden der Jugendbewegung und aus marxistischen sowie 
konfessionellen Jugendorganisationen zur Hitler-Jugend über¬ 
getreten. Baldur von Schirach erklärt in seiner Ansprache am 
1. Oktober, daß der nationalsozialistischen Jugend ein Kom¬ 
munist näherstünde als ein reaktionärer Nationalist. 

3. Oktober 1932 

Nachdem das britische Mandat über den Irak bereits am 30. 
Juni 1930 im Vertrag von Bagdad durch ein Bündnisabkom¬ 
men abgelöst wurde, erhält dieser nach Ablauf der Mandats¬ 
frist nunmehr die uneingeschränkte Souveränität und wird 
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Mitglied des Völkerbundes. Allerdings wacht Großbritannien 
auch weiterhin darüber, daß sich in der Regierung des Landes 
keine antibritischen Tendenzen auswirken können, und unter¬ 
hält auf dem Territorium des Irak zwei Luftwaffenstütz¬ 
punkte. 


31. Oktober 1932 

Der griechische Premierminister Venizelos tritt zurück. Bei den 
Parlamentswahlen einen Monat zuvor haben seine Anhänger 
eine Niederlage erlitten. Die Royalisten konnten ihren Ein¬ 
fluß stärken. Venizelos (geb. 1864 auf Kreta) war bereits 1910 
bis 1915 und 1917 bis 1920 Chef der griechischen Regierung 
gewesen und hatte während der letztgenannten Regierungs¬ 
periode die Anhänger des gestürzten Königs Konstantin mit 
einer Schreckensherrschaft verfolgt. 


2. November 1932 

Der Oberst Joseph Bede (geb. 1894 in Warschau), seit 1930 
Unterstaatssekretär im Auswärtigen Amt in Warschau, wird 
von Marschall Pilsudski, dessen besonderes Vertrauen er 
genießt, als Nachfolger Zaleskis zum Außenminister Polens 
ernannt. Unterstaatssekretär wird der ehemals österreichisch¬ 
ungarische Diplomat Graf Jan Szembek. „Pilsudski verließ 
sich darauf, daß Szembek einen festigenden Einfluß auf Beck 
aus üben würde.“ 43 


6. November 1932 

Bei den Reidistagswahlen in Deutschland verlieren die 
Nationalsozialisten gegenüber den Wahlen vom 31. Juli (vgl. 
dort) 2 Millionen Stimmen und 34 Sitze. Audi die Sozialdemo¬ 
kraten erleiden Verluste. Die Kommunisten dagegen erhalten 
100 Sitze, 16,7 °/o, die höchste Mandatszahl, die sie je in 
Deutschland erzielen konnten. Sie hätte — ohne das Vorhan¬ 
densein der Nationalsozialisten — auf dem Wege über eine 
kurzfristige Volksfrontregierung zur Bolschewisierung 
Deutschlands geführt. 


8. November 1932 

Die Präsidentenwahlen in den Vereinigten Staaten führen die 
Niederlage des bisherigen, republikanischen Präsidenten Her¬ 
bert Hoover herbei. Der linksdemokratische Gouverneur des 
Staates New York, F. D. Roosevelt trägt den Sieg davon. Er 
hat den Wahlkampf gegen Hoover auf der Grundlage bewuß¬ 
ter Unwahrheit und Verleumdungen geführt, wobei ihm die 
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von Moskau dirigierten amerikanischen Kommunisten wesent¬ 
liche Hilfe leisteten. In der Übergangszeit zwischen Wahl und 
Präsidentenwechsel (März 1933) verweigert Roosevelt bewußt 
jede Mitarbeit bei der Bekämpfung der z. T. künstlich 
herbeigeführten Wirtschaftskrise. 44 

17. November 1932 

Auf den Rat des deutschen Reichswehrministers General 
Schleicher tritt Franz von Papen mit seiner Regierung zurück;. 
Es erscheint aussichtslos, gegen den neugewählten Reichstag 
zu regieren. Schleicher will nunmehr selbst eine Regierung 
bilden und hofft, einen Teil der Nationalsozialisten mit Gre¬ 
gor Strasser für sich zu gewinnen. 

29. November 1932 

Sowjetrußland schließt mit Frankreich einen Nichtangriffspakt. 
Damit beginnt eine neue Einkreisung Deutschlands, eine 
diplomatische Strategie, zu der die französische Außenpolitik 
immer wieder zu greifen neigt. Für die UdSSR bedeutet der 
Vertrag eine Ausweitung ihres Sicherheitssystems nach West¬ 
europa. (Uber den Vertragsinhalt vgl. 5. Februar 1932.) 45 

2. Dezember 1932 

Der deutsche Reichspräsident von Hindenburg beauftragt den 
bisherigen Reichswehrminister General Kurt Schleicher (geb. 
1882 in Brandenburg) mit der Regierungsbildung. Schleichers 
einzige Chance besteht in dem Versuch, die NSDAP zu spalten 
und den Organisationsleiter Gregor Strasser für sich zu ge¬ 
winnen. Tatsächlich gerät die Nationalsozialistische Partei in 
eine schwere innere Krise. Goebbels und Göring stellen sich 
mit Hitler gegen Strasser, der auf eine sofortige Regierungs¬ 
beteiligung drängt. Strasser legt seine Parteiämter nieder 
(7. Dezember). Damit ist Schleichers Plan und faktisch auch 
schon seine Regierung zum Scheitern verurteilt. 

3. Dezember 1932 

Bei erneuten Landtagswahlen in Thüringen verliert die 
NSDAP 40 % ihrer Wähler von der voraufgegangenen Wahl 
im Juli. 

11. Dezember 1932 

In Genf erkennt eine Fünfmächtekonferenz im Zusammen¬ 
hang mit den Abrüstungsverhandlungen auf Betreiben des 
britischen Premierminister MacDonald Deutschland die grund¬ 
sätzliche militärische Gleichberechtigung zu. Die Erklärung hat 
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nur theoretische Bedeutung und hat den Zweck, die Position 
der deutschen Regierung gegenüber der nat.soz. Opposition zu 
stärken. 

15. Dezember 1932 

Frankreich zahlt die fällige Dezemberrate des Schuldendien¬ 
stes an die USA in Höhe von 50 Millionen Dollar nicht, ob¬ 
gleich es bei New Yorker Banken einen Betrag von etwa 500 
Millionen Dollar, zum großen Teil in Gold, deponiert hat. Der 
gewählte, aber noch nicht amtierende Präsident der USA F. D. 
Roosevelt ließ zuvor die Presse wissen, er betrachte die Zah¬ 
lung der fälligen Rate nicht als Voraussetzung für eine Eröff¬ 
nung von Verhandlungen über die weitere Schuldentilgung. 
Er fiel damit bewußt und absichtlich der Sanierungspolitik 
des noch amtierenden Präsidenten Hoover in den Rücken, um 
sich in Frankreich beliebt zu machen. 46 

Dabei hatte das seit dem 4. Juni (vgl. dort) amtierende fran¬ 
zösische Kabinett Herriot beschlossen, die fällige Kriegsschul¬ 
denrate an die USA zu zahlen (vgl. 24. Oktober 1931), war 
aber dieses Beschlusses wegen von der französischen Kammer 
gestürzt worden. Die Haltung des französischen Parlaments in 
dieser Frage führt in amerikanischen Finanzkreisen zu Über¬ 
legungen, mit welchen politischen Mitteln Frankreich beizu¬ 
kommen sei (vgl. 28. Februar 1933). 

Dezember 1932 

Im Gebiet der auf Weisung und Betreiben Mussolinis weit¬ 
gehend trockengelegten Pontinischen Sümpfe, dem ehemaligen 
Malariaherd der Küstenebene südöstlich von Rom, wird die 
Stadt Littoria gegründet (später, nach dem 2. Weltkrieg in 
Latina umbenannt). Diese Stadtgründung ebenso wie die auf 
den trockengelegten Sümpfen eingebrachten Getreideernten 
werden von der faschistischen Bewegung Italiens als Sinnbild 
für die Leistungsfähigkeit des italienischen Volkes (unter 
entsprechender Führung) gewertet. 

noch 1932 (ohne nähere Datierung) 

Durch die Forschungen von Werner Heisenberg (Nobelpreis 
1932 für Physik für Quantenmechanik), Carl David Anderson 
(Positron), James Chadwick (Neutron), J. D. Cockroft und 
E. T. S. Walton (Teilchenbeschleunigung und Kemumwand- 
lung) sowie Harald C. Urey (schwerer Wasserstoff) wird die 
Kenntnis von Aufbau und Wirkungsweise der Atome entschei¬ 
dend vorangetrieben. Das Jahr 1932 markiert hier einen Wen¬ 
depunkt. Die Freisetzung von Kernenergie zu Kriegs- und 
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Friedenszwecken sechs Jahre später baut auf diesen For¬ 
schungsergebnissen auf, wurde durch sie erst ermöglicht und 
macht sie nachträglich zu einem Politikum ersten Ranges. 47 

Auf den Bahrain-Inseln im Persischen Golf, westlich der Halb¬ 
insel Katar, wird mit der Erdölförderung durch die Bahrain- 
Petroleum-Company begonnen. An ihr sind die beiden USA- 
Unternehmen Standard Oil Co. und Texas Oil Co. mit je 50 °/o 
beteiligt. Die Inseln stehen zu diesem Zeitpunkt noch unter 
britischem Protektorat (seit 1847 bis 1971). 48 

In der brasilianischen Stadt Sao Paulo wird ein Aufstand 
gegen den Staatspräsidenten Vargas organisiert, kann aber 
niedergeschlagen werden. In mehreren Städten des Landes 
entstehen Verbände der Integralistenbewegung (Grünhem¬ 
den), die auf eine korporative Verfassung hinzielen, also auf 
eine berufsständische Gliederung, und anfangs vom Präsiden¬ 
ten gefördert werden. 

Tschiang Kai-schek, der Ende 1931 von allen Ämtern zurück¬ 
getreten war, übernimmt aufs neue den Oberbefehl über die 
Truppen der Zentralregierung in Nanking und kämpft gegen 
die chinesischen Kommunisten bei Nanchang, Anhui und 
Hupeh. Zur gleichen Zeit greifen die Japaner Schanghai an. 40 
Die Sowjetunion nimmt diplomatische Beziehungen zur Regie¬ 
rung Tschiang Kai-schek auf, der im Kampf gegen Japan 
vorübergehend mit den Kommunisten paktiert (vgl. 5. April 
1932). Die Diplomatie der UdSSR zeigt sich hier ungewohnt 
wendig. 

Der Sekretär der Deutschen Friedensgesellschaft Carl von 
Ossietzky und William Siegmund Schlamm gründen die Zeit¬ 
schrift „Wiener Weltbühne“. 

Der französische Forscher Auguste Piccard steigt mit einem 
Ballon und angehängter Druckkapsel auf 1 700 Meter Höhe 
in die Stratosphäre auf. 

In dem mittelamerikanischen Staat Honduras, zwischen Gua¬ 
temala im Westen, El Salvador im Südwesten und Nicaragua 
im Osten gelegen, errichtet Tiburcio Andino eine Diktatur. 

In der britisch-ostafrikanischen Kolonie und Schutzherrschaft 
Kenia erläßt die britische Regierung ein Verbot, neue euro¬ 
päische Siedlungen bzw. Niederlassungen anzulegen und ver¬ 
größert das für Eingeborenen-Reservate vorgesehene Gebiet. 
Doch reichen diese Maßnahmen nicht aus, um der rasch zu¬ 
nehmenden farbigen Bevölkerung ausreichende Lebensmög- 
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noch 1932 (ohne nähere Datierung) 

lichkeiten zu schaffen. Der Prozeß der Verelendung greift 
weiter um sich. 

Der Grenzverlauf zwischen den arabischen Staaten Kuwait 
und Irak wird von dem letzteren ausdrücklich anerkannt. Er 
zieht sich vom Schnittpunkt des 48. Längengrades und des 
30. Breitengrades am Persischen Golf zunächst etwa 100 Kilo¬ 
meter weit nach West und biegt dann in südost-südlicher 
Richtung ab, bis er auf die Grenze von Saudiarabien stößt. 

Die bereits seit 1847 politisch unabhängige westafrikanische 
Küstenrepublik Liberia kann die Zinsen für eine amerikanische 
Anleihe (5 Millionen Dollar zu 7 °/o) nicht mehr aufbringen. 
95 %> ihrer Kautschukerzeugung, des bedeutendsten Ausfuhr¬ 
gutes, werden von den amerikanischen Firmen Firestone und 
Rubber Tyre Company kontrolliert. Die Verhältnisse veran¬ 
schaulichen, daß eine politische Unabhängigkeit nur zum 
Schein besteht, wenn die Wirtschaft weitgehend von auslän¬ 
dischen Instanzen abhängig ist. Das Beispiel läßt sich auch 
auf europäisdie Verhältnisse anwenden. 

Das britische, von Ceylon aus verwaltete Protektorat der 
Malediven-Inselgruppe im Indischen Ozean erhält die Verfas¬ 
sung einer konstitutionellen Monarchie (Sultanat). 

Um die Wiederholung von Unruhen im westafrikanischen 
Obervolta zu unterbinden, teilt Frankreich das Gebiet vorüber¬ 
gehend (bis 1947) unter Elfenbeinküste, Sudan und Niger 
auf. 

Der Schall von Persien Reza Pehlewi kündigt der Anglo- 
Persian Oil Company die ihr 1909 erteilten Konzessionen, da 
ihm die Bedingungen nicht mehr angemessen scheinen. Die 
Gesellschaft besaß die Rechte zur ausschließlichen Erzeugung 
und zum alleinigen Vertrieb von Erdöl für ganz Persien, aus¬ 
genommen die fünf nördlichen Provinzen. 

Der Titularbisdiof von Sila, Francis Joseph Spellman, gebore¬ 
ner US-Amerikaner, 1916 in Rom zum Priester geweiht, wird 
Stellvertreter des Erzbisdiofs von Boston. 50 

Im Zuge der rigorosen Vernichtung des Bauernstandes in der 
UdSSR (dieser Stand ist seiner Natur nach „konterrevolutio¬ 
när“) kommt es zu einer schweren Hungersnot mit eingeplan¬ 
tem Massensterben. Da neben dem Hungertode audi der 
Typhus sich auszubreiten beginnt, läßt die Sowjetregierung 
ausländische Hilfsaktionen zu (Nansen, Quisling, vgl. 1931 
Norwegen). 


50 


1933 


3. Januar 1933 

Die Sowjetrussen Dechow und Bartung werden in den 
Vereinigten Staaten verhaftet. Sie führen einen Teil der 
gefälschten Dollarnoten bei sich, von denen in der Sowjet¬ 
union etwa zehn Millionen Dollar gedruckt worden waren, um 
die USA-Währung zu unterminieren und im Rahmen des 
Wahlkampfes die amerikanische Wählerschaft zugunsten des 
von den Kommunisten unterstützten Kandidaten F. D. Roose- 
velt gegen die Hoover-Administration einzunehmen. 1 

4. Januar 1933 

Im Kölner Hause des Bankiers Freiherm von Schroeder 
treffen Hitler und v. Papen zusammen und einigen sich 
grundsätzlich über eine gemeinsame Regierung unter Hitlers 
Kanzlerschaft sowie über die Ausschaltung der marxistischen 
Kräfte aus der deutschen Politik. 2 

Im Leitartikel der „Prawda“ in Moskau heißt es am 4. Januar 
1933: „Beginnend mit dem 1. Januar haben die Betriebe ein 
neues System zur Versorgung der Arbeiter eingeführt. Die 
Lebensmittelkarten sind jetzt vollständig in der Hand des 
Betriebsleiters. Das ist die beste Waffe im Kampf gegen 
Drückeberger und Drückebergerei.“ 3 

5. Januar 1933 

Die Zahl der Arbeitslosen in den USA übersteigt die 13 Mil- 
lionen-Grenze, da die von dem kommenden Präsidenten 
F. D. Roosevelt im voraus angekündigte Arbeitsbeschaffung 
durch die Regierung das private Unternehmertum zur Zurück¬ 
haltung veranlaßt. 4 

8. Januar 1933 

Nodi einmal versuchen, wie schon im Jahre zuvor (vgl. 
Februar 1932), in Barcelona und anderen spanischen Indu¬ 
striestädten Anarchisten und Gewerkschaftler die Entwicklung 
in ihrem Sinne voranzutreiben und die Macht örtlich an sich zu 
reißen. Wiederum gelingt es den lokalen Behörden, die Un¬ 
ruhen niederzuschlagen. 

15. Januar 1933 

Bei den Landtagswahlen in Lippe gewinnen die Nationalso¬ 
zialisten nach einem Wahlkampf, in dem die NSDAP ihre 
gesamten Propagandamöglichkeiten auf dieses kleine Land 
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konzentriert hat, 39 °/o der Stimmen. Die Parteikrise ist über¬ 
wunden, der letzte Anstoß zur Beauftragung Hitlers mit der 
Kanzlerschaft zwei Wochen später gegeben. 

28. Januar 1933 

Der deutsche Reichskanzler Schleicher unternimmt einen letz¬ 
ten Versuch, den Reichspräsidenten v. Hindenburg für ein 
Militärkabinett mit Sondervollmachten sowie für Auflösung 
des Reichstages und Aussetzung von Neuwahlen zu gewinnen. 
Hindenburg lehnt ab und nimmt Schleichers daraufhin ange¬ 
botenen Rücktritt an. 5 

30. Januar 1933 

Nach langen Verhandlungen und Kabalen bis zur letzten 
Stunde kommt die von Hitler und v. Papen in Köln in Aus¬ 
sicht genommene Regierungsbildung (vgl. 4. Januar 1933) 
zustande. Nachdem auch der Sohn des Reichspräsidenten für 
den Plan gewonnen wurde, ernennt v. Hindenburg Hitler zum 
deutschen Reichskanzler, v. Papen wird Vizekanzler. Hinden¬ 
burg erhofft sich von ihm einen mäßigenden Einfluß. Aus 
dem bisherigen Kabinett werden der Außenminister Freiherr 
von Neurath und der Finanzminister Graf Schwerin-Krosigk 
übernommen. Wehrminister wird nidit Schleicher, sondern von 
Blomberg. Der Führer der Deutschnationalen, Alfred Hugen- 
berg wird Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister, der 
Stahlhelmführer Seldte Arbeitsminister. Das Justizministerium 
übernimmt Dr. Gürtner, Post und Verkehr Freiherr von Eltz- 
Rübenach. Nur Dr. Frick als Innenminister und Göring, 
zunächst als Minister ohne Portefeuille, später Luftfahrtmini¬ 
ster, sind in diesem Kabinett — außer Hitler selbst — 
Nationalsozialisten. Zum Reichsbankpräsidenten beruft Hitler 
— in Abkehr von dem nationalsozialistischen Finanzprogram¬ 
matiker Gottfried Feder („Brechung der Zinsknechtschaft“) -— 
Dr. Hjalmar Schacht aus Nordschleswig, einen Freimaurer von 
hohen Graden. Für viele alte Nationalsozialisten bedeutet die¬ 
ses Kabinett einen Schlag ins Gesicht. Doch wird sich seine 
Zusammensetzung sehr bald ändern. 11 

31. Januar 1933 

In Frankreich übernimmt für die Dauer von dreiviertel 
Jahren der Radikalsozialist Edouard Daladier (geb. 1884 in 
Carpentras) erstmalig als Ministerpräsident die Regierung. 
Französischer Außenminister wird Daladiers Vorgänger Joseph 
Paul-Boncour (geb. 1873) und wird es in den folgenden drei 
Kabinetten bis zum Februar 1934 bleiben. 
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Januar 1933 

Parlamentswahlen in Irland ergeben zwar eine Mehrheit für 
die Regierung de Valera. Doch bildet sich eine Rechtsopposi¬ 
tion, die Irische Einheitspartei unter Führung General Owen 
O’Duffy’s und Cosgraves. Sie setzt sich aus der staatsnationa¬ 
listischen Nationalgarde, den „Blauhemden“, und der Partei 
Cosgraves zusammen. 

Aufgrund der hohen auswärtigen Staatsschulden Rumäniens 
übernimmt der Völkerbund für die Dauer von vier Jahren 
die Kontrolle über die rumänische Finanzpolitik. Im Zusam¬ 
menhang mit der Wirtschaftskrise, die auch hier weitgehend 
als Spätfolge der Pariser Vorortverträge von 1919 auftritt, 
kommt es zu langanhaltenden Unruhen und im Februar muß 
die Regierung sogar den Belagerungszustand über das Land 
verhängen. 


1. Februar 1933 

Der am 6. November 1932 (vgl. dort) gewählte deutsche 
Reichstag wird aufgrund Artikel 25 der Weimarer Verfassung 
aufgelöst, Neuwahlen für den 5. März anberaumt. Es werden 
die letzten Wahlen sein, an denen die Parteien der Weimarer 
Republik teilnehmen, die letzten parlamentarischen Wahlen 
in Deutschland für mehr als ein Jahrzehnt. 


2. Februar 1933 

In Genf beginnt die zweite Internationale Abrüstungskonfe¬ 
renz. Der Plan des britischen Premierministers MacDonald, 
die Stärke der Landheere allseitig einzuschränken und in die¬ 
sem Rahmen Deutschland ein Landheer von 200 000 Mann 
zuzugestehen, scheitert vor allem am Widerstand Frankreichs. 
Die Konferenz zieht sich bis zum Juni hin und wird dann als 
ergebnislos unterbrochen. 


7. Februar 1933 

Australien meldet seinen Anspruch auf Souveränität über 
einen Teil der Antarktis an und zwar auf den Sektor zwischen 
dem 45. und dem 160. Grad östlicher Länge, südlich des 60. 
Breitengrades. Der Anspruch geht auf die Ergebnisse einer 
gemeinsamen britisch-australisch-neuseeländischen For¬ 
schungsexpedition zurück, die die Verhältnisse in dem genann¬ 
ten Sektor in den Jahren 1929 bis 1931 erkundet hat. 
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12. Februar 1933 

Zur Eröffnung einer eigenen Rundfunk-Sendestation des 
Vatikan in Rom hält Papst Pius XI. über diesen Sender eine 
„an die gesamte Schöpfung“ gerichtete Ansprache, die mit den 
Worten beginnt: „Höret, ihr Himmel, das, was ich spreche. 
Möge die Erde ihr Ohr leihen den Worten aus meinem 
Munde . . .“ Der geistige Führungsanspruch des Heiligen 
Vaters zeigt sich noch ungebrochen. Nach der Ansprache des 
Papstes spricht Monsignore Spellman, der spätere Kardinal in 
den Vereinigten Staaten, eine Zusammenfassung des Inhalts 
in englischer Sprache über den Sender. 7 


16. Februar 1933 

In Genf schließen sich Jugoslawien, Rumänien und die Tsche¬ 
choslowakei erneut zur kleinen Entente zusammen, bilden 
einen ständigen Rat „als direktes Organ der allgemeinen Poli¬ 
tik der Gruppe der drei Staaten“ und erneuern die von ihnen 
schon früher abgeschlossenen und am 21. Mai 1929 zu Belgrad 
verlängerten Verträge. Das Ziel ist eine künftig weitgehend 
gemeinsame Außen- und Wirtschaftspolitik. 8 


25. Februar 1933 

Die Vollversammlung des Völkerbundes in Genf nimmt den 
ihr vorgelegten Lytton-Bericht über das Vorgehen Japans in 
der Mandschurei (vgl. 4. September 1932) und über die künf¬ 
tige Gestaltung des japanisch-chinesischen Verhältnisses, das 
Ergebnis halbjähriger Untersuchungen der Völkerbundskom¬ 
mission unter Führung von Lord Lytton, gegen die Stimme 
Japans an und macht sich damit die in diesem Bericht ent¬ 
haltene Verurteilung Japans als Aggressor zu eigen. 9 


27. Februar 1933 

Ein holländischer Kommunist, Cornelius van der Lubbe, zün¬ 
det im Alleingang das Wallot-Palais des deutschen Reichs¬ 
tages in Berlin an und gibt damit Göring als kommissarischem 
Preußischen Innenminister Anlaß, die noch greifbaren Führer 
der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) verhaften zu 
lassen. Kommunistische und zum Teil auch sozialdemokrati¬ 
sche Zeitungen werden verboten. Der wegen Polizistenmordes 
steckbrieflich gesuchte Walter Ulbricht, Mitbegründer der 
KPD und Mitglied der kommunistischen Reichstagsfraktion 
ist bereits ins Ausland entkommen. 
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28. Februar 1933 

In unmittelbarem Reagieren auf den Reichstagsbrand vom 
Vortage schafft sich die Regierung Hitler/v. Papen mit der 
Verordnung des Reichspräsidenten „zum Schutze von Volk 
und Staat“ die Möglichkeit, sowohl politische Gegner des Re¬ 
gimes als auch Kriminelle in Schutzhaft zu nehmen und in 
für diesen Zweck erriditete Konzentrationslager (zum Beispiel 
Dachau bei München) einzuweisen. Einer solchen Einweisung 
geht kein gerichtliches Verfahren voraus. Es ist eine Polizei¬ 
maßnahme. Die Lager nehmen in den folgenden Jahren an 
Zahl und Größe ständig zu. Die Behandlung der Häftlinge 
ist zunächst in den einzelnen Lagern sehr verschieden. 

Nach Darstellung des Schweizers Rene Sonderegger (Pseu¬ 
donym: Severin Reinhard), der sich dabei auf eine 1933 in 
Amsterdam erschienene Broschüre von J. G. Schoup stützt (Die 
geheimen Geldquellen des Nationalsozialismus), hat in den 
frühen Morgenstunden nach dem Reichstagsbrand in Berlin, 
Fasanenstraße 28, ein (angeblich drittes) Gespräch zwischen 
Hitler und James P. Warburg, dem Sohn Paul M. Warburgs, 
New York, und Neffen Max M. Warburgs, Plamburg, stattge¬ 
funden. Am Ende dieses Gesprächs habe James Warburg 
Hitler die Zahlung einer Summe von sieben Millionen Dollar 
zugesagt und ihm den Wunsch der Geldgeber übermittelt, er 
möge sobald wie möglich gegen Frankreich vorgehen, (vgl. 
6. Juli 1931, 24. Oktober 1931, 15. Dezember 1932). James 
P. Warburg hat das Stattfinden eines solchen Gespräches 
später mehrfach dementieren lassen, u. a. durch v. Papen in 
dessen Memoiren. 10 

2. März 1933 

Der deutsche Generalkonsul in Posen, Lütgens, berichtet dem 
Auswärtigen Amt in Berlin u. a., daß der deutschen Minder¬ 
heit in Polen seit 1919 über eine halbe Million Hektar meist 
landwirtschaftlich genutzten Bodens fortgenommen wurde und 
von den mehreren tausend deutschsprachigen Schulbetrieben 
im Jahre 1919 jetzt nur noch 222 von deutschen Kindern be¬ 
sucht werden können. 11 

4. März 1933 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika tritt der im 
November 1932 gewählte Präsident Franc Delano Roosevelt 
(geb. 1882 in Hyde Park/N. Y.), zuvor Gouverneur des Staates 
New York, sein Amt an. Er beruft Cordell Hüll (geb. 1871 in 
Overton County/Tenn.) zum Staatssekretär für Auswärtiges 
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(Außenminister). In den vier vorausgegangenen Monaten seit 
der Wahl hatte Roosevelt wiederholte Vorschläge des noch 
amtierenden Präsidenten Herbert Hoover zu einer diese ge¬ 
fährliche Zeitspanne überbrückenden Zusammenarbeit bei 
dringlichen, unaufschiebbaren Maßnahmen der Außenpolitik 
und der internationalen Wirtschaftspolitik abgelehnt und 
damit den Rückfall der USA in eine neue Wirtschaftskrise 
verursacht. Insbesondere hatte Roosevelt sich geweigert, eine 
Erklärung abzugeben, daß er nach seiner Amtsübernahme den 
Goldstandard, also die Golddeckung des Dollar beibehalten 
und den Dollar nicht abwerten werde. Infolgedessen waren am 
Tage seiner Amtsübernahme z. B. alle Banken im Staate Massa¬ 
chusetts geschlossen. Roosevelt schien es auf eine allgemeine 
Panik unter den Bankkunden zur Zeit seiner Amtsübernahme 
geradezu angelegt zu haben, um sich als den „Retter“ aus 
dieser Krise darstellen lassen zu können. 12 

5. März 1933 

DEUTSCHLAND Bei den Reichstagswahlen in Deutschland (vgl. 1. Februar 
REICHSTAGS- 1933) erhält die NSDAP 43,7% der abgegebenen Stimmen 
WAHL vor der SPD mit 18,2 und der (trotz Verordnung zum Schutz 
von Volk und Staat zur Wahl noch zugelassenen) KPD mit 
12,2 °/o. Die Verluste der Kommunisten gegenüber dem 6. No¬ 
vember 1932 (vgl. dort) sind vor allem auf die unmittelbar vor 
der Wahl erfolgte Zerschlagung ihrer Führungskader zurück¬ 
zuführen. Die Wahlbeteiligung beträgt 89 %. Nationalsoziali¬ 
sten und Deutschnationale zusammen verfügen im Reichstag 
über eine Mehrheit von 52 °/o. 


6. März 1933 

POLEN Das polnische Schiff „Wilja“ setzt zur Verstärkung der Wache 
DANZIG 100 Mann polnische Polizei und Waffen auf der Westerplatte 
vor Danzig ab. Es soll eine Sicherheitsmaßnahme gegen einen 
polnischerseits befürchteten Coup der Danziger Nationalsozi¬ 
alisten gegen die Westerplatte sein, für den es aber keinerlei 
Anzeidien oder Beweise gibt. Der Danziger Senat bringt den 
Fall vor den Völkerbund, wo der britische Außenminister 
Simon scharfe Kritik am polnischen Vorgehen in Danzig übt. 
Die Verstärkung muß wieder abgezogen werden. 13 


7. März 1933 

ÖSTERREICH Der österreichische Bundeskanzler Dollfuß (vgl. 20. Mai 1932) 
DOLLFUSS löst den Nationalrat auf, dessen Präsident dreizehn Jahre lang 
Karl Renner gewesen ist, und regiert diktatorisch mittels eines 
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„kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes" aus dem Jahre 
1917, d. h, noch aus der Zeit der k. und k. österreichisch¬ 
ungarischen Monarchie. Er suspendiert die parlamentarische 
Verfassung Österreichs und setzt eine berufsständische Verfas¬ 
sung an ihre Stelle. Der „Republikanische Schutzbund“ wird 
aufgelöst, die Kommunisten erhalten ein Betätigungsverbot. 


9. März 1933 

In Bayern wird Generalmajor Franz Xaver Ritter von Epp 
(geb. 1868 in München) von der deutschen Reichsregierung 
als Reichskommissar eingesetzt. Seine Aufgabe ist es, Wider¬ 
stände bayerischer Kreise gegen die zunehmende Reichsgewalt 
gegenüber den Ländern kraft seiner Autorität zu überwinden. 
Ein Jahr später wird Ritter von Epp dann Reichsstatthalter 
in Bayern. 


14. März 1933 

In Deutschland übernimmt Joseph Goebbels (geb. 1897 in 
Rheydt), Gauleiter der NSDAP in Berlin, das neu geschaffene 
Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda und 
weitet den Kompetenzbereich dieses Ministeriums von sich aus 
über Presse und Rundfunk hinaus auf Film, Theater, Litera¬ 
tur und Musik aus. Die Kultur wird zu einem Teilbereich 
der Propaganda. So entsteht ein heftiger Kompetenzstreit mit 
Alfred Rosenberg (geb. 1893 in Reval), der die nationalsoziali¬ 
stische deutsche Kulturpolitik als seine eigentliche Domäne 
betrachtet. Auch das Reichsschulungsamt der NSDAP wird 
durch den von Goebbels errichteten Propagandaapparat in 
seinen Wirkungsmöglichkeiten stark eingeengt. 


17. März 1933 

Angesichts der Ergebnislosigkeit der Genfer Abrüstungskonfe¬ 
renz (vgl. 2. Februar 1933) regt Mussolini eine Viererkonfe¬ 
renz Deutschland-Frankreich-Großbritannien-Italien an, die 
eine Friedenssicherung auf der Grundlage der Revisionsmög¬ 
lichkeit der Pariser Vorortverträge von 1919 und der Rüstungs¬ 
gleichberechtigung Deutschlands erreichen soll (vgl. 15. Juli 
1933). Da in diesem Plan auch eine Revision der deutsch¬ 
polnischen Grenze in Erwägung gezogen wird, nimmt Mar¬ 
schall Pilsudski in Warschau den Gedanken einer Militäraktion 
gegen Ostpreußen mit französischer Hilfe wieder auf. 
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19. März 1933 

Eine Volksabstimmung in Portugal bejaht die von Minister¬ 
präsident Salazar verkündete neue „Verfassung des korpora¬ 
tiven Staates“ auf der Grundlage einer katholisch verstan¬ 
denen Ständeordnung (vgl. 5. Juli 1932). Der bisherige 
Diktator Marschall Carmona wird zum Staatspräsidenten 
gewählt. 

21. März 1933 

In der Garnisonkirche von Potsdam wird die Eröffnung des 
am 5. März (vgl. dort) gewählten deutschen Reichstags in die 
Form einer Feierstunde gekleidet, bei der Reichskanzler 
Hitler dem Reichspräsidenten von Hindenburg gelobt, seine 
Regierung in den Dienst der preußisch-deutschen Tradition 
zu stellen. Dieser Akt kann als Absage an die radikalen sozi¬ 
alistischen Kräfte in der NSDAP verstanden werden. 

24. März 1933 

Im deutschen Reichstag wird mit 441 gegen 94 Stimmen der 
SPD das „Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“ 
(Ermächtigungsgesetz) angenommen, das es der Reichsregie¬ 
rung — zunächst für vier Jahre — ermöglicht, Gesetze ohne 
Befragung des Parlaments zu erlassen. Damit wird die Wei¬ 
marer Verfassung zwar nicht de jure aber de facto außer Kraft 
gesetzt und zwar auf eine in dieser Verfassung vorgesehene 
Weise. 

Am selben Tage veröffentlicht der „Daily Express“ in London 
eine Erklärung folgenden Inhalts: „Die jüdischen Bevölke¬ 
rungsteile in der ganzen Welt erklären Deutschland den 
Finanz- und Wirtschaftskrieg“. Das geschieht zweieinhalb 
Jahre vor den Nürnberger Rassegesetzen (vgl. 15. Sept. 1935) 
und fünfeinhalb Jahre vor der sogenannten Kristallnacht (vgl. 
9. November 1938). 14 

27. März 1933 

Japan beantwortet die Verurteilung seines Vorgehens in der 
Mandschurei durch den Völkerbund (Annahme des Lytton- 
Berichtes, vgl. 25. Februar 1933) durch seinen Austritt aus 
dem Völkerbund. Damit erweist sich dieser als ein zur Kenn¬ 
zeichnung und Verurteilung von „Aggressoren“ wirkungsloses 
Instrument. Das wird sich später angesichts des italienisch¬ 
äthiopischen Konfliktes bestätigen. 
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DEUTSCHLAND 


31. März 1933 

In Deutschland wird aufgrund des ersten Gesetzes „zur 
Gleichstellung der Länder mit dem Reich“ die Zusammenset¬ 
zung der Landtage der des Reichstages angepaßt, und zwar 
ohne neue Landtagswahlen anzuberaumen. Die Ergänzungen 
in den nationalsozialistischen Landtagsfraktionen werden 
anhand der Kandidatenlisten der letzten Landtagswahl vor¬ 
genommen. 


März 1933 

Im Zuge der fortschreitenden Besetzung chinesischen Gebietes CHINA 
durch japanische Truppen fällt nunmehr auch die Provinz Jehol JAPAN 
(Dschehol) unmittelbar nördlich von Peking in japanische 
Hand. Die Behörden werden mit japanfreundlichen Beamten 
besetzt, deren Maßnahmen der Politik der Besatzungsmacht 
dienlich sind und die Position der Japaner stärken. Auf diese 
Weise arbeitet die Zeit für Japan. 

1. April 1933 

In Peru tritt eine neue Verfassung in Kraft, die dem Status PERU 
einer parlamentarischen Demokratie entspricht. Zwei Kam¬ 
mern, Senat und Abgeordnetenhaus, üben die gesetzgebende 
Gewalt aus und die Regierung ist dem Parlament verantwort¬ 
lich. Doch regiert, dessen ungeachtet, während der folgenden 
sechs Jahre Präsident Oscar Raimundo Benavides diktatorisch 
und unterdrückt die nationalsozialistische Bewegung der Ali- 
anza Populär Revolucionaria Americana (APRA), die 1924 von 
Victor Raul Haya de la Torre gegründet wurde. 


4. April 1933 

Vertreter der landständischen Organisationen in Deutschland 
wählen den Diplom-Landwirt Richard-Walther Darre (geb. 
1895 in Belgrano bei Buenos Aires), den Landwirtschaftsex¬ 
perten der NSDAP, zum Reichsbauernführer, das heißt zum 
Leiter des Reichsnährstandes, der neugebildeten öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft der deutschen Landwirtschaft, die 
ihren Sitz in Goslar hat und jährlich am Bückeberg eine Zu¬ 
sammenkunft von Bauemdelegationen aus dem gesamten 
Reichsgebiet veranstaltet. Ziel Darres ist es, dem bäuerlichen 
Menschen über das Standesbewußtsein hinaus ein elitäres 
Bewußtsein seiner biologischen Aufgabe im und am Volke zu 
geben. 
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5. April 1933 

Präsident Roosevelt erläßt für die Vereinigten Staaten eine 
Rechtsverordnung, nach der alle Goldmünzen, Goldzertifikate 
und Goldbarren im Austausch gegen Papiergeld bei den Ban¬ 
ken abzuliefern und von diesen an die Federal Reserve Ban¬ 
ken weitcrzuleiten sind. Für den Unterlassungsfall werden 
Geldbußen bis zu 10 000 Dollar und Gefängnisstrafen festge¬ 
setzt. Damit wird das Gold als Zahlungsmittel innerhalb der 
USA ausgeschaltet und die Opposition (Senator Glass) ver¬ 
stand diese Rechtsverordnung als Abgehen vom Goldstandard. 
Außerdem wurden damit die Federal Reserve-Banken in den 
Alleinbesitz des gesamten amerikanischen (auch privaten) 
Goldes gesetzt. 15 

7. April 1933 

Im zweiten Gesetz zur Gleichstellung der deutschen Länder 
mit dem Reich werden in allen Ländern, ausgenommen in 
Preußen, Reichsstatthalter eingesetzt. Sie sind zumeist per¬ 
sonengleich mit den Gauleitern der entsprechenden Gaue der 
NSDAP. Die endgültige Regelung in Preußen wird einer für 
später in Aussicht genommenen Reichsreform Vorbehalten, zu 
der es dann infolge des Kriegsausganges nicht mehr kommen 
wird. 


9. April 1933 

Zunehmende Spannungen im deutsch-polnischen Verhältnis 
(vgl. 17. März 1933) führen zu einer Welle von Verfolgungen 
der in Polen lebenden Volksdeutschen Minderheit. Am 
„Schwarzen Palmsonntag“ kommt es in Lodz zu Ausschrei¬ 
tungen, bei denen deutsches Eigentum zerstört und Deutsche 
mißhandelt werden. 15 

11. April 1933 

Das Gesetz „zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ 
schließt in Deutschland Staatsgegner und „Nichtarier“ von der 
Beamtenlaufbahn aus und gibt eine Handhabe, bereits erwor¬ 
bene Beamteneigenschaften wieder abzuerkennen. Von diesem 
Gesetz werden vor allem jüdische Beamte betroffen, unter 
ihnen audi zahlreiche Hochschullehrer, die zum großen Teil 
ins Ausland gehen und dort ihre Lehrtätigkeit —- bevorzugt 
in den USA — wieder aufnehmen. Aus dieser Gruppe stam¬ 
men die Initiatoren einer an Umfang und Schärfe ständig 
zunehmenden antideutschen Agitation im Ausland. 
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19. April 1933 

In Sowjetrußland wird eine Gruppe britischer Ingenieure 
wegen Industriesabotage verurteilt. Die britische Botschaft er¬ 
hebt Einspruch. Beide Staaten ergreifen handelspolitische 
Kampfmaßnahmen gegeneinander, bis am 1. Juli 1933 die 
Verurteilten begnadigt werden. Daraufhin werden die Han¬ 
delsbeziehungen wieder normalisiert. 

20. April 1933 

Nachdem Vizekanzler von Papen dem deutschen Reichsprä¬ 
sidenten seinen Rücktritt als Reichskommissar für das Land 
Preußen angeboten hat, v. Hindenburg diesen Rücktritt 
angenommen und es begrüßt hat, daß v. Papen sich künftig 
uneingeschränkt seinem Vizekanzleramt im Rahmen der deut¬ 
schen Reichsregierung widmen könne, wird Hermann Göring 
Ministerpräsident von Preußen. Rudolf Hess (geb. 1894 in 
Alexandrien) wird in seiner Eigenschaft als „Stellvertreter des 
Führers“ (der NSDAP) und Leiter der unter dieser Bezeich¬ 
nung arbeitenden Verbindungsdienststelle zwischen Partei und 
Staat zum Reichsminister ernannt. Alfred Rosenberg (geb. 
1893 in Reval) wird zum Leiter des Außenpolitischen Amtes 
der NSDAP ernannt, erlangt jedoch in der Folgezeit keinen 
Einfluß auf Planung und Vollzug der Außenpolitik des 
Deutschen Reiches. Diese lenkt Hitler fast ausschließlich selbst 
und bedient sich dabei Joachim von Ribbentrops als seines 
Bevollmächtigten. 

April 1933 

Die Königin der Niederlande beauftragt Hendrikus Colijn mit 
der Bildung eines Krisenkabinetts, das die Wirtschaftsverhält¬ 
nisse in den Niederlanden sanieren und gegen radikale Ten¬ 
denzen von nationalistischer und sozialistischer Seite vorgehen 
soll. 

Der Haager Gerichtshof spricht Grönland Dänemark zu. Nor¬ 
wegen muß die grönländische Ostküste, die es am 10. Juli 
1931 (vgl. dort) besetzt hat, wieder räumen. Damit gelangt 
Dänemark zum ungeteilten Nutzungsrecht der Fisch- und 
Robbenfanggründe vor der grönländischen Küste. 

2. Mai 1933 

Die deutschen Gewerkschaften werden aufgelöst und enteig¬ 
net, ihr Vermögen wird der neugegründeten „Deutschen Ar¬ 
beitsfront“ zugesprochen, in der Arbeitnehmer und Arbeitge¬ 
ber gemeinsam organisiert sind, nach Gruppen und Sparten 
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des gewerblichen Lebens gegliedert. Auf diese Weise soll der 
Klassenkampf überwunden und eine gemeinsame Front aller 
Schaffenden gebildet werden. Das Verhältnis in den Betrieben 
wird nach dem Gefolgschaftsprinzip gestaltet. Das Miteinander 
von Betriebsführung und Betriebsgefolgschaft tritt an Stelle 
des Gegeneinanders von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinter¬ 
essen. Es zeigt sich in der Folgezeit, daß Arbeitsmoral und 
Produktionsleistung erheblich steigen. Die Arbeiterschaft sieht 
sich anerkannt und gewürdigt. Sie fühlt sich nicht mehr als 
Klasse sondern als Stand. Das Freizeitwerk der Arbeitsfront 
eröffnet ihr unter der Devise „Kraft durch Freude“ erstmals 
auch die Möglichkeit zu Urlaubsreisen ins Ausland. Die 
Sozialleistungen des Staates und der Betriebe wachsen an 
Umfang, Vielfalt und Höhe. 

12. Mai 1933 

Das sogenannte Thomas-Abänderungsgesetz in den USA 
ermächtigt den Präsidenten unter anderem, drei Milliarden 
Dollar in ungedeckter Währung ausgeben zu lassen, die als 
gesetzliches Zahlungsmittel gelten sollen (manipulierte Wäh¬ 
rung), das Goldgewicht des Dollar auf 50 bis 60 Prozent des 
bisherigen Satzes festzulegen, unbeschränkte Prägung von 
Silbermünzen und unbeschränkte Ausgabe von Silberzertifi¬ 
katen vornehmen sowie verschiedene Preise für in- und aus¬ 
ländisches Silber festsetzen zu lassen. 17 

Im Rahmen ihres New Deal-Programms erläßt die Regierung 
Roosevelt in den USA den „Agricultural Adjustment Act“, ein 
Gesetz zur Landwirtschaftsreform, das eine staatliche Prämien¬ 
zahlung für freiwillige Produktionsbeschränkung bei bestimm¬ 
ten landwirtschaftlichen Erzeugnissen vorsieht. 

17. Mai 1933 

Der deutsche Reichstag erteilt einstimmig, mit den Stimmen 
der SPD, der nationalsozialistischen Reichsregierung das Ver¬ 
trauensvotum, nachdem Hitler den britischen Vorschlag vom 
16. März zu einem Rüstungsabkommen, den MacDonald der 
Genfer Abrüstungskonferenz unterbreitet hatte, als Verhand¬ 
lungsbasis anerkannt hat. 

In Spanien erläßt die Regierung Azana eine Reihe von anti- 
kirchlichen Gesetzen. Die kirchlichen Schulen werden geschlos¬ 
sen und der kirchliche Grundbesitz verstaatlicht. Der Vatikan 
protestiert mehrfach in scharfer Form, doch hat die Kirche 
keine Möglichkeit mehr, der Entwicklung zu steuern. 
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26. Mai 1933 

Der von Australien beanspruchte Sektor des antarktischen 
Festlandes (vgl. 7. Februar 1933) wird ihm offiziell zuge¬ 
sprochen. Er umschließt von der Westküste des Rossmeeres, 
dem Süd-Victoria-Land bis zum Kronprinz Olaf-Land 115 
Längengrade und etwa zwei Fünftel der südpolaren Festland¬ 
fläche, einschließlich des Magnetischen Pols bei König Georg- 
V.-Land. 


28. Mai 1933 

Die Wahlen zum Volkstag des Freistaates Danzig, der im 
Unterschied zum Danziger Senat die Landgemeinden reprä¬ 
sentiert, ergeben eine absolute Mehrheit für die National¬ 
sozialisten. Sie erhalten 39 von 72 Sitzen. Unter Vorsitz von 
Senatspräsident H. Rauschning (geh. 1887 in Thom) wird eine 
nationalsozialistische Regierung des Danziger Freistaates 
gebildet. Rauschning wird allerdings bereits im November 
1934 zurücktreten. Sein Nachfolger wird dann der Innensena¬ 
tor und stellvertr. Gauleiter der NSDAP Arthur Karl Greiser 
(geb. 1897 in Schroda/Posen). 18 

30. Mai 1933 

Marschall Pilsudski ernennt Joseph Lipski zum polnischen 
Gesandten in Berlin. Lipski gilt als deutschfreundlich (nach 
polnischen Maßstäben). Seine Ernennung spricht für den Ent¬ 
schluß Pilsudskis zum Abbau der deutsch-polnischen Span¬ 
nungen unmittelbar nach den Danziger Volkstagswahlen (vgl. 
28. Mai 1933). 

31. Mai 1933 

Nachdem die Japaner die chinesische Provinz Jehol besetzt 
haben (vgl. März 1933), schließt Tschiang Kai-schek mit ihnen 
den Waffenstillstand von Tanghu. Gleichzeitig beginnt er eine 
chinesische Luftstreitmacht aufzubauen und nimmt die 1927 
abgebrodienen diplomatischen Beziehungen zur UdSSR wie¬ 
der auf, während sich das Verhältnis Mao Tse-tungs zu Mos¬ 
kau in der gleichen Zeitspanne ständig verschlechtert. 19 

14. Juni 1933 

In London eröffnet US-Staatssekretär (Außenminister) Cordell 
Hüll die Weltwirtschaftskonferenz, die vor allem der Stabili¬ 
sierung der Währungen auf der Grundlage des Goldstandards 
dienen soll und deren Zustandekommen noch auf Initiative 
und Betreiben des abgewählten Präsidenten Herbert Hoover 
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zurückzuführen ist. Die Konferenz erreicht ihr Ziel nicht, da 
der neue US-Präsident F. D. Roosevelt genau die entgegen¬ 
gesetzte Währungspolitik betreibt (vgl. 5. April 1933 und 12. 
Mai 1933). 20 

19. Juni 1933 

In Österreich verbietet die Regierung Dollfuß die National- 
sozialistisdie Partei. Sie stützt sich dabei innenpolitisch auf 
die staatsnationalistische (faschistische) Vaterländische Front 
und verläßt sich außenpolitisch, d. h. gegenüber Deutschland 
auf Rückendeckung durdi Italien. 

20. Juni 1933 

Im südostasiatischen Siam (Thailand) bemäditigen sich erneut 
(vgl. 24. Juni 1932) hohe Armee-Offiziere der Regierungsge¬ 
walt. Ihr Ziel ist über die im Vorjahre erreichte Verfassung 
einer konstitutionellen Monarchie hinaus ein weiterer Abbau 
der traditionellen Feudalordnung sowie die Entmachtung und 
Enteignung des großgrundbesitzenden Adels. 

27. Juni 1933 

Die Deutsdmationale Volkspartei beschließt „in Erkenntnis 
der Tatsadie, daß der Parteienstaat überwunden ist“, ihre 
Selbstauflösung. Ihr Parteivorsitzender, Alfred Hugenberg, 
scheidet zugleich aus der Reichsregierung aus. An seiner Stelle 
wird der Reichsbauernführer Richard-Walther Darre (vgl. 4. 
April 1933) Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 
sowie Preußischer Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten. Wirtschaftsminister wird Kurt Schmitt (geb. 1886 in 
Heidelberg) bis einschl. 1934. Die Bayerische Volkspartei, die 
Deutsche Volkspartei, die Staatspartei und das Zentrum lösen 
sich ebenfalls auf. 

3. Juli 1933 

Der Präsident der USA, F. D. Roosevelt, richtet an die in 
London tagende Weltwirtschaftskonferenz eine Botschaft des 
Inhalts, eine „bessere Verteilung der Weltbestände an Gold 
und Silber“ könne erst erörtert werden, wenn die Mehrheit 
der auf der Konferenz vertretenen Nationen bereit sei, 
„ausgeglichene Haushalte zu schaffen und ihren Verhältnissen 
entsprechend zu leben.“ Daraufhin vertagt sich die Vollver¬ 
sammlung der Konferenz auf unbestimmte Zeit. Die Konferenz 
ist praktisch gesprengt, das Vertrauen auf eine Stabilisierbar- 
keit der Währungen zerstört. Vgl. auch 14. Juni 1933. 21 
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3./4.Juli 1933 

In London schließt die UdSSR mit Afghanistan, Estland, 
Lettland, Persien (Iran), Polen, Rumänien und der Türkei eine 
Konvention zur Bestimmung des Begriffes „Aggressor“. Sie 
soll den Begriff des Angreifers möglichst genau definieren, um 
Vorwände zur Rechtfertigung eines Angriffs auszuschließen, 
und ist als klärender Zusatz zu den zahlreichen Nichtangriffs¬ 
pakten zu verstehen, die die UdSSR bereits seit 1925 mit den 
genannten Ländern geschlossen hat. 22 

7. Juli 1933 

In Deutschland wird die SPD aus dem Reichstag und sämt¬ 
lichen Landtagen sowie Gemeindeparlamenten ausgeschlossen, 
ihre Führer zum Teil verhaftet. Andere sind bereits vorher 
ins Ausland emigriert. Kurt Schumacher (geb. 1895 in Kulm), 
seit 1930 Mitglied der SPD-Reichstagsfraktion wird in Kon¬ 
zentrationslagerhaft verbracht. Herbert Karl Frahm (später: 
Willy Brandt, geb. 1913 in Lübeck), Mitglied der noch links 
von der SPD orientierten Sozialistischen Arbeiterpartei, emi¬ 
griert im Alter von neunzehn Jahren nach Norwegen, studiert 
in Oslo und betätigt sich als Journalist im Rahmen der nor¬ 
wegischen Linken („Verbrecher und andere Deutsche“). Das 
marxistische Institut für Sozialforschung an der Universität 
Frankfurt/Main wird aufgelöst. Der Leiter, Max Horkheimer, 
verlegt es daraufhin nach New York. So entstehen ringsum 
antideutsche Propagandazentralen. 

14. Juli 1933 

In Deutschland wird durch Gesetz als einzige politische Partei 
nur noch die NSDAP zugelassen. Der Versuch, die Existenz 
einer anderen Partei zu erhalten, wird unter Strafe gestellt, 
bis zu drei Jahren Zuchthaus. Am gleichen Tage verbietet das 
„Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ Ehen zwi¬ 
schen Gesunden und Erbkranken und macht das Vorliegen 
einer Erbkrankheit von der Entscheidung eines Ärztegremi¬ 
ums abhängig. 

15. Juli 1933 

Auf Vorschlag Mussolinis schließen (vgl. 17. März 1933) 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien einen 
Viererpakt zur Friedenssicherung und Nichtanwendung von 
Gewalt, um die schleppenden Abrüstungsverhandlungen in 
Genf voranzutreiben. Der Pakt war bereits fünf Wochen vor 
der Unterzeichnung, am 7. Juni 1933 paraphiert worden, wird 
aber nicht ratifiziert und tritt daher auch nicht in Kraft. 25 
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20. Juli 1933 

Der deutsche Vizekanzler Franz von Papen und der Kardi¬ 
nalstaatssekretär des Vatikans Eugenio Pacelli (1939—1958 
Papst Pius XII.) unterzeichnen im Vatikan in Rom das Reichs¬ 
konkordat zwischen Deutschland und dem Heiligen Stuhl. Es 
regelt die Frage der Besetzung der Kirchenämter, die Rechts¬ 
stellung des Klerus im Staate, der theologischen Fakultäten, 
der Konfessionsschulen, des Religionsunterrichtes an den allge¬ 
meinen Schulen und des kirchlichen Vereinswesens. Das 
Reichskonkordat löst die zuvor mit einzelnen deutschen 
Ländern geschlossenen Konkordate ab, die Pacelli zum Teil 
noch als päpstlicher Nuntius in Deutschland geschlossen hat. 

24. Juli 1933 

Nachdem die französische Regierung Daladier—Paul-Boncour 
dem staatenlosen, aus der Sowjetunion ausgebürgerten Lew 
Dawidowitsch Bronstein, genannt Trotzki (vgl. 20. Februar 
1932, 1. März 1932), Asyl angeboten hat, verläßt dieser mit 
Frau und Sohn die Türkei und reist incognito in Frankreich 
ein, wo er zunächst in Saint Palais bei Royan, später in 
Barbizon bei Paris, schließlich in einem Dorf an der Isere 
Wohnung nimmt. 24 

Juli 1933 

Aus den Parlamentswahlen in Finnland gehen die Sozialdemo¬ 
kraten als Sieger hervor und bilden die Regierung. Die natio¬ 
nale Sammlungspartei der im Jahre zuvor aufgelösten Lappo- 
Bewegung (vgl. März 1932) unterliegt. 

August 1933 

Auf der Insel Kuba stürzt im Zuge einer Revolution nationaler 
Kräfte Oberst Batista y Zaldivar (geb. 1901 in Banes) unter 
der Devise „Kuba den Kubanern“ den Präsidenten Machado 
y Morales, der sein Amt seit 1925 ausübte. Kuba ist zwar 
dem Namen nach unabhängig, doch gehören Bergwerke und 
Zuckerrohrplantagen zum großen Teil USA-Unternehmen, die 
das Land weitgehend unter Kontrolle halten. Machado wird 
vorgeworfen, daß er diese Verhältnisse gefördert habe. Batista 
macht sich zum Oberbefehlshaber der Kubanischen Armee und 
führt das Revolutionsregime; nach ihm führt San Martin. 25 

2. September 1933 

Sowjetrußland schließt mit Italien einen Nichtangriffs- und 
Freundschaftspakt. Mussolini hat sich um das Zustandekom¬ 
men bemüht, um für seine außenpolitischen Pläne gegenüber 
den Westmächten einen Rückhalt zu gewinnen. 
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8. September 1933 

Unter dem Druck einer stärker werdenden Rechtsopposition 
in Spanien tritt die linksrepublikanische Regierung des Ma¬ 
nuel Azana y Diez nach zweijähriger Regierungszeit zurück 
(vgl. 27. Juli 1931). 

21. September 1933 

Das zweite Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit (das 
erste wurde bereits am 1. Juni verabschiedet) steigert in 
Deutschland die öffentliche Arbeitsbeschaffung, die durch die 
sogenannten Mefo-Wechsel des Reichsbankpräsidenten Hjal- 
mar Schacht finanziert wird. Es hat bis Ende 1933 eine Sen¬ 
kung der Arbeitslosenziffer von 6 auf 4 Millionen zur Folge. 
In dem Arbeitsbeschaffungsprogramm dieses Jahres sind noch 
keine Rüstungsaufträge enthalten. 


27. September 1933 

Die versammelten evangelischen Landeskirchen Deutschlands 
wählen auf der Nationalsynode in Wittenberg den Wehrkreis¬ 
pfarrer Ludwig Müller, zum „Reichsbischof der Deutschen Evan¬ 
gelischen Kirche“. Später entsteht die Gegenbewegung der 
„Bekennenden Kirche“ und geht in die Opposition. 


29. September 1933 

Das vom deutschen Reichsminister für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft Richard-Walther Darre (vgl. 27. Juni 1933) ent¬ 
worfene Erbhofgesetz schützt Bauernhöfe und Gutsbesitz, 
soweit bäuerlich bewirtschaftet, als „Erbhöfe“ vor Verkauf an 
Nichtbauem, Aufteilung sowie Verschuldung und legt die 
Erbfolge fest. Sinn und Ziel des Gesetzes ist die Erhaltung 
des bäuerlichen Familienbesitzes und damit der Bodenstän¬ 
digkeit des Bauernstandes selbst. 

4. Oktober 1933 

Die Nationalsozialistische Partei unter den Sudetendeutschen 
in der Tschechoslowakei kommt ihrem bevorstehenden Verbot 
durch Selbstauflösung zuvor. Die Mitglieder schließen sich der 
drei Tage zuvor gegründeten „Sudetendeutschen Ileimat- 
front“ Konrad Henleins an. Henlein (geb. 1898 in Maffersdorf) 
ist von Beruf Turnlehrer, Anhänger des Ständestaat-Modells 
Othmar Spanns und seit Jahren im Sudetendeutschen Tumer- 
bund tätig. 
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11. Oktober 1933 

Führende Persönlichkeiten der siamesischen Feudalschicht 
versuchen, um ihren Einfluß und Besitz zu erhalten, eine 
Gegenrevolution gegen die Militärjunta, die sich am 20. Juni 
1933 (vgl. dort) die Regierungsgewalt angeeignet hat. Der 
Versuch mißlingt. 

14. Oktober 1933 

Nachdem Frankreich den MacDonald-Plan zur Festlegung der 
Rüstungsbegrenzung, insbesondere der Stärke der Landheere, 
endgültig zu Fall gebracht hat (vgl. 2. Februar 1933), verläßt 
Deutschland die Genfer Abrüstungskonferenz und fünf Tage 
später, am 

19. Oktober 1933 

auch den Völkerbund, aus dem zuvor schon Japan ausgetreten 
war (vgl. 27. März 1933). 

22. Oktober 1933 

Der Präsident der USA, F. D. Roosevelt, beschließt, den Gold¬ 
preis künftig variabel zu halten. Tatsächlich wird er dann von 
Tag zu Tag erhöht, das heißt, der Dollar täglich weiter abge¬ 
wertet. Keynes spricht von einem „betrunkenen Goldstan¬ 
dard“, Montague Norman, der Präsident der Bank von 
England, von einem weltweiten Bankrott, der damit herbeige¬ 
führt werde. 26 

Oktober 1933 

Tschiang Kai-schek setzt seine Kämpfe gegen die chinesischen 
Kommunisten in Hupeh, Tschekiang, Süd-Anhui und in Nord- 
Fukien fort, wo sich eine Volksregierung gebildet und die 19. 
mobile Armee gemeutert hat. Er verfügt nun über eine halbe 
Million Mann und über 200 Flugzeuge. 27 

Jose Antonio Primo de Rivera (geb. 1903 in Madrid), der Sohn 
des 1931 ins Exil gegangenen Diktators, gründet in Madrid 
gemeinsam mit seiner Schwester Pilar und anderen Gesin¬ 
nungsfreunden die nationalistische, Sozialrevolutionäre und 
katholisch-christliche Falange Espanola. 28 

In Deutschland wird Martin Bormann (geb. 1900 in Halber¬ 
stadt), seit dem Juli 1933 Stabsleiter der Dienststelle „Stell¬ 
vertreter des Führers“ (Rudolf Hess), zum Reichsleiter der 
NSDAP ernannt und baut seine Position zur unumgänglichen 
Verbindungsstelle zwsichen den höchsten Staats- und Partei¬ 
instanzen aus. 
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7. November 1933 

Die Eintragung im Tagebuch des Weihbischofs von Boston/ 
USA, Francis Spellman, an diesem Tage lautet: „Erhielt 
Schreiben von M. Galeazzi (Rom). Papst (Pius XI.) wünsdit, er 
solle James Roosevelt bitten, er möge seinen Vater auffordern 
(den Präsidenten F. D. Roosevelt), vor diplomatischer Aner¬ 
kennung Rußlands Garantien für religiöse Freiheit zu fordern. 
Habe Brief an den apostolischen Legaten weitergeleitet.“ 28 

8. November 1933 

In Afghanistan wird König Nadir Khan, der dem Land eine 
neue Verfassung gab, ermordet. Sein Sohn, Mohammed Zahir 
besteigt den Thron und führt die von seinem Vater sorgsam 
vorbereiteten und geplanten Reformen in Regierung und Ver¬ 
waltung durch. Es gelingt ihm, Afghanistan auch während des 
2. Weltkrieges neutral zu erhalten. 30 

12. November 1933 

Die Neuwahl des deutschen Reichtstages, die nach Auflösung 
aller Parteien außer der NSDAP notwendig geworden ist, soll 
zugleich einen Volksentscheid über die deutsche Außenpolitik 
darstellen, die zum Austritt aus dem Völkerbund geführt hat 
(vgl. 14./19. Oktober 1933). 92% der Stimmen werden für 
die Einheitsliste der NSDAP abgegeben. Der damit gewählte 
Reichstag besitzt keine Entscheidungsgewalt mehr. Das Er¬ 
mächtigungsgesetz (vgl. 24. März 1933) bleibt in Kraft. Tags 
darauf, am 

13. November 1933 

ernennt Hitler den Vizkanzler von Papen zum Saarbevoll¬ 
mächtigten der Reichsregierung. 

14. November 1933 

König Carol II. von Rumänien beauftragt Ion G. Duca, den 
Führer der Altliberalen Partei, mit der Regierungsbildung. 
Die rumänische Außenpolitik sucht Verbindung zu Frankreich 
und wendet sich vom faschistischen Italien ab (vgl. 16. Fe¬ 
bruar 1933, Kleine Entente). 

15. November 1933 

Der neue Gesandte Polens in Berlin Joseph Lipski macht dem 
deutschen Reichskanzler seinen Antrittsbesuch und überbringt 
den Wunsch Marschall Pilsudskis, die deutsch-polnischen 
Beziehungen durch unmittelbare Aussprache freundschaftlicher 
zu gestalten. Hitler antwortet, er sei seinerseits durchaus zu 
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einer Erklärung bereit, daß die deutsche Regierung die 
Absicht habe, auf eine gewaltsame Lösung der zwischen 
Deutschland und Polen schwebenden Fragen zu verzichten. 
Das Gespräch gibt den Anstoß zu der beiderseitigen Gewalt¬ 
verzichtserklärung vom 26. Januar 1934 (vgl. dort). Doch wer¬ 
den diese Verständigungsbemühungen von polnischen Pro¬ 
vinzbehörden, z. B. in Oberschlesien, sabotiert. 31 

17. November 1933 

Auf Betreiben des Präsidenten F. D. Roosevelt schließt der 
amerikanische Außenminister Hüll ein Abkommen mit der 
UdSSR, in dem die USA die Sowjetunion als völkerrechtlichen 
Staat anerkennen gegen die Zusicherung, daß die UdSSR 
ihrerseits sich jeder Einmischung in die inneren Angelegen¬ 
heiten der USA enthalten würde. Zur gleichen Zeit schleust 
Felix Frankfurter von ihm herangebildete überzeugte Kom¬ 
munisten („Die Harvardleute“) in höchste nordamerikanische 
Staatsämter ein. Bereits am 18. November erklärt die Komin¬ 
tern das Abkommen vom Vortage für null und nichtig und 
der sowjetrussische Botschafter Litwinow, der es unterzeichnet 
hat, nennt es „einen Fetzen Papier, der bald in Vergessenheit 
geraten sein wird“. 32 

19. November 1933 

Parlamentswahlen in Spanien nach dem Rücktritt der Regie¬ 
rung Azana (vgl. 8. September 1933) führen zu einem Sieg 
der Rechtsparteien, insbesondere der Katholischen Partei von 
Gil Robles. Es kommt eine Rechtsregierung zustande, die 
jedoch von den seit Jahren aufgewiegelten Massen des Links¬ 
proletariats nicht hingenommen wird. Örtliche Aufstände 
gegen die Ordnungsorgane reißen nicht ab. 

20. November 1933 

Der Reichsführer SS Heinrich Himmler (geb. 1900 in Mün¬ 
chen) wird zum Kommandeur der Politischen Polizei aller 
deutschen Länder, ausgenommen Anhalt, Bremen, Braun¬ 
schweig, Lippe, Preußen und Württemberg ernannt. Leiter 
des Geheimen Staatspolizeiamtes für Preußen wird er erst im 
April 1934. 

November 1933 

In der Provinz Fukien erheben sich drei Armeeführer der 
Kuomintang gegen Tschiang Kai-schek, weil dieser nicht die 
Japaner bekämpfe, sondern die chinesischen Kommunisten. 
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Mao Tse-tung will sich mit diesen Armeeführem verbünden, 
aber die Komintern und die kominternhörige chinesische KP- 
Zentrale verhindern aus ideologischen Gründen das Bündnis 
mit den „Kompromißlern“, deren Erhebung gegen Tschiang 
die Komintern in Moskau als „einen neuen Schwindel des 
konterrevolutionären Lagers“ bezeichnet. Infolgedessen ge¬ 
lingt es Tschiang, erst die Rebellen in Fukien und später auch 
die Kommunisten in Juichin zu besiegen. 33 

9. Dezember 1933 

Der rumänische Ministerpräsident Ion G. Duca (vgl. 14. No¬ 
vember 1933) verfügt die Auflösung der „Eisernen Garde“ 
von Comeliu Codreanu (geb. 1899 in Jassy), die dieser am 
24. Juni 1927 gemeinsam mit Jan Motza als die „Legion Erz¬ 
engel Michael“ gegründet hat. Daraufhin wird Duca von 
Mitgliedern der Garde ermordet. Codreanu wird vor Gericht 
gestellt aber freigesprochen. 34 

17. Dezember 1933 

In Tibet stirbt der 13. Dalai Lama, dem es gelungen war, in 
Verbindung mit britischen Ratgebern den chinesischen Ein¬ 
fluß in Tibet nahezu unwirksam zu machen. 

3. — 26. Dezember 1933 

In Montevideo/Uruguay tritt die VII. Interamerikanische 
Konferenz zusammen und trifft auf Veranlassung der Verei¬ 
nigten Staaten ein „Abkommen über die Rechte und Pflichten 
der Staaten“. Darin einigt man sich darüber, daß ein Staat 
auch ohne die Anerkennung durch andere Staaten existieren 
könne und daß die gegenseitige Nichteinmischung Grundlage 
des Zusammenlebens von Staaten sein solle. 


noch 1933 (ohne nähere Datierung) 

Herbert Wehner, der Verhaftung als kommunistischer Spit¬ 
zenfunktionär in Deutschland entkommen, organisiert im 
Saargebiet -— mit einem tschechoslowakischen Paß — die 
Gründung einer antideutschen Linkspartei, um die Rückkehr 
des Saarlandes zu Deutschland zu verhindern. 

Der Staatspräsident der Dominikanischen Republik (seit 
1930), Rafael L. Trujillo y Molina, macht sich zum Oberbe¬ 
fehlshaber der Armee und bleibt zwei Amtsperioden hinter¬ 
einander (bis 1938) im Amt. 
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Ph. Farnsworth und Vladimir Zworykin entwickeln eine rein 
elektronische Methode des Fernsehens, ohne mechanisch 
bewegte Apparateteile, und damit die Voraussetzung zum 
Fernsehen als Massenmedium und Politikum.® 5 

Im Irak stirbt König Feisal I. Sein Sohn Ghasi besteigt den 
Thron. 

In Persien (Iran) schließt die Regierung des Schah Reza 
Pehlewi (1925 bis 1941) ein Abkommen mit der zu diesem 
Zweck gegründeten Anglo-Iranian-Oil-Company, einem von 
britischem Kapital und britischen Fachleuten getragenen Un¬ 
ternehmen, und überträgt ihr die Ausbeute der persischen 
Ölfelder für die Dauer von 60 Jahren. 

In Jugoslawien werden Unruhen der kroatischen Bauern, der 
Ustasi, die sich gegen die serbische Vorherrschaft wenden, 
unterdrückt, ihre Führer umgebracht, verhaftet oder verbannt. 

Eine ständige Luftpostverbindung zwischen Europa und Süd¬ 
amerika wird mit Hilfe des Flugstützpunkt-Schiffes „West¬ 
falen“ und Heinkel 70-Flugzeugen (Katapultanlage) eingerich¬ 
tet. 36 

In der mittelamerikanischen Republik Nicaragua erhebt sich 
die Familie Somoza zu diktatorischer Herrschaft. Gleichzeitig 
wird das Land von den USA-Truppen geräumt, die es jahre¬ 
lang besetzt hielten. 

Die niederländischen Behörden in Indonesien verbieten die 
von Achmed Sukarno (geb. 1901 in Surabaya) geführte Unab¬ 
hängigkeitspartei „Indonesia“ und verbannen Sukarno nach 
Flores. 

Der norwegische Kriegsminister Vidkun Quisling (vgl. 1931, 
vorletzte Eintragung) tritt zurück, weil er die von ihm ange¬ 
sichts der Bedrohung Norwegens durch die UdSSR für 
notwendig eraditeten Rüstungen im Parlament nicht durchzu¬ 
setzen vermag, und gründet die politische Partei „National 
Sämling“ mit eindeutig antikommunistischer Tendenz. 

In Saudiarabien beginnt die Arabian American Oil Company 
(ARAMCO) mit der Förderung von Erdöl. König Ibn Saud 
(Sultan Abd al-Asis III. von Nedschd, vgl. 18. September 1932) 
vergibt die Konzession schon bevor der Konflikt mit dem 
Jemen um das Emirat Asir beendet ist. 
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noch 1933 (ohne nähere Datierung) 


In Südafrika geht die National Party von James B. M. Hertzog 
eine Koalition mit der South African Party von Jan Christian 
Smuts ein. Sie nennt sich von nun an United South African 
National Party. Daniel Frangois Malan scheidet aus dieser 
Koalitionspartei Hertzog-Smuts aus und bildet eine orthodoxe 
Neuformation der National Party, außenpolitisch auf gänzliche 
Trennung vom British Commonwealth of Nations, innenpoli¬ 
tisch auf konsequente Anwendung des Apartheid-Prinzips 
(Rassentrennung) gerichtet. 

Nachdem der Viehbestand in der Sowjetunion auf die Hälfte 
des Bestandes vor Beginn der Bauernausrottung und Kollek¬ 
tivierung zusammengeschmolzen ist, wird den Landarbeitern 
ein geringer Eigenbesitz an Vieh und Bodennutzung sowie 
freier Verkauf eigener landwirtschaftlicher Erzeugnisse bis auf 
Widerruf zugestanden. 37 
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1934 


1. Januar 1934 

Die Regierung der Sowjetunion proklamiert den zweiten 
Fünfjahresplan, der wiederum der Schwerindustrie vor der 
Konsumgüterproduktion mit großem Abstand den Vorrang 
gibt und nunmehr auch ein gesteigertes Rüstungsprogramm 
einschließt. Der erste Fünfjahresplan war 1928 angelaufen und 
hatte noch weitgehend im Zeichen des Experimentierens 
gestanden, infolgedessen auch die in ihn gesetzten Erwartungen 
nicht erfüllt. Der Versuch, eine von Moskau aus zentral ge¬ 
leitete Planwirtschaft in wenigen Jahren zu verwirklichen, 
war zum Scheitern verurteilt, zumal jeder Fehler im Plan ver¬ 
heerende Folgen haben mußte und nicht mehr ausgeglichen 
werden konnte. 


14. Januar 1934 

In Katalonien, das Spanien gegenüber seine Autonomie erklärt 
hat (vgl. 6. Dezember 1931, 25. September 1932) finden Wah¬ 
len statt. Während im übrigen Spanien die Linkstendenz im 
Jahre 1933 eine deutliche Rückläufigkeit zeigte, tragen in Ka¬ 
talonien die Linksparteien wiederum einen Sieg davon. Ähn¬ 
lich wie in den baskischen Provinzen stellt sich auch hier der 
Teil der Wählerschaft, der die Eigenstaatlichkeit Kataloniens 
aufrechterhalten will, auf die Seite der Linken, die bereits 
gezeigt hat, daß sie der territorialen Auflösung Spaniens kei¬ 
nen Widerstand entgegensetzt. 


15. Januar 1934 

Die italienische Regierung beschließt ein Gesetzt, das die Bil¬ 
dung berufsständischer Korporationen anordnet. In ihnen sind, 
nach Fachgruppen gegliedert, jeweils Arbeitgeber- und Arbeit¬ 
nehmerverbände zusammengeschlossen. An die Stelle des 
Klassenkampfes tritt die korporative Zusammenarbeit. Bemer¬ 
kenswert ist, daß diese Einrichtung in Italien erst zwölf Jahre 
nach Regierungsübernahme durch die Faschisten zustande¬ 
kommt, ein Jahr nachdem sie in Portugal und Deutschland 
(Arbeitsfront, vgl. 2. Mai 1933) eingeführt wurde. Der italieni¬ 
schen und portugiesischen, später auch der spanischen Form 
des Korporativstaates liegt die katholische Soziallehre zu¬ 
grunde. 1 
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20. Januar 1934 

Mit der Verkündung des Gesetzes „zur Ordnung der natio¬ 
nalen Arbeit“ wird der Gegensatz zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer (Klassenkampf) auch im einzelnen Betrieb durch 
die Betriebsgemeinschaft von Betriebsführung und Gefolg¬ 
schaft überwunden. Die Anwendung des Gefolgschaftsprinzips 
auf die berufliche Arbeitsstätte mit der vollen Verantwortlich¬ 
keit des Betriebsführers für das Wohl seiner Mitarbeiter 
gegenüber der Volksgemeinschaft gehört zu den kennzeich¬ 
nenden Zügen eines spezifisch deutschen Sozialismus. Das 
Gesetz sieht die Einsetzung von Treuhändern der Arbeit vor, 
die als Reichsbeamte den Arbeitsfrieden zu erhalten und z. B. 
über die Zulässigkeit umfangreicher Entlassungen zu entschei¬ 
den haben. 2 


24. Januar 1934 

Der Kongreß der USA verabschiedet eine Gesetzesvorlage, 
nach der die Federal Reserve-Banken nicht mehr verpflichtet 
sind, die von der amerikanischen Bevölkerung auf mehrfache 
Aufforderung hin zur Verfügung gestellten Goldvorräte gegen 
die dafür ausgehändigten Banknoten zurückzugeben. Senator 
Louis T. Mc Fadden aus Canton/Pennsylvania brandmarkt in 
einer groß angelegten Rede vor dem Kongreß dieses Gesetz 
als eine betrügerische Aktion, mit der das Volk der Vereinigten 
Staaten um seinen Besitz gebracht werde, und greift in diesem 
Zusammenhang den Präsidenten F. D. Roosevelt, mit dessen 
Regierung diese Goldmanipulationen begannen, scharf an. 3 


26. Januar 1934 

Der beiderseitige Wille zum Abbau der Spannungen zwischen 
Deutschland und Polen führt zum Abschluß eines Nichtan¬ 
griffspaktes für die Dauer von zehn Jahren. Er wird in Berlin 
von Freiherm von Neurath und dem polnischen Gesandten 
Joseph Lipski unterzeichnet. Der Pakt erneuert die Grundsätze 
des deutsch-polnischen Vertrages vom 27. August 1928. Beide 
Parteien verpflichten sich zur gegenseitigen Konsultation in 
allen Streitfällen und zur Ausschließung jeglicher Gewaltan¬ 
wendung. Bereits übernommene anderweitige vertragliche 
Verpflichtungen jedes der beiden Partner bleiben, soweit sie 
die gegenseitigen friedlichen Verbindungen nicht hindern, von 
diesem Pakt unberührt. 4 
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30. Januar 1934 

Der Skandal um den internationalen Hochstapler Sacha 
Stavisky in Paris, in dessen Bestechungsaktionen französische 
Regierungskreise verwickelt sind, führt zum Rücktritt der Re¬ 
gierung Chautemps und zu Unruhen, die von Paris auf die 
Provinz übergreifen. Der Kriegsminister Edouard Daladier bil¬ 
det ein neues Kabinett (sein zweites, vgl. 31. Januar 1933), 
tritt aber, nachdem er einen kommunistischen Umsturzversuch 
in Paris rücksichtslos hat niederwerfen lassen, wieder zurück. 
Die Straßenkämpfe halten an. Es wird der Generalstreik aus¬ 
gerufen. Die Kommunisten unternehmen eine entscheidende 
Machtprobe. 6 

Harry Dexter White, der spätere Verfasser des Morgenthau- 
planes, wird von Henry Morgenthau jun. als wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter im nordamerikanischen Finanzministerium be¬ 
schäftigt, wo er dann rasch Karriere macht. Er gehört zu dieser 
Zeit (nach der Zeugenaussage von Whittacker Chambers im 
Jahre 1948) einer Gruppe von kommunistisch beeinflußten 
Ministerialbeamten an, deren Aufgabe es ist, sowjetrussische 
Ziele in USA-Regierungskreisen verwirklichen zu helfen. Spä¬ 
ter wird er eine maßgebende Rolle in der prokommunistischen 
amerikanischen Chinapolitik spielen. Nach seinem plötzlichen 
Tode (17. August 1948) wird man ihn des militärischen Ge¬ 
heimnisverrats zugunsten der Sowjets überführen.“ 

Mit dem Gesetz über den „Neubau des Reiches“ gehen in 
Deutschland die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich über. 
Die Länderparlamente werden aufgehoben, die föderative 
Ordnung beseitigt, die Reichsgewalt in einer Weise gestärkt, 
wie sie in der deutschen Geschichte zuvor nicht möglich war. 
Die neu eingesetzten Reichsstatthalter können zwar noch Lan¬ 
desgesetze verkünden, aber nur nach Zustimmung der Reichs¬ 
regierung. Sie schlagen dem Reichskanzler die von diesem zu 
ernennenden Mitglieder der Landesregierung vor. Anstelle der 
Staatsangehörigkeit in den deutschen Ländern tritt die Reichs¬ 
bürgerschaft. Reichsbürger ist nur der Staatsangehörige „deut¬ 
schen Blutes“. Nur er hat politische Rechte. Die preußischen 
Ministerien werden, ausgenommen das Finanzministerium, mit 
den entsprechenden Reichsministerien gekoppelt, Ober- und 
Niederschlesien zu einer Provinz vereinigt. 

Januar 1934 

Das Zentralkomitee der sowjetrussischen KP gibt den chine¬ 
sischen Kommunisten die offizielle Anweisung, „eine eindeu¬ 
tige und resolute Klassenpolitik hinsichtlich der Liquidierung 
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der Grundbesitzer und Kulaken“ (Großbauern) zu betreiben. 
Mao Tse-tung nimmt diesen Befehl aus Moskau nicht zur 
Kenntnis, um die Ernährungsgrundlage seiner Armee nidit zu 
gefährden. Er hat gegen die Moskau-hörige Parteizentrale der 
chinesischen KP, die sich, aus Schanghai vertrieben, in seinem 
Hauptquartier in Juichin niedergelassen hat, einen schweren 
Stand, „auf Jahre hinaus in der Lage eines Hochseilartisten, 
dessen Feinde ständig versuchen, das Seil zu lockern, wäh¬ 
rend andere Steine nach ihm werfen oder ihn zu Fall bringen 
wollen, indem sie plötzlich markerschütternde Schreie aus¬ 
stoßen“. 7 

Nikita Chruschtschow wird Erster Sekretär des Moskauer 
Stadtkomitees der KP und ist maßgeblich an der Durchfüh¬ 
rung des U-Bahnbaues in Moskau beteiligt. Die Stadt hat zu 
dieser Zeit 3,6 Millionen Einwohner. Gleichzeitig ist Chr. 
Zweiter Sekretär des Parteikomitees für die Provinz Moskau, 
also das Hinterland der Stadt. Er gehört zum engsten Mitar¬ 
beiterkreis um Lazar Kaganowitsch, eifrig darauf bedacht, alle 
Direktiven, die von diesem ausgehen, so vollständig wie irgend 
möglich auszuführen, und in der instinktiven Gewißheit, als 
zuverlässiges Werkzeug des Liquidators vor der eigenen Li¬ 
quidation relativ am sichersten zu sein. 8 


1. Februar 1934 

Die Roosevelt-Administration in den Vereinigten Staaten wer¬ 
tet offiziell den amerikanischen Dollar auf 59,6 °/o seines bis¬ 
herigen Wertes ab. Damit bestätigen sich nach knapp einjäh¬ 
riger Regierungszeit Roosevelts die Befürchtungen, die er vor 
seinem Amtsantritt bewußt genährt hatte, um seinem Vor¬ 
gänger und Wahlgegner Herbert Hoover die Bekämpfung der 
Wirtschaftskrise nach Kräften zu erschweren. Hoover hatte 
eine Dollarabwertung unter allen Umständen zu vermeiden 
gesucht. 

Entsprechend dem Abkommen zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion vom 17. November 1933 (vgl. 
dort) nimmt die Roosevelt-Administration normale diploma¬ 
tische Beziehungen zum Kreml auf, entsendet einen Botschaf¬ 
ter nach Moskau und beglaubigt einen sowjetrussischen Bot¬ 
schafter in Washington. Für die sowjetische Spionage in den 
USA ergibt sich damit eine Fülle neuer und bedeutend 
erleichterter Arbeitsmöglichkeiten. 
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9. Februar 1934 

Nach Daladiers Rücktritt (vgl. 30. Januar 1934) bildet der 
ehemalige Präsident der Republik Frankreich, Gaston Dou- 
mergue (geh. 1863 in Aigues-Vives) ein Krisenkabinett der 
„Nationalen Einigung“ mit Rarthou als Außenminister, Her- 
riot, Tardieu und Petain. Der Generalstreik wird abgebrochen, 
die Gefahr eines Bürgerkrieges ist vorerst gebannt. Ein 
Staatshaushalt mit einschneidenden Sparmaßnahmen wird auf 
dem Notverordnungswege durchgesetzt. Es gelingt der Regie¬ 
rung sogar, ein Programm von Nachtragskrediten für militäri¬ 
sche Zwecke zu verwirklichen und den Bau von neuen Flot¬ 
teneinheiten einzuleiten. 

In Athen wird am selben Tage zwischen Griechenland, Jugo¬ 
slawien, Rumänien und der Türkei ein Defensivvertrag zur 
Festigung des Friedens und Sicherung des territorialen Status 
der Vertragspartner auf dem Balkan geschlossen. Er verliert 
seine Gültigkeit, sobald einer der vertragschließenden Staaten 
zum Aggressor im Sinne der Londoner Konvention vom 3./ 
4. Juli 1933 (vgl. dort) wird. Die Vertragspartner verpflichten 
sich, „keinerlei politische Aktionen gegen irgendeinen anderen 
Balkanstaat zu unternehmen, der diese Verständigung nicht 
unterzeichnet hat, bevor nicht eine gegenseitige Verständigung 
(der Unterzeichnermächte) hierüber erzielt worden ist“. 8 

13. Februar 1934 

In China gründet Marschall Tschiang Kai-schek eine mora¬ 
lische Emeuerungsbewegung „Neues Leben“, um den Revo¬ 
lutionsideen der Kommunisten eine eigene Idee entgegenzu¬ 
setzen. Gleichzeitig beginnt er einen Feldzug gegen die chine¬ 
sischen Südostprovinzen, in denen sich die Kommunisten fest¬ 
gesetzt und einen Sowjetstaat innerhalb des chinesischen 
Staates geschaffen haben (Kiangsi und Fukien). Im Haupt¬ 
quartier Mao Tse-tungs wirkt sich unter dieser Bedrängnis 
durch die Angriffe Tschiangs die Anwesenheit der chinesischen 
KP-Funktionäre aus Schanghai (vgl. Januar 1934) erst recht 
als ein Ballast aus. 

11.—16. Februar 1934 

In Wien und anderen österreichischen Städten kommt es zu 
verlustreichen schweren Kämpfen zwischen dem sozialistischen, 
im Jahr zuvor amtlich aufgelösten „Republikanischen Schutz¬ 
bund“ einerseits und Regierungstruppen bzw. Milizeinheiten 
der „Vaterländischen Front“ (Heimwehr) andrerseits. Nach 
Niederwerfung des Aufstandes verbietet die Regierung Doll¬ 
fuß die sozialistische und alle anderen Parteien, ausgenommen 
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die Vaterländische Front. Die Nationalsozialistische Partei war 
bereits am 19. Juni 1933 (vgl. dort) verboten worden. Viele 
ihrer aktiven Mitglieder waren nach Deutschland über die 
Grenze gegangen und beginnen dort, eine „österreichische 
Legion“ zu bilden. 

14. Februar 1934 

Im Zuge der Neuordnung des Reichsaufbaus und des Abbaus 
der föderativen Instanzen in Deutschland wird nunmehr auch 
der Reichsrat, die Repräsentation der Länder beim Reich, auf¬ 
gehoben. Seine Funktion üben künftig die Reichsstatthalter 
aus, die ihre Gaue gegenüber dem Reich vertreten, allerdings 
nur einzeln, jeder seinen Gau bzw. sein Land. Eine Vertretung 
der Länder insgesamt gibt es nicht mehr. Verglichen mit dem 
Bundesrat des Bismarck-Reiches hatte der Reichsrat der Wei¬ 
marer Republik ohnehin nur noch stark eingeschränkte Be¬ 
fugnisse gehabt. 

17. Februar 1934 

In Belgien kommt Albert L, König der Belgier (seit 1909) bei 
einem Bergunfall ums Leben. Sein Sohn, Prinz Leopold, Her¬ 
zog von Brabant (geb. 1901), folgt ihm als Leopold III auf 
den Thron und ist bestrebt, die Abhängigkeit Belgiens von 
der britisch-französischen Entente cordiale zu lockern, um 
Belgien in der Gestaltung seiner Außenpolitik, insbesondere 
in Europa, künftig mehr Freiheit zu gewinnen. Bis dahin war 
Belgien weitgehend eine Figur im britischen Spiel des Gleich¬ 
gewichts der Kräfte auf dem Kontinent gewesen — und bleibt 
es auch weiterhin. Leopolds Bemühen in dieser Hinsicht hat 
von Anfang an kaum Aussicht auf Erfolg. 

Februar 1934 

Der polnische Außenminister Joseph Beck unternimmt eine 
Reise nach Moskau, den ersten offiziellen Besuch eines polni¬ 
schen Politikers in der UdSSR. Er will damit demonstrativ die 
Unparteilichkeit Polens zwischen Deutschland und Sowjetruß¬ 
land betonen, genauer gesagt: in Moskau nidit den Eindruck 
aufkommen lassen, als habe sich Polen durch den Nichtan¬ 
griffspakt und das Verständigungsabkommen mit Deutschland 
vom 26. Januar 1934 (vgl. dort) einseitig an Deutschland ge¬ 
bunden und als habe dieser Pakt eine gegen die Sowjetunion 
gerichtete Spitze. Allerdings reicht dieser Besuch in Moskau 
nicht aus, um ein diplomatisches Gegengewicht gegen den 
deutsch-polnischen Pakt zu bilden. 10 
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1. März 1934 

Japan erklärt die Mandschurei zum Kaiserreich Mandschukuo 
und erhebt den Staatspräsidenten (seit dem 18. Februar 1932, 
vgl. dort), Pu Ji, zum Kaiser. Pu Ji (geb. 1906 im Himmelspa¬ 
last in Peking), letzter Sproß der Mandschu-Dynastie, war als 
zweijähriges Kleinkind unter dem Namen Ilsiian Tang letzter 
Kaiser von China geworden, hatte aber als Sechsjähriger, nach 
der Proklamation Chinas zur Republik durch Sun Jat-sen wie¬ 
der abdanken müssen und seit Ende 1924 in Tientsin unter 
japanischem Schutz ein luxuriöses Playboy-Dasein geführt, das 
nicht frei von Skandalen geblieben war. Er bemüht sich nun¬ 
mehr, der Rolle gerecht zu werden, die Japan ihm zugemes¬ 
sen hat. 11 

2. März 1934 

In dem französischen Protektorat Tunesien in Nordafrika 
spaltet sich die 1920 gegründete Destour-Partei, die für das 
Selbstbestimmungsrecht der tunesischen Bevölkerung eintritt. 
Die Neo-Destour-Partei, die sich nunmehr auf dem Parteikon¬ 
greß in Ksar Hellal von der alten Partei trennt, stützt sich auf 
die Gewerkschaften und fordert die volle Unabhängigkeit 
Tunesiens von Frankreich. Führer der neuen Partei ist Habib 
Bourguiba (geb. 1903 in Monastir), ein Rechtsanwalt und 
Journalist, der sein Studium in Paris absolviert hat und nun¬ 
mehr sogleich von den französischen Behörden in Haft ge¬ 
nommen und bis 1936 gefangen gehalten wird. 1 ' 2 

12. März 1934 

Um den Bestrebungen des estländischen Freiheitskämpferver¬ 
bandes zuvorzukommen, der eine staatsnationalistische Ver¬ 
fassungsänderung betreibt, unternimmt Konstantin Päts von 
der Landwirtepartei, von General Laidoner unterstützt, einen 
Staatsstreich, verbietet die Freiheitskämpferbewegung und 
läßt ihre Führer verhaften. Nach der estländischen demokra¬ 
tisch-republikanischen Verfassung vom 15. bzw. 19. Juni 1920 
ist der Ministerpräsident der estländischen Regierung zugleich 
auch Staatsoberhaupt. Päts befürchtet offenbar, daß aus der 
(weitgehend von der Armeeführung) „gelenkten Demokratie“ 
nach polnischem Vorbild von den Freiheitskämpfern eine 
„faschistische“ Staatsordnung gemacht wird. 

17. März 1934 

Italien, Österreich und Ungarn treffen in Rom wirtschaftliche 
Vereinbarungen und legen ihre Verhandlungsergebnisse in 
mehreren Protokollen nieder. Die Initiative zu diesem Schritt 
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geht von Italien aus. Er ist als Gegenzug gegen Tardieus 
französischen Donaubündnisplan zu verstehen, bei dem 
Deutschland und Italien nicht beteiligt werden sollten (vgl. 
6./8. April 1932 und 9. Oktober 1931). Dieser Plan war seiner¬ 
zeit gescheitert. Selbst Benesch hatte anläßlich eines französi¬ 
schen Anleiheangebots (vgl. März 1932) auf einer Einbezie¬ 
hung Deutschlands und Italiens bestanden. Nunmehr lassen 
die Römischen Abmachungen, die auch eine politische Zusam¬ 
menarbeit vorsehen, Frankreich unbeteiligt. Dafür nimmt die 
rumänische Außenpolitik eine Wendung zur Annäherung an 
Frankreich. 

31. März 1934 

Angesichts der anhaltenden Regierungskrise in Spanien nimmt 
Mussolini Verbindung zu den monarchistischen Parteien Spa¬ 
niens auf und trifft mit ihnen ein Abkommen, das die Wieder¬ 
einsetzung der Monarchie in Spanien zum Ziele hat. Es geht 
ihm dabei weniger um das Prinzip der Monarchie als um eine 
dauerhafte Festigung der staatlichen Ordnung in der Pyrenä¬ 
enhalbinsel, um die Verhinderung eines gänzlichen Absinkens 
in die Anarchie und einer Regierungsübernahme durch die 
Kommunisten. Es sind dieselben Beweggründe, aus denen 
Italien später auch unmittelbar in den spanischen Bürgerkrieg 
eingreifen wird. 

März 1934 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika erkennen durch Ge¬ 
setz der Inselgruppe der Philippinen, zwischen dem Chinesi¬ 
schen Meer und dem Pazifischen Ozean gelegen, die sich seit 
dem 10. Dezember 1898 unter ihrer Schutzherrschaft und Ver¬ 
waltung befinden, den Dominion-Status zu, das heißt den 
Status, den die britischen Dominien im Rahmen des Com¬ 
monwealth of Nations nach dem Statut von Westminster (vgl. 
11. Dezember 1931) genießen. Gleichzeitig versprechen die 
USA, den Inseln bis spätestens zum Jahre 1946 die volle Un¬ 
abhängigkeit zu geben. (Tatsächlich erhalten die Philippinen 
nach Eroberung durch die Japaner ihre Unabhängigkeit 
bereits am 17. September 1943 von diesen, werden allerdings 
Ende Oktober 1944 von den Amerikanern zurückerobert.) 

März/April 1934 

Wie die Berichte der deutschen Konsuln in Thom und Katto- 
witz an das Auswärtige Amt in Berlin zeigen, nimmt die Ver¬ 
folgung der deutschen Minderheit in Polen trotz des deutsch¬ 
polnischen Nichtangriffs- und Verständigungspaktes vom 26. 
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Januar 1934 (vgl. dort) fast unverändert ihren Fortgang. In 
Antonienhütte (Ostoberschlesien) rufen am 13. April polnische 
Demonstranten „Nieder mit dem Verständigungspakt!“ Das 
Nationalgefühl der polnischen Bevölkerung entzündet sich 
vorzüglich an der Aggression auf die nichtpolnische Minder¬ 
heit. Es gelingt der Regierung nicht, die lokalen Behörden auf 
einen Verständigungskurs zu bringen. 13 

17. April 1934 

Der französische Außenminister Barthou aus dem Kabinett 
der „Nationalen Einigung“ Doumergues (vgl. 9. Februar 1934) 
lehnt in einer Note an Großbritannien für sein Land jede 
Abrüstung kathegorisch ab. Anlaß ist die voraufgegangene 
Erhöhung des deutschen Wehretats auf 890 Millionen Reichs¬ 
mark. Frankreichs Wehretat zu dieser Zeit beläuft sich auf 
16 Milliarden Franc. Barthou betreibt nunmehr verstärkt eine 
Diplomatie der Annäherung an die Sowjetunion und gleich¬ 
zeitig der Wiederherstellung der Kleinen Entente. Beides soll 
der Einkreisung Deutschlands dienen, in dem Barthou nach 
wie vor den „Feind“ schlechthin erblickt. 

24. März/19. April 1934 

Das südamerikanische Land Uruguay, nördlich der La Plata- 
Mündung an der Atlantikküste gelegen, 187 000 Quadratkilo¬ 
meter groß mit damals etwa 2 Millionen Einwohnern vorwie¬ 
gend spanischer nud italienischer Herkunft, gibt sich eine neue 
Verfassung. Sie zeigt einerseits zentralistische Züge, indem sie 
die Position des Staatspräsidenten stärkt, andererseits fort¬ 
schrittliche Tendenzen, indem sie das Frauen Wahlrecht ein¬ 
führt und die Voraussetzungen zu Sozialreformen schafft. 


26. April 1934 

Der französische Außenminister Louis Barthou (geb. 1862 in 
Oloron-Sainte-Marie, vgl. auch 17. April 1934) reist offiziell 
nach Prag, um ein Ubergreifen der italienischen Außenpolitik 
auf die Staaten der Kleinen Entente zu verhindern. Italien 
hatte mit den Römischen Protokollen (vgl. 17. März 1934) mit 
Österreich und Ungarn einen ersten Vorstoß im Sinne einer 
eigenen Donaupolitik unternommen, der die französischen 
Donaubündnispläne Tardieus (vgl. 9. Oktober 1931) durch¬ 
kreuzte. Das mußte Barthou um so mehr alarmieren, als sein 
außenpolitisches Denken weitgehend vom Gedanken einer 
diplomatischen Einkreisung Deutschlands bestimmt war. 
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30. April 1934 

Der österreichische Nationalrat, infolge des verhängten allge¬ 
meinen Parteiverbots nur noch ein Rumpfparlament und daher 
eigentlich beschlußunfähig, nimmt mit den Stimmen der 
verbliebenen Abgeordneten die im Vorjahre vorgelegte Bun¬ 
desverfassung an. Der Entwurf zu dieser berufsständischen 
Verfassung war auf Veranlassung des österreichischen Bundes¬ 
kanzlers Dollfuß ausgearbeitet worden, der sie am 7. März 
1933 (vgl. dort) auf dem Wege eines Staatsstreichs an die 
Stelle der bisherigen parlamentarischen Verfassung gesetzt 
hatte. Die nachträgliche Billigung durch einen unvollständigen 
Nationalrat hat daher keine praktische Bedeutung mehr. 

16. Mai 1934 

Der Ministerpräsident von Lettland, Karl Ulmanis (geb. in 
Lievenbersen/Kurland), setzt durch einen Staatsstreich, unter¬ 
stützt von General Balodis, die parlamentarisch-demokratische 
Verfassung außer Kraft und errichtet eine auf den Lettischen 
Bauernbund und auf die Armee gestützte Diktatur. Es ist das 
eine Entwicklung, wie sie Päts in Estland mit der Unterdrük- 
kung der Freiheitskämpferbewegung (vgl. 12. März 1934) 
hatte verhindern können, wenn auch das Bündnis von Bauern 
und Militär in beiden Ländern gleichermaßen das Fundament 
der neuen Regierung bildet. 

19. Mai 1934 

In Bulgarien unternehmen Offiziere der Armee einen Putsch 
und errichten vorübergehend eine diktatorische Regierung, an 
deren Spitze Georgiev steht. Die Staatsform der Monarchie 
und die Person des Zaren Boris III. bleiben unangetastet. 
Georgiev unterdrückt die Mazedonische Minderheit in Bulga¬ 
rien, deren politische Agitation der von ihm angestrebten An¬ 
näherung an Jugoslawien hinderlich ist. Die Mazedonische 
Frage erschüttert ohnehin das jugoslawische Staatsgefüge und 
die jugoslawische Regierung kann nicht wünschen, daß sie von 
bulgarischer Seite von neuem aufgeworfen wird. Georgiev 
kann sich allerdings nur ein Jahr an der Regierung halten. 

20. Mai 1934 

König Ibn Saud von Saudiarabien (geb. 1880 in Riad, bis 
1926 Sultan Abd el-Asis III des Nedschd, vgl. auch 18. Sep¬ 
tember 1932) erkennt die Unabhängigkeit des Jemen im Süden 
der arabischen Halbinsel ausdrücklich an und damit auch die 
volle Souveränität des Imam Jachja Muhammad ibn Muham- 
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mad als König des Jemen. Als Imam hatte dieser seine Unab¬ 
hängigkeit gegenüber den Alliierten schon während des ersten 
Weltkrieges wahren können und während dieser Jahre auf 
Seiten der Türkei gestanden. Den Königstitel hatte er 1918 
angenommen. Vgl. auch 23. Juni 1934. 

24. Mai 1934 

Bei den Präsidentenwahlen in der Tschechoslowakei wird TSCHECHO- 
Thomas Garrigue Masaryk (geb. 1850 in Göding/Mähren), der SLOWAKEI 
Begründer des tschechoslowakischen Staates, zum dritten Mal MASARYK 
wiedergewählt. Er war 1907 und 1911 Mitglied des österrei¬ 
chischen Reichsrates, ging 1914 nach England und wirkte wäh¬ 
rend des Ersten Weltkrieges bei den Regierungen der West¬ 
mächte sowie in der Öffentlichkeit auf die Konzeption des 
tschechoslowakischen Staatsverbandes hin, wie er dann in den 
Pariser Vororts Verträgen tatsächlich geschaffen wurde, mit 
allen Gegebenheiten künftiger Konflikte und einer Wiederauf¬ 
lösung in seine künstlich zusammengezwungenen Bestandteile. 

29. Mai 1934 

Die Roosevelt-Administration der Vereinigten Staaten schließt USA 
einen Vertrag mit der Regierung von Kuba und verzichtet KUBA 
darin förmlich auf das bis dahin gewahrte amerikanische Inter¬ 
ventionsrecht auf der Insel. Aus diesem Verzicht wird sich 
folgerichtig der Ausbau Kubas zu einem sowjetrussischen Mi¬ 
litärstützpunkt unmittelbar vor der amerikanischen Küste in 
den sechziger und siebziger Jahren entwickeln, der u. a. am 
22. Oktober 1962 die Gefahr eines dritten Weltkrieges unter 
Einsatz von Kernwaffen heraufzubeschwören Anlaß geben 
wird. 

9. Juni 1934 

Sowjetrußland, Polen und Rumänien garantieren sich gegen- UdSSR 
seitig ihre Grenzen. Die Sowjetunion verzichtet damit aus- POLEN 
drücklich auf Bessarabien, bzw. stellt ihre diesbezüglichen RUMÄNIEN 
Pläne zurück. In Rumänien erfolgt dieser Schritt gleichzeitig 
mit dem innenpolitischen Machtzuwachs der liberalen Kreise 
um König Carol II. (geb. 1893 in Sinaia, vgl. 6. Juni 1932) 
unter der Regierung Tatarescu. Die Opposition der National- 
zaranisten (Bauernpartei) kann sich gegenüber diesem Kurs 
nicht durchsetzen, wächst aber im Laufe dieses und des fol¬ 
genden Jahres erheblich an und wird am 29. August 1936 die 
Entlassung des Außenministers Titulescu, der das Abkommen 
mit UdSSR und Polen geschlossen hat, erzwingen. 


1. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Hannover Dezember 1970 


85 



DEUTSCHLAND 

ITALIEN 

HITLER 

MUSSOLINI 

ÖSTERREICH 


DEUTSCHLAND 

NATIONAL¬ 

SOZIALISMUS 

HITLER 

HINDENBURG 

ROHM 


SAUDIARABIEN 

JEMEN 

ASIR 


DEUTSCHLAND 


14. Juni 1934 

Der deutsche Reichskanzler Adolf Hitler reist zum ersten Mal 
nach Italien und trifft in Stra bei Venedig mit Mussolini zu¬ 
sammen. Dieser sieht sich zu diesem Zeitpunkt noch an der 
Aufrechterhaltung der Selbständigkeit und Eigenstaatlichkeit 
Österreichs interessiert, die zu schützen er für seine Aufgabe 
hält und die er durch die österreichischen Nationalsozialisten 
bedroht sieht. Zudem betrachtet er Hitler als einen politischen 
Anfänger und läßt ihn das fühlen. Angesichts der Entwicklung 
in den Sturmabteilungen der NSDAP, insbesondere der Be¬ 
strebungen des Stabschefs Ernst Rohm, erteilt Mussolini Hitler 
den Rat, erst einmal im eigenen Hause für Ordnung zu 
sorgen. 14 

23. Juni 1934 

Hitler besucht den bereits schwer kranken Reichspräsidenten 
von Hindenburg auf dessen Gut Neudeck in Ostpreußen. Hin- 
denburg weist ihn vorwurfsvoll auf die umlaufenden Parolen 
von einer notwendigen zweiten Revolution, wiederum im 
Zusammenhang mit den Bestrebungen des SA-Stabschefs 
Rohm hin. Auch der Reichswehrminister von Blomberg gibt 
in Neudeck im gleichen Zusammenhang seiner Sorge über die 
weitere Entwicklung Ausdruck und fordert Zeit und Ruhe für 
den Aufbau der Wehrmacht. Es wird deutlich, daß die Füh¬ 
rung der Reichswehr sich durch das Entstehen einer bewaff¬ 
neten Parteimiliz unter Führung eines ehrgeizigen Offiziers 
beunruhigt sieht. 1 * 

Saudiarabien und der Jemen, bzw. König Ibn Saud und König 
Jachja Muhammad (vgl. 20. Mai 1934) schließen in Ta’iss 
(Taif) einen Freundschaftsvertrag und beenden damit den 
Streit um das Emirat Asir, nördlich vom Jemen gelegen, das 
seitdem unbestritten zu Saudiarabien gehört. Dieses unweg¬ 
same Gebirgsland stand vom Beginn des 19. Jahrhunderts an 
in fast ununterbrochenem Aufstand gegen das Osmanische 
Reich (Türkei). Erst 1912 gelang es den Türken, die krie¬ 
gerischen Stämme des Emirats Asir zu besiegen und die 
Hauptstadt Ebha einzunehmen. Bei den anschließenden 
Friedens Verhandlungen unterstützten Frankreich und Italien 
den Emir Said el Idrisi. 16 

30. Juni 1934 

Bei der sogenannten Röhmrevolte eines Teiles der höchsten 
SA-Führer entlädt sich die Spannung und Rivalität zwischen 
der Reichswehrführung einerseits und den Sturmabteilungen 
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der NSDAP (SA) andrerseits, zwischen Tradition und Revolu¬ 
tion. Sie endet mit der Vernichtung der beteiligten SA-Führer, 
zum Teil von Hitler persönlich in Bad Wiessee verhaftet. 
Außer dem Hauptmann Emst Rohm selber, dem Stabschef 
der SA (geb. 1887 in München) und Reichsminister, werden 
bei dieser Gelegenheit auch General Schleicher und seine Frau, 
Gregor Strasser, vier Mitarbeiter von Papens und eine Anzahl 
von Unbeteiligten umgebracht. Hinterher werden diese Tötun¬ 
gen pauschal als reditens erklärt. 

Stalin zeigt sich durch Hitlers Vorgehen gegen Rohm und sei¬ 
nen Kreis stark beeindruckt. In seinen Augen war das eine 
entscheidende Bewährungsprobe. Er hält nunmehr Hitler für 
einen Mann, „der fähig sei, die Welt in die Schranken zu 
fordern“. 17 

15. Juli 1934 

Radek schreibt in der „Iswestija“, Moskau: „Es liegt kein 
Grund dafür vor, warum das faschistische Deutschland nicht 
mit dem sowjetischen Rußland Zusammengehen sollte.“ Radek 
kann das nicht ohne ausdrückliche Genehmigung Stalins 
schreiben. Es spricht dafür, daß Stalin offenbar nicht nur ein 
befristetes Bündnis mit dem nationalsozialistischen Deutsch¬ 
land vorschwebte, sondern, unter dem Eindruck der rück¬ 
sichtslosen Machtbehauptung Hitlers, die ihn in Stalins Augen 
erst bündnisfähig gemacht hat (vgl. oben), ein Bündnis auf 
unbestimmte oder auf Lebenszeit. Auch kennzeichnet es Sta¬ 
lins mehr realpolitische als ideologische Denkweise. 18 

16. Juli 1934 

Unter der Präsidentschaft von Getulio Dorneles Vargas (geb. 
1883 in Säo Borja) erhält Brasilien eine neue korporative, also 
berufsständische Verfassung, die den gewerkschaftlichen Klas¬ 
senkampf ablöst und eine Zusammenarbeit von Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmer-Organisationen innerhalb der einzelnen 
Berufs- und Fachgruppen einleitet. Sie ist unter dem Einfluß 
der „Integralisten“ (Grünhemden) entstanden, die Vargas zu¬ 
nächst gefördert hat, und hat offensichtlich das italienische 
Korporationengesetz (vgl. 15. Januar 1934) sowie das portu¬ 
giesische Korporativsystem (vgl. 19. März 1933) zum Vorbild. 

25. Juli 1934 

In ganz Österreich kommt es zu Kämpfen zwischen den unter¬ 
drückten und verbotenen Nationalsozialisten einerseits und 
österreichischem Militär bzw. Heimwehreinheiten der Vater- 
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ländischen Front andrerseits. Es werden über dreihundert Tote 
gezählt. Bei der Besetzung des Bundeskanzleramtes in Wien 
durch österreichische Nationalsozialisten (SS-Standarte 89) 
wird Dollfuß erschossen. Mussolini, der Dollfuß unmittelbar 
zuvor zu einem Besuch nach Italien eingeladen hatte, entsen¬ 
det Truppen an die Brennergrenze, um ein Eingreifen 
Deutschlands zu verhindern. Der Aufstand wird niederge¬ 
schlagen, auch die Besatzung des Bundeskanzleramtes muß 
sich ergeben. 

Unter dem Eindruck der dynamischen Expansion Japans be¬ 
schließt die australische Regierung einen Dreijahresplan für 
die Aufrüstung der australischen Kriegsflotte und Luftstreit¬ 
kräfte, der u. a. auch eine eigene australische Flugzeugproduk¬ 
tion vorsieht. Die Möglichkeit, daß Japan eines Tages unter 
dem Druck seiner zunehmenden Übervölkerung auch im Nor¬ 
den Australiens Fuß zu fassen sucht, gehört zu den geopoliti- 
schen Gegebenheiten des Femostraumes. Die zunehmende 
Selbständigkeit der Dominien gegenüber dem britischen 
Mutterland zwingt nunmehr auch Australien, solchen Gege¬ 
benheiten aus eigener Initiative und mit eigenen Mitteln 
Rechnung zu tragen. 

30. Juli 1934 

In Österreich wird Kurt Schuschnigg (geb. 1897 in Riva am 
Gardasee), christlich-sozialer Unterrichtsminister unter Doll¬ 
fuß, als dessen Nachfolger österreichischer Bundeskanzler. 
Wesentlichen Einfluß auf die Wahl des Nachfolgers nimmt 
Ernst Rüdiger Fürst Starhemberg, der Heimwehrführer und, 
seit 1. Mai 1934, Vizekanzler, der nun auch die Führung der 
Vaterländischen Front übernimmt (geb. 1899 in Eferding). 
Hitler ernennt den bisherigen deutschen Vizekanzler und Saar- 
bevollmächtigten Franz von Papen unter gleichzeitiger Auf¬ 
hebung des Vizekanzleramtes zum Sonderbotschafter des 
Deutschen Reiches bei der österreichischen Regierung mit dem 
Ziel, ein tragbares Verhältnis wiederherzustellen. 

2. August 1934 

Der deutsche Reichspräsident von Hindenburg stirbt auf sei¬ 
nem Gut Neudeck. Noch am gleichen Tage wird durch das 
Gesetz „über das Oberhaupt des Deutschen Reiches“ das Amt 
des Reichspräsidenten mit dem des Reichskanzlers unter der 
neuen Bezeichnung „Führer und Reichskanzler“ vereinigt. Die 
bisherigen Befugnisse des Reichspräsidenten gehen damit auf 
Hitler über (Führerstaat). In allen deutschen Garnisonen wer- 
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den — ebenfalls noch am selben Tage — die Einheiten der 
Wehrmacht auf Adolf Hitler — persönlich und namentlich — 
vereidigt. Damit ist die nationalsozialistische Machtergreifung 
vollendet. Hitler hat nun vollkommen freie Hand. 

6. August 1934 

Die Roosevelt-Regierung der Vereinigten Staaten beendet das 
Protektoratsverhältnis der USA über Haiti, das westliche Drit¬ 
tel der Insel gleichen Namens in der Gruppe der Großen 
Antillen, südöstlich Kuba. Das Protektorat der USA bestand 
seit 1915. Die amerikanischen Truppen verlassen die Insel, 
nur die wirtschaftliche Kontrolle durch die National City Bank 
of New York bleibt bestehen. Haiti sieht einer Kette von Re¬ 
gierungskrisen entgegen. Neger und die „Mulattische Elite“ (!) 
kämpfen um die Macht. So entstehen die Voraussetzungen 
für die Diktatur des Dr. Duvalier (seit 1957), die eine gänzliche 
Verelendung Haitis zur Folge hat. 19 

8. August 1934 

Die freie Stadt Danzig, seit 1919 ein Freistaat unter Völker¬ 
bundsmandat, wirtschaftlich vom polnischen Handel und 
Güterumschlag abhängig und unter ständiger Kontrolle eines 
polnischen Hochkommissars, schließt mit Polen einen Wirt¬ 
schaftsvertrag, der im wesentlichen Steuererleichterungen für 
polnische Geschäftsleute in Danzig und Erleichterungen beim 
Vertrieb polnischer Waren in der Stadt behandelt. Es ist ein 
ausgesprochen einseitiges Abkommen, aber Danzig ist ge¬ 
zwungen, auf die polnischen Bedingungen einzugehen, da der 
Danziger Hafen ohnehin seit dem Ausbau des polnischen 
Konkurrenzhafens Gdingen nicht mehr voll ausgenutzt ist. 20 

19. August 1934 

In Deutschland läßt Hitler eine Volksabstimmung über die 
zwei Wochen zuvor erfolgte Zusammenlegung des Reichsprä¬ 
sidentenamtes mit dem Kanzleramt durchführen (vgl. 2. Au¬ 
gust 1934). 95 °/o der Wahlberechtigten nehmen an der Ab¬ 
stimmung teil. 90 °/o der abgegebenen Stimmen lauten auf Ja, 
10 %> auf Nein. Nur jeder zehnte Deutsche lehnt die unge¬ 
heure Machtkonzentration in der Hand eines Mannes ab, neun 
von zehn stimmen ihr ausdrücklich zu, weil Hitler nach an¬ 
derthalbjähriger Regierungszeit trotz der Vorgänge um den 
30. Juni 1934 mit der nachträglichen Legalisierung vielfachen 
Mordes im Volke einen nahezu unbegrenzten Vertrauensfun¬ 
dus besitzt. 
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4 . September 1934 

Der Staat Jemen im Süden der arabischen Halbinsel schließt 
nach der Einigung mit Saudiarabien über das Emirat Asir 
(vgl. 23. Juni 1934) einen Freundschafts vertrag mit Großbri¬ 
tannien, das zu dieser Zeit sowohl in Aden und dem Hinter¬ 
land von Aden als auch an der gegenüberliegenden Küste des 
Roten Meeres (Sudanküste) noch einen starken Einfluß 
ausübt. Der Imam und jetzige König Jachja Muhammad hat 
zwar während des Ersten Weltkriegs auf der Seite der Mit¬ 
telmächte gestanden und bei wiederholten Angriffen auf Aden 
den Briten schweren Schaden zugefügt, muß sich aber nun 
neu orientieren und den bestehenden Machtverhältnissen 
Rechnung tragen. 

13. September 1934 

Der polnische Außenminister Beck erklärt in öffentlicher Rede, 
daß Polen künftig jede Zusammenarbeit mit den internatio¬ 
nalen Organen (des Völkerbundes) bei der Kontrolle der 
Durchführung des Minderheitenschutz-Systems durch Polen 
verweigern werde. Damit wird dieses Minderheitenschutz- 
System in Polen, das dem Land aufgrund Artikel 93 des Ver¬ 
sailler Vertrages zur Pflicht gemacht wurde, und das vor allem 
der deutschen Minderheit in Polen zugutekommen soll, prak¬ 
tisch lahmgelegt. Beck begründet seinen Schritt damit, daß 
das ständige Hereinreden ausländischer Instanzen in innerpol¬ 
nische Angelegenheiten unerträglich sei. 21 

18. September 1934 

Die Sowjetunion tritt gegen den erklärten Widerstand der 
Schweiz dem Völkerbund bei, den Deutschland und Japan 
erst unlängst verlassen haben. Sie wird dort durch den russi¬ 
schen Volkskommissar für Äußeres, Maxim Finkeistein, alias 
Wallach, alias Litwinow (geb. 1876 in Bialystok) vertreten. Er 
macht sich zum Sprecher des Systems der „Kollektiven Sicher¬ 
heit“, das heißt, er sucht die Institution des Völkerbundes 
sogleich den Zielen der sowjetrussischen Außenpolitik dienst¬ 
bar zu machen. Kollektive Sicherheit bedeutet im diplomati¬ 
schen Sprachgebrauch der Sowjets von jeher: Einfluß der 
UdSSR. 

4. Oktober 1934 

In Spanien bildet Alejandro Lerroux y Garcia sein drittes 
Kabinett und nimmt darin auch Mitglieder der „Katholischen 
Volksaktion“ auf. Das wird von den der Linksagitation ver- 
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fallenen Massen als Provokation aufgefaßt und mit einem 
Generalstreik sowie erneuten Unruhen beantwortet. In Astu¬ 
rien kommt es darüber hinaus zu einem kommunistisch 
gelenkten Aufstand der Bergarbeiter und zur Proklamation 
einer kommunistischen Regierung. Der Aufstand wird unter 
hohen Verlusten an Menschenleben niedergeworfen. Der 
portugiesischen Regierung Salazar gelingt es, ein Übergreifen 
der linksrevolutionären Unruhen von Spanien auf Portugal im 
Keime zu ersticken. 


9. Oktober 1934 

Anläßlich eines Staatsbesuchs in Frankreich fällt König Ale¬ 
xander I. von Jugoslawien in Marseille einem Attentat zum 
Opfer. Auch der französische Außenminister Louis Barthou, 
der Promotor der französischen Osteuropa-Politik und des 
Rußlandpaktes, wird in Begleitung des Königs tödlich getrof¬ 
fen. In Jugoslawien tritt Prinz Paul für den noch unmündigen 
Peter II. die Regentschaft an, in Frankreich übernimmt der 
ehemalige Ministerpräsident von 1931/32 Pierre Laval (vgl. 
dort) das Außenministeramt. Südslawische Kreise verdächtigen 
die ungarische Regierung der Beihilfe zum Mord an König 
Alexander. Darüber kommt es zu Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Jugoslawien und Ungarn, die der Völkerbund beilegen 
muß. 


17. Oktober 1934 

Nachdem Tschiang Kai-schek die kommunistische Volksregie¬ 
rung im Norden der chinesischen Provinz Fukien ausgehoben 
hat, (vgl. 13. Februar 1934), dann in den Süden Chinas ge¬ 
flogen ist und Mao Tse-tungs kommunistische Bauemmilizen 
in Juitschin/Kiangsi besiegt hat, beginnt Mao, um seine Kader 
zu retten, mit 130 000 Mann den „Langen Marsch“, den man 
die Feuerprobe des chinesischen Kommunismus genannt hat. 
Er führt 12 000 Kilometer weit auf einem großen Umwege 
zunächst nach Westen über die Gebirgszüge von Szetschuan 
und später wieder weit nordöstlich in die Provinz Schensi. 
Insgesamt werden sechs militärische Sperriegel der Zentral¬ 
regierung durchbrochen und mehrere Gebirgspässe von 3 000 
Meter Höhe überstiegen. Ende 1935 kommen 30 000 Über¬ 
lebende in Nordsdiensi an und setzen sich in der Provinz¬ 
stadt Jenan (30 000 Einwohner) fest. 22 
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8. November 1934 

In Frankreich tritt Gaston Doumergue (vgl. 9. Februar 1934) 
vom Amte des Ministerpräsidenten zurück. Sein umfangreiches 
Programm einer grundlegenden Staatsreform hat damit keine 
Aussicht auf Verwirklichung mehr. Das neue Kabinett, das 
sich „Regierung des Burgfriedens“ nennt, wird von Pierre 
Etienne Flandin (geb. 1889 in Paris) gebildet, einem Mann 
der gemäßigten Rechten, der seit 1920 wiederholt der Regie¬ 
rung angehörte. Außenminister ist Pierre Laval (geb. 1883 in 
Chateldon, vgl. 9. Oktober 1934). 

23. November 1934 

Arthur Greiser (geb. 1897 in Schroda/Posen) tritt die Nach¬ 
folge Herrmann Rauschnings (geb. 1887 in Thom) als Senats¬ 
präsident der freien Stadt Danzig an. Da er Polen gegenüber 
eine versöhnliche Haltung einzunehmen sucht (soweit das pol¬ 
nische Auftreten in Danzig eine solche Haltung überhaupt 
ermöglicht), trägt sein Amtsantritt zunächst zur Milderung der 
Spannungen in der Freien Stadt selbst wie auch zwischen 
Berlin und Warschau bei. 23 

November 1934 

Die Regierung der Tschechoslowakei erzwingt die Ausliefe¬ 
rung der Insignien der deutschen Universität in Prag an die 
tschechische Universität. Es kommt zu Studentenunruhen. Zu 
dieser Zeit studieren an der alten Reichsuniversität Prag, der 
ältesten im deutschen Kulturkreis (gegründet von Kaiser Karl IV. 
im Jahre 1348), noch zahlreiche reichsdeutsche Studenten. Die 
tschechische Universität spaltete sich im Zuge der panslawi- 
stischen Bestrebungen erst 1882 von der Reichsuniversität ab. 
Ein Jahr darauf erzielten die Tschechen erstmals eine Mehr¬ 
heit im böhmischen Landtag. Das lag zum Zeitpunkt der Aus¬ 
lieferung der Insignien erst 51 Jahre zurück. 24 

1. Dezember 1934 

In Leningrad wird der Erste Sekretär der Leningrader KP 
und enge Mitarbeiter aber auch mögliche Konkurrent Stalins 
und Kaganowitschs, Sergej Mironowitsch Kirow, von einem 
jungen Kommunisten, Leonid Nikolajew ermordet. Tags dar¬ 
auf kommt der für die Sicherheit Kirows verantwortliche 
Tschekabeamte (Chef der Leibwache) auf dem Wege zu seiner 
Vernehmung bei einem „Autounfall“ in der Stadt ums Leben. 
Bucharin wird später (1936) äußern, daß der Mord wahr¬ 
scheinlich von Kaganowitsch veranlaßt und verschleiert worden 
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sei. Er löst die Welle der Säuberungsprozesse und Hinrich¬ 
tungen alter Bolschewiken (bis 1938) aus. 25 


3. Dezember 1934 

Die französische Regierung Flandin/Laval beruft erstmalig 
eine Konferenz von Delegationen aus dem gesamten fran¬ 
zösischen Kolonialbereich ein und trägt in diesem Zusammen¬ 
hang den Begriff des „Größeren Frankreich“ mit hundert 
Millionen Einwohnern. In dieser Konferenz kann der erste 
Schritt zur Bildung der nach dem zweiten Weltkrieg, im Jahre 
1946 gegründeten Union Frangaise erblickt werden, die dann 
ihrerseits am 4. Oktober 1958 in der Communaute Frangaise 
umgewandelt werden wird, dem britischen Commonwealth of 
Nations entsprechend. Die Entwicklung der Kolonien zu selb¬ 
ständigen und souveränen Staaten nimmt also für den fran¬ 
zösischen Bereich hier ihren Anfang. 

5. Dezember 1934 

Bei Ualual an der Grenze zwischen Italienisch Somaliland und 
Äthiopien ereignen sich mehrere Grenzzwischenfälle, die Mus¬ 
solini zum Anlaß nimmt, seinen Angriff auf Äthiopien vorzu¬ 
bereiten (vgl. 3. Oktober 1935). Der Negus, Haile Selassi 
seinerseits wendet sich an den Völkerbund und fordert ein 
Schiedsverfahren, da er die staatliche Existenz seines Landes 
durch die italienischen Pläne bedroht sieht. Das wiederum 
betrachtet Maxim Litwinow-Finkelstein, der Außenkommissar 
der Sowjetunion, die soeben selber erst Mitglied des Völker¬ 
bundes geworden ist (vgl. 18. September 1934), als willkom¬ 
mene Gelegenheit, das faschistische Italien vor diesem Gre¬ 
mium als Agressor zu brandmarken. 


noch 1934 (ohne nähere Datierung) 

In Deutschland beruft der Führer und Reichskanzler den 
Reichsbankpräsidenten Horace Greely Hjalmar Schacht (geb. 
1877 in Tingleff/Nordschleswig) gleichzeitig zum Reichswirt¬ 
schaftsminister. Schacht war bereits 1923 Währungskommissar 
der Reichsregierung, beendete mit Hilfe der von Helfferich 
und Luther geschaffenen Rentenmark die erste Inflation und 
war von 1924 bis 1930 schon einmal Präsident der Reichsbank. 
Aus Anlaß des Youngplanes, dessen Bedingungen Schacht als 
unerfüllbar erkannte, trat er von diesem Amte zurück, nahm 
es jedoch 1933 auf Hitlers Aufforderung hin von neuem an. 
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noch 1934 (ohne nähere Datierung) 

Alfred Rosenberg (geh. 1893 in Reval), der seine Tätigkeit als 
außenpolitischer Berater Hitlers an Ribbentrop verloren hat, 
wird nunmehr von Hitler zu dessen Beauftragten für die welt¬ 
anschauliche Erziehung der NSDAP und der ihr angeschlos¬ 
senen Verbände ernannt. Mit dieser Wahl gibt Hitler seiner 
Enttäuschung über die Entwicklung in der evangelischen 
Kirche Deutschlands Ausdruck, die sich in zwei feindliche 
Blöcke, die Deutschen Christen und die Bekenntnisfront ge¬ 
spalten hat. Rosenberg setzt sich aber auch in diesem neuen 
Amt — trotz eines umfangreichen Apparates — nicht gegen 
den Einfluß Bormanns, Goebbels’ und Leys durch. 

Die finnische Außenpolitik unter der Präsidentschaft Pehr 
Evind Svinhufvuds strebt ein festes Bündnis der skandinavi¬ 
schen und der baltischen Staaten an, um einen Block zu bilden, 
der sich zwischen Deutschland und Rußland behaupten sowie 
deren Expansionsbestrebungen widerstehen kann. Es kommt 
aber nur zu einer gewissen Zusammenarbeit der skandinavi¬ 
schen Außenminister einerseits und der Bildung einer balti¬ 
schen Entente (Estland, Lettland, Litauen) andrerseits. Finn¬ 
land selbst gehört zu keiner dieser beiden Gruppierungen voll 
dazu und bleibt weitgehend auf sich allein gestellt. 

Irene Curie und Frederic Joliot Curie gelingt es, im Labora¬ 
toriumsversuch Radioaktivität künstlich hervorzurufen. Damit 
ist ein weiterer entscheidender Schritt auf dem Wege der 
Gewinnung und Verwendung von Kernspaltungs-Energie 
getan. Seitdem wird der Name Curie zur Bezeichnung der 
Maßeinheit für die Ausstrahlung einer Materiemenge verwen¬ 
det, von der 3,7 mal 10 10 Teilchen pro Sekunde ausgestrahlt 
werden (geschrieben: c). 

In Indien wird die neue Campagne des „zivilen Ungehor¬ 
sams“, die Gandhi nach dem Scheitern der Londoner Round- 
Table-Konferenz (vgl. 7. September 1931) begonnen hatte und 
derentwegen er erneut in Haft genommen wurde, abgebrochen. 
Die Kolonialmacht Großbritannien, vertreten durch den Vize¬ 
könig, hat damit noch einmal einen Sieg über die Unabhän¬ 
gigkeitsbewegung, organisiert im Indischen Nationalkongreß, 
davongetragen. Erst die Beteiligung Großbritanniens am 
Zweiten Weltkrieg wird es so sehr schwächen, daß es seine 
Herrschaft in Indien 1947 aufgeben muß. 

Enrico Fermi, der italienische Atomphysiker, erkennt die 
Möglichkeit, durch Beschuß von Atomkernen mit verlangsam- 
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noch 1934 (ohne nähere Datierung) 

ten Neutronen eine selbsttätig weiterwirkende Kernspaltungs- 
Reaktion herbeizuführen. Er wird 1938 den Nobelpreis für 
Physik erhalten. Nach ihm wird das nur künstlidi darstellbare 
chemische Element mit der Ordnungszahl 100, das zur Gruppe 
der sogenannten Transurane gehört, Fermium benannt. 

Nach seinem Austritt aus dem Völkerbund (vgl. 27. März 
1933) kündigt Japan auch das Washingtoner Fünf-Mächte- 
Flottenabkommen vom 6. Februar 1922 und gewinnt damit 
die Freiheit zu unbeschränkter Seerüstung zurück. Das Ziel 
einer international allgemeinen Abrüstung rückt in unerreich¬ 
bare Ferne. Die Ursache dieser Entwicklung ist allerdings 
nicht bei Japan zu suchen, auch nicht bei Deutschland oder 
Italien, sondern bei Frankreich, das von Anfang an den Ge¬ 
danken, auch selber abrüsten zu sollen, weit von sich gewiesen 
hat. 

Das arabisdie Scheiditum Kuwait steigt unter der Regierung 
Scheich Achmads zum viertgrößten Erdölproduzenten der 
Erde auf. Achmad erteilt die Fördergenehmigung zu je 50 
Prozent der Anglo-Iranian Oil Company, die bereits über die 
persischen Konzessionen verfügt, und der amerikanischen 
Gulf Oil Company. Beide Firmen bilden gemeinsam die Ku- 
wait-Oil Company. Die hohen Einkünfte aus diesen Ölkon¬ 
zessionen gewährleisten dem Land einen ausgeglichenen 
Staatshaushalt, obgleidi es infolge Wassermangels einen gro¬ 
ßen Teil der Nahrungsmittel importieren muß. Doch kenn¬ 
zeichnet dies erst den Beginn einer Entwicklung, die später 
durch die Entdeckung und Ausbeutung des Ölfeldes von 
Burghan bedeutend gefördert werden wird. 

In Mexiko wird der bisherige Kriegs- und Marineminister, der 
Führer der Nationalen Revolutionspartei General Läzaro 
Cardenas (geb. 1895) als Nachfolger von Plutarco Calles zum 
Präsidenten gewählt. Er beginnt mit der Verstaatlichung der 
Erdölindustrie, die schließlich, vier Jahre später, Großbritan¬ 
nien zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen veranlas¬ 
sen wird, während die Vereinigten Staaten als nördlicher 
Anrainer Mexikos den gänzlichen Bruch vermeiden. Cardenas 
beginnt außerdem, ein Programm der Bodenreform und der 
Sozialreformen durchzuführen. 26 

In Spanien nimmt die im Oktober des Vorjahres (vgl. dort) 
von Jose Antonio Primo de Rivera, seiner Schwester Pilar und 
Gesinnungsfreunden gegründete nationale und Sozialrevolu¬ 
tionäre Bewegung der Falange Espanola Traditionalista (FET) 
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einzelne Gruppen der Junta de Ofensiva Nacional Sindica- 
lista (JONS), einer nationalen Gewerkschaftsbewegung in sich 
auf, die sie aufgrund der überlegenen Persönlichkeit Jose Anto¬ 
nios noch einzuschmelzen vermag. Die endgültige Fusion 
beider Organisationen wird erst nach seinem Tode auf Wei¬ 
sung Francos und unter Verlust des Sozialrevolutionären 
Programms im Zuge einer restaurativen Entwicklung er¬ 
folgen. 27 

In der Türkei erhält Mustafa Kemal, seit dem 3. März 1924 
Staatspräsident, den Ehrennamen Atatürk. Er hat als hervor¬ 
ragender Soldat 1922 die Griechen aus Kleinasien und Ost- 
Thrakien vertrieben, genießt im türkischen Volke unum¬ 
schränktes Vertrauen und hält seinerseits eine vorübergehende 
Diktatur in der Türkei für notwendig, um aus dem Restbe¬ 
stand des alten Osmanischen Reiches, dem „Kranken Mann 
am Bosporus“, einen lebensfähigen und den Anforderungen 
der Gegenwart gewachsenen Staat zu formen. Er setzt sein 
Reformwerk, Aufhebung des Islam als Staatsreligion, Tren¬ 
nung von Religion und Staat, Einführung der Einehe, lateini¬ 
schen Schrift und Rechtspflege nach europäischem Muster u. a. 
mit der Einführung von Familiennamen fort. 28 

Den Nobelpreis für Chemie erhält für das Jahr 1934 der 
Amerikaner Harold Clayton Urey (geb. 1893 in Walterton) 
für die Entdeckung des schweren Wasserstoffs (Deuterium), 
der später für den Beschuß von Atomkernen mit verlangsam¬ 
ten Neutronen zur Herbeiführung von Atomkern-Spaltungs¬ 
reaktionen Bedeutung gewinnt. 29 

Der mit Unterstützung der UdSSR, der KOMINTERN und 
der amerikanischen Kommunisten gewählte Präsident F. D. 
Roosevelt (vgl. 8. November 1932) ernennt Henry Morgenthau 
jun. (geb. 1891 in New York, Sohn des aus Mannheim stam¬ 
menden und gleichfalls betont deutschfeindlichen Henry Mor¬ 
genthau sen.) zum Finanzminister der Vereinigten Staaten. 
Ein Jahr zuvor berief er ihn zum stellvertretenden Finanz¬ 
minister. Morgenthau ist mit einer Nichte Herbert II. Leh¬ 
manns, des späteren Gouverneurs von New York, verheiratet, 
dem ebenso wie Bernard M. Baruch und Felix Frankfurter 
entscheidender Einfluß auf das internationale Geschehen zu 
Beginn unseres Jahrhunderts zugesprochen wird. Morgenthau 
wird sein neues Amt bis zum 5. Juli 1945 behalten. 30 

Lazar Moissewitsch Kaganowitsch (geb. 1893 in Kabany bei 
Kiew) 1925 bis 1928 Erster Sekretär des Zentralkomitees der 
Ukrainischen Kommunistischen Partei, seit 1930 Mitglied des 
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Politbüros und engster Mitarbeiter Stalins, wird 1934 Vor¬ 
sitzender der Kontrollkommission der KP der UdSSR und 
konzentriert alle Macht in seiner Hand. Er ist der einzige, 
der einen gewissen Einfluß auf Stalin auszuüben vermag, 
sammelt ehemalige Trotzkisten um sich, die sogenannte 
„Dynastie Kaganowitsch“, um sie dann in den großen Säube¬ 
rungsprozessen auf Weisung Stalins oder aus eigener Initia¬ 
tive zu vernichten (vgl. auch 1. Dezember 1934). Auch zwei 
seiner vier Brüder, Michail und Juri, opfert er dabei. Der durch 
Zwangsarbeit erstellte Nordsee-Eismeer-Kanal, der Leningrad 
mit Murmansk verbindet, wird im selben Jahr eröffnet. 31 

Wilhelm Pieck (geb. 1876 in Guben) und Walter Ulbricht 
(geb. 1893 in Leipzig) bilden in der Sowjetunion aus emigrier¬ 
ten deutschen Kommunisten einen neuen Führungskader der 
Kommunistischen Partei Deutschlands und bereiten die Ab¬ 
lösung der Thälmanngruppe vor, während Thälmann selbst in 
Deutschland im Konzentrationslager Buchenwald in Haft ge¬ 
halten wird. 
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1935 


7. Januar 1935 

Der französische Außenminister Pierre Laval einigt sich in 
Rom mit Mussolini über koloniale Interessenbereiche beider 
Länder in Nordafrika, grundsätzlich auch über den Plan einer 
Garantie der Grenzen Österreichs sowie in einer Geheimbe¬ 
sprechung über Mussolinis Äthiopienpläne. Nachmittags unter¬ 
zeichnen beide vier Vertragsentwürfe, einen über Tunis, einen 
über Französisch-Sudan und Italienisch Libyen, einen über 
Französisch Somaliland und Italienisch Eritrea und den letzten 
über die Unabhängigkeit Österreichs. Er enthält ein geheimes 
Militärprotokoll. 1 

13. Januar 1935 

Die im Vertrag von Versailles vorgesehene Volksabstimmung 
im Saargebiet wird — fünfzehn Jahre nach dem 10. Januar 
1920 -— termingerecht und unter internationaler Aufsicht 
durchgeführt. Sie ergibt 90,8% der abgegebenen Stimmen für 
die Rückgliederung des Gebietes an das Deutsche Reich, 8,8 °/o 
für den Status quo und 0,4 °/o für die Eingliederung in Frank¬ 
reich. Vor der Abstimmung haben fünf deutsche Denkschriften 
über rechtswidrige Maßnahmen der französischen Regierungs¬ 
kommission den Völkerbund (als Vollzugsorgan des Versailler 
Vertrages) dazu veranlaßt, eine international zusammenge¬ 
stellte Polizeitruppe in das Saargebiet zu entsenden. 

15. Januar 1935 

Der deutsche Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung (seit 30. April 1934) Bernhard Rust führt durch 
Erlaß zur Pflege der Erblehre und Rassenkunde im Unterricht 
Vererbungslehre, Familienkunde, Erbgesundheitspflege, Be¬ 
völkerungspolitik und Rassenkunde an den Schulen als Unter¬ 
richtsfächer ein und schreibt Berücksichtigung dieser Gesichts¬ 
punkte auch im Geschichts-, Erdkunde-, Deutsch-, Kunst- und 
Musikunterricht vor. Die Milieutheorie soll widerlegt, die 
Erbfestigkeit der Rasseneigenschaften sowie die Bedeutung 
der nordischen Rasse für die Erhaltung des deutschen Volks¬ 
charakters nachgewiesen werden. Im einzelnen heißt es in dem 
Erlaß u. a.: 

„Die Weltgeschichte ist als Geschichte rassisch bestimmter 
Volkstümer darzustellen. An die Stelle der Lehre ,ex Oriente 
lux‘ tritt die Erkenntnis, daß mindestens alle abendländischen 
Kulturen das Werk vorwiegend nordisch bestimmter Völker 
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sind, die in Vorderasien, Griechenland, Rom und den übrigen 
europäischen Ländern —• zum Teil im Kampf gegen andere 
Rassen — sich durchgesetzt haben oder ihnen schließlich er¬ 
legen sind, weil sie unbewußt wider die rassischen Naturge¬ 
setze gesündigt haben.“ 2 

17. Januar 1935 

Aufgrund des Ergebnisses der Volksabstimmung im Saargebiet 
am 13. Januar 1935 (vgl. dort) beschließt der Völkerbundsrat, 
daß dieses Gebiet nunmehr an Deutschland zurüdezugeben sei. 
Frankreidi akzeptiert den Beschluß unter dem Eindruck der 
festen deutschen Haltung in der Abrüstungsfrage, die zu 
Deutschlands Austritt aus dem Völkerbund geführt hat (vgl. 
19. Oktober 1933). Als Termin für die offizielle Rückgabe des 
Saargebietes wird der 1. März 1935 in Aussicht genommen. 

1. Februar 1935 

Der deutsche Reichsluftfahrtminister Hermann Göring hält 
sich als Jagdgast der polnischen Regierung in Polen auf und 
schlägt bei dieser Gelegenheit den polnischen Generälen 
Babrycy und Sosnkowski vor, Polen möge mit Deutschland 
einen Militärpakt schließen und gemeinsam mit Deutschland 
die Ukraine zurückgewinnen. Es ist nicht bekannt, ob dieser 
Vorschlag Görings dem bereits schwer erkrankten Marschall 
Pilsudski mitgeteilt worden ist. 3 

1. März 1935 

Der französische Außenminister Pierre Laval übergibt offiziell 
an Ort und Stelle das Saargebiet der deutschen Verwaltung. 
Bei dieser Gelegenheit beglückwünscht er die Deutschen aus¬ 
drücklich zu ihrem Erfolg und dieser Glückwunsch schien auf¬ 
richtig gemeint, da Laval seit jeher für eine Revision des Ver¬ 
sailler Vertrages eingetreten war. Auch hatte er bereits im 
Dezember 1934 mit Deutschland ein Wirtschaftsabkommen 
über das Saargebiet abgeschlossen, das, da er den deutschen 
Abstimmungssieg voraussah, den Erwerb französischen Eigen¬ 
tums im Saargebiet durch Deutschland innerhalb von zehn 
Jahren vorsah. 4 

3. März 1935 

Anläßlich der Ernennung Nikita Chruschtschows zum Ersten 
Sekretär des Parteikomitees sowohl der Stadt als auch der Pro¬ 
vinz Moskau schreibt die „Prawda“: „Genosse Chruschtschow 
hat die Schule des Kampfes und der Parteiarbeit von Grund 
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auf durchgemacht. Er ist ein hervorragender Vertreter der 
nachrevolutionären Generation der Parteiarbeiter, die von 
Stalin erzogen worden ist.“ Als besonderes Verdienst wurde 
es Chruschtschow angerechnet, daß er Methoden fand, auch 
jene Massen zu mobilisieren, die der Partei fern standen, ihren 
Zielen aber dennoch dienstbar zu machen waren. 5 

4. März 1935 

Die britische Regierung erläßt ein Rüstungsmanifest. Nachdem 
Frankreich am 17. April 1934 (vgl. dort) jede Abrüstung 
seinerseits kathegorisch abgelehnt hat, nimmt das allgemeine 
Wettrüsten seinen Fortgang. Krieg wird allgemein immer noch 
als legitimes Mittel der Politik angesehen. Uber die erhebliche 
Verstärkung der britischen Marine- und Luftstreitkräfte des 
Vorjahres (1934) hinaus wird nunmehr ein umfangreiches 
Wehrprogramm entworfen. 

Am gleichen Tage zwingt in Ungarn der zunehmende Druck 
der Opposition den Ministerpräsidenten Gyula Vitez Gömbös 
(vgl. 30. September 1932), seine Regierung umzubilden. Doch 
kann er sich innerhalb der ungarischen Einheitspartei gegen 
den Grafen Stefan Bethlen, der seit 15 Jahren eine Restaura¬ 
tion der Monarchie anstrebt, behaupten. Bedeutungsvoller als 
Bethlen ist aber die Opposition der Bauernpartei unter Füh¬ 
rung von Tibor Eckardt. Sie setzt sich für eine Bodenreform 
und für eine Änderung des Wahlrechtes ein. 

7. März 1935 

Frankreich und Belgien erneuern das Militärabkommen vom 
Jahre 1921, nachdem Frankreich tags zuvor eine zweijährige 
Militärdienstzeit wiedereingeführt hat. Im Zusammenhang mit 
Frankreichs grundsätzlicher Weigerung, eine Abrüstung sei¬ 
nerseits auch nur in Erwägung zu ziehen (vgl. 17. April 1934), 
mit den Nachtragskrediten für militärische Zwecke der Regie¬ 
rung Doumergue (vgl. 9. Februar 1934), dem Flottenbaupro¬ 
gramm und der Einkreisungsdiplomatie gegenüber Deutsch¬ 
land müssen diese neuen Maßnahmen von der deutschen 
Regierung als Bedrohung und Herausforderung verstanden 
werden. 

16. März 1935 

Unter dem Eindruck der Wiedereinführung einer zweijährigen 
Dienstpflicht in Frankreich (vgl. 7. März 1935) sowie des fran¬ 
zösisch-belgischen Militärabkommens erklärt die deutsche 
Reichsregierung, daß sie sich nunmehr, nach dem Scheitern 
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aller Abrüstungspläne, ihrerseits nicht mehr an die ihr durch 
den Vertrag von Versailles auferlegten Rüstungsbeschränkun¬ 
gen gebunden sähe. Gleichzeitig wird durch das Gesetz „für 
den Aufbau der Wehrmacht“ in Deutschland die allgemeine 
Wehrpflicht angeordnet. 

23. März 1935 

Die Sowjetunion verkauft die ihr verbliebenen Ansprüche aus 
den „ungleichen Verträgen“ mit China von 1858 und 1860 in 
der Mandschurei, soweit sie nicht bereits am 31. Mai 1924 dar¬ 
auf verzichtet hat, an den japanischen Satellitenstaat, das 
Kaiserreich Mandschukuo (vgl. 1. März 1934), darunter die 
Rechte an der ostchinesischen Eisenbahn. Dieser Schritt muß 
von den chinesischen Kommunisten als ein feindseliger Akt 
der russischen Genossen aufgefaßt werden und vertieft auch 
die Spannungen zwischen dem Kreis um Mao Tse-tung und 
der komintemhörigen offiziellen chinesischen KP.“ 

24. März 1935 

Der britische Außenminister Simon und Lordsiegelbewahrer 
Eden kommen zu einem Informationsgespräch nach Berlin. 
Hitler lehnt die Beteiligung an einem Ostpakt („Ost-Locarno“), 
einem Plan, der noch auf den ermordeten französischen 
Außenminister Barthou zurückgeht, ab und gibt als Begren¬ 
zung der künftigen deutschen Rüstung Parität mit dem jeweils 
stärksten Nachbarn an. In der maritimen Rüstung erklärt er 
sich mit 35 °/o der britischen Flottenstärke zufrieden. Eden 
reist tags darauf nach Warschau und Moskau weiter. Er beur¬ 
teilt das Ergebnis seines Berlinbesuchs negativ. 7 

26. März 1935 

Ein litauisches Kriegsgericht in Kaunas spricht vier Todesur¬ 
teile gegen Deutsche aus dem Memelland aus. Die Tätigkeit 
für den Wiederanschluß des durch den Versailler Vertrag 
abgetrennten Memellandes an Deutschland wird als Landes¬ 
verrat beurteilt. Diese Abtretung soll gegen jeden Revisions¬ 
versuch geschützt und aufrechterhalten werden. Die vier 
Todesurteile haben jedoch die entgegengesetzte Wirkung. Die 
Bestrebungen unter den Memeldeutschen auf eine Rückkehr 
zu Deutschland hin nehmen zu. Die Spannungen zwischen 
dem Deutschen Reich und Litauen verschärfen sich. 

Am gleichen Tage bildet in Belgien der Finanzpolitiker Paul 
van Zeeland (geb. 1893 in Soignies) eine Regierung der 
„nationalen Konzentration“. Sie wird vom Parlament — auf 
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ein Jahr befristet — dazu ermächtigt, die Finanzen des Landes 
auf dem Verordnungswege zu sanieren, wertet den belgischen 
Franc ab und bereitet ein Programm sozialer Reformen vor, 
das im folgenden Jahr verkündet wird. Die Maßnahmen sind 
offensichtlich von der Sorge diktiert, Belgien könne einen ähn¬ 
lichen Linksrutsch erleben, wie er sich in Frankreich und Spa¬ 
nien abzeichnet. 

März 1935 

In Griechenland unternimmt Venizelos (vgl. 31. Oktober 1932) 
den Versuch zu einer Revolution, um dem zunehmenden Ein¬ 
fluß der Royalisten entgegenzuwirken und sich selbst wieder 
an die Regierung zu bringen. Der Versuch scheitert. Venizelos 
flieht ins Ausland und überläßt den Royalisten das Feld (vgl. 
12. Oktober 1935). 

noch März 1935 

In Siam (heute Thailand) dankt König Rama VII Prajadhibok 
ab. Nach dem fehlgeschlagenen Versuch der siamesischen 
Feudalschicht, sich durch eine Revolution wieder in den Besitz 
der alten Rechte und ihres früheren Einflusses zu setzen, den 
ihnen die Vorkämpfer für eine konstitutionelle Monarchie ent¬ 
zogen haben (vgl. 20. Juni und 11. Oktober 1933), sieht der 
König keine Möglichkeit zu einer Regierungsweise mehr, die 
seiner Erziehung und seiner Auffassung vom königlichen Amte 
entspricht. Thronfolger ist sein zehnjähriger Neffe, der als 
Rama VIII. Ananda Mahidol die Nachfolge antritt. Für ihn 
übernimmt ein Regentschaftsrat die Vormundschaft. 

2. April 1935 

Der britische Lordsiegelbewahrer und Völkerbundsminister 
Anthony Eden berichtet, von Berlin kommend, aus Warschau 
nach London über eine Unterredung, die er mit Marschall 
Pilsudski hatte. Der Marschall habe zum Ausdruck gebracht, 
Großbritannien solle sich um seine Kolonien kümmern und 
seine Finger aus den europäischen Angelegenheiten lassen. 
Außerdem scheine er nicht geneigt zu sein, die wesentlichen 
Tendenzen der polnischen Außenpolitik zu ändern. Er sehe 
die Situation Polens als „die eines Landes, das an den Pakten 
mit jedem seiner großen Nachbarn festhält und es ablehnt, 
sich auf eine Änderung seiner Stellung einzulassen oder 
irgendwelche Ereignisse ins Auge zu fassen, die es nötigen 
könnten, die eingenommene Haltung zu revidieren“. Eden 
spielt damit offensichtlich auf die Entwicklung in Deutschland 
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14. April 1935 

Vertreter Frankreichs, Großbritanniens und Italiens fassen in 
Stresa eine gemeinsame Entschließung (gegen Deutschland ge¬ 
richtet), „sich mit allen geeigneten Mitteln jeder einseitigen 
Aufkündigung von Verträgen zu widersetzen“. Gemeint ist 
der Vertrag von Versailles. Die Konferenz war auf Betreiben 
des französischen Außenministers Laval und auf Einladung 
Mussolinis zustandegekommen. Drei Tage darauf stellt sich 
der Völkerhundsrat einstimmig hinter das Ergebnis von Stresa 
und verurteilt die Einführung der Wehrpflicht in Deutsch¬ 
land als Vertragsbruch. Die deutsche Reichsregierung prote¬ 
stiert gegen diesen Beschluß noch am gleichen Tage. 

Im Hinblick auf den bevorstehenden Abschluß eines franzö¬ 
sisch-sowjetrussischen Beistandspaktes telegraphiert der briti¬ 
sche Außenminister Simon an den britischen Botschafter in 
Paris, Clark: „Man sollte Laval unumwunden sagen, England 
sei beunruhigt darüber, ob Frankreich nicht ein Abkommen 
unterzeichnen werde, das es verpflichten könnte, an einem 
Kriege gegen Deutschland unter Umständen teilzunehmen, die 
Artikel 2 des Locarno-Vertrages nicht zulasse.“ 

18. April 1935 

Die deutschen Konsuln in Thorn und Posen berichten erneut 
über schwere polnische Ausschreitungen gegen die deutsche 
Minderheit, bei denen wiederum mehrere Deutsche zu Tode 
gekommen sind. Die polnische Polizei hatte offenbar Weisung, 
nicht einzugreifen. Polnische Behörden weigerten sich, Be¬ 
schwerdeführende Vertreter der Deutschen Vereinigung zu 
empfangen. Dies alles geschieht ungeachtet des am 26. Januar 
1934 (vgl. dort) Unterzeichneten deutsch-polnischen Nichtan- 
griffs- und Gewaltverzichtabkommens.“ 

23. April 1935 

Das polnische Parlament nimmt eine neue Verfassung an, mit 
der es sich de jure selbst entmachtet und den bereits herr¬ 
schenden Zustand der sogenannten „gelenkten Demokratie“ 
nun auch verfassungsmäßig legitimiert. Die Position des 
Staatspräsidenten wird in dieser neuen Verfassung zwar 
gestärkt, doch liegt die „Lenkung“ und Macht beim Ober¬ 
kommandierenden der Streitkräfte. Die Verfassung erschwert 
es den breiten Schichten des Volkes, ein Verhältnis zum Staate 
zu finden. Nationalgefühl und Staatsbewußtsein klaffen aus¬ 
einander. Das erstere nimmt daher immer hektischere Formen 
an. 
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30. April 1935 

Einen Tag nachdem die Regierung der Tschechoslowakei die 
„Sudetendeutsche Heimatfront“ Konrad Henleins (vgl. 4. Ok¬ 
tober 1933) verboten hat, ändert diese ihren Namen in 
„Sudetendeutsche Partei“. Unter dieser Bezeichnung kann sie 
als parlamentarische Partei nach der Verfassung der Tschecho¬ 
slowakei nicht verboten werden. Die Parlamentswahlen stehen 
bevor (vgl. 19. Mai 1935) und das deutsche Reichsfinanzmi¬ 
nisterium zahlt für den Wahlkampf durch Vermittlung des 
Vereins für das Deutschtum im Ausland (Dr. Steinacher) an 
Henlein insgesamt etwa drei Millionen Tschechenkronen 
(332 000 Mark). 10 

2. Mai 1935 

In Paris wird ein französisch-sowjetrussischer militärischer 
Beistandspakt unterzeidinet. Die beiden Vertragspartner si¬ 
chern sich sofortige Hilfe zu, falls einer von ihnen Gegenstand 
eines unprovozierten Angriffs (im Sinne von Art. 15, Abs. 7 
der Völkerbundssatzung) von seiten eines europäischen Staates 
werden sollte. Laval vermeidet es allerdings, dem Vertrag den 
von den Russen angestrebten automatischen Charakter zu 
geben und ihn durch eine Militärkonvention zu ergänzen. 11 
Im Zusammenhang mit diesem Vertrag und Protestdemonstra¬ 
tionen französischer Kommunisten gegen die Anwesenheit Leo 
Trotzkis wird diesem das Asyl entzogen und die Ausweisung 
aus Frankreich verfügt. 

5. Mai 1935 

Bei den Parlamentswahlen in Jugoslawien siegt zwar die Re¬ 
gierungspartei, doch boykottieren daraufhin die kroatischen 
Delegierten das Parlament, bis Milan Stojadinowitsch eine 
neue Regierung bildet, eine Milderung des diktatorischen Re¬ 
gimes in Aussicht stellt und sich außenpolitisch sowie wirt¬ 
schaftlich an Deutschland anzunähern beginnt, das in kurzer 
Zeit im jugoslawischen Export wie Import an erster Stelle 
steht. Die Wirtschaftslage in Jugoslawien beginnt sich in der 
Folgezeit zu bessern. 

11. Mai 1935 

Einen Tag vor seinem Tode teilt Marschall Pilsudski dem pol¬ 
nischen Außenminister Oberst Joseph Beck, der sein besonde¬ 
res Vertrauen genießt, mündlich sein politisches Testament 
mit. Beck hält es folgendermaßen fest: „Mißtrauen Sie den 
Tschechen! Beschränken Sie die Kontakte zu Frankreich auf 
Unterredungen unter den Außenministern. Setzen Sie meine 
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Politik der Entspannung mit Deutschland fort und willigen 
Sie nie in ein Bündnis mit Rußland ein. Fordern Sie es aber 
auch nicht heraus. Ich habe die Rote Armee vor den Toren 
Warschaus aufgehalten. Das war ein Wunder ... Man darf 
nicht erwarten, daß dieses Wunder sich noch einmal wieder¬ 
holt .. ,“ 12 

12. Mai 1935 

POLEN Mit dem Tode Pilsudskis wird — ungeachtet des oben wieder- 
PILSUDSKI gegebenen von Beck zitierten Testaments — die polnische 
RYDZ -SMIGLY Außenpolitik abhängiger von der chauvinistischen Stimmung 
breiter Volkskreise. Sie leidet künftig an mangelndem Blick 
für die Realitäten. Pilsudski hatte sich über die Meinung der 
polnischen Öffentlichkeit hinwegsetzen können. Seine letzte 
politische Entscheidung war sein Widerstand gegen Pläne, 
Hitler an der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in 
Deutschland zu hindern (vgl. 15. März 1935). Er äußerte, es 
sei nicht länger mehr möglich, Deutschland einzuschüch¬ 
tern. 13 

Die Nachfolge in der Generalinspektion der polnischen Armee 
und in der tatsächlichen Staatsführung tritt General Eduard 
Rydz-Smigly (geb. 1886 in Brzezany) an, ein Offizier der pol¬ 
nischen Legion im ersten Weltkrieg, der seit 1917 eine pol¬ 
nisch-militärische Geheimorganisation führte und mit dieser 
1919 den Kern der neu aufgestellten polnischen Armee bildete. 
Seit 1920 war er engster militärischer Mitarbeiter Pilsudskis. 

13. Mai 1935 

Nach Unterzeichnung des französisch-russischen Beistandspak¬ 
tes (vgl. 2. Mai 1935) reist Laval nach Moskau, wo ihm und 
seiner Frau ein überwältigender Empfang bereitet wird. Auf 
der Rückreise nimmt er an den Beisetzungsfeierlichkeiten für 
Marschall Pilsudski in Warschau teil und versucht bei dieser 
Gelegenheit von Oberst Beck zu erfahren, was Polen tun 
werde, wenn Deutschland die Tschechoslowakei angreife. 
Beck lehnt es ausdrücklich ab, die Frage zu beantworten. Das 
sei die „offizielle und unwiderrufliche Stellungnahme der pol¬ 
nischen Regierung“. Danach übt er heftige Kritik an Be- 
nesch. 14 

16. Mai 1935 

UdSSR In Prag wird ein sowjetrussisch-tschechoslowakischer militäri- 
TSCHECHO- scher Beistandspakt unterzeichnet, gleichlautend mit dem 
SLOWAKEI französisch-russischen Pakt vom 2. Mai (vgl. dort). Die Ein¬ 
kreisung Deutschlands beginnt. Doch macht die UdSSR in 
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einem Zusatzprotokoll ihre Hilfeleistung von einer militäri¬ 
schen Hilfe Frankreichs abhängig. Diese Klausel wird wäh¬ 
rend der Sudetenkrise 1938 von Bedeutung sein. Die UdSSR 
wird bei dieser Gelegenheit ihre abwartende Haltung damit 
begründen. 15 

17. Mai 1935 

Das Scheichtum Katar an der Südküste des Persischen Golfs, 
22 000 Quadratkilometer groß und unter britischem Protek¬ 
torat (seit 1916) vergibt die erste Erdöl-Förderkonzession an 
die Gesellschaft Petroleum Development Ltd. Damit erschließt 
sich dem Land eine Einnahmequelle, die seine wirtschaftlichen 
und sozialen Möglichkeiten grundlegend verändern wird, 
zumal die bisherige Haupteinnahme, die Perlenfischerei, durch 
das Aufkommen der japanischen Zuchtperlen weitgehend zum 
Versiegen kommt. 15 

19. Mai 1935 

Bei den Parlamentswahlen in der Tschechoslowakei kann die 
Sudetendeutsche Partei Konrad Henleins (vgl. 30. April 1935) 
zwei Drittel aller deutschen Stimmen auf sich vereinigen. Den 
nächsthöchsten Anteil erhalten die sudetendeutschen Sozial¬ 
demokraten. Obgleich Henleins Partei von allen an der Wahl 
beteiligten Parteien, einschließlich der tschechischen, die 
höchste Stimmenzahl gewinnt, wird sie nicht an der Regierung 
beteiligt (vgl. 10. November 1935). 

21. Mai 1935 

Vor dem deutschen Reichstag verkündet der Reichskanzler das 
Gesetz zur Regelung des Wehrdienstes (vgl. 16. März 1935). 
Wehrpflichtig sind danach alle Männer vom 18. bis 45. Le¬ 
bensjahr. Es sollen zunächst 36 Divisionen aufgestellt werden. 
Die Dienstzeit wird zunächst auf anderthalb Jahre festgesetzt. 
In derselben Ansprache gibt Hitler einen Friedensplan be¬ 
kannt, der dreizehn Punkte umfaßt und auf einem System 
zweiseitiger Nichtangriffspakte beruht, wie sie die Sowjet¬ 
union mit Finnland, Estland, Lettland, Frankreich und Italien 
abgeschlossen hat (vgl. 5. Februar 1932, 29. November 1932, 
2. September 1933). Demgegenüber strebt die französische 
Außenpolitik in Übereinstimmung mit dem sowjetrussischen 
Außenkommissar Litwinow einen kollektiven Sicherheitspakt an. 

25. Mai 1935 

Kolumbien und Peru schließen den Vertrag von Rio de Janeiro, 
der einen seit hundert Jahren schwelenden Konflikt um ein 
Gebiet am nördlichen Amazonasufer bei 70 Grad westlicher 
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Länge (Leticia) beendet. Aufgrund dieses Vertrages erhält 
Kolumbien Zugang zu einem etwa hundert Kilometer langen 
Uferstreifen am schiffbaren Oberlauf des Amazonasstromes, 
unmittelbar westlich der brasilianischen Grenze. 

27. Mai 1935 

Das Oberste Bundesgericht der USA entscheidet einstimmig, 
daß Abschnitt I des Rooseveltschen New Deal-Gesetzes zur 
Ankurbelung der Wirtsdiaft verfassungswidrig und daher null 
und niditig ist. Oberrichter Hughes führt dazu aus: „Der Kon¬ 
greß kann keine gesetzgeberisdien Vollmachten auf den Prä¬ 
sidenten übertragen, durdi die dieser in die Lage versetzt 
wird, nach eigenem uneingesdiränkten Gutdünken alle Ge¬ 
setze zu erlassen, die er für notwendig oder ratsam hält.“ 
(Vgl. 24. März 1933.) Das bedeutet die klare Ablehnung einer 
„Ermächtigung“. Diese und ähnliche Entscheidungen veran¬ 
lassen F. D. Roosevelt, die Anzahl der Richter im Obersten 
Gericht heraufzusetzen und ihm ergebene Richter in den Sup- 
reme Court zu lanzieren. 17 

6. Juni 1935 

In Tengtser in der westchinesischen Provinz Amdo wird als 
dritter Sohn einer kleinbäuerlichen Familie Lhamo Döndrub 
geboren, der zwei Jahre später von einr Suchexpedition aus 
Lhasa als Reinkarnation des 1933 verstorbenen dreizehnten 
Dalai Lama und aller seiner Vorgänger erkannt wird und 1940 
als fünfjähriges Kind die Nachfolge antreten wird. Er ist ver¬ 
mutlich das letzte zugleich weltliche und geistliche Oberhaupt 
Tibets und des tibetanischen Buddhismus. 18 

7. Juni 1935 

Nach dem Sturz der französischen Regierung Flandin am 30. 
Mai aufgrund des ständig wachsenden Haushaltsdefizits be¬ 
auftragt Staatspräsident Lebrun den Außenminister Pierre 
Laval mit der Regierungsbildung. Es ist Lavals zweites Kabi¬ 
nett. Er erhält in der Kammer mit 304 gegen 160 Stimmen 
Sondervollmachten zugebilligt, um den Haushalt auszubalan¬ 
cieren. Unter anderem kürzt er auf dem Verordnungswege 
den 1,6 Millionen französischer Beamter ihre Gehälter um 10 
Prozent, um mit einem Teil der so eingesparten Beträge durch 
öffentliche Arbeiten die Arbeitslosigkeit einzudämmen und so 
dem wachsenden Kommunismus und der sich bildenden 
„Volksfront“ (vgl. 3. November 1935) entgegenzuwirken. 19 

Der Parteiführer der Konservativen in Großbritannien Stanley, 
Earl Baldwin of Bewdley (geb. 1867 in Bewdley/Worcester- 
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shire), wird zum dritten Mal britischer Premierminister, als 
Nachfolger MacDonalds, und bildet eine Regierung, der aus¬ 
schließlich Konservative angehören. (MacDonald hatte ein 
Koalitionskabinett geleitet, vgl. 5. November 1931). Außen¬ 
minister wird Sir Samuel Hoare, der seit 1922 mehrfach der 
britischen Regierung angehörte, als Außen-, Innen- und Luft¬ 
fahrtminister, seit 1931 Staatssekretär für Indien war und ent¬ 
scheidend am Entwurf der indischen Verfassung mitar¬ 
beitete. 

12. Juni 1935 

In Buenos Aires unterzeichnen Vertreter Argentiniens, Boli¬ 
viens, Brasiliens, Chiles, Paraguays, Perus, Uruguays und der 
USA ein Friedensprotokoll, das den Chacokrieg beendet und 
die Demobilisierung der beiden Armeen von Bolivien und 
Paraguay binnen einer Frist von 90 Tagen festsetzt. Damit 
verliert Bolivien endgültig den Chaco Boreal an Paraguay. 

18. Juni 1935 

In London wird durch Notenwechsel, vorgenommen durch den 
deutschen Sonderbotschafter Joachim von Ribbentrop, ein 
deutsch-britisches Flottenabkommen getroffen, das die künf¬ 
tige Stärke der deutschen Flotte auf 35 %> der des britischen 
Commonwealth of Nations, die der deutschen Unterseeboot- 
Tonnage auf 45 % der des Commonwealth festsetzt. Mit die¬ 
sem Abkommen hebt Großbritannien die entsprechenden Be¬ 
stimmungen des Versailler Vertrages (Teil V, Art. 181—197) 
auf und scheidet aus der Stresafront (vgl. 14. April 1935) aus. 
Frankreich legt unverzüglich Protest ein. 

26. Juni 1935 

In Deutschland wird durch entsprechendes Gesetz die allge¬ 
meine Arbeitsdienstpflicht, zusätzlich zur Wehrdienstpflicht 
eingeführt. Sie dauert ein halbes Jahr und ist unmittelbar vor 
Antritt des Wehrdienstes im staatlichen deutschen Reichsar¬ 
beitsdienst (RAD) abzuleisten. Die Arbeitsdienstabteilungen 
werden vorzüglich für öffentliche Arbeiten wie Landgewinnung, 
Straßenbau, Flußregulierung aber auch in der Landwirtschafts¬ 
hilfe und sogar für archäologische Ausgrabungen (z. B. Ahrens- 
burger Stufe) eingesetzt. Sie werden in Barackenlagern unter¬ 
gebracht. 

Juni 1935 

Der polnische Außenminister Oberst Beck besucht Berlin und 
trifft zum ersten Mal mit Hitler zusammen, der ihm versichert, 
auch fernerhin an der Verständigungspolitik mit Polen fest- 
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halten zu wollen. Beck entgegnet, die allgemeine Haltung in 
der polnischen Bevölkerung gegenüber dem deutsch-polnischen 
Nichtangriffs- und Gewaltverzichtsabkommen (vgl. 26. Januar 

1934) sei Mißtrauen gewesen. Er selbst gedenke jedoch, seine 
künftige Außenpolitik nach den Richtlinien des verstorbenen 
Marschall Pilsudski (vgl. 11. Mai 1935) zu gestalten. 

noch Juni 1935 

Der aus Frankreich ausgewiesene Leo Trotzki (vgl. 2. Mai 

1935) reist über Antwerpen nach Oslo und nimmt, nachdem 
ihm die norwegische Regierung Asyl gewährt hat, Wohnung 
im Hause des sozialistischen norwegischen Reichtstagsabgeord- 
neten Konrad Knudsen in Weksal bei Honefoss. Dort wird er 
gegen Ende des Jahres Besuch von drei aus sowjetrussischen 
Gefängnissen entflohenen Mitgliedern der antistalinschen Op¬ 
position erhalten, die ihm über die Verhaftungswelle nach der 
Ermordung Kirows berichten. 20 

5. Juli 1935 

Durch das sogenannte Wagner-Connery-Labor-Ralations-Ge- 
setz wird in den USA u. a. das Streikrecht gesetzlich verankert 
und das Bundesamt für Tarifangelegenheiten und Arbeitsbe¬ 
dingungen geschaffen, das in den folgenden Jahren kommuni¬ 
stisch beeinflußte Gewerkschaften gegenüber den nicht kom¬ 
munistischen bevorzugt und einen Druck auf Arbeitnehmer 
ausübt, um sie zum Eintritt in Organisationen zu veranlassen, 
die nicht ihrer eigenen Wahl entsprechen. Unter den leitenden 
Beamten dieses Amtes werden später nicht wenige, darunter 
auch Alger Hiss, der Verbindung mit den kommunistischen 
Kampforganisationen in den USA überführt. 21 

18. Juli 1935 

Die polnische Regierung erläßt eine Verordnung, nah der 
Zollämter in Danzig nur noch solche ausländischen Waren ab¬ 
fertigen dürfen, die für den Konsum in Danzig selbst bestimmt 
sind. Das bedeutet eine Blockierung des gesamten Transitver¬ 
kehrs und weitgehende Stillegung des Danziger Hafens, der 
Haupteinnahmequelle der Stadt. Polen will damit offensicht¬ 
lich die Verlagerung des Güterverkehrs auf seinen Hafen 
Gdingen erzwingen. Der Danziger Senatspräsident Greiser 
bittet daraufhin den Vertreter Polens in der Freien Stadt, 
Papee, zu sich und übergibt ihm eine Erklärung, in der die 
sofortige Rücknahme der Verordnung gefordert, Schadener¬ 
satzforderungen angekündigt und weitere Maßnahmen zum 
Schutz der Danziger Interessen Vorbehalten werden. Vorüber- 
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gehend wird sogar der Plan erwogen, die Zollgrenzen nach 
Ostpreußen zu öffnen. 22 

Juli 1935 

In Deutschland wird der erste Admiralstabsoffizier bei der 
Marinestation der Nordsee und Kommandant des Kreuzers 
„Emden“, Karl Dönitz (geb. 1891 in Berlin-Grünau), vom 
Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Generaladmiral Raeder, 
mit der Aufstellung und Führung der neuen deutschen 
U-Bootwaffe beauftragt. Das deutsch-englische Flottenabkom¬ 
men vom 18. Juni 1935 (vgl. dort) hat den Weg zu dieser 
Neubildung freigemacht. Dönitz wird zunächst Chef der 
U-Boot-Flotille „Weddigen“, ein Jahr später „Führer der 
U-Boote“. 23 

noch Juli 1935 

In Montreux treffen Comeliu Codreanu, Leon Degrelle, Sir 
Oswald Mosley, Jose Antonio Primo de Rivera, Fürst Star¬ 
hemberg und andere Führer nationalistischer, von der Linken 
als „Faschisten“ bezeichneter europäischer Erneuerungsbewe¬ 
gungen zusammen, um den Plan einer rechten, katholischen 
Internationale zu erörtern. Bei dieser Gelegenheit sagt Primo 
de Rivera: „Die Stunde Europas wird erst dann schlagen, 
wenn jeder von uns in seinem Lande den eigenen Kampf sieg¬ 
reich beendet hat. Der Weg der Erneuerung verläuft von 
innen nach außen und nicht umgekehrt.“ 24 

Ende Juli/August 1935 

In Moskau wird der VII. und letzte Weltkongreß der KOM¬ 
INTERN bzw. der Dritten Internationale unter Leitung von 
Dimitroff durchgeführt, an dem als Vertreter der deutschen 
Kommunistischen Partei bereits die Funktionäre Wilhelm 
Pieck, Walter Ulbricht und Herbert Wehner teilnehmen. Sie 
haben die alte KPD-Führungsgruppe um den im Konzentra¬ 
tionslager Buchenwald inhaftierten Emst Thälmann abgelöst. 
Es wird beschlossen, den Kampf gegen den italienischen 
Faschismus und den deutschen Nationalsozialismus künftig 
gemeinsam mit den („bourgeoisen“) Demokratien zu führen. 
Nach diesem letzten Kongreß hält es Stalin nicht mehr für 
angebracht, durch ein so demonstratives Hervortreten die 
Weltöffentlichkeit auf das Wirken der KOMINTERN auf¬ 
merksam zu machen. 25 

1. August 1935 

Von Nordwest-Szetschuan aus, wo sich nach der vorletzten 
Etappe des „Langen Marsches“ die Erste Frontarmee Mao 
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Tse-tungs und Tschu-Teh’s mit der Vierten Frontarmee ihres 
Gegenspielers Tschang Kuo-tao vereinigt hat, proklamiert die 
chinesische KP eine „antijapanische Volksfront aller Chinesen“. 
Der Appell richtet sidi vor allem an die „patriotischen“ Ele¬ 
mente in der Kuomintang-Organisation, die den mangelnden 
Widerstandswillen der Kuomintangführung gegen die japani¬ 
sche Invasion als Verrat betrachten. 26 

Kurz darauf verdrängt Tschiang Kai-sdiek die Kommunisten 
aus ihren Stützpunkten in Kweichow und Szetschuan und 
reorganisiert in diesen Gebieten die Verwaltung. Unterdessen 
entfacht Japan von Mandschukuo aus in den fünf chinesischen 
Nordprovinzen eine Unabhängigkeitsbewegung, auch in Ost- 
Hopeh, das sich zur von Hopeh unabhängigen neutralen Zone 
erklärt, und warnt Tschiang Kai-schek auf diplomatischem 
Wege davor, in Ost-Hopeh zu intervenieren. 27 

14. August 1935 

In den Vereinigten Staaten wird im Zuge der New-Dealge- 
setzgebung Roosevelts das Social-Security-Gesetz beschlossen, 
das die Arbeitslosen-, Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenen- 
Versicherung teils durch die Arbeitgeber, teils durch öffent¬ 
liche Zuschüsse von Bund und Staaten gemeinsam, zum Teil 
auch durch Beiträge der Versicherten selbst finanzieren läßt. 
Diese Regelung entspricht im wesentlichen der deutschen 
Reichsversicherungsordnung vom Juli 1911. Am 30. September 
1935 folgt ein neues Steuergesetz, das u. a. eine relativ höhere 
Besteuerung der Spitzeneinkommen einführt. 

22. August 1935 

Im Rahmen der Neutralitätsgesetzgebung der Vereinigten 
Staaten wird ein Gesetz verabschiedet, das die Lieferung von 
Waffen und Munition an kriegführende Staaten verbietet und 
darüber hinaus einen umfassenden Wirtschaftsboykott gegen 
Angreifer vorsieht, öffentlich verkündet wird das Gesetz erst 
am 5. Oktober 1935, erstmalig angewendet gegen Italien, das 
vom Völkerbund seines Vorgehens in Äthiopien wegen zum 
Aggressor erklärt wird (vgl. 11. Oktober 1935). Noch später 
wird Roosevelt selbst die Aufhebung dieses Gesetzes betrei¬ 
ben, da es ihn an der Unterstützung Großbritanniens im 2. 
Weltkrieg hindert. 

31. August 1935 

Der russische Kohlenhauer Alexej Stachanow baut im Donez- 
becken in einer Arbeitsschicht 102 Tonnen Kohle ab, übertrifft 
damit das normale Arbeitssoll um 1 300 Prozent und löst eine 


Welle von Arbeitsrekorden aus, die Stachanowbewegung. 
Natürlich folgt jedem solchen Rekord eine Erhöhung der ent¬ 
sprechenden Leistungsnorm, die dann künftig auch unter 
weniger günstigen Voraussetzungen verlangt wird. Aus der 
Stachanow-Bewegung wird das Stachanow-System. 

15. September 1935 

Hermann Göring verkündet vor dem anläßlich des Reichspar¬ 
teitages nach Nürnberg berufenen deutschen Reichstag die 
nationalsozialistischen Rassengesetze „zum Schutze des deut¬ 
schen Blutes und der deutschen Ehre“, die sich vor allem 
gegen die Juden richten. Diesen wird die deutsche Staatsbür¬ 
gerschaft aberkannt, Ehen sowie Geschlechtsverkehr zwischen 
Juden und Angehörigen „deutschen oder artverwandten Blu¬ 
tes“ verboten und unter Strafe gestellt. Der Nachweis „ari¬ 
scher Abstammung“, d. h. nicht-jüdischer Abstammung, wird 
zur Voraussetzung für die Ausübung jedes öffentlichen Amtes. 
Daraufhin nimmt die Auswanderung von Juden erheblich zu. 
Bis zum Herbst 1938 verlassen 170 000, ein Drittel der 1933 
in Deutschland wohnhaften Juden das Land. 

3. Oktober 1935 

Von ihren Bereitstellungsräumen in Italienisch Somalia und 
Eritrea aus dringen italienische Truppenverbände unter Füh¬ 
rung der Generale Graziani und de Bono in Äthiopien ein und 
beginnen planmäßig mit der Eroberung des Landes. Die 
abessinische Armee leistet mit altertümlichen Waffen zähen 
und hinhaltenden Widerstand, kann damit aber nur verhin¬ 
dern, daß Italien die Weltöffentlichkeit vor vollendete Tat¬ 
sachen stellt. Die Kämpfe ziehen sich lang genug hin, um dem 
Völkerbund noch Gelegenheit zur Verurteilung des Angreifers 
zu geben (vgl. 11. Oktober 1935). 28 

11. Oktober 1935 

Aufgrund des italienischen Vorgehens in Äthiopien (vgl. oben) 
hat der Völkerbundsrat unter Vorsitz und Einfluß von Benesch 
und durch die frühzeitigen Beschwerden Kaiser Haile Selassis 
vorbereitet, am 7. Oktober Italien zum Aggressor erklärt und 
beschließt nunmehr Sanktionen gegen diesen. Im einzelnen 
werden ein Waffenembargo sowie Sperrung von Krediten und 
Rohstoffimporten verhängt. Die Sanktionen treten am 18. No¬ 
vember in Kraft. Deutschland, das dem Völkerbund seit dem 
19. Oktober 1933 (vgl. dort) nicht mehr angehört, wird Italien 
1936 mit Rohstofflieferungen unterstützen. (Dafür wird Mus- 
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solini seinen Standpunkt in der österreichfrage ändern und 
die Stresafront (vgl. 12. April 1935) verlassen.) Aber auch 
Großbritannien und Frankreich (vgl. 7. Januar 1935) lassen 
trotz der beschlossenen Sanktionen Italien in Äthiopien freie 
Hand. Insbesondere führen sie kein Ölembargo gegen Italien 
durch. 26 


12. Oktober 1935 

In Griechenland stürzen die Royalisten die republikanische 
Regierung, die sich gegen Venizelos (vgl. 31. Oktober 1932 
und März 1935) noch hatte behaupten können, und rufen die 
Monarchie aus. Griechenland kehrt damit zum Königtum 
zurück. König Georg II., der im Dezember 1923 abgedankt 
hatte, wird wieder ins Land gerufen und trifft nach einer 
Volksabstimmung, die eine Stimmenmehrheit für die Monar¬ 
chie ergibt, im November in Athen ein. Georg A. Papandreou 
wird Führer der griechischen Sozialdemokraten. 


14. Oktober 1935 

Bei den Parlamentswahlen in Kanada siegen die Liberalen. 
Ihr Parteiführer William Lyon Mackenzie King wird zum 
dritten Mal kanadischer Premierminister und wird dieses Amt 
nunmehr dreizehn Jahre lang behalten. Er löst den Konserva¬ 
tiven Bennet ab, dessen Kabinett im Januar 1935 eine Reihe 
von Sozialgesetzen erlassen hat (das sogenannte „kanadische 
New Deal“), die allerdings ein Jahr darauf vom Obersten 
Gerichtshof für ungültig erklärt werden. 


16. Oktober 1935 

Der deutsche Botschafter in Warschau, von Moltke, berichtet 
nach Berlin, seiner Meinung nach veranlasse das deutsch-pol¬ 
nische Abkommen vom 26. Januar 1934 (vgl. dort) die polni¬ 
schen Behörden, ihre Polonisierungskampagne gegenüber der 
deutschen Minderheit noch zu verstärken und zu beschleuni¬ 
gen, um bis zum Ablauf des Abkommens, also binnen zehn 
Jahren, vollendete Tatsadien zu schaffen, so daß sich die 
Frage der deutschen Minderheit in Polen bis dahin von selbst 
erledigt habe. Moltke empfiehlt deswegen, „die Grenze der 
Verständigungsbereitschaft in diesem Punkte Polen gegenüber 
abzustecken“. Die deutsche Minderheit in Polen habe bereits 
das Gefühl, vom Deutschen Reich im Stich gelassen zu 
werden. 30 
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29. Oktober 1935 

Am Ende des „Langen Marsches“ kommt Mao Tse-tung mit 
seiner Abteilung -— einschließlich der mitgeführten Zivilbevöl¬ 
kerung knapp 20 000 Menschen — in Nord-Schensi an der 
chinesischen Mauer an und läßt sich in der kleinen Provinz¬ 
stadt Jenan nieder. Tschang Kuo-tao, Tschu Teh und Ho Lung 
werden erst Ende des folgenden Jahres dort eintreffen, da es 
unterwegs zwischen ihnen nochmals zu einer Spaltung kommt 
und ein großer Teil ihrer Armeen aufgerieben wird. 31 


3. November 1935 

In Frankreich schließen sich mehrere sozialistische Gruppen 
unter Führung des Linkssozialisten Leon Blum (geb. 1872 in 
Paris) zur Sozialistischen Republikanischen Union zusammen, 
die ihrerseits gemeinsam mit den französischen Kommunisten 
und Radikalsozialisten auf kommunistische Initiative hin die 
„Volksfront“ bildet. Diese gewichtige Konzentration der fran¬ 
zösischen Linken beschwört im Zusammenhang mit der Ent¬ 
wicklung in Spanien die akute Gefahr herauf, daß ganz 
Westeuropa unter den politischen Einfluß der KOMINTERN 
und damit Sowjetrußlands gerät. Auch die Rolle, die Litwinow 
im Völkerbund einnimmt, verstärkt diese Tendenz. 

10. November 1935 

Milan Hodza (geb. 1878 in Sucany/Slowakei) wird vom tsche¬ 
choslowakischen Staatspräsidenten Masaryk mit der Bildung 
einer neuen Regierung beauftragt, an der die stärkste Partei 
der letzten Parlamentswahlen, die sudetendeutsche (vgl. 19. Mai 
1935) nicht beteiligt wird. Hodza war zuvor mehrfach Land¬ 
wirtschaftsminister. Als gebürtiger Slowake setzt er sich für die 
enge Zusammenarbeit des tschechischen und des slowakischen 
Landesteiles ein. 

27. November 1935 

Bei Pariamentswahlen auf Neuseeland siegt — infolge der 
voraufgegangenen Exportkrise, Arbeitslosigkeit und entspre¬ 
chender Gegenmaßnahmen der Regierung wie Einfuhrbe¬ 
schränkung und Gehälterkürzung — die Labour Party. Sie 
bildet am 5. Dezember die Regierung mit Michael Joseph 
Savage als Premierminister. Die Reservebank wird verstaat¬ 
licht, die Eisenbahnen unter staatliche Kontrolle gestellt und 
eine Reihe von Sozialreformen durchgeführt. Unter anderem 
werden Sondergerichte für Arbeits- und Tarifstreitigkeiten 
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eingerichtet, offenbar unter dem Eindruck des nordamerika¬ 
nischen Wagner-Connery-Labour-Relations Act (vgl. 5. Juli 
1935) 

November 1935 

Herbert Wehner trifft im Aufträge der KOMINTERN mit 
einem luxemburgischen Paß in Amsterdam ein, um von dort 
aus die illegale KPD in Deutschland zu reformieren und auf 
die neue Führungsgruppe Pieck — Ulbricht auszurichten. Das 
gleiche Ziel hatte er im Februar bereits von Prag aus verfolgt 
und dort mit Stamm und Rembte Gespräche geführt, war aber 
dann verhaftet und ausgewiesen worden und hatte inzwischen 
am VII. Komintemkongreß in Moskau teilgenommen. 82 

9. Dezember 1935 

Der französische Ministerpräsident Pierre Laval und der bri¬ 
tische Außenminister Sir Samuel Hoare einigen sich über einen 
Plan zur Beendigung des Krieges, den Italien gegen Äthiopien 
führt. Nach diesem Plan würde Äthiopien zwar als souveräner 
Staat erhalten bleiben, aber sein Gebiet um 155 000 auf 
582 000 Quadratkilometer zugunsten Italiens verkleinert wer¬ 
den, auf das abessinische Kerngebiet. Die Linksopposition in 
Frankreich und Großbritannien brandmarkt diesen Plan, nach¬ 
dem er durch eine Indiskretion Vansittarts vorzeitig bekannt 
geworden ist, als „Verrat am Völkerbund“, der bereits am 
11. Oktober 1935 (vgl. dort) Sanktionen gegen Italien beschlos¬ 
sen hat. 88 

Am gleichen Tage demonstrieren in Peking an die zehntausend 
Studenten mit Parolen wie „Schluß mit dem Bürgerkrieg! Wir 
fordern eine Einheitsfront gegen die ausländische Aggression. 
Nieder mit dem japanischen Imperialismus!“ Die Demonstra¬ 
tion wird aufgelöst, zweihundert Studenten werden dabei ver¬ 
letzt. Der chinesische Kommunismus beginnt, aus der japani¬ 
schen Invasion Nutzen zu ziehen. Er kann sich als Verteidiger 
der Unabhängigkeit Chinas deklarieren und Tschiang Kai- 
schek, der die Abwehr des japanischen Angriffs hinter die 
Bekämpfung der Kommunisten zurückstellt, als Verräter 
brandmarken. 84 

17. Dezember 1935 

In der Hauptstadt Venezuelas Caracas stirbt der Präsident 
und Diktator Juan Vicente Gomez (geb. 1859 in San Antonio), 
der das Land seit 1908 ein viertel Jahrhundert lang regiert 
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und insbesondere nach Erschließung der Ölfelder 1917 zu 
wirtschaftlicher Blüte geführt hat. Bezeichnenderweise ging 
aber mit der finanziellen Gesundung und Erstarkung des Lan¬ 
des ein politischer Radikalisierungsprozeß einher, der nun nach 
dem Tode des Diktators sich bedrohlich ausweitet und alles 
Erreichte gefährdet. 

18. Dezember 1935 

Vier Tage nach dem Rücktritt des 85jährigen tschechoslowa¬ 
kischen Staatspräsidenten Thomas G. Masaryk (vgl. 24. Mai 

1934) wird der bisherige Außenminister Eduard Benesch (geb. 
1884 in Kozlany) zum Staatspräsidenten gewählt. Benesch war 
während des 1. Weltkriegs Generalsekretär des „Tschechischen 
Nationalrats“ in Paris und wirkte mit Masaryk zusammen auf 
die Errichtung des tschechoslowakischen Staates durch die 
Alliierten hin. 1921/22 Ministerpräsident dieses Staates, da¬ 
nach Außenminister, war Benesch der Begründer und füh¬ 
rende Kopf der Kleinen Entente. 1934 unterstützte er die 
Aufnahme der UdSSR in den Völkerbund, was Litwinow bei 
seiner Antrittsrede dort ausdrücklich bestätigte.® 3 

22. Dezember 1935 

Der britische Außenminister Sir Samuel Hoare (vgl. 7. Juni 

1935) muß zurücktreten, nachdem sein Abkommen mit Laval 
über eine Beilegung des italienisch-äthiopischen Krieges (vgl. 
9. Dezember 1935) durch eine Indiskretion Robert Vansittarts 
gegenüber der weit links orientierten französischen Journali¬ 
stin Madame Genevieve Tabouis in Paris bekannt wurde. 
Hoares Nachfolger wird Sir Anthony Eden (geb. 1897 in 
Windlestone/Durham), seit 1931 Unterstaatssekretär im For¬ 
eign Office, seit 1934 Lordsiegelbewahrer und britischer 
Völkerbundsminister. Eden ist Gegner des Hoare-Laval-Planes, 
dessen Verwirklichung durch sein vorzeitiges Bekanntwerden 
ohnehin unmöglich geworden ist. 38 

noch 1935 (ohne nähere Datierung) 

In Belgien gründet der Journalist Leon Degrelle (geb. 1906 
in Bouillon) eine katholische, königstreue Emeuerungsbewe- 
gung, die sich aus dem französisch sprechenden, wallonischen 
Bevölkerungsteil Belgiens rekrutiert. Sie nennt sich „REX“ 
(Rexisten) und beteiligt sich im Jahre darauf erfolgreich an 
den Kammerwahlen, bei denen sie 31 Sitze erringen kann. 
Von der Linken wird sie unter den Sammelbegriff „Faschis¬ 
mus“ eingereiht. 37 
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noch 1935 (ohne nähere Datierung) 

Dem brasilianischen Staatspräsidenten (seit 1930) Getulio 
Domeies Vargas (geh. 1883 in Säo Borja/Rio Grande do Sul) 
gelingt es, einen Aufstand der Kommunisten zu unterdrücken. 
Er unterstützt die Bewegung der Integralisten, die einen auf 
brasilianische Verhältnisse zugeschnittenen Sozialismus vertre¬ 
ten und die politische wie wirtschaftliche Unabhängigkeit von 
den Vereinigten Staaten anstreben, aber ebenso konsequent 
den Kommunismus bekämpfen. Später, nachdem man sie, wie 
alle eindeutig antikommunistischen Kräfte, als „Faschisten“ 
gebrandmarkt hat, wird sich Vargas gezwungen sehen, sie 
fallen zu lassen. 

In Bulgarien wird die im Jahr zuvor (vgl. 19. Mai 1934) ge¬ 
bildete diktatorische Regierung Georgiev gestürzt. An seiner 
Stelle macht sich der revolutionäre Bauernbundführer Stam- 
buliski für kurze Zeit zum Diktator. Nachdem auch er ge¬ 
stürzt ist, kommt es zu allgemeinen Unruhen im Lande. Um 
ihrer Herr zu werden, bildet Zar Boris III. selbst eine 
autoritäre Regierung. 

Wendell Meredith Stanley (geb. 1904) entdeckt die Kristalli¬ 
sierbarkeit des Virus der Tabak-Mosaik-Krankheit. Dieser 
Virus kann zeitweise als Kristall existieren um anschließend 
wieder die Eigenschaften von lebendigem Eiweiß zu zeigen. 
Dieser Wechsel von organischer und anorganischer Existenz 
macht die Grenze zwischen beiden Zustandsformen fließend. 
Es zeichnet sich ein Begriff des Lebendigen bzw. des Lebens 
ab, der über den organischen Bereich hinausgeht. Damit wird 
bis in die politischen Ideologien hinein eine Synthese von 
Materialismus und Idealismus auf der Grundlage dieses er¬ 
weiterten Lebensbegriffes möglich. 

In Berlin beginnt die regelmäßige Ausstrahlung eines Fern¬ 
sehprogramms. Audi wird durch die Post eine öffentliche 
Femsehstelle eingeriditet, da der private Erwerb eines Fem- 
seh-Empfangsgerätes noch erschwert ist. 38 

In Deutsdiland erscheint das Buch des ehemaligen General¬ 
quartiermeisters aus dem 1. Weltkrieg Erich Ludendorff, Der 
totale Krieg. Darin führt Ludendorff aus, daß die Entwicklung 
der modernen Waffentechnik künftig zwangsläufig die ge¬ 
samte Zivilbevölkerung in das Kriegsgeschehen einbeziehen 
wird und daß daher Voraussetzung der Verteidigungsbereit¬ 
schaft mehr noch als bisher die innere, auch geistige Gesdilos- 
senheit und Willenseinheit des Volkes sei. Diese geistig- 



noch 1935 (ohne nähere Datierung) 

seelische Geschlossenheit herzustellen sei daher vornehmste 
Aufgabe der Staatsführung. Ludendorff hat dabei allerdings 
weniger eine oberflächliche Propaganda oder „Psychologische 
Kriegführung“ im Auge als vielmehr eine innere Festigung 
der Menschen auf religiöser (nicht christlicher) Grundlage. 39 

Ebenfalls in Deutschland begründet Konrad Lorenz (geh. 1903) 
als Sondergebiet der Biologie (Zoologie) die Vergleichende 
Verhaltensforschung. Sie untersucht die instinktiven, angebo¬ 
renen (erblichen) Verhaltensweisen der Tiere, einschließlich 
des Menschen und führt damit auch in das fast gänzlich von 
der Milieutheorie, dem Historischen Materialismus des jungen 
Marx beherrschte politische Denken erstmals wieder lebens¬ 
wirkliche, biologische Gesichtspunkte ein. Sie bildet damit ein 
Gegengewicht zur einseitig soziologischen Betrachtung des 
Menschen, zur einseitigen Erklärung seines Verhaltens aus der 
Umwelt. 

In Großbritannien übernimmt Clement Richard Attlee (geh. 
1883 in Putney bei London, Sohn eines Rechtsanwalts) die 
Führung der Labourparty und damit der Opposition im Parla¬ 
ment. Seit 1922 gehört er dem Unterhaus an, seit 1924 steht 
er im Regierungsdienst u. a. in Indien (1927). Seit 1931 ist er 
Generalpostmeister und Fraktionsführer seiner Partei. 40 

In Korea, dem seit 1910 japanischen Generalgouvernement 
Tscho-sen gründet Kim il Sung die „Vereinigung zur Wieder¬ 
herstellung des Vaterlandes“. Aus ihr wird sich nach der Tei¬ 
lung Koreas im Jahre 1945 im Norden die „Vereinigte Demo¬ 
kratische Vaterländische Front“, immer noch unter Führung 
Kim il Sungs entwickeln, die den Krieg gegen den südlichen 
Teil des Landes eröffnet. 

David Ben Gurion (geb. 1886 in Polen) wird Vorsitzender der 
Jewish Agency for Palestine, der offiziellen, im Mandatsver¬ 
trag von 1922 anerkannten zionistischen Vertretung für Palä¬ 
stina, die sowohl die britische Mandatsregierung als auch das 
jüdische Nationalkomitee im Interesse der jüdischen Bevölke¬ 
rung berät. Ben Gurion war zuvor seit 1921 Generalsekretär 
der von ihm mitbegründeten jüdischen Arbeitergewerkschaft 
in Palästina Histradut. Mitglied des Exekutivkomitees der Je¬ 
wish Agency und deren Vertreter beim Völkerbund in Genf 
wird im gleichen Jahr der 1933 aus Deutschland emigrierte 
Jurist Nahum Goldmann (geb. 1894 in Wisznewo), der spätere 
Präsident der Zionistischen Weltorganisation. 41 
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noch 1935 (ohne nähere Datierung) 

In Saudiarabien beginnt die nordamerikanische Firma Stan¬ 
dard Oil Company aufgrund eines Konzessionsvertrages mit 
König Ibn Saud mit der Ausbeute der reichen Ölfelder des 
Landes. 42 

Unter der Regierung Alejandro Lerroux y Garcia in Spanien, 
an der die „Katholische Volksaktion“ beteiligt ist (vgl. 4. Ok¬ 
tober 1934) wird Francisco Franco de Bahamonde (geb. 1892 
in Nordspanien), seit 1933 Generalkapitän auf den Balearen- 
Inseln, vorübergehend Chef des spanischen Generalstabes, bis 
ihn 1936 die inzwischen gebildete Volksfrontregierung im Zu¬ 
sammenhang mit dem Rücktritt des Präsidenten Zamorra auf 
die Kanarischen Inseln schicken wird. Im Juni 1935 wird über 
die Provinz Barcelona der Kriegszustand verhängt. 43 

In Rumänien gründet Comeliu Codreanu (geb. 1899 in Jassy) 
seine bereits 1927 entstandene „Legion Erzengel Michael“ 
(Eiserne Garde) von neuem und baut den von dieser Organi¬ 
sation getragenen freiwilligen Arbeitsdienst auf breiter Basis 
aus, setzt ihn insbesondere im Wohnungsbau ein. In den 
größeren Städten Rumäniens unterhält die Legion eigene 
Gaststätten und Lebensmittelgeschäfte. 44 

In der Türkei wird Mustapha Kemal, der seit dem Vorjahre 
den Ehrennamen Atatürk führt, wiederum zum Staatspräsi¬ 
denten gewählt. Er führt sein Reformwerk weiter und läßt 
u. a. nun auch die alten aus dem Osmanischen Reich überlie¬ 
ferten Titel abschaffen. 

George Gallup (geb. 1901) gründet in Princeton/New Jersey/ 
USA ein Institut für Meinungsforschung. Der Versuch, Mehr¬ 
heitsmeinungen aller Art bereits vor den offiziellen Abstim¬ 
mungen oder Wahlen zu ermitteln, wird seitdem auch zu 
einem Instrument der Politik, ebenso die Manipulation des 
Befragungsergebnisses durch die Art der Fragestellung (Sugge¬ 
stivfragen) und die Veröffentlichung eines so gewonnenen 
Ergebnisses mit dem Ziel, die Volksmeinung durch Konfron¬ 
tierung mit den Antworten eines „repräsentativen Quer¬ 
schnitts“ erst im gewünschten Sinne zu beeinflussen bzw. zu 
formen. 

Anastas Iwanowitsch Mikojan (geb. 1895 in Sanain/Armenien), 
seit 1926 Favorit Stalins, seit 1930 Mitglied der Regierung 
der UdSSR als Volkskommissar für die Ernährung, seit 1934 
Volkskommissar für die Lebensmittelindustrie, wird Mitglied 
des Politbüros, also des engsten Führungskreises der Sowjet- 



union. Sein Bruder ist Flugzeugkonstrukteur und wird später 
die MIG-Typen entwickeln. Anastas selbst tut sich vor allem 
als geschickter und erfolgreicher Unterhändler bei Wirtschafts¬ 
abkommen mit dem Ausland hervor. 45 

Chaim Weizmann (geb. 1874 in Motol/Weißrußland), 1931 
(vgl. dort) als Präsident der Zionistisdien Weltorganisation ab¬ 
gewählt und nur noch Führer der britischen Zionisten, über¬ 
nimmt von neuem die Präsidentschaft der Gesamtorganisation. 
Sein Gedanke, daß die Juden sich ihren Staat in Palästina er¬ 
arbeiten müssen, hat sich gegenüber der Auffassung seiner 
Gegner, dieser Staat könne nur durch eine günstige politische 
Konstellation entstehen, die man abwarten müsse, durch- 
gesetzt. 44 
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1936 


4. Januar 1936 

Das Parlament der Vereinigten Staaten nimmt ein Gesetz 
über die „Permanente Neutralität“ der USA an, das diese zur 
Neutralität in allen internationalen Konflikten verpflichtet. 
Es soll mit dem 1. April 1937 in Kraft treten, zu einem Zeit¬ 
punkt also, zu dem Roosevelt bereits bestrebt sein wird, die 
nordamerikanische Neutralität wieder aufzulockem, um ge¬ 
gen Deutschland und Italien Waffenhilfe zu leisten und 
Japan bedrohen zu können. 

6. Januar 1936 

Der oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten erklärt das 
im Rahmen der Rooseveltschen New Deal Gesetzgebung er¬ 
lassene Agricultural Adjustment Act zur Landwirtschaftsre¬ 
form vom 12. Mai 1933 (vgl. dort) für verfassungswidrig und 
daher für null und nichtig. Das Gesetz sah Prämienzahlung 
für freiwillige Produktionsbeschränkung bei bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen vor. Seine Aufhebung bei¬ 
stärkte Roosevelt in dem Entschluß und Bestreben, den Ober¬ 
sten Gerichtshof nach seinen Plänen umzubesetzen. 

15. Januar 1936 

Die Vertreter Japans verlassen die Londoner Flottenkonfe¬ 
renz der Großmächte, weil sie ihre Forderung nach gleicher 
Flottenstärke, wie sie Großbritannien und die USA bean¬ 
spruchen, nicht durchsetzen können. Damit ist das Ziel der 
allgemeinen Rüstungsbeschränkung auch im maritimen Be¬ 
reich hinfällig geworden. Das Wettrüsten nimmt auch zur 
See seinen Fortgang. 

20. Januar 1936 

Nachdem König Georg V. von Großbritannien verstorben ist, 
erfolgt die Thronbesteigung Eduards VIII, der jedoch nur 
kurze Zeit an der Regierung bleiben wird (vgl. 10. Dezember 
1936). 

24. Januar 1936 

Das vorzeitige Bekanntwerden des Hoare-Laval-Planes zur 
Beilegung des Krieges Italien-Äthiopien (vgl. 9. Dezember 
1935), das bereits dem britischen Außenminister Hoare sein 
Amt gekostet hat (vgl. 22. Dezember 1935), hat nunmehr 
auch den Sturz der Regierung Laval zur Folge. Die in der 
Volksfront zusammengeschlossenen französischen Linkspar- 
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teien (vgl. 3. November 1935) hätten allein die Regierung 
nicht stürzen können. Dazu bedurfte es eines vielschichtigen 
Intrigenspieles, das darin gipfelte, Herriot zum Rücktritt zu 
bewegen. Amerikanische Kreise (Shotwell), die britische Re¬ 
gierung Baldwin und die UdSSR wirkten dabei zusammen. 
Die neue französische Regierung wird von Albert Sarraut ge¬ 
bildet. Außenminister wird Flandin. 1 

4. Februar 1936 

In der Schweiz wird der Leiter der dortigen (deutschen) Lan¬ 
desgruppe der NSDAP, Wilhelm Gustloff, von David Frank¬ 
furter, einem jungen Juden, ermordet. In Zusammenhang 
mit dem anschließenden Prozeß gegen Frankfurter, bei dem 
der deutsche Jurist Prof. Friedrich Grimm die Interessen des 
Deutschen Reiches wahrnahm, kam es vorübergehend zu 
diplomatischen Spannungen zwischen Deutschland und der 
Schweiz. 2 

16. Februar 1936 

Bei den Parlamentswahlen in Spanien gewinnt die Volksfront 
(Sozialisten, Republikaner, Kommunisten, Syndikalisten) mit 
277 Sitzen die absolute Mehrheit und bildet die Regierung. 
Azana wird wiederum Ministerpräsident. Die Sozialgesetzge¬ 
bung wird von neuem erweitert und die Autonomie Katalo¬ 
niens, die im Dezember 1935 aufgehoben wurde, wiederher¬ 
gestellt. Die Kommunisten nutzen die neue Situation zu einer 
Agitations- und Terrorwelle, die alles bisherige in den Schat¬ 
ten stellt. 

18. Februar 1936 

Der deutsche Generalkonsul in Thom, von Küchler, meldet 
an das Auswärtige Amt in Berlin, daß allein in Pomerellen 
4784 ha deutschen Gutsbesitzes der Zwangsparzellierung ver¬ 
fallen und damit den Volksdeutschen Besitzern fortgenom¬ 
men werden. Von Küchler gibt als Grund für diese Maßnah¬ 
men an, daß bis zum Ablauf des deutsch-polnischen Ver¬ 
ständigungsabkommens der deutsche Grundbesitz und die 
Arbeitsmöglichkeiten für Angehörige der deutschen Minder¬ 
heit auf diesem Grundbesitz planmäßig vernichtet werden 
soll. 3 

26. Februar 1936 

Bei den Parlamentswahlen in Japan siegen die Liberalen. 
Daraufhin bricht in Tokio eine schwere Militärrevolte aus. 
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Meuternde Infanterieregimenter gehen gegen die Regierung 
vor und bringen mehrere Regierungsmitglieder um. Dann 
wird der Aufstand niedergeworfen und sieben Offiziere hin¬ 
gerichtet. Der Konflikt hat u. a. die Bedeutung des Kaiser¬ 
tums zum Gegenstand. Die Liberalen sehen im Kaisertum le¬ 
diglich ein Organ der Verfassung. Die konservativen Kreise, 
insbesondere das Offizierskorps, sehen im Kaiser eine über¬ 
staatliche Instanz religiösen Charakters. 

27. Februar 1936 

Die französische Kammer stimmt über die Ratifizierung des 
französisch-sowjetrussischen Beistandspaktes vom 2. Mai 
1935 ab. Sie wird mit 353 gegen 164 Stimmen bei 77 Ent¬ 
haltungen beschlossen. Die deutsche Reichsregierung erblickt 
in diesem Beschluß eine Verletzung des Locarnoabkommens, 
an das sie sich daher nunmehr auch ihrerseits nicht mehr ge¬ 
bunden sieht. 

Februar 1936 

In Estland läßt sich die Regierung Päts (vgl. 12. März 1934) 
ihre Innenpolitik einer „gelenkten Demokratie“ und rück¬ 
sichtslosen Bekämpfung der „Freiheitskämpfer-Bewegung“ 
durch einen Volksentscheid bestätigen. Da sie sich auf die 
estnische Bauernschaft stützen kann, fällt das Ergebnis des 
Volksentscheids positiv, d. h. zu ihren Gunsten, aus. 

Februar 1936 

Zwischen Großbritannien und Irland kommt ein Handelsver¬ 
trag zustande, der den jahrelangen Zollkrieg zwischen beiden 
Staaten beendet. Irland erklärt darin seine Bereitschaft, jähr¬ 
lich Ausgleichszahlungen an Großbritannien zu leisten. 

2. März 1936 

Der mittelamerikanische Staat Panama erneuert seinen Ka¬ 
nal-Vertrag mit den USA und gestattet diesen, im Kriegsfälle 
die Kanalzone auf jede erforderliche Weise zu verteidigen. 
Das bedeutet, daß Panama sich seiner eigenen militärischen 
Hoheitsrechte weitgehend begibt. Dafür wird die jährliche 
von den USA zu entrichtende Pachtsumme auf 430 000 US- 
Dollar erhöht. 

5. März 1936 

Der Führer der spanischen Falange, Primo de Rivera, führt in 
seiner Zeitschrift „Arriba“ den Nachweis für die Zusammen- 
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arbeit der spanischen Regierung Azana mit der französischen 
Volksfront sowie mit Moskau. Daraufhin wird die Falange 
verboten. 

7. März 1936 

Deutsche Truppen (2 Bataillone) beziehen Garnisonen im 
(laut Versailler Vertrag) entmilitarisierten Rheinland. Gleich¬ 
zeitig kündigt die deutsche Reichsregierung den Vertrag von 
Locarno, bietet Frankreich und Belgien einen Nichtangriffs¬ 
pakt auf 25 Jahre an und schlägt eine neue entmilitarisierte 
Zone beiderseits der Grenze von beliebiger Breite vor. Frank¬ 
reich und die kleine Entente planen daraufhin eine militä¬ 
rische Intervention. Noch am selben Tage bietet der polnische 
Außenminister Beck dem französischen Botschafter in War¬ 
schau Leon Nocl an, Polen werde Deutschland im Osten an¬ 
greifen, wenn Frankreich bereit sei, nach Westdeutschland 
einzumarschieren. 

Großbritannien lehnt eine Beteiligung ab. Zudem sagt der 
französische Generalstabschef Gamelin: „Es würde nicht den 
Interessen Frankreichs entsprechen, über die Maginotlinie 
hinauszugehen“. 

Die britische Presse reagiert auf den deutschen Schritt positiv; 
Moming Post, Daily Herald, Daily Mail, Daily Express, Ob¬ 
server, Star, Evening Standard und Times äußern sich wohl¬ 
wollend. Die Times spricht vom „Beginn einer neuen besse¬ 
ren Zeit in Europa“ und Philip Gibbs, Experte für Mitteleu¬ 
ropa, schreibt im Sunday Express, im Gegensatz zu dem be¬ 
drohlichen französisch-sowjetischen Bündnis von 1935 „habe 
Hitlers Vorgehen im Rheinland der Menschheit neue Frie¬ 
denshoffnung gegeben“. Anthony Eden erklärt am 9. März 
im britischen Unterhaus, man habe glücklicherweise keinen 
Grund zu der Annahme, daß der deutsche Schritt im Rhein¬ 
land eine gegen Großbritannien oder gegen Frankreich ge¬ 
richtete feindselige Aktion sei. 4 

9. /I0. März 1936 

Der tschechoslowakische Ministerpräsident Milan Hodza (vgl. 

10. November 1935) kommt zu einem offiziellen Besuch nach 
Wien. Eine Annäherung der beiden Regierungen ergibt sich 
aus der gemeinsamen Sorge vor den reichsdeutschen Ambi¬ 
tionen. Darüber hinaus hofft Hodza, Österreich für die 
Kleine Entente gewinnen zu können. Zunächst wird ein Han¬ 
delsvertrag in Aussicht genommen, der kurze Zeit nach dem 
Besuch auch zum Abschluß kommt. 
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14. März 1936 

Die spanische Regierung Azana läßt Primo de Rivera und 
andere Führer der Falange im Zusammenhang mit dem Ver¬ 
bot der Organisation (vgl. 5. März 1936) verhaften. 

19. März 1936 

Von Frankreich angerufen, spricht der Völkerbundsrat in 
London eine formelle Verurteilung Deutschlands wegen der 
Remilitarisierung des Rheinlandes aus. Sanktionen werden 
nicht beschlossen. 

25. März 1936 

Nach dem Ausscheiden Japans aus der Londoner Flottenkon¬ 
ferenz der Großmächte (vgl. 15. Januar 1936) wurde das Ziel 
einer allgemeinen Flottenbaubeschränkung aufgegeben. Es 
wird nun lediglich ein Abkommen zwischen Frankreich, 
Großbritannien und den USA geschlossen, in dem sich die 
drei Mächte verpflichten, sich gegenseitig über ihr Programm 
von Kriegsschiffneubauten zu unterrichten. Es werden zwar 
in diesem Abkommen Höchsttonnagen und Höchstkaliber für 
Schlachtschiffe, Flugzeugträger und U-Boote vorgesehen, 
doch sollen diese Grenzen nur gelten, solange sie nicht von 
einer an diesem Abkommen unbeteiligten Macht überschrit¬ 
ten werden. Das aber wird bereits am 1. April 1938 eintreten 
(Japan). 5 

28. März 1936 

In dem mittelamerikanischen Staat Honduras gibt sich die 
Nationalversammlung eine neue liberale Verfassung, die un¬ 
ter anderem die Glaubensfreiheit garantiert und damit die 
Alleinherrschaft der römisch-katholischen Kirche durchbricht. 

29. März 1936 

Die deutsche Reichsregierung läßt den Reichstag neu wählen 
(nur eine Liste) und erblickt im Wahlergebnis die Zustim¬ 
mung der Wähler zur Remilitarisierung des Rheinlandes vom 
7. März. 99°/o der abgegebenen Stimmen bei hoher Wahlbe¬ 
teiligung wählen die Einheitsliste der ausschließlich national¬ 
sozialistischen Reichstagsabgeordneten, die jedoch in den fol¬ 
genden Jahren keine andere Funktion ausüben werden, als 
Regierungserklärungen entgegen zu nehmen. 

31. März 1936 

Die deutsdie Reichsregierung unterbreitet der britischen Re¬ 
gierung einen umfangreichen Friedensplan, der eine Begren- 
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zung der Truppenstärke im remilitarisierten Rheinland und 
einen planmäßigen Abbau der Spannungen zwischen 
Deutschland einerseits und Frankreich sowie Belgien anderer¬ 
seits unter britisch-italienischer Garantie vorsieht. Der Plan 
wird von Frankreich verworfen (8. April), von Großbritan¬ 
nien mit einem „umfangreichen Fragebogen" (Peter Kleist) 
beantwortet, der auf die Vorschläge nicht eingeht. 6 

März 1936 

Die italienischen Eroberungstruppen in Äthiopien haben ge¬ 
gen den zähen Widerstand der abessinischen Landesverteidi¬ 
gung zu kämpfen und setzen, um diesen zu brechen, u. a. 
auch Gasmunition ein. 

1. April 1936 

In Österreich führt die Regierung Schuschnigg die allgemeine 
Wehrpflicht ein und gibt damit dem österreichischen Bundes¬ 
heer ein entscheidendes — auch politisches — Übergewicht 
über die milizartige „Heimwehr“-Organisation der Vaterlän¬ 
dischen Front. 

10. April 1936 

Die Türkei richtet gleichlautende Noten an die Unterzeich¬ 
nerstaaten der Lausanner Meerengenkonvention vom 24. Juli 
1923, Bulgarien, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Italien und UdSSR, und regt eine Revision dieser Konvention 
an mit dem Ziel, wieder die uneingeschränkte Souveränität 
über die Meerengen am Ausgang des Schwarzen Meeres ins 
Mittelmeer zu erhalten, einschließlich des Rechtes, sie zu be¬ 
festigen. Die Mächte stimmen zu, und es wird für den 22. 
Juni eine Konferenz über die Meerengenfrage nach Mon¬ 
treux einberufen. 

28. April 1936 

König Fuad I., der 1922 die Unabhängigkeit Ägyptens von 
Großbritannien proklamiert und sich zum König erklärt 
hatte, wird tot aufgefunden. Nachfolger wird sein Sohn 
Faruk. 


30. April 1936 

Nachdem das ursprüngliche Ziel der Londoner Flottenkonfe¬ 
renz, eine allgemeine Beschränkung der maritimen Rüstung, 
mit der Abreise der Japaner gescheitert ist (vgl. 15. Januar 
1936, 25. März 1936), kündigt nunmehr die britische Regie- 
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rung den Bau von 38 neuen Kriegsschiffen an. Das ist das 
umfassendste Flottenbauprogramm seit dem Jahre 1921. 

April 1936 

Herbert Wehner hält sich in Paris auf, bemüht sich im Auf¬ 
träge der Komintern um das Zustandekommen einer Volks¬ 
front in Frankreich und stellt aus kommunistischen deutschen 
Emigranten das sogenannte „Thälmann-Bataillon“ zusam¬ 
men, das zum Einsatz im spanischen Bürgerkrieg bereits im 
Juli 1936 nach Barcelona geht. Wehner selbst reist nach Brüs¬ 
sel und London weiter. 

1. Mai 1936 

Wenige Tage vor der Eroberung der äthiopischen Hauptstadt 
Addis Abeba durch die Italiener begibt sich der Negus Haile 
Selassi nach Palästina, wo er als Oberhaupt der koptischen 
abessinischen Staatskirche Zuflucht sucht. 

3. Mai 1936 

Bei den Kammerwahlen in Frankreich siegen die in der 
Volksfront vereinigten Linksparteien. Die Sozialisten erhal¬ 
ten 146 Sitze, die Kommunisten 72 Sitze (15%, zuvor zehn 
Sitze). Das ergibt zwar noch keine Mehrheit, aber die meisten 
Abgeordneten der Radikalen stellen sich gleichfalls hinter 
Blum, so daß dieser über eine Regierungsmehrheit verfügt. 
Wäre Herriot im Januar festgeblieben (vgl. 22. Januar 1936), 
so hätten sich andere Mehrheitsverhältnisse ergeben und 
Blum hätte keine Volksfrontregierung bilden können. 7 

6. Mai 1936 

Mao Tse-tungs Hauptquartier in Jenan (Nord-Schensi) gibt 
bekannt, daß die chinesische Rote Armee den Kampf gegen 
die mandschurischen Kuomintang-Armeen (in Sian) einstelle, 
da dieser Kampf nur den Japanern zugute käme und „Chi¬ 
nas Widerstandskraft, für die nationale Verteidigung schwä¬ 
chen müßte“. 8 

9. Mai 1936 

Nachdem italienische Truppen am 5. Mai 1936 die Hauptstadt 
Äthiopiens, Addis Abeba, erobert haben, bricht der Wider¬ 
stand der abessinischen Streitkräfte im ganzen Lande zusam¬ 
men, und der Feldzug ist zu Ende. — Italien erklärt öffent¬ 
lich, daß es Äthiopien annektiere. (Eben das hätte durch den 
Hoare-Laval-Plan vermieden werden können, vgl. 9. Dezem¬ 
ber 1935). 
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König Viktor Emanuel nimmt den Titel „Kaiser von Äthio¬ 
pien“ an. Die Verwaltung erfolgt durch den italienischen 
„Vizekönig“ Marschall Rudolfo Graziani (geh. 1882). 9 

10. Mai 1936 

In Spanien tritt der Staatspräsident (seit 10. Dezember 1931) 
Niceto Alcald Zamora y Torres von seinem Amte zurück, da 
er den Terror der kommunistischen Elemente in der neuen 
Volksfrontregierung Azana nicht länger mit verantworten 
will. Daraufhin machen die Roten ihren Ministerpräsidenten 
Azana selbst zum Staatspräsidenten. Die einzig verbliebene 
Ordnungsmacht im Lande ist nun noch die Armee. Aus ihren 
Reihen erhebt sich der Widerstand gegen die allgemeine Auf¬ 
lösung. 

11. Mai 1936 

In Lettland läßt sich der seit dem 16. Mai 1934 (vgl. dort) 
diktatorisch regierende Ministerpräsident Karl Ulmanis auch 
zum Staatspräsidenten erklären und vereinigt nunmehr alle 
Macht in seiner Hand. Die Verfassung hat er ohnehin 
suspendiert. Außenpolitisch sucht er vor allem die sogenannte 
Baltische Entente, d. h., die politische und wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit mit Estland und Litauen zu verstärken. 

14. Mai 1936 

In Österreich tritt Rüdiger Fürst Starhemberg, der Führer der 
Heimwehr, sowohl vom Vizekanzleramt als auch von der 
Führung der „Vaterländischen Front“ zurück -— offensichtlich 
im Zusammenhang mit der anderthalb Monate zuvor einge¬ 
führten allgemeinen Wehrpflicht (vgl. 1. April 1936). Die 
Führung der „Vaterländischen Front“ übernimmt der Bun¬ 
deskanzler Kurt Schuschnigg selbst. 

5. Juni 1936 

Aufgrund des Wahlergebnisses vom 3. Mai (vgl. dort) beauf¬ 
tragt der französische Staatspräsident Lebrun den Parteifüh¬ 
rer der Sozialisten, Leon Blum, mit der Regierungsbildung. 
Blums Kabinett setzt sich aus Sozialisten und Radikalsoziali¬ 
sten zusammen und erhält in der Kammer auch die Unter¬ 
stützung der Kommunisten. Es ist also eine Volksfrontregie¬ 
rung. Ihre Tätigkeit beginnt mit einem allgemeinen Streik 
der französischen Arbeiterschaft. Sie läßt der spanischen 
Volksfrontregierung im Bürgerkrieg Unterstützung zukom¬ 
men, führt die 40-Stunden-Woche ein, verstaatlicht die Bank 
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von Frankreich sowie die Munitionsindustrie, löst die na¬ 
tionalen Wehrverbände, die „ligues“ auf und erzielt mit alle¬ 
dem alsbald eine neue Finanzkrise und Geldentwertung. Na¬ 
türlich sperrt sich das Kapital gegen derartige Maß¬ 
nahmen. 10 

15. Juni 1936 

England und Frankreich erkennen die Annektion Abessiniens 
durch Italien an. Die italienische Verwaltung beginnt sogleich 
mit einem großzügigen Kolonisationsprogramm, das Intensi¬ 
vierung der Landwirtschaft, Ausbau des Straßennetzes, Er¬ 
schließung von Blei-, Kupfer-, Eisenerz- und Asbestvorkom¬ 
men umfaßt. Doch erlischt der abessinische Widerstand nicht 
gänzlich, sondern wird in Form gelegentlicher Guerillakämpfe 
fortgeführt. 

15. Juni 1936 

Der französische Erzbischof Eugene Tisserant wird von Papst 
Pius XI. zum Kardinal erhoben. 

30. Juni 1936 

Das Anwachsen der Bürokratie in den USA unter der Regie¬ 
rung Roosevelts ist an der Anzahl der Bundesbediensteten 
abzulesen. 

4. März 1933: 566 986 
30. Juni 1936: 824 000. 11 

4. Juli 1936 

Der Völkerbundsrat in Genf beschließt, die Einstellung der 
Sanktionen gegen Italien (vgl. 11. Oktober 1935) seitens der 
Mitgliedstaaten zu billigen. Kaiser Haile Selassi legt vor der 
Völkerbunds Versammlung persönlich Protest ein, vergeblich. 
Damit wurden die von Italien in Äthiopien geschaffenen Tat¬ 
sachen nach Abschluß der Eroberung des Landes de facto an¬ 
erkannt. Italien hat mehr erreicht, als wenn der Hoare-Laval- 
Plan (vgl. 9. Dezember 1935) verwirklicht worden wäre, nach 
dem das Kerngebiet Äthiopiens als souveräner Staat erhalten 
bleiben sollte. Nunmehr hingegen ist ganz Äthiopien italieni¬ 
scher Besitz geworden. 

11. Juli 1936 

Deutschland und Österreich schließen in Wien ein von 
Schuschnigg und von Papen unterzeichnetes Abkommen 
(Gentlemen Agreement), das in der Behandlung der Staats- 
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angehörigen des Vertragspartners, in den gegenseitigen kul¬ 
turellen Beziehungen, in der Presseberichterstattung, in Fra¬ 
gen der nach Deutschland emigrierten österreichischen Na¬ 
tionalsozialisten, in der gegenseitigen Duldung von Hoheits¬ 
zeichen und Nationalhymnen, in den Wirtschaftsbeziehun¬ 
gen, im Reiseverkehr und in einer gewissen Abstimmung der 
Außenpolitik das Verhältnis der beiden Staaten wieder nor¬ 
malisiert und auf freundschaftliche Grundlage stellt. Es war 
durch den nationalsozialistischen Putschversuch vom 25. Juli 
1934 (vgl. dort) und den Tod Dollfuß’ seitdem empfindlich 
gestört. 12 

15. Juli 1936 

Der polnische Staatspräsident Moscicki proklamiert den 
Oberbefehlshaber der Armee Marschall Rydz-Smigly (vgl. 
12. Mai 1935) zur leitenden Persönlichkeit des gesamten 
Staatswesens. Damit tritt Rydz-Smigly auch offiziell die 
Nachfolge Marschall Pilsudskis an. Seine Position entspricht 
der auf Pilsudski zugeschnittenen polnischen Verfassung 
einer „gelenkten Demokratie“ (vgl. 23. April 1935). Nur ver¬ 
mag Rydz-Smigly, wie sich in den folgenden Jahren erweist, 
diese Position nicht auszufüllen, da er nicht das Format und 
die realpolitische Nüchternheit Pilsudskis besitzt. Tatsächlich 
wird Oberst Beck die Geschicke Polens bestimmen. 

18. Juli 1936 

In Spanisch-Marokko und an mehreren Orten Spaniens 
selbst erhebt sich das Militär gegen die halbkommunistische 
Volksfrontregierung. General Francisco Franco, 1935 vor¬ 
übergehend Chef des spanischen Generalstabs, im Mai 1936 
von der Volksfrontregierung auf den Kanarischen Inseln 
kaltgestellt, läßt sich von dort nach Marokko und mit marok¬ 
kanischen Truppen nach Spanien einfliegen. Er übernimmt 
die Führung des Abwehrkampfes. Der spanische Bürgerkrieg 
beginnt. Deutschland und Italien stützen Franco, Frankreich 
und die UdSSR sowie zahlreiche kommunistische Freiwillige 
aller Spielarten und Nationen die Volksfrontregierung. 

20. Juli 1936 

Die auf Anregung der Türkei für den 22. Juni nach Montreux 
einberufene Konferenz zur Meerengenfrage (vgl. 10. April 
1936) endet mit einer neuen Meerengenkonvention, die an 
die Stelle derjenigen vom 24. Juli 1923 in Lausanne tritt. Der 
Türkei wird darin das Recht zugesprochen, die Meerengen 
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am Ausfluß des Schwarzen Meeres sowie des Marmaramee- 
res wieder zu befestigen. Die freie Durchfahrt für Handels¬ 
schiffe bleibt erhalten. Die für Kriegsschiffe wird im Kriegs¬ 
fälle von der Neutralität der Türkei abhängig gemadit, bei 
Kriegsbeteiligung oder Bedrohung der Türkei in deren Belie¬ 
ben gestellt. Die internationale Meerengenkommission wird 
aufgelöst. 13 

30. Juli 1936 

In Burgos wird zu Beginn des spanischen Bürgerkrieges eine 
nationale Gegenregierung gegen die rote Volksfrontregierung 
Azafia und deren zunehmend blutiges Terrorregime gebildet 
(vgl. 16. Februar 1936, 10. Mai 1936). Damit wird der linken 
Agitation auch im Auslande die Berechtigung entzogen, den 
Widerstand der Armee als „Rebellion“ abzuwerten. 

I. August 1936 

In Berlin werden die Olympischen Spiele eröffnet. Eine her¬ 
vorragende Organisation ermöglicht es den Teilnehmern, un¬ 
gewöhnliche Leistungen zu erzielen. Eine Reihe von reprä¬ 
sentativen Weltkongressen und Festwochen vermitteln dem 
Ausland ein Bild des deutschen Lebens und Aufbaus. Erst¬ 
malig kommen auch Jugendmannschaften der teilnehmenden 
Nationen zu den Spielen, die in einem gemeinsamen Lager 
zusammengefaßt werden. Gastgeber dieses Lagers ist nicht 
die Hitlerjugend, sondern die Jugendmannschaft eines deut¬ 
schen Schwimmsportverbandes. Das diplomatische Korps ist 
von der Durchführung und Atmosphäre der Spiele stark be¬ 
eindruckt. 

4. August 1936 

In Griechenland macht sich der Ministerpräsident (seit April 
des Jahres) General Joannis Metaxas (geb. 1871 auf Ithaka) 
durch Staatsstreich zum Diktator, ohne Monarchie und Kö¬ 
nigshaus anzutasten, und widmet sich vor allem der Arbeits¬ 
beschaffung und Rüstung. Außenpolitisdi verfolgt er eine 
Linie betonter Neutralität gegenüber UdSSR, Westmächten, 
Kleiner Entente und Achsenmächten. 

II. August 1936 

Joachim von Ribbentrop wird deutscher Botschafter in Lon¬ 
don. Die „Times“ begrüßt ihn als „willkommenen Botschaf¬ 
ter“ und das Agreement wird binnen zwei Tagen erteilt. Aber 
der gute persönliche Kontakt Ribbentrops zu König Eduard 
VIII. (dem späteren Herzog von Windsor) kommt nicht mehr 
zum Tragen. 
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24. August 1936 

Die chinesische KP richtet einen offenen Brief an die Kuomin¬ 
tang und erklärt sich bereit, wenn eine chinesische „demokra¬ 
tische Republik“ gegründet würde, die sowjetischen Regionen 
Chinas zum „integrierenden Bestandteil“ einer solchen Repu¬ 
blik zu machen und in diesen Gebieten das gleiche demokra¬ 
tische System einzuführen, wie im übrigen China, „sobald 
ein Parlament durch allgemeine Wahlen gewählt ist und tat¬ 
sächlich Zusammentritt“. Da daran unter den damaligen Um¬ 
ständen nicht zu denken ist, fällt der offene Brief in den Be¬ 
reich der Agitation. Tshiang Kai-schek geht nicht darauf 
ein. 14 

24. August 1936 

Die am 21. Mai 1935 (vgl. dort) in Deutschland auf zunächst 
anderthalb Jahre festgesetzte Militärdienstzeit der Wehr¬ 
pflichtigen wird in Angleichung an Frankreich auf zwei Jahre 
verlängert. Die Wehrmacht erhält infolgedessen in den kom¬ 
menden Jahren einen größeren Bestand an Stammpersonal 
und kann damit die Ausbildung der neuen Rekruten und Re¬ 
servistenlehrgänge intensivieren. 

24. August 1936 

Im Säulensaal des Moskauer Gewerkschaftshauses werden 
Sinowjew (Hirsch-Apfelbaum) Kamenew (Rosenfeld), Jew- 
dokimow, Bakajew, Smirnow sowie acht weitere Altbolsche¬ 
wisten zum Tode verurteilt, weil sie von Trotzki den Befehl 
zur Ermordung Stalins und seiner wichtigsten Mitarbeiter 
(vgl. 1. März 1932) entgegengenommen hätten. Staatsanwalt 
Wyschinskij schließt seine Anklagerede mit den Worten: „Ich 
verlange, Genossen Richter, daß diese tollgewordenen Hunde 
erschossen werden vom ersten bis zum letzten“. 15 

25. August 1936 

In Moskau werden die tags zuvor zum Tode verurteilten drei¬ 
zehn Angeklagten hingerichtet. 

26. August 1936 

Nachdem der ägyptische König Fuad I. nicht mehr im Wege 
steht (er „starb“ am 28. April 1936 in Kairo), kann der von 
Großbritannien angestrebte „Allianz“-Vertrag mit Ägypten 
unterzeichnet werden, der insbesondere die Rechte am Suez- 
Kanal und eine Konzentration von 80 000 Mann britischer 
Besatzungstruppen in der Kanalzone betrifft. Das übrige 
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Ägypten wird weitgehend von britischen Truppen geräumt. 
Der Sudan wird wieder ■— wie zuvor — britisch-ägyptisches 
Kondominium. 

Zudem muß Ägypten sich verpflichten, im Kriegsfälle sein 
gesamtes Staatsgebiet Großbritannien für militärische Ope¬ 
rationen zur Verfügung zu stellen (wovon letzteres im 2. 
Weltkrieg Gebrauch machen wird). Fuads Nachfolger, König 
Faruk macht keine Schwierigkeiten. Er hat keine politischen 
Ambitionen. 


29. August 1936 

In Rumänien erreicht die nationale Opposition, daß der 
Außenminister Nicolae Titulescu (seit 1932) entlassen wird. 
Er war maßgeblich an der Erneuerung der Kleinen Entente 
(vgl. 16. Februar 1933) beteiligt und schloß am 9. Juni 1934 
(vgl. dort) den Grenzgarantievertrag mit Sowjetrußland und 
Polen, der vorerst den russischen Verzicht auf Bessarabien in 
sich schloß. Der Erfolg seiner Entlassung ist lediglich, daß der 
Ministerpräsident Gheorge Tatarescu (seit 1934, geb. 1886 in 
Craiova, nach anderer Quelle 1892 in Inghin bei Gory) selber 
das Außenministeramt übernimmt. Die Linie der Außenpoli¬ 
tik bleibt die gleiche. 


August 1936 

Das Organ der Komintern „The Communist International“ 
warnt Mao Tse-tung: „Die (chinesischen) Kommunisten 
dürfen nicht die Kuomintang und Tschiang Kai-schek über 
einen Leisten mit den japanischen Aggressoren schlagen“. 
Verfasser dieses Beitrages war Wang Ming, Stalins Chefex¬ 
perte für chinesische Fragen. 


noch August 1936 

Leo Trotzki schreibt in Weksal in Norwegen in seinem 
„Bulletin der Opposition“ Nr. 48, die „Vierte Internationale“ 
(gemeint ist die anti-stalinsche Opposition) besitze „ihren 
kämpferischsten und zahlenmäßig größten Anhang“ in der 
UdSSR. Stalins Gegenzug ist die Erhebung der Anklage des 
aktiven Terrorismus gegen das „trotzkistisch-sinowjewi- 
stische Zentrum“ und eine Note der sowjetrussischen Regie¬ 
rung an Norwegen mit der Aufforderung — bei gleichzeitiger 
Androhung von Repressalien — Trotzki entweder zu inter¬ 
nieren, auszuweisen oder an Rußland auszuliefern. 16 
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4. September 1936 

Im Zuge der erbitterten, verlustreichen und grausamen 
Kämpfe des spanischen Bürgerkrieges bildet sich in Madrid 
eine neue Volksfrontregierung unter einem gewissen „Cabal¬ 
lero“ als „Ministerpräsidenten“. In ihr haben nunmehr die 
Kommunisten und damit die Moskauer Komintern den ent¬ 
scheidenden Einfluß. 

9. September 1936 

Der französische Außenminister des Kabinetts Leon Blum 
schließt Verträge mit Syrien und dem Libanon, verpflichtet 
sich darin zur Verringerung der französischen Besatzungs¬ 
truppen und sagt beiden Staaten französische Unterstützung 
bei ihrem Bestreben zu, in den Völkerbund aufgenommen zu 
werden. Die französische Nationalversammlung lehnt die Ra¬ 
tifizierung der Verträge ab. 

8. — 14. September 1936 

Auf dem Parteitag der NSDAP in Nürnberg, der den Olym¬ 
pischen Spielen in Berlin folgt, wird der „Vierjahresplan“ der 
deutschen Wirtschaft verkündet. Ziel des Vierjahresplanes 
ist, einer wirtschaftlichen Autarkie so nahe wie möglich zu 
kommen. Einen bevorzugten Platz innerhalb des Planes 
nimmt die Aufrüstung ein. Im übrigen steht der diesjährige 
Parteitag unter dem Leitgedanken des Kampfes gegen den 
Bolschewismus. 

Mitte September 1936 

Der norwegische Justizminister Trygve Lie (Arbeiterpartei) 
teilt Trotzki mit, daß die norwegische Regierung seine Bewe¬ 
gungsfreiheit einschränken müsse. Kurz darauf wird er in 
Sundby bei Storsand interniert, seine Post der Zensur unter¬ 
worfen, Besucher nicht zugelassen. Norwegen hat dem rus¬ 
sischen Druck nachgegeben, allerdings eine Auslieferung mit 
Entschiedenheit abgelehnt (vgl. August 1936). 17 

30. September 1936 

General Franzisco Franco Bahamonde wird Chef der na¬ 
tionalspanischen Regierung und Staatschef in einer Person. 
Er hat zugleich das Oberkommando der nationalspanischen 
Streitkräfte, mit denen auch die deutsche „Legion Condor“ 
und die italienischen Frei willigen verbände (über 50 000 
Mann) koordiniert kämpfen. 



6. Oktober 1936 

In Ungarn stirbt der Ministerpräsident Gyula Vitez Gömbös 
(vgl. 30. September 1932). Daraufhin bildet Koloman Dar- 
anyi eine neue Regierung und beginnt, die ungarische Au¬ 
ßenpolitik nach dem innenpolitischen Gegensatz zu den un¬ 
garischen Nationalsozialisten auszurichten. Das muß zu einer 
Verschlechterung der Beziehungen zum Deutschen Reich füh¬ 
ren und hat eine Annäherung an Österreich zur Folge. 

8. Oktober 1936 

Die Volksfrontregierung Caballero in Madrid erkennt die 
Autonomie der baskischen Provinzen in Nordspanien an, 
bindet damit einerseits die breite Bewegung für eine baski- 
sche Unabhängigkeit an die kommunistischen Bestrebungen 
und trägt andererseits — nach der Wiederherstellung der Au¬ 
tonomie Kataloniens (vgl. 16. Februar 1936) — zur gänzlichen 
Auflösung des spanischen Staatsverbandes bei. Die national¬ 
spanische Regierung Franco in Burgos kämpft nunmehr nicht 
nur gegen eine Bolsdiewisierung Spaniens, sondern für die 
Erhaltung Spaniens überhaupt. 

9. Oktober 1936 

Kardinalstaatssekretär Pacelli, seit sieben Jahren Leiter der 
vatikanischen Außenpolitik, trifft zu einem privaten Urlaub 
von drei Wochen in den USA ein und besucht z. T. mit dem 
Flugzeug u. a. Boston, New York, Philadelphia, Cleveland, 
Chicago, San Francisco, Los Angeles, St. Louis, Cincinatti 
und wieder New York, wo ihm die Fordham-Universität den 
Ehrendoktor der Rechte verleiht. Es geht Pacelli darum, das 
katholische Nordamerika aus eigenem Augenschein kennen¬ 
zulernen und zugleich durch seine Anwesenheit zu stärken. 18 

10. Oktober 1936 

In Österreich ordnet die Regierung Schuschnigg die Auflö¬ 
sung der „Heimwehr“, der milizartigen Unterorganisation 
der „Vaterländischen Front“ an. Diese Maßnahme ergab sich 
als Konsequenz aus der Einführung der allgemeinen Wehr¬ 
pflicht (vgl. 1. April 1936) und dem Rücktritt Fürst Starhem¬ 
bergs (vgl. 14. Mai 1936). Die Befürworter eines Weiterbe¬ 
stehens der Heimwehr werden aus allen politischen Ämtern 
verdrängt. Schuschnigg versucht auf diese Weise seine eigene 
Position zu festigen, ungeachtet des Beitrages, den die Heim¬ 
wehr beim Niederschlagen sowohl des sozialistischen (Fe¬ 
bruar 1934) als auch des nationalsozialistischen (Juli 1934) 
Aufstandes geleistet hat. 
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14. Oktober 1936 

BELGIEN König Leopold III. von Belgien erklärt im Ministerrat, sein 
LEOPOLD III. Land solle künftig nicht mehr an Koalitionen zur Vorberei¬ 
tung von Kriegen teilnehmen, sondern Kriege von seinem 
Gebiet fernzuhalten trachten. Ein wirksames Verteidigungs¬ 
system und eine selbständige belgische Außenpolitik ständen 
nunmehr im Vordergrund des Regierungsprogramms. So¬ 
wohl die französische als auch die britische Presse verstehen 
diese Rede als Aufkündigung des Militärbündnisses und rea¬ 
gieren entsprechend. Es wird ein erheblicher Druck auf die 
belgische Regierung ausgeübt. Die Zusammenarbeit der Ge¬ 
neralstäbe bleibt bestehen. 

18. Oktober 1936 

DEUTSCHLAND Der deutsche Reichskanzler ernennt den Reichsluftfahrmini- 
VIERJAHRES- ster und preußischen Ministerpräsidenten Hermann Göring 
PLAN zum „Bevollmächtigten für die Durchführung des Vierjahres- 
GÖRING planes“ und überträgt ihm wirtschaftspolitische Vollmachten 
von diktatorischem Ausmaß. Göring seinerseits wird diese 
neue Position zu einem erheblichen Machtinstrument aus¬ 
bauen und einen Wirtschaftsführungstab errichten, der eine 
weitgehende Koordinierung aller Wirtschaftszweige gewähr¬ 
leistet. 

25. Oktober 1936 

DEUTSCHLAND Deutschland und Italien, beide mit Truppenkontingenten und 
ITALIEN Experten am Spanischen Bürgerkrieg beteiligt, unterzeichnen 
in Berlin ein Übereinkommen, in dem Deutschland die An¬ 
nexion Äthiopiens anerkennt und beide ihre wirtschaftlichen 
Interessensphären in Südosteuropa gegeneinander abgren¬ 
zen. Beide Mächte werden die am 30. September (vgl. dort) 
proklamierte nationalspanische Regierung des General 
Franco anerkennen. (Die offizielle Anerkennung erfolgt am 
18. November 1936, vgl. dort.) Mussolini spricht im Zusam¬ 
menhang mit diesem Abkommen von der „Achse Berlin- 
Rom“, um die sich die anderen europäischen Staaten sammeln 
könnten. 19 

3. November 1936 

USA Der nordamerikanische Präsident F. D. Roosevelt wird mit 
ROOSEVELT großer Mehrheit wiedergewählt. Er siegt in 46 Staaten der 
USA. Dieser Sieg ebnet ihm den Weg zur Diktatur, zur noch¬ 
maligen Amts Verlängerung 1940 und zu der von ihm ange¬ 
strebten Kriegsbeteiligung der USA 1941 mit der Preisgabe 
halb Europas an den Bolschewismus. Sein Wahlerfolg ist nur 


mit dem großen Einfluß linksdemokratischer kommunismus¬ 
freundlicher Kreise auf die nordamerikanischen Massenme¬ 
dien und mit der leichten Beeinflußbarkeit großer Teile der 
USA-Bevölkerung zu erklären. 

5. November 1936 

Kardinalstaatssekretär Pacelli besucht anläßlich seiner Ame¬ 
rikareise (vgl. 9. Oktober 1936) den soeben wiedergewählten 
Präsidenten der USA, F. D. Roosevelt in dessen Privatwoh¬ 
nung in Hyde Park/New York. Gastgeberin ist die Mutter 
des Präsidenten, Sarah Delano Roosevelt, die Nichtkatholikin 
ist. An dem Empfang nehmen Enrico Galeazzi, Joseph P. 
Kennedy und Frau (die Eltern des späteren Präsidenten) so¬ 
wie die Bischöfe Donahue und Spellman teil. Letzterer er¬ 
freut sich seit Jahren des besonderen Vertrauens Pacellis und 
— seit diesem Empfang — auch Roosevelts. 20 

6. November 1936 

Die Truppen der nationalspanischen Regierung Franco in 
Burgos beginnen mit dem Angriff auf die Hauptstadt Ma¬ 
drid. Daraufhin verlegt die rotspanische Volksfrontregierung 
Caballero ihren Sitz von Madrid nach Valencia, das zugleich 
zum Sammelpunkt der internationalen kommunistischen Bri¬ 
gaden und kommunistischen Kreise aller Spielarten wird. 

14. November 1936 

Die deutsche Reichsregierung gibt offiziell bekannt, daß sie 
die Bestimmungen des Versailler Vertrages über Verfügungs¬ 
gewalt und Benutzung der deutschen Wasserstraßen künftig 
nicht mehr berücksichtigen werde, sondern mit sofortiger 
Wirkung auch über die Wasserwege die volle Souveränität 
des Reiches wiederherstelle. 

18. November 1936 

Die deutsche und die italienische Regierung erkennen offiziell 
die am 30. September (vgl. dort) gebildete nationalspanische 
Regierung des General Franzisco Franco de Bahamonde als 
die einzig legale Regierung Spaniens an. Waffenhilfe haben 
sie Franco bereits seit Juli 1936 geleistet. 

Der deutsche Botschafter in Warschau Moltke berichtet über 
eine Unterredung, die er am gleichen Tage mit Oberst Beck 
hatte und in der er auf die zunehmende polemische Hetze der 
polnischen Presse gegen Deutschland sowie auf die Tendenz 
polnischer Kreise, sich in Danzig erweiterte Rechte zu ver- 
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schaffen, hingewiesen habe. Beck habe geantwortet, daß er 
selbst die Haltung der polnischen Presse für schädlich halte 
und bereit sei, „alles zu tun, um die unbefriedigende Atmo¬ 
sphäre wieder zu bessern“. 21 

20. November 1936 

Der britische Außenminister Eden betont mit Nachdruck, daß 
Großbritannien sich seiner Beistandsverpflichtung gegenüber 
Frankreich bewußt sei. 

Nach dem deutsch-englischen Flottenabkommen vom 18. 
Juni 1935 (vgl. dort) und der Ratifizierung des französisch- 
sowjetrussisdien Beistandspaktes am 27. Februar 1936 (vgl. 
dort) erscheint Eden offenbar eine Erneuerung der Entente 
Cordiale angebracht. 

Die Erschießung Jose Antonio Primo de Riveras im Gefängnis 
von Alicante nimmt der Falange ihren besten Kopf und ihre 
treibende Kraft. Franco hatte keinen Versuch unternommen, 
Jose Antonio aus der Gewalt der Roten zu befreien. Seine 
Truppen standen am Tage der Erschießung wenige Marsch¬ 
stunden von Alicante entfernt. 

23. November 1936 

Anläßlich der Hinrichtung von neun angeblich „konterrevo¬ 
lutionären Trotzkisten“ in Kemerewo spricht Chruschtschow 
zum Vierten Außerordentlichen Kongreß der Sowjets der 
Provinz Moskau und sagt: „Das arbeitende Volk der Stadt 
und der Provinz Moskau . . . billigt glühend die gerechten Ur¬ 
teile, die der Sowjetgerichtshof. . . über die Volksfeinde ge¬ 
sprochen hat, über die verderbte Bande konterrevolutionärer 
Trotzkisten. Wir ziehen unser proletarisches Schwert, um die 
Köpfe dieser ekelhaften Kreaturen, Falschspieler, Mörder 
und Agenten des Faschismus abzuhacken... Die tollwütige 
Bestie muß ausgetilgt werden.“ Zwanzig Jahre später urteilt 
er anders. 22 

25. November 1936 

Deutschland (v. Ribbentrop) und Japan (Mushakoji) schlie¬ 
ßen in Berlin einen Vertrag zu gemeinsamer Abwehr der 
durch die Komintern organisierten kommunistischen Zerset¬ 
zungsarbeit, gegenseitige Unterrichtung und gemeinsames 
Vorgehen. Ein geheimes Zusatzabkommen bezieht sich auf 
den Fall eines Angriffes oder einer Angriffsdrohung durch 
die UdSSR. Der Vertrag wirkt nicht als das Fanal zur ge¬ 
meinsamen Abwehr bolschewistischer Unterminierung unter 
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den Völkern, sondern „bleibt im alten Bündnisnetz hängen“ 
(Peter Kleist). 53 

4. Dezember 1936 

Der französische Außenminister Delbos versichert, Frank¬ 
reich werde im Falle eines unprovozierten Angriffes auf Eng¬ 
land diesem unter Einsatz seiner gesamten Streitkräfte zu 
Hilfe eilen. Es ist dies die Antwort auf Edens Äußerung vom 
20. November 1936 (vgl. dort) und bedeutet die Erneuerung 
der Entente Cordiale auch französischerseits angesichts der zu¬ 
nehmenden Stärke und aktiven Außenpolitik Deutschlands. 

5. Dezember 1936 

In Sowjetrußland wird eine sogenannte demokratische Ver¬ 
fassung beschlossen. Sie gliedert die Union in elf Sowjetre¬ 
publiken, ersetzt das bisherige Dreiklassenwahlrecht durch 
ein allgemeines und gleiches Wahlrecht mit direkten Wahlen 
sämtlicher Räte (Sowjets) und einem Zweikammersystem, be¬ 
stehend aus dem Sowjet der Union und dem Sowjet der Na¬ 
tionalitäten. Außerdem werden die Bürgerrechte und -pflich¬ 
ten garantiert. Alles das wird durch die Tatsache zur Farce, 
daß die Wähler keine Alternative haben, sondern nur die 
Einheitsliste der Bolschewiki wählen können. Nichtsdestowe¬ 
niger gelingt die Täuschung der westlichen Demokratien 
weitgehend. Dort glaubt man nunmehr fast allgemein, daß 
die Sowjetunion auf dem Wege sei, sich in eine Demokratie 
zu verwandeln und das Ziel der kommunistischen Weltrevo¬ 
lution aufgegeben habe. Vor allem in der Roosevelt-Admini- 
stration der Vereinigten Staaten wird dieser Glaube eifrig 
genährt. Auch die Säuberungsprozesse mit der Vernichtung 
zahlreicher alter Vorkämpfer des Bolschewismus werden in 
diesem Sinne gedeutet. 

Gleichzeitig mit dieser Verfassung erläßt die Sowjetregierung 
ein Gesetz gegen die Abtreibung und trifft geburtenför¬ 
dernde Maßnahmen, um dem Geburtenrückgang der letzten 
acht Jahre entgegen zu wirken. 

10. Dezember 1936 

Abdankung und Thron verzieht König Eduards VIII. (Herzog 
von Windsor) erfolgen auf Betreiben Baldwins. — Der offi¬ 
zielle Grund für den Bruch zwischen König und Regierung 
ist der Wille des Königs, die vor der Scheidung stehende 
Amerikanerin Mrs. Simpsons zu heiraten. Der entscheidende 
Grund dafür, daß Baldwin bewußt zum Bruch treibt, ist die 
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abweichende politische Sicht des Königs, der die Politik des 
Gleichgewichts der Kräfte auf dem Kontinent als überholt er¬ 
kannt hat und die Revisionsbedürftigkeit des Versailler Ver¬ 
trages bejaht. Eduards Bruder Georg tritt als König Georg VI. 
die Nachfolge an. 24 

12. Dezember 1936 

Marschall Tschang Hsüehliang, Oberbefehlshaber von 
170 000 Mann mandschurischer Kuomintangtruppen in Sian, 
der Hauptstadt von Schensi, läßt auf Drängen seiner Offi¬ 
ziere Tschiang Kai-schek, der gekommen ist, um die Wieder¬ 
aufnahme des Kampfes gegen die Kommunisten zu erzwin¬ 
gen, verhaften. Mao Tse-tung sendet daraufhin Tschu En-lai 
nach Sian, um Tschiang zu retten, da er andernfalls eine Spal¬ 
tung der Kuomintang befürchtet (und damit eine Teilung 
Chinas zwischen Rußland und Japan). Es gelingt Tschu En- 
lai in tagelangen Verhandlungen, die Offiziere Tschang 
Hsüehliangs, die Tschiang Kai-schek zum Tode verurteilt se¬ 
hen wollen, um Chinas willen zu dessen Freilassung zu bewe¬ 
gen. Er muß Zusagen, den Bürgerkrieg zu beenden. 25 

22. Dezember 1936 

Nachdem der mexikanische Staatspräsident Lazaro Cardenas 
Trotzki Asyl ohne Bedingungen gewährt hat, reist dieser mit 
einem norwegischen Öltanker „Ruth“ aus Norwegen ab. 28 

1. — 23. Dezember 1936 

Auf Einladung Präsident Roosevelts tagte in Buenos Aires 
eine Interamerikanische Friedenskonferenz, die am 23. De¬ 
zember mit einer Reihe von Konventionen zur Zusammenar¬ 
beit und gegenseitigen Konsultationen ihren Abschluß findet. 
Der eigentliche Zweck ist, dem führenden Einfluß der Ver¬ 
einigten Staaten in der amerikanischen Hemisphäre eine völ¬ 
kerrechtliche Grundlage zu geben. Die Konferenz beschließt 
die sogenannten „Prinzipien der interamerikanischen Solida¬ 
rität und Zusammenarbeit“, in denen eine Reihe amerikani¬ 
scher Friedensverträge, darunter auch der Kellogpakt vom 27. 
August 1928, zusammengefaßt werden. 

25. Dezember 1936 

Tschiang Kai-schek kehrt aus der Gefangenschaft in Sian 
(vgl. 12. Dezember 1936) nach Nanking zurück und bietet 
seinen Rücktritt an. Da dieser von der Zentralregierung nicht 
angenommen wird, nimmt er Urlaub und braucht auf diese 



Weise keine unmittelbaren Konsequenzen aus seiner Zusage 
in Sian zu ziehen. 27 


Dezember 1936 

Der polnische Außenminister Joseph Beck beruft den polni¬ 
schen Hochkommisar in Danzig, Kasimierz Papee, ab und be¬ 
ruft an seiner Stelle Oberst Marjan Chodacki auf diesen Po¬ 
sten, einen fanatischen polnischen Patrioten und Deutschen¬ 
feind. 28 


noch 1936 (ohne nähere Datierung) 

In Beglien übernimmt Paul-Henri Spaak, seit 1935 Minister 
für Transport, Post und Telegraph im Kabinett van Zeeland, 
das Außen- und das Handelsministerium. 

Lin Piao, seit 1928 Mitarbeiter Mao Tse-tungs, 1932 Korps¬ 
kommandant und Befehlshaber der Vorhut beim „Langen 
Marsch“, gründet die Militärakademie Jenan (Partisanen¬ 
kampfausbildung) und übernimmt deren Leitung. 

Das Reichsjugendgesetz erhebt den Dienst in der Hitler-Ju¬ 
gend zur Pflicht, setzt eine Reichsjugendführung ein und 
macht die weitere Existenz der Bünde einer freien Jugend¬ 
bewegung unmöglich. 

In den Junkerswerken in Dessau wird der Flugzeugdiesel 
Jumo 205 entwickelt. Die IG Farben in Höchst stellen künst¬ 
lichen Kautschuk her, dessen Eigenschaften dem Naturgummi 
zum Teil überlegen sind. 

Heinrich Himmler, der Reichsführer der nationalsozialisti¬ 
schen Schutzstaffeln (SS), wird von Hitler zum Chef der deut¬ 
schen Polizei für das gesamte Reichsgebiet (einschließlich der 
Geheimen Staatspolizei) ernannt. 

Der Friedensnobelpreis für 1935 wird nachträglich an Carl 
von Ossietzky, den Herausgeber der „Weltbühne“ verliehen. 
Daraufhin untersagt die deutsche Reichsregierung, die diese 
Auszeichnung Ossietzkys als Provokation auffaßt, deutschen 
Staatsangehörigen die Entgegennahme des Nobelpreises und 
setzt für Auszeichnung bei besonderen Verdiensten den 
„Adlerschild des Reiches“ ein. 

Eduard Herriot wird zum Präsidenten der französischen 
Kammer gewählt. Er gehört zur antideutchsen Kriegspartei. 
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noch 1936 (ohne nähere Datierung) 

Der Stab der britischen Royal Air Force plant den strategi¬ 
schen Bombenkrieg (Flädienbombardement der Städte) nach 
den Vorschlägen und Berechnungen Lindemanns. 28 

Die British Broadcasting Corporation in London eröffnet ein 
offizielles Fernsehprogramm. Die Vorversuche wurden seit 
1932 durchgeführt. 

Der mittelamerikanische Staat Guatemala erklärt seinen Aus¬ 
tritt aus dem Völkerbund, der Anlaß hatte, die Ausbeutung 
der indianischen Bevölkerung durch den Großgrundbesitz als 
eine neue Form der Sklaverei zu brandmarken. 

Der südamerikanische Staat Kolumbien revidiert anläßlich 
einer Wirtschaftskrise seine Verfassung, die noch aus dem 
Jahre 1886 stammt. Es werden eine Bodenreform und die 
Förderung des Bildungswesens in den neuen Verfassungstext 
aufgenommen. 

Pham van Dong wird aus siebenjähriger französischer Ge¬ 
fangenschaft entlassen, beteiligt sich sogleich wieder an 
Kämpfen der Aufständischen gegen die französischen Trup¬ 
pen und flieht nach China. 

Rabbi Stephen S. W'ise gründet den Jüdischen Weltkongreß 
als internationale Dachorganisation jüdischer Gemeinschaften 
in den verschiedenen Staaten. Der Weltkongreß dient zu¬ 
gleich den Zielen des Zionismus. 

Im mittelamerikanischen Staat Nicaragua wird General Ana- 
stasio Somoza Garcia zum Präsidenten gewählt. Er beginnt 
sogleich ein autoritäres Regime und wird sich mit kurzer Un¬ 
terbrechung (1947—1950) zwanzig Jahre lang an der Macht 
halten. 

In Kornneuburg/Österreich leisten die Anhänger des Heim¬ 
wehrführers Fürst Starhemberg, unter ihnen auch der spä¬ 
tere österreichische Bundeskanzler Julius Raab (1953—61) die 
sogenannten „Kornneuburger Eide“, eine Art von Rütli¬ 
schwur, mit stark antiliberaler Tendenz. 

Saudiarabien schließt einen Bündnisvertrag mit dem Irak, 
dem Jemen und (Trans-) Jordanien. 

Der portugiesische Ministerpräsident und Finanzminister 
Antonio de Olivera Salazar übernimmt auch das Außen- und 
das Kriegsministerium selbst. 
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noch 1936 (ohne nähere Datierung) 

Der Staat Siam unter der Regierung eines Regentschaftsrates 
(für den elfjährigen Rama VIII Ananda Mahidol) kündigt 
alle bis dato abgeschlossenen Staatsverträge auf und schließt 
sie neu auf der Grundlage und unter der Voraussetzung der 
Anerkennung seiner vollen Souveränität und völkerrecht¬ 
lichen Gleichberechtigung. 

Mit dem Übergang der südafrikanischen Kapprovinz aus dem 
vorwiegend britischen in den vorwiegend burischen Einfluß 
wird das allgemeine und theoretisch gleiche Wahlrecht für 
Farbige und Europäer durch ein getrenntes Wahlrecht abge¬ 
löst, bei dem getrennte Vertretungen der beiden Bevölke¬ 
rungsgruppen gebildet und den Eingeborenen (Farbigen) nur 
noch die Wahl eines Eingeborenenrates mit beratenden Funk¬ 
tionen zugestanden wird (Representation of Natives Act). 
Diese Neuregelung stellt den eigentlichen Beginn der südafri¬ 
kanischen Apartheidpolitik dar. 

Die französische Verwaltung Syriens (Völkerbundsmandat) 
findet nach anderthalb Jahrzehnten subversiven Widerstan¬ 
des ihr Ende. Alexandrette (im Norden) fällt an die Türkei. 


Im östlichen Teil Togos, der am 10. Juli 1920 Frankreich zu¬ 
gesprochen und seit dem 20. Juni 1922 französisches Völker¬ 
bundsmandatsgebiet ist, bildet sich mit Billigung Frankreichs 
das Comite d’ Unite Togolaise (CUT), das sich zum Ziele 
setzt, eine feste Bindung zwischen den nördlichen und den 
südlichen Stämmen der Eingeborenenbevölkerung herbeizu¬ 
führen. 

Ebenso wie Kolumbien gibt sich auch der südamerikanische 
Staat Venezuela eine neue Verfassung. Sie trägt ausgeprägt 
sozialistische Züge, behält zwar grundsätzlich noch das Recht 
auf Privateigentum bei, räumt aber dem Staat Kontrollrechte 
über die Wirtschaftsfunktion ein und gibt dem Präsidenten 
Vollmacht zu Haftbefehlen gegen kommunistisch-staats¬ 
feindlicher Umtriebe Verdächtige. 
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1937 


2. Januar 1937 

Großbritannien und Italien schließen ein Übereinkommen 
(„Gentlemens Agreement“), demnach das beiderseitige Kräfte¬ 
verhältnis im Mittelmeer unverändert bleiben soll. Britischer- 
seits hält man ein solches Abkommen angesichts der Bekämp¬ 
fung von Sdiiffstransporten zugunsten der rotspanischen Volks¬ 
frontregierung durch italienische Marineeinheiten (im Rahmen 
des spanischen Bürgerkrieges) für nützlich. 

3. Januar 1937 

In der „Preußischen Zeitung“ erscheint ein Bericht vom Vor¬ 
sitzenden des deutschen Kohlensyndikats Kirdorf über Zu¬ 
sammenkünfte Hitlers mit führenden Persönlichkeiten des 
rheinländischen Industriereviers. Kirdorf rechtfertigt in diesem 
Bericht den Beschluß des Syndikats, der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei für ihre Zwecke pro Tonne verkauf¬ 
ter Kohle 0,50 Reichsmark zur Verfügung zu stellen. 1 

9. Januar 1937 

Der aus Sowjetrußland verbannte Leiba Dawidowitsch Bron- 
stein, genannt Trotzki, dem Stalin auch die sowjetrussische 
Staatsbürgerschaft aberkennen ließ, kommt aus Norwegen, das 
ihn auf sowjetrussischen Druck hin interniert hatte, in Me¬ 
xiko an, wo ihm der Staatspräsident Lazaro Cardenas Asyl bei 
voller Bewegungsfreiheit gewährt hat (vgl. Mitte September 
1936 und 22. Dezember 1936). Trotzki nimmt vorerst Woh¬ 
nung mit seiner Frau und seinem Enkel im Hause des Malers 
Diego Rivera, der sich für die Asylgewährung eingesetzt hat¬ 
te. 2 Später wird er mit seiner Familie ein festungsartiges Haus 
in Coyoacan, einem Vorort Mexikos beziehen und dort eine 
Leibwache unterhalten, deren Mitglieder ihm von „Freunden“ 
aus den USA empfohlen und geschickt werden. 3 

23. Januar 1937 

In Moskau beginnt der Prozeß gegen ein weiteres „Sowjet¬ 
feindliches Trotzkistisches Zentrum“ mit den Hauptangeklag¬ 
ten Pjatakow, Radek, Serebrjakow, Muralow, Sokolnikow 
sowie zwölf anderen. Mit Ausnahme Radeks werden alle zum 
Tode verurteilt und erschossen. 4 

Aus diesem Anlaß organisiert Chruschtschow eine Massen¬ 
demonstration auf dem Roten Platz in Moskau, billigt in sei¬ 
ner Eröffnungsrede ausdrücklich das Urteil und sagt u. a.: 
„Judas-Trotzki und seine Bande wollten die Ukraine, die Pazi¬ 
fische und die Amur-Region den deutschen und japanischen 
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Imperialisten in die Hände spielen und unser blühendes Va¬ 
terland zu einer Kolonie des japanischen und deutschen Im¬ 
perialismus machen .. .“ ä (vgl. 23. Nov. 1936). 

24. Januar 1937 

Jugoslawien und Bulgarien beenden durch einen Freundschafts¬ 
pakt den seit Jahren andauernden Konflikt, der sich an dem 
Mazedonienproblem entzündet hat.“ 

28. Januar 1937 

Die Londoner Times schreibt, die von Frankreich, und der 
Tschechoslowakei mit der Sowjetunion (zwei Jahre zuvor, vgl. 
2. Mai und 16. Mai 1935) geschlossenen Verträge seien mit 
einer freien Regelung der politischen Probleme Europas un¬ 
vereinbar; kein Engländer werde Verpflichtungen eingehen, die 
sich aus neuen Verträgen ergeben könnten, solange diese Ver¬ 
träge mit den Bolschewisten in Kraft seien. 7 

30. Januar 1937 

Die deutsche Reichsregierung zieht offiziell die deutsche Un¬ 
terschrift unter den Kriegsschuldparagraphen Artikel 231 des 
Versailler Vertrages zurück. Hitler erklärt vor dem Reichstag: 
„Ich ziehe . . . die deutsche Unterschrift feierlich zurück von je¬ 
ner damals einer schwachen Regierung wider besseres Wissen 
abgepreßten Erklärung, daß Deutschland die Schuld am Kriege 
besitze . . .“ Gleichzeitig wird das „Ermächtigungsgesetz“ (vgl. 
24. März 1933) um weitere vier Jahre verlängert. Keiner der 
Signatarstaaten des Versailler Vertrages erhebt gegen Hitlers 
Erklärung Einspruch oder bestreitet ihre Berechtigung. (Das 
tat erst Fritz Fischer mit seinem Buch Griff nach der Welt¬ 
macht, Düsseldorf 1961.) 

15. Februar 1937 

Der deutsdie Reichskanzler ordnet durch Erlaß die Wahl ei¬ 
ner verfassunggebenden Generalsynode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland an, die aber nicht zur Durchführung 
kommt. Teile der „Bekennenden Kirche“, die im scharfen Ge¬ 
gensatz zu den „Deutschen Christen“ steht, lehnen eine Wahl¬ 
beteiligung ab. Schließlich wird die Wahl am 24. November 
1937 laut Mitteilung des Reichskirchenministers Kerrl vorerst 
ausgesetzt. Der Staat werde sich abwartend verhalten, wie die 
Entwicklung in der Evangelischen Kirche ihren Fortgang neh¬ 
me. 8 

18. Februar 1937 

Der sowjetrussische Volkskommissar für die Schwerindustrie 
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Grigorij Konstantinowitsch Ordschonikidse, Altbolschewik und 
Mitglied des Politbüros, nimmt sich das Leben oder wird um¬ 
gebracht, fünf Tage vor Beginn der Tagung des Zentralkomi¬ 
tees der KPdSU, bei der der Ausschluß Bucharins und Rykows 
und deren Auslieferung an die NKWD beschlossen werden 
wird (vgl. 23. Februar bis 5. März 1937).° 

Der Sicherheitsrat des Völkerbundes beruft den Schweizer Histo¬ 
riker und Diplomaten Carl Jacob Burckhardt (geb. 10. Septem¬ 
ber 1891 in Basel), seit 1932 Professor an der Genfer Univer¬ 
sität, zum Völkerbundskommissar im Freistaat Danzig, nachdem 
Großbritannien auf Drängen der Danziger Behörden seinen 
Vorgänger, den Nordiren Sean Lester abberufen hatte. Burck¬ 
hardt nimmt die Berufung an. 10 

25. Februar 1937 

In Aussig findet ein Treffen der Sudetendeutschen Partei statt 
(vgl. 30. April 1935), bei dem der Parteiführer Konrad Hen- 
lein die Sicherung der verfassungsmäßigen Rechte der deut¬ 
schen Minderheit in der Tschechoslowakei fordert. 

26. Februar 1937 

Als einen ersten Schritt zu der in Deutschland geplanten Reichs¬ 
reform, die infolge des Kriegsausbruchs und Kriegsausgan¬ 
ges nicht mehr zur Durchführung kam, kann man das Groß- 
Hamburg-Gesetz vom 26. Februar 1937 betrachten, mit dem 
die bisher preußischen Stadtgemeinden Altona und Wands¬ 
bek in die Stadt Hamburg eingemeindet, dafür einige bisher 
hamburgische Exklaven der Umgebung in die entsprechenden 
preußischen (schleswig-holsteinischen) Kreise aufgenommen 
wurden. 

noch Februar 1937 

In Finnland wird als Nachfolger Pehr Evind Svinhufvuds (vgl. 
16. Februar 1931) Kyösti Kallio von der Agrarpartei zum 
Staatspräsidenten gewählt. Gleichzeitig wird eine Koalitions¬ 
regierung der Sozialisten und der Agrarpartei gebildet, in der 
Urho Kaleva Kekkonen (ebenfalls Agrarpartei) als 37jähriger 
das Innenministerium übernimmt. 

2. März 1937 

Der polnische Oberst Koc versucht, der polnischen Regierung 
einen Rückhalt in breiteren Volksschichten zu schaffen und 
gründet zu diesem Zweck das sogenannte „Lager der nationa¬ 
len Einigung“, stößt damit jedoch sogleich auf den erklärten 
Widerstand sowohl der Bauern als auch der Arbeitergewerk¬ 
schaften. Das Regime der (von der Armee) „gelenkten Demo- 
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kratie“ bleibt unpopulär und kann sich daher auch gegenüber 
den Behörden der Woiwodschaften z. B. in der Frage der Be¬ 
handlung der deutschen Minderheit nicht durchsetzen. Das ist 
einer der Gründe dafür, daß Joseph Beck das politische Testa¬ 
ment Pilsudskis schließlich nicht berücksichtigen kann. 

4. März 1937 

Der deutsdie Konsul in Thom, von Küchler, berichtet u. a., 
daß im Rahmen der polnischen Agrarreform enteigneter 
Grund und Boden im Frühjahr 1937 zu 75,5 °/o dem deutschen 
Großgrundbesitz abgenommen worden sei, dem ohnehin zu 
diesem Zeitpunkt nur noch 30 °/o des Grundbesitzes gehört habe. 
Diese planmäßige Liquidierung Volksdeutschen Grundbe¬ 
sitzes hat weitgehende Arbeitslosigkeit und Verelendung der 
auf diesem Grundbesitz zuvor beschäftigten deutschstämmigen 
Bevölkerung zur Folge. 11 

23. Februar — 5. März 1937 

Bei der Plenarsitzung des Zentralkomitees der Kommunisti¬ 
schen Partei Rußlands (KPdSU) in Moskau berichtet Stalin 
über „Methoden der Liquidierung der Trotzkisten ...“ und be¬ 
steht auf der Notwendigkeit, die „Säuberung“ der Partei auf 
weitere Gruppen auszudehnen. Postyschew und zahlreiche 
andere Mitglieder des Zentralkomitees widersetzen sich die¬ 
sem Massenterror. Stalin fragt Postyschew: „Was bist du nun 
eigentlich für einer?“ Postyschew antwortet: „Ich bin ein Bol¬ 
schewik, Genosse Stalin, ein Bolschewik.“ Postyschew und 
zahlreiche andere Opponenten werden später selber der „Säu¬ 
berung“ zum Opfer fallen. So wird auch Kossior, Erster Sekre¬ 
tär der ukrainischen KP, 1938 verhaftet und 1940 hingerichtet 
werden. Sein Nachfolger wird -— Chruschtschow. 12 

14. März 1937 

In der päpstlichen Enzyklika „Mit brennender Sorge . . .“ nimmt 
Pius XI. kritisch zur Entwicklung des religiösen Lebens in 
Deutschland und zu kirchenpolitischen Maßnahmen der natio¬ 
nalsozialistischen Regierung Stellung, obgleich die Position der 
katholischen Kirdie durch das Reichskonkordat (vgl. 20. Juli 
1933) gegenüber den staatlichen Organen grundsätzlich ge¬ 
festigt und abgesichert wurde. 

20. März 1937 

In Salamanca unterzeichnen der nationalspanische Regie¬ 
rungschef Franco und der bei seiner Regierung akkreditierte 
deutsche Botschafter Faupel ein deutsch-spanisches Geheim¬ 
protokoll, das in den darin getroffenen Vereinbarungen dem 
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Antikomintempakt zwischen Deutschland und Japan (vgl. 25. 
November 1936) entspricht. Im Mittelpunkt steht die gemein¬ 
same „Abwehr der ihren Ländern drohenden Gefahren des 
Kommunismus“. Das Geheimprotokoll tritt mit dem Tage der 
Unterzeichnung in Kraft und sieht die detaillierte Regelung 
der darin festgelegten Grundlinien durch künftig zu schließende 
besondere Verträge vor (vgl. 31. März 1939). 13 

25. März 1937 

Italien schließt einen Nichtangriffspakt mit Jugoslawien, der 
zunächst auf fünf Jahre befristet wird. Der Pakt beseitigt die 
durch die Triestfrage (vgl. Polit. Lexikon, Teil I, R—Z) ent¬ 
standenen Spannungen zwischen den beiden Staaten und stellt 
einen diplomatischen Gegenzug gegen das von Frankreich ge¬ 
förderte Bündnissystem der „Kleinen Entente“ (vgl. 26. April 
1934) dar. 

noch März 1937 

Anläßlich einer Reise durch das (seit 1912 italienische) Libyen 
betont der italienische Regierungschef Mussolini die freund¬ 
schaftliche Verbundenheit mit der mohammedanischen Welt. 
Nach der Annexion Äthiopiens (vgl. 9. Mai 1936) muß ihm an 
guten Beziehungen zu den arabischen Staaten, insbesondere 
Ägypten und dem Sudan, besonders gelegen sein. Auch liegt es 
in seinem Interesse, im Sudan den ägyptisch-mohammedani¬ 
schen Einfluß auf Kosten des britischen Einflusses zu stärken. 14 
Der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg trifft anläßlich 
eines Staatsbesuches in Italien in Venedig mit Mussolini zu¬ 
sammen, findet aber bei diesem keine Unterstützung gegen 
das nationalsozialistische Deutschland und den wachsenden 
Einfluß des Nationalsozialismus auch in Österreich selber mehr. 
Seit Deutschland während des italienischen Äthiopienfeldzuges 
und der vom Völkerbund verhängten Sanktionen Italien wirt¬ 
schaftlich unterstützte, hat sich Mussolinis Einstellung in die¬ 
ser Frage geändert. 15 

Unter der ungarischen Regierung Koloman Daranyi’s haben 
sich die Beziehungen Ungarns zum Deutschen Reich verschlech¬ 
tert, während eine Annäherung an Österreich erfolgte. Entspre¬ 
chend dem Kampfe der österreichischen Regierung Schusch¬ 
nigg gegen die österreichischen Nationalsozialisten läßt die 
ungarische Regierung Daranyi Franz Szalasi und andere Füh¬ 
rer der ungarischen Nationalsozialisten verhaften, die durch 
ihre Forderung nach einer Bodenreform auf Kosten des Groß¬ 
grundbesitzes bei der ungarischen Bevölkerung Gehör gefunden 
haben. 
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1. April 1937 

In Indien tritt die zwei Jahre zuvor im britischen Parlament 
beschlossene neue Verfassung, die „Government of India-Act“, 
in Kraft. Gleichzeitig wird Birma als selbständige britische Ko¬ 
lonie von Indien getrennt. Proteste und Streiks in Indien sind 
die Folge. Im Zuge dieser Entwicklung wird Mahatma Gandhi 
den Vorsitz im Indischen Nationalkongreß aus den Händen 
geben und endgültig Jawaharlal Nehru (geb. 14. November 
1889 in Allahabad) überlassen, der ihn schon zuvor mehrfach 
während Gandhis Gefängnishaft in diesem Amte vertreten 
hat. 

Aden, die Hafenstadt im äußersten Süden der arabischen 
Halbinsel, heute Hauptstadt Süd-Jemens, war mit dem dazu¬ 
gehörigen Hinterland bereits 1935 zur britischen Kronkolonie 
erklärt worden und erhält nunmehr einen eigenen Gouverneur 
und einen Exekutivrat, dessen Befugnisse über eine lediglich 
beratende Funktion hinausgehen. 

19. April 1937 

In Spanien verfügt Franco die Vereinigung der von Jose An¬ 
tonio Primo de Rivera gegründeten Falange (vgl. 20. Novem¬ 
ber 1936) mit den Konservativen Traditionalisten zur 
spanischen Staatspartei „Falange Espanola Traditionalista“ und 
macht sich selbst zu deren Führer. Dabei wird das Sozialre¬ 
volutionäre Programm der alten Falange aufgegeben und 
die soziale Erneuerung bleibt künftig allein den linken Inter¬ 
nationalisten überlassen. Einen nationalspanischen Sozialismus 
gibt es nicht mehr. 

24. April 1937 

In einer gemeinsamen Erklärung lösen Frankreich und Groß¬ 
britannien Belgien von der Garantiepflicht gegenüber Frank¬ 
reich, offenbar in Beantwortung der Erklärung König Leopolds 
III. vom 14. Oktober 1936 (vgl. dort!), halten jedoch an 
ihrer eigenen Verpflichtung fest, Belgiens Grenzen gegen jeden 
Angriff zu schützen. Damit verlieren die französischen Streit¬ 
kräfte künftig das Recht und die Möglichkeit, von vorbereiteten 
Stellungen an der Maas aus zu einer Offensive gegen Deutsch¬ 
land anzutreten. 16 

27. April 1937 

Der britische Premierminister Baldwin erklärt im Unterhaus, 
die britische Regierung zöge eine Abtretung von Gebieten, 
die sich in britischem Besitz oder unter britischer Kontrolle 
befänden, nicht in Betracht. Damit sind alle Erwägungen, den 
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Kolonialbesitz zugunsten Deutschlands neu zu verteilen, 
hinfällig geworden. Deutschland bleibt zur Erweiterung sei¬ 
ner Ernährungsbasis nur der Weg nach Osten. 

noch April 1937 

Nach dem gescheiterten Versuch, bei Italien Hilfe gegen 
Deutschland und den zunehmenden deutschen Einfluß zu 
finden, reist der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg 
nach Budapest und empfängt anschließend in Wien die Mini¬ 
sterpräsidenten Ungarns und der Tschechoslowakei, Kanyas 
und Hodscha. Er sucht nunmehr Anlehnung bei der kleinen 
Entente, die aber durch den italienisch-jugoslawischen Nicht¬ 
angriffspakt (vgl. 25. März 1937) erheblich an Festigkeit ein¬ 
gebüßt hat. 17 

10. Mai 1937 

Die britische Zeitung „Daily Telegraph“ verbreitet die Falsch¬ 
meldung, der deutsche Propagandaminister Goebbels habe er¬ 
klärt, Deutschland beabsichtige, Danzig in Kürze zu annektie¬ 
ren. Die Meldung steigert die Erregung der polnischen Be¬ 
völkerung erheblich, zumal das Anwachsen der nationalsozia¬ 
listischen Organisationen in Danzig unter Führung des ziel¬ 
bewußt und erfolgreich arbeitenden Albert Förster den deut¬ 
schen Einfluß in der Stadt wesentlich gestärkt hat. 18 

14. Mai 1937 

Bis zu diesem Datum wurden innerhalb der vorausgegange¬ 
nen 70 Tage an der Durchfahrt der Dardanellen 190 sowjet¬ 
russische sowie 88 rotspanische Schiffe mit Munitionsfracht 
für die im spanischen Bürgerkrieg kämpfenden Internationalen 
Brigaden gezählt. 

17. Mai 1937 

Die rotspanische Volksfront, weitgehend unter dem Einfluß 
der aus zahlreichen Ländern in Spanien zusammenströmenden 
Kommunisten aller Spielarten, bildet in der Stadt Valencia 
eine neue „Regierung“ unter dem Vorsitz von Juan Negrin. 

27. Mai 1937 

Tschiang Kai-schek beendet seinen fünfmonatigen „Urlaub“, 
den er nach Freilassung aus der Haft in Sian (vgl. 12. Dezember 
1936) angetreten hatte, und erklärt, er werde alle seine frühe¬ 
ren Ämter wieder übernehmen. Er stellt die Feldzüge gegen 
die von den Kommunisten besetzten Gebiete ein, hebt die 
Blockade gegen diese Gebiete auf, bezieht sie in das 
„Nationale Verteidigungsgebiet“ ein und erfüllt somit —• ver- 
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spätet — die Zusagen, die er bei seiner Freilassung gab und 
denen er sich zunächst durch den oben erwähnten „Urlaub“ 
entzog. In den Kuomintang-Gebieten werden sogar den Kom¬ 
munisten gewisse Agitations- und Betätigungsfreiheiten einge¬ 
räumt. 19 

Bei Lin Tsiu-sen liest sich der gleiche Vorgang so: Kapitulation 
der chinesischen Kommunisten vor dem Marsdiall. 20 
Inzwischen sind allerdings die japanischen Truppen soweit 
vorgedrungen, daß sich Tschiang Kai-sdiek gezwungen sieht, 
den nationalchinesischen Regierungssitz von Nanking nadi 
Tsdhunking zu verlegen. 11 

28. Mai 1937 

Der britische Premierminister Baldwin (vgl. 7. Juni 1935), der 
die Abdankung König Eduards VIII. herbeigeführt hat (vgl. 
10. Dezember 1936) tritt zurück. Als sein Nadifolger bildet 
Neville Chamberlain (geb. 18. März 1869 in Birmingham als 
Sohn des späteren Kolonialstaatssekretärs Joseph Chamber¬ 
lain), gleidifalls Konservativer, die neue Regierung und be¬ 
treibt angesidits des britischen Rüstungsrückstandes eine Po¬ 
litik des Ausgleichs („appeasement“) gegenüber Deutschland 
und Italien. 

31. Mai 1937 

Nadidem das deutsche Panzerschiff „Deutschland“ im Zuge 
des spanisdien Bürgerkriegs auf der Reede von Ibiza von rot¬ 
spanischen Flugzeugen mit Bomben angegriffen wurde, wobei 
23 deutsche Marinesoldaten den Tod fanden und 83 verletzt 
wurden, nimmt das Sdiwesterschiff „Admiral Scheer“ die 
Küstenbatterien des rotspanischen Hafens Almeria unter Be¬ 
schuß und bringt sie zum Schweigen. Beide deutschen Schiffe 
standen im Dienste der Nichteinmischungskontrolle, die in¬ 
ternational mit Bezug auf den spanisdien Bürgerkrieg ver¬ 
einbart worden war. Auf diesen Vorfall hin sdieiden Deutsch¬ 
land und Italien aus der Nichteinmischungskontrolle aus. 22 

noch Mai 1937 

Der Kongreß der Vereinigten Staaten von Nordamerika ver¬ 
abschiedet ein erweitertes Neutralitätsgesetz, dessen Bestim¬ 
mungen über die des Gesetzes vom 22. August 1935 (vgl. dort) 
noch hinausgehen. Es richtet sidi in erster Linie gegen Japan, 
gegen das es im Hinblick auf das japanisdie Vordringen in 
China ein strenges Waffenembargo verhängt. 

6. Juni 1937 

In Weimar wird die „Nationalkirdiliche Bewegung Deutsche 
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Christen“ proklamiert, der sich Teile der bereits zuvor beste¬ 
henden „Deutschen Christen“ anschließen. Die neue Bewegung 
betrachtet sich als universal und überkonfessionell. Ihre Grün¬ 
dung trägt nicht zu einer Einigung und Zusammenfassung der 
deutschen evangelischen Kirchen bei sondern macht deren Situa¬ 
tion eher noch unübersichtlicher. 13 

11. Juni 1937 

In Moskau wird offiziell bekannt gegeben, daß neun Mar- 
schälle der Sowjetunion, unter ihnen Gamarnik und an ihrer 
Spitze Marschall Tuchatsdiewski (geh. 1893 im Gouverne¬ 
ment Pensa, seit 1931 stellvertr. Volkskommissar für die Lan¬ 
desverteidigung), für „eine feindliche ausländische Macht“ Spi¬ 
onage getrieben hätten. Gamarnik hatte sich bereits am 31. 
Mai 1937 das Leben genommen. 24 

12. Juni 1937 

Die Hinrichtung Marschall Tuchatschewskis und der Mitan¬ 
geklagten (vgl. oben) bezeichnet die letzte und blutigste Phase 
der „Großen Reinigung“ in der UdSSR, die insbesondere das 
Offizierskorps der Roten Armee lichtete: 3 von 5 Marschäl- 
len, 13 von 15 Armeegeneralen, 62 von 85 Korpskomman¬ 
deuren und 110 von 195 Divisionskommandeuren wurden 
liquidiert. Mit dem Rest trat die Sowjetunion vier Jahre spä¬ 
ter zum Krieg gegen Deutschland an. Das Material gegen 
Marschall Tuchatschewski wurde übrigens vom Leiter des 
deutschen Reichssicherheitshauptamtes, Reinhard Heydrieh 
dem sowjetrussischen NKWD in die Hände gespielt. Es 
war vermutlich „konstruiert“. 25 

19. Juni 1937 

Sowjetrussische Truppen nehmen die Flußinseln Bolschoj und 
Sennufa im Grenzfluß Amur in Besitz. Nach Protesten Mand- 
schukuos und Japans wird der Konflikt vorübergehend beige¬ 
legt. Doch wird es bereits im Juli zu neuen Grenzzwischenfäl¬ 
len am Amur kommen. China bleibt dabei unbeteiligt, da 
Mandschukuo ganz unter japanischer Kontrolle steht. 

23. Juni 1937 

Nach dem Rücktritt Leon Blums vier Tage zuvor bildet der 
Radikalsozialist Chautemps als neuer französischer Minister¬ 
präsident eine Regierung, die wiederum auf einer Volksfront¬ 
koalition mit den Sozialisten beruht. Sie besteht bis zum 
März 1938, (vgl. 5. Juni 1936). 
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noch Juni 1937 

Der britische Militärhistoriker und Militär-Theoretiker Sir 
Basil Henry Liddell Hart (geb. 31. Oktober 1895) wird vom 
britischen Verteidigungsminister Hore-Belisha (im Kabinett 
Neville Chamberlain) zu dessen persönlichem Berater bei der 
Reorganisation der britischen Armee berufen. 26 

5. Juli 1937 

Nikita Chruschtschow führt vor den Moskauer KP-Funktionären 
aus, es sei notwendig, „die letzten kleinsten Wurzeln der 
Feinde auszugraben und ans Tageslicht zu ziehen, die es im¬ 
mer hie und da noch gibt, und sie allesamt auszutilgen“. 
Daraufhin wird eine Resolution angenommen, die diese „Fein¬ 
de“ folgendermaßen umreißt: „ ... die Feinde des Volkes, der 
Abschaum der vernichteten Ausbeuterklasse — die japanischen 
und deutschen faschistischen Agenten (man beachte das Da¬ 
tum! D. V.), die Trotzkisten, Sinowjewisten und Rechtsler — 
diese Spione, Diversanten und Mörder...“ Die Resolution 
fordert „die Entlarvung, Ausrottung und Zerschmetterung aller 
Volksfeinde. ..“ usw. So ist Chruschtschow als Antreiber 
selber zutiefst in den Terror der „Säuberungs“-Schauprozesse 
verstrickt, den er neunzehn Jahre später Stalin und Jeschow 
zum Vorwurf machen wird. 27 

7. Juli 1937 

Angesichts der Annäherung von Kuomintang und Kommuni¬ 
sten in China gerät Japan in einen Wettlauf mit der Zeit 
und entschließt sich zum Angriff auf Zentralchina (vgl. 27. Mai 
1937). Antijapanische Kundgebungen in Peking führen zu ei¬ 
nem Zwischenfall auf der Marco-Polo-Brücke, der Japan den 
Anlaß zur Eröffnung der Feindseligkeiten bei Luk’ou-tschiao 
gibt. Trotz zähen Widerstandes der Truppen Tschiang Kai- 
scheks erobern japanische Streitkräfte Nanking und stoßen 
in der Folgezeit bis Tsinan vor. Die innere Mongolei gerät zu¬ 
nehmend unter japanischen Einfluß, die gesamte chinesische 
Küste (ausgenommen Honkong) wird von der japanischen 
Flotte blockiert. 28 

Nachdem die portugiesische Regierung bisher den Nachschub 
für die nationalspanischen Truppen stillschweigend portugiesi¬ 
sches Gebiet hat passieren lassen, wird nunmehr auf britischen 
Druck hin eine Grenzkontrolle eingeführt und Salazar, seit 
1932 Ministerpräsident seines Landes, sieht sich veranlaßt, aus¬ 
drücklich zu erklären, „daß Portugal an seiner traditionellen 
Freundschaft mit England festhalten werde“. Seine Regierung 
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sucht künftig gute Beziehungen zu beiden Seiten, National¬ 
spanien und England, zu unterhalten. 

8. Juli 1937 

In Großbritannien wird dem Parlament der nach seinem Ver¬ 
fasser sogenannte Peel-Report vorgelegt, der eine Aufhebung 
des britischen Mandats über Palästina und eine Aufteilung 
des Gebietes entsprechend den zuletzt gezählten 390 000 jüdi¬ 
schen und 891 000 arabischen Einwohnern vorschlägt. Es ist der 
erste offizielle Teilungsplan für Palästina. Das britische Par¬ 
lament lehnt den Peel-Report ab. Da aber die britische Man¬ 
datsverwaltung der fortgesetzten Unruhen nicht Herr werden 
kann, setzt sich der Präsident der Zionistischen Weltorgani¬ 
sation Chaim Weizmann auch seinerseits für den Plan einer 
Teilung des Landes in eine jüdische und eine arabische Hälfte 
ein, nicht zuletzt, um angesichts der Entwicklung in Deutsch¬ 
land möglichst bald einen jüdischen Staat in Palästina Wirklich¬ 
keit werden zu lassen. 20 

Der Schah von Afghanistan, Sahir, läßt durch seinen Onkel, 
den Ministerpräsidenten, einen Konsultativvertrag mit dem 
Irak, dem Iran und der Türkei schließen, den Pakt von Sa’da- 
bad, der eine möglichst weitgehende Angleichung der Außen¬ 
politik der beteiligten Staaten sowie gegenseitige Konsultatio¬ 
nen in allen strittigen Fragen vorsieht. Dieser Vertrag bedeu¬ 
tet für Afghanistan einen Brückenschlag zum Mittelmeerraum 
und nach Europa. Er stellt den Versuch dar, sich aus der Al¬ 
ternative einer Anlehnung entweder an Sowjetrußland oder an 
Indien, d. h. Großbritannien zu befreien und einen dritten 
Weg zu finden, der größere Entscheidungsfreiheit in der Au¬ 
ßenpolitik gewährt. 30 

15. Juli 1937 

Das deutsch-polnische Abkommen über Oberschlesien vom 15. 
Mai 1922 läuft ab. Damit werden auch die darin enthaltenen 
Bestimmungen über den Schutz der beiderseitigen Minderheiten 
unwirksam. Alle Versuche deutscherseits bereits seit dem Ja¬ 
nuar 1937 zu neuen zweiseitigen deutsch-polnischen Verein¬ 
barungen über den Schutz der Minderheiten in Oberschlesien 
zu gelangen sind bisher an der eindeutig ablehnenden Stel¬ 
lungnahme der polnischen Regierung sowie dem Widerstand 
der zuständigen polnischen Lokalbehörden gescheitert. 81 

noch Juli 1937 

Zwischen Saudiarabien, dem Irak, Transjordanien und dem 
Jemen wird ein arabischer Bündnisvertrag geschlossen, der in 
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gewisser Hinsicht eine Erweiterung des Paktes von Sa’dabad 
(vgl. 8. Juli 1937) bedeutet und eine Vorstufe zu der acht 
Jahre später, am 22. März 1945 gegründeten Arabischen Liga 
darstellt. 82 

13. August 1937 

Japanische Streitkräfte greifen den Militärflugplatz von Schang¬ 
hai an. 88 

23. August 1937 

Die chinesische Nationalregierung Tschiang Kai-scheks schließt 
noch in Nanking, also vor der Räumung Nankings und Ver¬ 
legung der Regierung nach Tschunking, einen Nichtangriffs¬ 
pakt mit der UdSSR ab. Einen Monat später wird Tschiang 
die Einheitsfront aller Chinesen (einschließlich der Kommuni¬ 
sten) proklamieren. 84 (Nach Ploetz soll die Unterzeichnung des 
Nichtangriffspaktes bereits am 21. August stattgefunden ha¬ 
ben, nach Jung erst im September). 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Nordamerika rich¬ 
tet einen Appell an die Regierungen Chinas und Japans, ihren 
Konflikt auf friedlichem Wege auszulragen. Der amerikanische 
Außenminister Cordell Hüll (geb. 2. Oktober 1871 in Overton 
County/Tenn.), seit 1933 durch Roosevelt in dieses Amt be¬ 
rufen, empfiehlt einen wirksamen Abbau der Handelsschran¬ 
ken. Der Appell leitet die Abkehr der USA von ihrer bisheri¬ 
gen Isolationspolitik auf Betreiben Roosevelts ein. 

3. September 1937 

Der baltische Staat Estland gibt sich eine neue Verfassung, 
die Verfassung einer parlamentarischen Demokratie mit Zwei¬ 
kammersystem, die jedoch dem Staatspräsidenten Päts (vgl. 12. 
März 1934) weitgehende Vollmachten einräumt. 

10. bis 14. September 1937 

In Nyon (Neuß) am Genfer See tritt eine Konferenz der An¬ 
rainerstaaten des Mittel- und des Schwarzen Meeres zusam¬ 
men (ausgenommen Italien) und beschließt Maßnahmen gegen 
das „Piratentum“ im Mittelmeer. Gemeint ist damit die Be¬ 
kämpfung von Frachtschiffen mit Lieferungen für die spani¬ 
sche Volksfrontregierung durch italienische U-Boote. Initiator 
dieser Konferenz ist der sowjetische Außenminister (Volks¬ 
kommissar für die Außenpolitik) Litwinow-Finkelstein. 
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16. September 1937 

Der tschechoslowakische Ministerpräsident Hodscha empfängt 
auf dem Hradschin in Prag den Führer der Sudetendeutschen 
Partei Konrad Henlein, der ihm den Entwurf für die sogenann¬ 
ten Volksschutzgesetze vorlegt und für die Sudetendeutschen 
das Recht auf Selbstverwaltung fordert. 35 

22. September 1937 

Nach schweren Auseinandersetzungen innerhalb der chinesi¬ 
schen Kommunistenführung erklärt sich diese bereit, die 
sowjetische Republik in Nord-Sdiensi aufzulösen und ihre Ar¬ 
mee als Bestandteil der regulären Streitkräfte der Kontrolle 
der Zentralregierung zu unterstellen. Sie reagiert damit auf 
die entsprechenden Schritte Tschiang Kai-sdreks vom 27. Mai 
1937 (vgl. dort), der nunmehr seiner Hoffnung Ausdruck 
gibt, daß die Kommunisten „Schulter an Sdrulter mit der üb¬ 
rigen Nation für den Erfolg der nationalen Revolution kämp¬ 
fen werden“. Tatsädilidi aber handelt es sidr um einen Sieg 
Stalins und der Moskauer Komintern, die in Tschiang Kai- 
schek und der Kuomintang von jeher einen wirksamen Schutz 
gegen einen japanisdien Angriff auf russisdies Gebiet er¬ 
blickten. 38 

25. bis 28. September 1937 

Der italienische Regierungschef Benito Mussolini kommt zu 
einem viertägigen Staatsbesudi nach Deutschland, nimmt an 
den Herbstmanövern der deutsdien Wehrmacht (in Mecklen¬ 
burg) teil und riditet in einigen deutschen Städten Ansprachen 
an die Bevölkerung. Die deutsche Reichsregierung gibt den Ver¬ 
anstaltungen anläßlich dieser Reise einen Rahmen und eine 
Publizität, mit der die italienischen Gäste in jeder Hinsicht 
zufrieden gestellt werden. 

noch September 1937 

Der polnische Hochkommissar in Danzig, Chodacki, berichtet 
dem Generalinspekteur der polnischen Armee Rydz-Smigly, 
daß die Machtübernahme durch die Nationalsozialisten im 
Freistaat Danzig abgeschlossen und damit die politische Gleich¬ 
schaltung Danzigs mit dem Deutsdien Reidi eine Realität ge¬ 
worden sei. Diese Erkenntnis steigert in polnischen Regierungs¬ 
kreisen, in der Presse und insbesondere in den chauvinisti¬ 
schen polnischen Organisationen die Erbitterung gegen 
Deutsdiland und gegen die Volksdeutschen erheblich. 37 
Der polnische Außenminister Beck weist daraufhin seinen 
Berliner Botschafter Lipski an, der deutsdien Reichsregierung 
eine gemeinsame deutsch-polnische Erklärung nahezulegen 
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des Inhalts, „die Beibehaltung des Status, der Danzig zum 
Freistaat bestimme, sei unabdingbar“. Reichsaußenminister 
von Neurath geht nicht auf den Vorschlag ein und erweist 
sich damit für Hitlers Bestreben, mit Polen zu einem guten 
Einvernehmen zu gelangen, als nicht wendig genug. 38 
Im Gebiet der Sowjetunion werden die japanischen Konsu¬ 
late im Zusammenhang mit dem japanischen Vordringen in 
China und den Grenzzwischenfällen am Amur geschlossen. 

Eine von der tibetanischen Regierung in Lhasa ausgesandte 
Suchexpedition erkennt in dem zweijährigen Kind einer Klein- 
bauemfamilie inTengtser in der westchinesischen Provinz Amdo 
die Reinkarnation und damit den Nachfolger des am 17. Dezem¬ 
ber 1933 (vgl. dort) verstorbenen Dalai Lama, d. h. das künftige 
sowohl geistliche als auch staatliche Oberhaupt Tibets. Das 
Kind wird zunächst in ein Kloster seiner Heimatprovinz ge¬ 
bracht, in dem bereits zwei seiner Brüder als Mönche ihre 
buddhistisch-theologischen Studien begonnen haben. 38 

5. Oktober 1937 

Präsident Franklin Delano Roosevelt fordert in öffentlicher 
Rede in den Vereinigten Staaten eine internationale „Quaran¬ 
täne“ gegen die „Aggressor-Nationen“. Gemeint sind damit Ita¬ 
lien (wegen seines Äthiopienfeldzuges), Japan (wegen seines 
Vorgehens in der Mandschurei und in China) und Deutsch¬ 
land (wegen seiner Weigerung, die Bestimmungen des Versail¬ 
ler Vertrages fernerhin als bindend anzuerkennen). Mit dieser 
Rede setzt Roosevelt der amerikanischen Neutralitätspolitik 
ein Ende. 

13. Oktober 1937 

Das Deutsche Reich garantiert dem Königreich Belgien in 
einer diplomatischen Note die Unverletzlichkeit seiner Souve¬ 
ränität und seiner Grenzen. Offenbar steht dieser Schritt in 
Zusammenhang mit der Lösung Belgiens aus seiner Garantie¬ 
verpflichtung gegenüber Frankreich (vgl. 14. Oktober 1936 und 
24. April 1937). 

14. Oktober 1937 

Aus einem zusammenfassenden Bericht des deutschen General¬ 
konsuls in Thom geht deutlich hervor, daß die polnischen 
Behörden (ungehindert durch die polnische Regierung) die deut¬ 
sche Minderheit im Bereich Thom planmäßig zu beseitigen su¬ 
chen. Die angewandten Mittel sind Enteignung, Konzessions¬ 
entzug, Verweigerung der Aufenthaltsgenehmigung, Schlie¬ 
ßung deutschsprachiger Schulen, ein besonderes Grenzzonen¬ 
gesetz und anderes mehr. 40 
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17. Oktober 1937 

Im Rahmen des Wahlkampfes für die bereits mehrfach verscho¬ 
benen tschechoslowakischen Gemeindewahlen richtet auf 
dem Kreistag der Sudetendeutschen Partei in Teplitz-Schö- 
nau der Vertreter Konrad Henleins, Karl Hermann Frank hef¬ 
tige Angriffe gegen den Staatspräsidenten Benesch. Er wird von 
der tschechischen Polizei verhaftet, die Versammlungsteilneh¬ 
mer mit Gewehrkolben auseinandergetrieben. Henlein richtet 
daraufhin in ultimativer Form an Benesch die Forderung, un¬ 
verzüglich die Autonomie des sudetendeutschen Gebietes zu 
verkünden. Das Ultimatum gerät in die reichsdeutsche Presse, 
noch bevor Benesch es erhalten hat. Dieser erblickt in der 
Presseveröffentlichung den Beweis für eine geheime Zusam¬ 
menarbeit Henleins mit dem Deutschen Reich. 41 

18. Oktober 1937 

Reichsaußenminister von Neurath lehnt erneut den polnischen 
Vorschlag einer gemeinsamen deutsch-polnischen Erklä¬ 
rung über die Aufrechterhaltung des Status quo in Danzig 
ab. Er fordert Lipski auf, Beck von dieser seiner Haltung zu 
unterrichten. Einziges Ziel eines deutsch-polnischen Gesprä¬ 
ches könne „die Wiederherstellung des deutschen Danzig in 
seiner natürlichen Bindung zum Reich“ sein, „wonach man sich 
eingehend mit Polens wirtschaftlichen Interessen befassen kön¬ 
ne“. 42 

24. Oktober 1937 

Das belgische Kabinett Paul van Zeelands, das am 26. März 
1935 (vgl. dort) als Regierung der „nationalen Konzentration“ 
zustandekam, tritt nach zweieinhalbjähriger Regierungszeit 
zurück. Die folgenden Regierungen verfügen jeweils nur über 
eine knappe Mehrheit im Parlament und können sich daher 
nur kurze Zeit an der Macht halten. 

noch Oktober 1937 

Getragen von der seit Anfang der dreißiger Jahre illegal be¬ 
stehenden marokkanischen Nationalistenpartei und der völki¬ 
schen (!) Bewegung, manifestieren sich die bereits 1934 erho¬ 
benen „Forderungen des marokkanischen Volkes“ auf Beteili¬ 
gung an der Regierung des Landes nunmehr in dem „Nationa¬ 
len Pakt“ von Rabat. Er wird von der französischen Verwaltung 
gewaltsam unterdrückt. 

Der im März 1937 (vgl. dort) verhaftete Führer der ungari¬ 
schen Nationalsozialisten Franz Szalasi bildet nach seiner Frei¬ 
lassung aus mehreren Gruppierungen die Ungarische National- 
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sozialistische Partei, die Kontakte zum ungarischen Reichs¬ 
verweser Admiral Nikolaus Horthy de Nagybanya (geb. 18. 
Juni 1868 in Kenderes), dem ehemaligen Oberkommandieren¬ 
den der k. und k. österreichisch-ungarischen Flotte, aufzuneh¬ 
men sucht. 43 

5. November 1937 

Deutschland und Polen schließen ein Abkommen über die Rechte 
und Stellung der beiderseitigen Minderheiten. Hitler spricht 
vor den Führern der polnischen Minderheit in Deutschland, 
der polnische Staatspräsident Moscicki empfängt die Führer der 
deutschen Minderheit in Polen. 44 

Am selben Tage bespricht Hitler mit dem Außenminister 
von Neurath, mit dem Verteidigungsminister von Blomberg 
und den Chefs der drei Wehrmaditsteile (Fritsch, Raeder und 
Göring) die außenpolitische Situation und erklärt, Deutschland 
könne sich aus seiner gegenwärtigen Beengung nur offensiv 
Raum schaffen. Für die kommende Auseinandersetzung sieht 
er einen zeitlichen Rahmen zwischen 1943 und 1945 vor. 
Der Anschluß Österreichs an Deutschland und die militäri¬ 
sche Ausschaltung der Tschechoslowakei werden als Voraus¬ 
setzung für einen Zusammenstoß bezeichnet, auf den die starke 
und beschleunigte Aufrüstung in Frankreich und Großbritan¬ 
nien zu zielen scheint. Hitler vertritt die Auffassung, daß 
Großbritannien bei einem deutschen Vorgehen gegen die Tsche¬ 
choslowakei nicht intervenieren werde, ebensowenig Polen. 
Frankreich alleine werde infolgedessen auch nichts unterneh¬ 
men können. In dieser Besprechung werden weder bestimmte 
Aktionen noch bestimmte Daten vereinbart. Sie beschränkt 
sich auf die Erwägung der Möglichkeiten. Das sogenannte 
„Hoßbadi-Protokoll“ ist in der vorliegenden Form erst nachträg¬ 
lich und zwar nicht von Hoßbach selbst zu Papier gebracht 
worden. Es hat keinen historischen Quellenwert. 45 

6. November 1937 

Italien tritt dem am 25. November 1936 (vgl. dort) zwischen 
Deutschland und Japan geschlossenen Antikominternpakt bei. 
Sein Beitritt ist die logische Folge seiner Isolierung im Mittel¬ 
meer durch die Nyon-(Neuß-)Konferenz (vgl. 10. bis 14. Sep¬ 
tember 1937) und seiner Hilfe für Franco im spanischen Bür¬ 
gerkrieg. 

10. November 1937 

Unter der Präsidentschaft von Getulio Dorneles Vargas (seit 
4. November 1930) wird die korporative Verfassung Brasiliens 
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vom 16. Juli 1934 (vgl. dort) nochmals geändert. Das Korpo¬ 
rativsystem bleibt erhalten. Die Regierung erhält jedoch weit¬ 
gehend autoritäre Vollmachten. Ein Nationaler Wirtschaftsrat 
wird eingesetzt. 

11. November 1937 

Die chinesischen Streitkräfte müssen unter dem Druck des 
japanischen Angriffs Schanghai räumen. Die Zentralregierung 
Tschiang Kai-scheks verlegt ihren Sitz vom gleichfalls bedroh¬ 
ten Nanking nach Tschunking. 49 

14. November 1937 

Der polnische Außenminister Joseph Beck äußert gegenüber 
dem amerikanischen Botschafter in Paris Bullitt, Polen werde 
sich auf keinen Fall in einen Krieg zum Schutze der Satelliten 
Frankreichs in Mitteleuropa hineinziehen lassen, am wenigsten 
zum Schutze der Tschechoslowakei (vgl. 5. November 1937, Hit¬ 
ler). 47 

19. November 1937 

Der Führer der Sudetendeutschen Partei, Konrad Henlein, rich¬ 
tet aufgrund der Folgen des Vorfalls von Teplitz-Schönau (vgl. 
17. Oktober 1937) einen „Geheimbericht“ an den deutschen 
Reichskanzler, in dem von der Notwendigkeit die Rede ist, daß 
die Sudetendeutsche Partei „ihre künftige politische Haltung 
mit der Politik des Reiches in Einklang bringe“. Dieser Bericht 
bedeutet eine Wendung in Henleins persönlicher Haltung vom 
Ziel einer sudetendeutschen Autonomie innerhalb des tschecho¬ 
slowakischen Staates fort zu einer Befürwortung der Angliede¬ 
rung des sudetendeutschen Gebietes an das Deutsche Reich 
hin. 48 

Am gleichen Tage kommt Lord Halifax, künftiger britischer 
Außenminister privatim zum Besuch der Jagdausstellung nach 
Deutschland, wird von Hitler auf dem Obersalzberg empfan¬ 
gen und erklärt bei dieser Gelegenheit, die Lösung der Öster¬ 
reich-, Sudeten-, Danzig- und Korridorfrage sei britischerseits 
annehmbar, vorausgesetzt, daß sie nicht gewaltsam erfolge. 
Halifax erkennt auch die Rolle Deutschlands als eines Boll¬ 
werks des Westens gegen den Bolschewismus an. Seine Äu¬ 
ßerungen sollen offenbar dem Zeitgewinn dienen. Die briti¬ 
sche Rüstung reicht zu diesem Zeitpunkt noch nicht aus, um 
mit den Deutschen Fraktur zu reden. 

23. November 1937 

In ganz Deutschland läuft eine Versammlungswelle und zu¬ 
gleich eine Pressekampagne für die Rückkehr Danzigs zum 
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Deutschen Reich an, der eine Rede Försters in Düsseldorf vor¬ 
ausging. Nunmehr werden auch andere führende deutsche Per¬ 
sönlichkeiten aus Danzig als Redner herangezogen und eine 
Wanderausstellung „Das deutsche Danzig“ vorbereitet. 48 

29./30. November 1937 

Auf Einladung Lord Halifax’, der gerade aus Deutschland zu¬ 
rückgekehrt ist (vgl. 19. November 1937), reisen die französi¬ 
schen Regierungsmitglieder Chautemps (Ministerpräsident) und 
Delbos (Außenminister) nach London, wo man sie drängt, die 
militärischen Vorbereitungen Frankreichs zu verstärken. 50 

noch November 1937 

Der deutsche Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht kommt 
um seine Entlassung ein, da er die Finanzierungsmethode des 
Arbeitsbeschaffungsprogramms (im Rahmen des Vierjahrespla¬ 
nes), die seiner Meinung nach zu einer inflationistischen Ent¬ 
wicklung führen muß, nicht länger glaubt verantworten zu kön¬ 
nen. Schacht bleibt zwar zunächst noch Reichsbankpräsident. 
Sein Nachfolger als Wirtschaftsminister wird Walther Funk 
(geb. 18. August 1890 in Trakehnen/Ostpreußen), bisher Staats¬ 
sekretär im Propagandaministerium, Pressechef der Reichsre¬ 
gierung und Experte für Währungsfragen. 51 

11. Dezember 1937 

Mussolini verkündet auf der Piazza Venezia in Rom den Ent¬ 
schluß des Großen Faschistischen Rates, Italien werde aus dem 
Völkerbund austreten. Es ist das die späte Reaktion Italiens 
auf die vom Völkerbund anläßlich des Äthiopienunternehmens 
zwei Jahre zuvor beschlossenen Sanktionen (vgl. 11. Oktober 
1935), sowie eine Geste der Solidarität mit Deutschland und 
Japan im Zusammenhang mit dem Antikominternpakt (vgl. 6. 
November 1937) angesichts des Einflusses, den der sowjetrus¬ 
sische Außenkommissar Litwinow im Völkerbund ausübt. 

Am gleichen Tage erklärt der französische Luftfahrtminister 
Pierre Cot in Paris vor der Kammer: „Wir haben zu Anfang 
des Bürgerkriegs offiziell und im Einvernehmen mit dem Mi¬ 
nister des Äußeren Flugzeuge nach Spanien geliefert.“ 

13. Dezember 1937 

Japanische Streitkräfte nehmen die Stadt Nanking ein, die 
von der chinesischen Regierung bereits am 11. November (vgl. 
dort) geräumt wurde. 52 

1. bis 17. Dezember 1937 

Der französische Außenminister Delbos besucht die ost-mittel- 
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europäischen Staaten, um zu versuchen, das von Frankreich 
dort geschaffene Paktsystem der Kleinen Entente zu retten. Die 
Reise bleibt ohne Erfolg, da sich inzwischen vor allem Polen 
und Jugoslawien diplomatisch den Achsenmächten angenähert 
haben. 

20. Dezember 1937 

Beim Tode Erich Ludendorffs (im 1. Weltkrieg Generalquar¬ 
tiermeister der Obersten Heeresleitung) ordnet Hitler ein Staats¬ 
begräbnis an, obgleich Ludendorff zu den härtesten Kritikern 
der nationalsozialistischen Führung gehört hat. Die Gemeinschaft 
der Ludendorffanhänger (ursprünglich „Tannenbergbund“), völ¬ 
kisch, antisemitisch und kirchenfeindlich eingestellt, wird sich 
bis über den 2. Weltkrieg hinaus als bemerkenswert zählebig 
und widerstandsfähig erweisen. 

29. Dezember 1937 

Der bisherige „Irische Freistaat“ vollendet den Jahrhunderte 
währenden und bis an die Grenze der Vernichtung der Volks¬ 
substanz verlustreichen Kampf um seine vollständige Unabhän¬ 
gigkeit von Großbritannien und gibt sich eine neue Verfassung 
als souveräne Republik mit dem Staatsnamen „Eire“. 

noch Dezember 1937 

Bei den Parlamentswahlen in Rumänien gewinnt Codreanus 
„Eiserne Garde“, nachdem Codreanus engster Mitarbeiter Jon 
Motza im spanischen Bürgerkrieg aufseiten der Falangisten 
gefallen ist, 70 von 370 Sitzen und wird damit zur zweit¬ 
stärksten Partei im Lande. Codreanu fordert öffentlich eine an¬ 
tikommunistische Außenpolitik an der Seite Deutschlands und 
Italiens. Die Regierungsbildung übernimmt der antisemitisch 
eingestellte Octavian Goga, dessen Nationalchristliche Partei bei 
den Wahlen die meisten Stimmen erhalten hat.“ 

In der Schweiz wird die rätoromanische Sprache, die noch in 
einigen Gebirgstälern des Kantons Graubünden gesprochen 
wird, neben der deutschen, französischen und italienischen Spra¬ 
che offiziell als vierte Nationalsprache anerkannt. 1910 spra¬ 
chen nur 1,1 °/o der Schweizer rätoromanisch, doch hat sich diese 
Sprache seitdem weiter ausgebreitet.“ 

noch 1937 (ohne nähere Datierung) 

Ägypten wird Mitglied des Völkerbundes und kann dort durch¬ 
setzen, daß die bis dahin noch verbliebenen Vorrechte europäi¬ 
scher Mächte in Ägypten (die sogenannten „Kapitulationen“) 
künftig fortfallen. 55 
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noch 1937 (ohne nähere Datierung) 

Der australische Premierminister Joseph Alois Lyons unterbrei¬ 
tet den Mächten im pazifischen Raum den Vorschlag zu einem 
Nichtangriffspakt und bemüht sich, eigene diplomatische Ver¬ 
tretungen Australiens bei den Regierungen einzurichten. So er¬ 
nennt er z. B. einen Botschaftsrat in Washington erstmalig zum 
Vertreter Australiens bei den USA. Angesichts der japanischen 
Expansion sieht sich Australien durch Großbritannien im Rah¬ 
men des britischen Commonwealth of Nations nicht mehr aus¬ 
reichend geschützt. 58 

In Deutschland ernennt Hermann Göring in seiner Eigenschaft 
als preußischer Ministerpräsident Gustaf Gründgens zum Ge¬ 
neralintendanten des Preußischen Staatstheaters in Berlin. Im 
Zuge der kulturpolitischen Kompetenzkämpfe innerhalb des na¬ 
tionalsozialistischen Deutschland wird Gründgens sich wieder¬ 
holt gezwungen sehen, den Schutz Görings in Anspruch zu 
nehmen, durchweg mit Erfolg. 57 

Unter den in Deutschland amtlich anerkannten Religionsbe¬ 
kenntnissen wird nunmehr auch die „Deutsche Gotterkenntnis“, 
wie sie Frau Dr. Mathilde Ludendorff, die Witwe des Gene¬ 
rals Ludendorff, in ihren Schriften dargestellt hat, aufgenom¬ 
men (vgl. 20. Dezember 1937). 58 

Neben den bereits bestehenden Nationalpolitischen Erzie¬ 
hungsanstalten (NAPOLA), in denen zum Teil die Tradition 
der preußischen Kadettenanstalten fortgesetzt wird, werden auf 
Veranlassung des Reichsorganisationsamtes der NSDAP die 
Adolf-Hitler-Schulen gegründet und zunächst in den Ordens¬ 
burgen für den Parteiführernachwuchs untergebracht (Sontho¬ 
fen, Krössinsee und Vogelsang). Die Erzieher für diese neuen 
Internatsschulen werden in besonderen Seminaren ausgebildet. 
Die Leiter dieser speziellen Erzieherseminare für die Adolf- 
Hitler-Schulen werden zum Teil von der alten HJ-Führerschaft 
aus der Zeit von vor 1933 nicht als überzeugte Nationalsoziali¬ 
sten anerkannt. 59 

Der deutsche U-Boot-Kommandant aus dem 1. Weltkrieg, Mar¬ 
tin Niemöller (geb. 14. Januar 1892 in Lippstadt), seit 1931 
evangelisch-lutherischer Geistlicher in Berlin-Dahlem, der 1933 
den „Pfarrer-Notbund“, 1934 die „Bekennende Kirche“ ins Le¬ 
ben rief, erreicht es durdi eine Kette von gezielten Provoka¬ 
tionen, daß er schließlich in Schutzhaft genommen und in eines 
der ersten Konzentrationslager eingewiesen wird, wo ihm al¬ 
lerdings —- abgesehen von dem Verlust der Freiheit — keinerlei 
Leides geschieht. 60 


166 



noch 1937 (ohne nähere Datierung) 

Mit dem Beginn der Bauarbeiten am Befestigungswerk des 
„Westwalls“ und der „Reichswerke Hermann Göring“ im Ge¬ 
biet von Salzgitter nimmt die Aufrüstung einen wesentlichen 
Teil des deutschen Arbeitsbeschaffungsprogramms ein, wobei 
zunächst noch der Schutz der Westgrenze im Vordergrund 
steht. 41 

Um den deutschen Rüstungsstand demjenigen der anderen 
Großmächte anzupassen, werden 60°/o des Haushaltes für 1937 
für Rüstungsausgaben im weitesten Sinne dieses Begriffes (ein¬ 
schließlich des beschleunigten Ausbaues des Autobahnnetzes) 
veranschlagt. 62 

Der deutsche Architekt Albert Speer (geb. 19. März 1905 in 
Mannheim), seit 1934 Leiter des Amtes „Schönheit der Ar¬ 
beit“ (Ausgestaltung der Arbeitsplätze), wird von Hitler zum 
Generalbauinspekteur für die Neugestaltung der Reichshaupt¬ 
stadt Berlin ernannt. 63 

Das deutsche Zeppelin-Passagier-Luftschiff LZ 129 (das noch 
mit Wasserstoff gefüllt ist) wird bei der Landung auf dem 
New Yorker Flughafen Lakehurst wahrscheinlich durch einen 
Sabotageakt (Leuchtspurgeschoß) in Brand gesetzt und vollstän¬ 
dig zerstört. (Unter den Toten befindet sich auch Flugkapitän 
Lehmann). Damit ist der Luftschiff-Linienverkehr zwischen 
Deutschland und den USA, der seit 1932 Passagiere befördert, 
beendet. Das entspricht durchaus der Entwicklung der politi¬ 
schen Beziehungen zwischen den Regierungen beider Länder. 64 

Der südamerikanische Staat Ecuador stellt seine Beziehungen 
zur römisch-katholischen Kirche durch einen Konkordatsvertrag 
mit der Curie auf eine neue Grundlage. 

Der mittelamerikanische Staat El Salvador tritt aus dem Völ¬ 
kerbund aus. Es liegt nahe, daß der diktatorisch regierende 
Präsident Maximilian Hernandez Martinez sich mit diesem 
Schritt mit Deutschlands, Italiens und Japans Völkerbunds¬ 
austritt solidarisch erklären will und seiner Ablehnung des Ein¬ 
flusses Ausdruck gibt, die der sowjetrussische Außenkommissar 
Litwinow-Finkelstein im Völkerbund ausübt. 

Die französische Regierung verstaatlicht den 1836 gegründe¬ 
ten Rüstungskonzem Schneider-Creusot. 65 
Der 1916 geschaffene, 1922 verfassungsgemäß zur gesetzge¬ 
benden Versammlung erklärte Volksrat von Niederländisch In¬ 
dien (Sumatra, Borneo, Java, Celebes und der westliche Teil 
von Neu-Guinea) richtet nach einstimmigem Beschluß den An¬ 
trag an die Regierung der Niederlande, der Kolonie binnen 
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zehn Jahren den Dominion-status (nach britischem Vorbild) 
zuzugestehen. 

noch 1937 (ohne nähere Datierung) 

Prinz Fumimaro Konoye (geh. im Oktober 1891 in Kioto), seit 
1933 Präsident des japanischen Oberhauses, tritt als Minister¬ 
präsident an die Spitze der Regierung und stützt politisch das 
Vorgehen der japanischen Armee in China. 69 
Die Kronprinzessin der Niederlande Juliane heiratet den Prin¬ 
zen Bernhard von Lippe-Biesterfeld, der im nationalsozialisti¬ 
schen Deutschland einer der NSDAP angeschlossenen Organisa¬ 
tion angehörte und sich später als erfolgreicher Verwalter des 
niederländischen Kroneigentums erweisen sowie in interna¬ 
tionalen Gremien eine Rolle spielen wird (vgl. Polit. Lexikon, 
Teil I „Bilderberger“). 97 

Der in Frankreich lebende spanische Maler Pablo Ruiz y Pi¬ 
casso (geh. am 23. Oktober 1881 in Malaga) ergreift mit sei¬ 
nem Gemälde „Guernica“ im Spanischen Bürgerkrieg Partei 
für die Volksfrontregierung und die kommunistischen Inter¬ 
nationalen Brigaden. 68 

In der Schweiz wird eine Strafrechtsreform vom Parlament ver¬ 
abschiedet, nach der die Todesstrafe nicht mehr zur Anwen¬ 
dung kommt 69 

Der Bure Eugene N. Marais weist in seinem Buch „Die Seele 
der weißen Ameise“ nach, daß der Termitenstaat einem Zellen¬ 
organismus nahekommt, in dem die Königin die Funktion des 
Gehirns (Nervenzentrums) ausübt. Es ergeben sich Parallelen 
zu gewissen menschlichen Staatsformen. 76 
Ausgedehnte Streiks und blutige Unruhen in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, insbesondere während der ersten 
Jahreshälfte, sind das Resultat des Rooseveltschen New-Deal- 
Programms. 

Lazar Kaganowitsch, einflußreichster Mann neben Stalin in 
der Sowjetunion, übernimmt nah dem Tode Ordschonikidses 
(vgl. 18. Februar 1937) das kriegswichtige Volkskommissariat 
(Ministerium) für die Schwerindustrie, entwickelt das Stacha- 
nowsystem (Raubbau an der menschlichen Arbeitskraft) und 
läßt durch planmäßigen Raubbau (zum Zwecke der Devisenbe¬ 
schaffung) den russischen Waldbestand ruinieren. 71 
Die Kollektivierung der russischen Landwirtshaft erreiht 
1937 90%> (nah Stein sogar 93°/o) des landwirtschaftlich ge¬ 
nutzten Bodens. Der dritte Fünfjahresplan wird kurz nah sei¬ 
ner Eröffnung weitgehend auf Kriegswirtshaft umgestellt. 75 
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noch 1937 (ohne nähere Datierung) 

Giovanni Battista Montini (geh. 26. September 1897), seit 1963 
Papst Paul VI., wird Stellvertreter des Kardinalstaatssekretärs 
Eugenio Pacelli (1939 bis 1958 Papst Pius XII.) und als solcher 
aus erster Hand mit der Außenpolitik und dem diplomatischen 
Erfahrungsschatz des Vatikans vertraut gemacht. 

Betancourt und Raul Leoni gründen in Venezuela die links¬ 
revolutionäre Partido Democrata Nacional, aus der später die 
Acciön Democrata (AD) hervorgehen wird. Sie erringt bei den 
Parlamentswahlen einen Sieg, wird aber vom Präsidenten Elea- 
zar Löpez Contreras unterdrückt, der seinerseits ein umfang¬ 
reiches Programm sozialer Reformen in Angriff nimmt. 
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1938 


1. Januar 193S 

Robert Gilbert (seit 1941 Lord Vansittart) wird Erster diplo¬ 
matischer Berater des britischen Foreign Office. Dieses Amt ist 
eigens für ihn geschaffen worden. Seine extreme Deutschfeind¬ 
lichkeit wirkt sich nunmehr unmittelbar auf die britische Au¬ 
ßenpolitik aus. 

2. Januar 1938 

Der deutsche Botschafter in London, Joachim von Ribbentrop 
(seit 11. August 1936, vgl. dort) gibt in einem Bericht an die 
deutsche Reichsregierung eine Analyse der britischen Politik 
und der Haltung Englands gegenüber Deutschland, die sich in 
den folgenden Jahren als präzise und treffend erweist. 1 

13. /14. Januar 1938 

Der polnische Außenminister Josef Bede hält sich in Berlin auf 
und führt umfassende Gespräche mit Reichsaußenminister von 
Neurath sowie am 14. Januar mit Hitler. Es wird das Öster¬ 
reich- und das tschechoslowakische Problem eingehend erörtert 
und es zeigt sich, daß Polen Deutschland bei einem bevorste¬ 
henden Unternehmen in beiden Fragen nicht behindern wird. 
Hitlers Bemühungen um einen Ausgleich mit Polen scheinen — 
trotz der unüberbrückbaren Meinungsverschiedenheiten in der 
Danzig-Frage — ihre Früchte zu tragen. 2 

14. Januar 1938 

Aus der französischen Volksfrontregierung Chautemps (vgl. 23. 
Juni 1937) scheiden zunächst die sozialistischen Minister aus. 

20. Januar 1938 

Postyschew (vgl. 23. Februar — 5. März 1937) wird aus dem 
Politbüro der sowjetrussischen Ukraine ausgestoßen. Chruscht¬ 
schow, den Stalin auf dem Höhepunkt der Säuberungsaktio¬ 
nen in die Ukraine entsandt hat, nicht zuletzt um die Russifizie- 
rung der Ukraine voranzutreiben, tritt an Postyschews Stelle. 3 

1. Februar 1938 

Der USA-Botschafter in Berlin Hugh Wilson sendet seinem 
Außenminister Hüll die Analyse eines Sachverständigen der 
amerikanischen Botschaft, in der es heißt: „Für 1938 ist Hitlers 
oberster diplomatischer Grundsatz eine deutsch-englische Ver¬ 
ständigung, wie bereits 1934 oder auch 1924, als er ,Mein 
Kampf“ schrieb.“ 4 

4. Februar 1938 

In Deutschland wird anstelle des Freiherrn von Neurath, der 
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noch aus der Regierung Schleicher übernommen worden war, 
Joachim von Ribbentrop (vgl. 2. Januar 1938), bis dahin deut¬ 
scher Botschafter in London, zum Reichsaußenminister ernannt. 
Das Reichskriegsministerium wird aufgelöst und durch ein 
Oberkommando der Wehrmacht ersetzt, dessen Chef General 
Keitel wird. Chef des Oberkommandos des Heeres wird Gene¬ 
ral von Brauchitsdi anstelle des Freiherm von Fritsch, der eben¬ 
so wie der bisherige Verteidigungsminister von Blomberg seinen 
Abschied erhält. Alle wichtigen Schaltstellen des Reiches sind 
nunmehr mit Nationalsozialisten besetzt. Die Art und Weise 
der Abberufung des Freiherrn von Fritsch (falsche Verdächti¬ 
gung sittlicher Art) belastet die moralische Integrität der nati- 
onalsozialsitischen Reichsregierung schwer, ähnlich wie die Vor¬ 
gänge um die Röhmrevolte vom 30. Juni 1934 (vgl. dort). 5 

10. Februar 1938 

König Carol von Rumänien schwingt sich zum Diktator auf, 
hebt die Verfassung auf, läßt alle Parteien auflösen und auch 
Codreanus „Eiserne Garde“ zerschlagen, ihre Mitglieder in Kon¬ 
zentrationslager einweisen. Der Ministerpräsident Goga (vgl. 
Dez. 1937) wird entlassen und unter dem Patriarchen Myron 
Cristea ein Kabinett der Konzentration gebildet. 

12. Februar 1938 

In einem Gespräch Hitlers mit dem österreichischen Bundes¬ 
kanzler Kurt Schuschnigg auf dem Obersalzberg sagt der Letz¬ 
tere die umgehende Aufnahme von Ministern gesamtdeutscher 
Denkungsart in die österreichische Bundesregierung sowie Straf¬ 
erlaß für verurteilte österreichische Nationalsozialisten zu. 

18. Februar 1938 

Der österreichische Nationalsozialist und Befürworter des An¬ 
schlusses Österreichs an das Deutsche Reich, Arthur Seyß- 
Inquart (geb. am 22. Juli 1892 in Stannem bei Iglau) wird 
aufgrund derHitler-Schuschnigg-Vereinbarung vom 12. Februar 
1938 (siehe oben) als Innenminister in das österreichische Kabi¬ 
nett Schuschnigg aufgenommen. 

20./21. Februar 1938 

Der britische Außenminister Anthony Eden tritt aufgrund von 
Meinungsverschiedenheiten mit dem Premierminister Chamber- 
lain über die britische Italienpolitik von seinem Amte zurück. 
Sein Nachfolger wird Viscount Halifax, ehemaliger Vizekönig 
von Indien, der dem Premier die Lenkung der britischen Au¬ 
ßenpolitik von Anfang an aus der Hand nimmt (vgl. 16. April 
1938).* 
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24. Februar 1938 

Der Staatsstreich König Carols von Rumänien vom 10. Februar 
1938 (vgl. dort) wird durch einen „gelenkten“ Volksentscheid 
scheinbar legalisiert. Doch hat die Regierung tatsächlich keinen 
Rückhalt im Volke. Die Verfolgung der „Eisernen Garde“ Cod- 
reanus wird fortgesetzt. 

noch Februar 1938 

Der Führer der ungarischen Nationalsozialisten, Franz Szalasi 
(vgl. Oktober 1937) und zahlreiche seiner Mitarbeiter werden 
erneut verhaftet. Trotzdem wächst der deutsche Einfluß in Un¬ 
garn (insbesondere nach dem Anschluß Österreichs an das 
Deutsche Reich am 13. März 1938, vgl. dort). 

Deutschland und Italien erkennen den von Japan in der Mand¬ 
schurei am 18. Februar 1932 (vgl. dort) geschaffenen Staat 
Mandschukuo (seit 1. März 1932 Kaiserreich unter Kaiser Puji) 
offiziell an. 

9. März 1938 

Die österreichische Bundesregierung Schuschnigg setzt kurzfri¬ 
stig, binnen drei Tagen, eine Volksabstimmung für den weiteren 
Bestand eines unabhängigen österreichischen Staates, also gegen 
den Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich an. Die Ab¬ 
stimmung soll ohne zuvor aufgelegte Wählerlisten, ohne Ga¬ 
rantie der Geheimwahl und unter Aufsicht von Organen der 
Regierungspartei, der Vaterländischen Front durchgeführt wer¬ 
den. Die Folge dieser Ankündigung ist eine allgemeine Volks¬ 
erhebung in ganz Österreich. 

10. März 1938 

Der britische Außenminister Halifax warnt Ribbentrop, der 
im Begriff steht, die deutsche Botschaft seinem Nachfolger in 
London von Dierksen zu übergeben, vor den „möglichen Fol¬ 
gen“ eines gewaltsamen deutschen Vorgehens gegen Österreich. 
Halifax droht also mit einer britischen Intervention. Er ver¬ 
gleicht Ribbentrop gegenüber ein deutsches Vorgehen in Öster¬ 
reich mit einem britischen Schritt in Belgien. Er begreift die 
gemeinsame deutsche Volkszugehörigkeit der Österreicher und 
der Reichsdeutschen nicht. 7 

11. März 1938 

Die in Österreich von Schuschnigg für den 13. März ange¬ 
setzte Volksabstimmung wird aufgrund der allgemeinen Unru¬ 
hen bis auf weiteres ausgesetzt. Schuschnigg selber tritt vom 
Bundeskanzleramt zurück. Bundespräsident Miklas betraut den 
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nationalsozialistischen Innenminister Seyß-Inquart (vgl. 18. 
Februar 1938) mit der einstweiligen Führung der Bundeskanz¬ 
lergeschäfte. Der britische Botschafter in Berlin erhält aus Lon¬ 
don Anweisung, Hitler nochmals vor einem Eingreifen in Öster¬ 
reich zu warnen. Abends trifft in Berlin die Nachricht ein, daß 
Italien nichts gegen den Anschluß Österreichs unternehmen 
werde. 8 

12. März 1938 

In den frühen Morgenstunden fordert Seyß-Inquart in einem 
Telefongespräch von Wien aus mit Göring auf dessen Empfeh¬ 
lung hin die Entsendung reichsdeutscher Truppen an. Der vor¬ 
bereitete Einmarsch beginnt um 6 Uhr morgens. Vormittags 
betritt Hitler österreichischen Boden und fährt über Braunau 
nach Linz. Angesichts der Tatsache, daß Italien sich mit der 
Entwicklung in Österreich abgefunden hat, erhebt auch Groß¬ 
britannien keine weiteren Einsprüche mehr, zumal Frankreich 
aufgrund innerer Krisen zur Untätigkeit verurteilt ist. 9 

13. März 1938 

Der österreichische Bundespräsident tritt zurück. Die Bundes¬ 
regierung unter Führung von Seyß-Inquart beschließt ein Ge¬ 
setz: „Österreich ist ein Land des Deutschen Reiches.“ Seyß- 
Inquart wird Reichsstatthalter, das österreichische Bundesheer 
der deutschen Wehrmacht eingegliedert, Heer, Polizei und Be¬ 
amtenschaft werden auf Hitler vereidigt. Tags darauf trifft Hit¬ 
ler in Wien ein. Frankreich und Großbritannien legen formalen 
Protest ein, der vom Deutschen Reich als Einmischung in inner¬ 
deutsche Angelegenheiten zurückgewiesen wird. 

In Frankreich wird Leon Blum zum zweiten Mal Ministerpräsi¬ 
dent und stellt ein Volksfrontkabinett zusammen, das seine 
Hauptaufgabe darin erblickt, zugunsten der kommunistischen 
Internationalen Brigaden in den Spanischen Bürgerkrieg durch 
entsprechende Unterstützungsmaßnahmen einzugreifen. 

14. März 1938 

Der Finanzminister der USA, Henry Morgenthau jr. bietet der 
französischen Regierung Leon Blum fernmündlich amerikanische 
Rückendeckung und Zusammenarbeit in der Devisenkontrolle 
an. Es geht ihm darum, Blum aus seinen finanzpolitischen 
Schwierigkeiten zu befreien. Blum wagt jedoch nicht, auf diese 
typisch Morgenthausche Direktaktion, die er ohne Wissen des 
amerikanischen Senats unternimmt, einzugehen. 10 

15. März 1938 

Nikolai Bucharin, Alexej Rykow, Genrich Jagoda und achtzehn 
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andere Altbolschewisten, im sogenannten „Prozeß der 21“ zum 
Tode verurteilt, werden erschossen. Sie waren des Versuchs an¬ 
geklagt, das bolschewistische Regime zu stürzen und ein kapi¬ 
talistisch-bürgerliches System zu errichten. Jagoda hatte von 
1920—24 als Chef der Tscheka bzw. GPU Massenliquidatio¬ 
nen veranlaßt und von 1934 bis 1936 als Volkskommissar für 
das Innere selber im Rahmen der „Säuberung“ die Vernichtung 
von Oppositionsgruppen durchgeführt. 11 

In dem Prozeß gegen die genannten „Rechtsabweichler“ Bucha- 
rin, Rykow und Genossen stellen sich Kaganowitsch, Mikojan 
und Molotow rückhaltslos hinter die Anklagevertretung. 

16. März 1938 

Der tschechoslowakische Gesandte in London, Jan Masaryk, 
berichtet nach Prag, die Briten neigten dazu, einen deutsch¬ 
englischen Krieg als unvermeidlich anzusehen, zögen aber ganz 
offensichtlich einen solchen Konflikt noch nicht für das Jahr 
1938 in Betracht. 12 

18. März 1938 

In Deutschland löst Hitler den Reichstag auf und läßt im ge¬ 
samten Reichsgebiet, einschließlich Österreichs Wahlen zum 
ersten „Großdeutschen Reichstag“ ausschreiben. Der Text auf 
dem dafür entworfenen Stimmzettel wird lauten: „Bist Du mit 
der am 13. März vollzogenen Wiedervereinigung Österreichs 
mit dem Deutschen Reich einverstanden und stimmst Du für 
die Liste unseres Führers Adolf Hitler?“ 

16.—19. März 1938 

Die polnische Regierung nützt die Ablenkung der Weltöffent¬ 
lichkeit durch den Anschluß österreidis an das Deutsche Reich 
aus und richtet ein Ultimatum an Litauen, dieses solle unver¬ 
züglich normale diplomatische Beziehungen zu Polen herstei¬ 
len und die 1920 erfolgte Annexion Wilnas durch Polen end¬ 
lich anerkennen. Litauen, auf sich allein gestellt, geht notge¬ 
drungen auf das polnische Ultimatum ein. 

26. März 1938 

Das japanische Parlament nimmt ein Mobilisierungsgesetz an, 
in dem die Regierung für den Kriegsfall weitreichende Voll¬ 
machten erhält. Da betont wird, dies Gesetz sei nicht auf den 
Chinakonflikt anzuwenden, hat man in Japan offenbar den Ein¬ 
fluß der KOMINTERN auf die Politik des amerikanischen Prä¬ 
sidenten Roosevelt und seiner Berater erkannt und rechnet 
früher oder später mit einer amerikanischen Intervention (vgl. 
28. Sept. 1938). 
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10. April 1938 

Bei den Wahlen zum Großdeutschen Reichstag, gleichzeitig 
Volksabstimmung über den Anschluß Österreichs, lauten im 
Altreich 99,02%, in Österreich 99,72 % der gültigen abgegebe¬ 
nen Stimmen auf „Ja“, das sich auch auf die einzige vorliegende 
Liste für den neuen Reichstag bezieht. 13 

In Frankreich wird Daladier zum dritten Mal Ministerpräsi¬ 
dent. Das zweite Volksfrontexperiment Leon Blums (vgl. 13. 
März 1938) ist am Widerstand des französischen Senats ge¬ 
scheitert. Daladiers Außenminister wird Georges Bonnet. Zu¬ 
nächst unterstützen auch die Sozialisten noch die neue Regie¬ 
rung Daladier. 

14. April 1938 

Das deutsche „Ostmark“-Gesetz gliedert den österreichischen 
Raum neu. An die Stelle der vormals österreichischen Bundes¬ 
länder treten mit diesem Gesetz nunmehr Reichsgaue. Franz 
von Papen, der ehemalige Reichs-, dann Vizekanzler, seit 1934 
(vgl. 30. Juli 1934) Sonderbotschafter des Deutschen Reiches 
bei der österreichischen Bundesregierung in Wien, wird als 
deutscher Botschafter in die Türkei gesandt (bis 1944). 

16. April 1938 

In Rom wird ein britisch-italienisches Abkommen unterzeich¬ 
net, das unter anderem die beiderseitigen Interessen im mitt¬ 
leren Osten und in Ost-Afrika gegeneinander abgrenzt und den 
Austausch militärischer Informationen vorsieht. Großbritan¬ 
nien erkennt die italienische Herrschaft in Äthiopien endgül¬ 
tig an; Italien verpflichtet sich seinerseits, nach Beendigung des 
spanischen Bürgerkrieges die italienischen Freiwilligen von 
dort zurückzuziehen. 14 

17. April 1938 

Chruschtschow läßt D. M. Jewtuschenko, den Ersten Sekretär 
des kommunistischen Parteikomitees der Provinz Kiew und 
Mitglied des Ukrainischen KP-Zentralkomitees, im Rahmen 
der „Säuberung“ verhaften und übernimmt selber dessen Posi¬ 
tion. 16 

24. April 1938 

Die Regierung der Schweiz appelliert an den Völkerbundsrat 
in Genf und ersucht um eine nochmalige, ausdrückliche Aner¬ 
kennung der Schweizer Neutralität in allen kommenden Kon¬ 
flikten. Der Völkerbundsrat gibt dem Ersuchen statt. Offen- 
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sichtlich fühlen sich Mitglieder der Schweizer Regierung durch 
die Einverleibung Österreichs in das Deutsche Reich bedroht. 
Am selben Tage fordert die Sudetendeutsche Partei in der 
Tschechoslowakei, die die Mehrheit der deutschen Volksgruppe 
umfaßt, erneut von der tschechoslowakischen Regierung die 
Gewährung der Autonomie (Selbstverwaltung) für die von den 
Sudetendeutschen bewohnten Gebiete (vgl. 17. Oktober 1937, 
19. November 1937). Im sogenannten Karlsbader Programm 
faßt Henlein seine Forderungen in acht Punkten zusammen: 
Gleichberechtigung, Autonomie, Wiedergutmachung, freies Be¬ 
kenntnis zum Deutschtum und zur deutschen (gemeint ist na¬ 
tionalsozialistischen) Weltanschauung. Die tschechoslowakische 
Regierung beantwortet diese Forderungen mit Mobilisierungs¬ 
maßnahmen. 

25. April 1938 

Ein Vertrag zwischen Großbritannien und Irland regelt die 
künftigen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den beiden Staa¬ 
ten, erkennt Irlands uneingeschränkte Wehrhoheit britischer- 
seits an und beendet den jahrelangen Zollkrieg. 

28729. April 1938 

Anläßlich der britisch-französischen Regierungsbesprechungen 
in London äußert der britische Premier Chamberlain gegen¬ 
über Daladier und Bonnet (vgl. 10. April 1938) über die Ver¬ 
hältnisse in der Tschechoslowakei: „Wenn Benesch die von ihm 
(1919) annektierte deutsche Minderheit liberal behandelt hätte, 
wozu er sich 1919 verpflichtet hatte, gäbe es die derzeitige 
Krise nicht.“ 16 Man beschließt, gemeinsam auf Benesch einzu¬ 
wirken in dem Sinne, er möge Henleins Forderungen nach 
Autonomie für die sudetendeutschen Gebiete stattgeben. 

4. Mai 1938 

In Irland wird der Dichter und Sprachwissenschaftler Douglas 
Hyde (geb. 17. Januar 1860 in Frenchpark) zum ersten Prä¬ 
sidenten der Republik Irland (vgl. 29. Dezember 1937) ge¬ 
wählt. Er gehört zu den Begründern der Gaelic League, die sich 
die Wiederbelebung der gälischen (keltischen) Ursprache Ir¬ 
lands zum Ziele gesetzt hat. 

3.-9. Mai 1938 

Ein offizieller Staatsbesuch des deutschen Reichskanzlers Hit¬ 
ler mit starken Abordnungen nationalsozialistischer Organisa¬ 
tionen (darunter auch Hitlerjugend- und Jungvolkführem) in 
Rom verläuft äußerlich eindrucksvoll, führt aber nicht zu ei¬ 
nem Bündnisvertrag über die Vereinbarungen vom 25. Okto- 
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ber 1936 und 6. November 1937 (vgl. dort) hinaus. Hitler 
verzichtet bei diesem Anlaß offiziell und endgültig auf eine 
Rückkehr Südtirols zum Deutschen Reich. Papst Pius XI. ver¬ 
läßt während dieser Tage des Hitler-Besuches demonstrativ die 
Stadt Rom, trotz des seit dem 20. Juli 1933 (vgl. dort) beste¬ 
henden Reichskonkordats. 

13. Mai 1938 

In Ungarn bildet Bela von Imredy (geb. 29. Dezember 1891 
in Budapest) eine neue Regierung und trägt in seiner Außen¬ 
politik seitdem dem deutschen Machtzuwachs Rechnung. Innen¬ 
politisch leitet er ein Reformprogramm ein, das ländliche Sied¬ 
lungen ermöglicht (Bodenreform) und den Juden im ungarischen 
Wirtschaftsleben gewisse Beschränkungen auf erlegt (magyari¬ 
scher Antisemitismus). 

13./14. Mai 1938 

Konrad Henlein, der Führer der Sudetendeutschen Partei in 
der Tschechoslowakei, hält sich in London auf, um den briti¬ 
schen Politikern die politische und wirtschaftliche Situation der 
deutschen Volksgruppe darzulegen und die Notwendigkeit der 
Autonomie für diese Volksgruppe zu begründen. 

20. Mai 1938 

Die vor allem gegen das Judentum gerichteten deutschen Nürn¬ 
berger Rassengesetze vom 15. September 1935 (vgl. dort) tre¬ 
ten nach dem Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich (vgl. 
13. März 1938) und nach der Umwandlung der vormals öster¬ 
reichischen Bundesländer in deutsche Reichsgaue (vgl. 14 April 
1938) auch dort in Kraft. 

Am selben Tage verkündet die tschechoslowakische Regierung 
die Mobilmachung der Armee, angeblich als Gegenmaßnahme 
gegen eine deutsche Mobilmachung, die aber tatsächlich nicht 
stattgefunden hatte. Der wirkliche Anlaß für die Maßnahme 
der tschechoslowakischen Regierung ist offensichtlich das Er¬ 
gebnis der Gemeindewahlen, die der Sudetendeutschen Partei 
92°/o aller deutschen Stimmen eingebracht haben. 

28. Mai 1938 

Der deutsche Reichskanzler befiehlt in seiner Eigenschaft als 
Oberbefehlshaber der deutschen Wehrmacht (vgl. 2. August 
1934): 

1. eine Verstärkung der deutschen Luftwaffe um 100 % 

2. die Vorbereitung der Mobilmachung von 96 Divisionen bis 
zum 2. Oktober 
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3. den weiteren beschleunigten Ausbau der Westbefestigungen. 
Zwei Tage später, am 

30. Mai 1938 

gibt Hitler dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, 
General Keitel (vgl. 4. Februar 1938) eine von diesem zuvor 
überarbeitete Weisung für die Wehrmachtsführung zur Tsche¬ 
chenkrise wieder zurück mit dem Zusatz: „Es ist mein unab¬ 
änderlicher Entschluß, die Tschechoslowakei demnächst durch 
ein militärisches Unternehmen zu zerschlagen.“ Diese Floskel 
stellt zwar noch keinen Angriffsbefehl dar, es kommt aber we¬ 
gen der für „demnächst“ in Aussicht genommenen und vorzu¬ 
bereitenden „militärischen Unternehmung“ zu einer ernsthaften 
Meinungsverschiedenheit zwischen Hitler und dem Generalstab 
des Oberkommandos, der die frühesten Mitglieder einer Wi¬ 
derstandsbewegung inneralb der Wehrmachtsführung in ihrer 
Absicht bestärkt, Hitler zu stürzen. 17 

31. Mai 1938 

Max M. Warburg, der Hamburger Bankier, sowie seine Teilha¬ 
ber Fritz Warburg (Bruder) und Erich M. Warburg (Sohn) so¬ 
wie Ernst Spiegelberg scheiden aus dem seit 1797 bestehenden 
Hamburger Bankhaus Warburg aus. Im Zuge der sogenannten 
„Arisierung“ treten deutsche Industrielle und Finanzmänner 
nichtjüdiseher Abstammung an ihre Stelle. 18 

Anfang Juni 1938 

Von Nanking aus (vgl. 13. Dezember 1937) kämpfen sich japa¬ 
nische Truppen langsam aber stetig gegen den zähen Wider¬ 
stand chinesischer, zum Teil noch von deutschen Instruktoren 
ausgebildeter Eliteeinheiten in westlicher Richtung das Jangtse- 
Tal aufwärts auf Hankou zu. 

17. Juni 1938 

Bei Parlamentswahlen in Irland siegt die Partei de Valeras 
(vgl. Januar 1933), der ungeachtet des britisch-irischen Vertra¬ 
ges vom 25. April 1938 (vgl. dort) als irischer Ministerpräsi¬ 
dent auf die Vereinigung mit Ulster (Nordirland) und auf die 
irische Neutralität im bevorstehenden Kriege (gegen Deutsch¬ 
land) hinzielt. Ebenso wie die Bemühungen der Schweiz um 
Anerkennung ihrer Neutralität in kommenden Konflikten (vgl. 
24. April 1938) macht auch dieses irische Neutralitätsstreben 
deutlich, daß man in der ersten Hälfte des Jahres 1938 in 
Europa den kommenden Krieg gegen Deutschland offenbar be¬ 
reits für unausweichlich hält. 
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7. Juli 1938 

In Tschunking bildet sich, entsprechend dem Programm Sun 
Yat-sens vom Übergang zur dritten (konstitutionellen) Periode 
der Revolution, ein Politischer Volksrat, eine Art von Berater¬ 
ausschuß für die Regierung. Ihm gehören außer Vertretern 
der Kuomintang und der Kommunisten auch Vertreter kleine¬ 
rer Parteien an, die sich zuweilen aus Verärgerung über das 
autoritäre Auftreten Tschiang Kai-scheks auf den Standpunkt 
der Kommunisten stellen. 19 

19.—22. Juli 1938 

König Georg VI. von Großbritannien (vgl. 10. Dezember 1936) 
und die Königin (eine geborene Bowes-Lyon) unternehmen 
einen offiziellen Staatsbesuch in Paris, der die Entente Cor- 
diale zwischen Frankreich und Großbritannien demonstrativ 
unterstreichen soll und mit entsprechendem Gepränge gefeiert 
wird. Jedoch gleich nach der Abreise des Königspaares erinnert 
Halifax die französische Regierung daran, daß der Standpunkt 
des Foreign Office, Frankreich müsse die Tschechoslowakei nach¬ 
haltig zum Einlenken in der sudetendeutschen Frage veranlas¬ 
sen, unverändert sei.“ 

25. Juli 1938 

In dem zwischen dem an Deutschland angeschlossenen Öster¬ 
reich und der Schweiz gelegenen 158 Quadratkilometer großen 
Fürstentum Liechtenstein tritt Fürst Franz Joseph II. (geb. 16. 
August 1906) als Nachfolger seines verstorbenen Großonkels 
die Regierung an. 21 

26. Juli 1938 

Die britische Regierung gibt bekannt, daß sie eine Sonder¬ 
kommission unter Leitung von Lord Runciman zur Prüfung 
der Lage in den sudetendeutschen Gebieten der Tschechoslo¬ 
wakei entsandt habe. Der tschechoslowakische Staatspräsident 
Benesch entnimmt aus diesem britischen Schritt, daß Groß¬ 
britannien sich nicht ohne weiteres seinen, Beneschs Stand¬ 
punkt zu eigen machen wird. 22 

Am selben Tage nehmen japanische Truppen im Zuge ihres 
Vordringens im Jangtse-Tal (vgl. Anfang Juni 1938) die Stadt 
Kiukang ein. Die USA-Regierung sowie die Regierung des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien protestieren daraufhin bei 
der japanischen Regierung um ihrer Interessen im Jangtse-Tal 
willen gegen die Verletzung des „Neun-Mächte-Abkommens“ 
vom 6. Februar 1922 über die Unabhängigkeit Chinas und den 
Grundsatz der „offenen Türe“ in China. 
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28. Juli 1938 

Der Hamburger Bankier Max M. Warburg (vgl. 31. Mai 1938) 
findet sich in der amerikanischen Botschaft in Berlin ein und 
stellt sich unter deren Schutz, bis seine ungefährdete Ausreise 
aus Deutschland geregelt ist. Er äußert dem Botschafter Dodd 
gegenüber, er stände „in Gefahr, sein Leben zu verlieren, wenn 
seine Ansichten jemals den Regierenden (in Deutschland) be¬ 
kannt würden“. Ähnlich wie Rathenau im deutschen Wirtschafts¬ 
leben so hatte Max M. Warburg im deutschen Finanzwesen so¬ 
wohl während des 1. Weltkrieges als auch danach eine füh¬ 
rende Rolle gespielt. 23 

29. Juli 1938 

Infolge von Grenzzwischenfällen zwischen japanischen und 
sowjetrussischen Truppen bei Taschang Ku-fang im Verlauf des 
japanischen Vorgehens kommt es zu mehrtägigen Kämpfen. 
Der Vorfall bestärkt die Sowjets in ihrer positiven Haltung 
gegenüber Tschiang Kai-schek. 24 

noch Juli 1938 

Mussolini sieht den italienischen Einfluß in Südosteuropa durch 
den Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich und den da¬ 
mit wachsenden deutschen Einfluß im Südosten geschwächt und 
ist daher geneigt, die italienischen Beziehungen zu Großbri¬ 
tannien zu verstärken (vgl. 16. April 1938). Nach Darstellung 
Rönnefarths und Eulers im „Vertrags-Ploetz“ soll Mussolini 
noch im Juli 1938 in einem Schreiben an Hitler ein deutsch¬ 
italienisches Bündnis über die bereits bestehenden Vereinba¬ 
rungen vom 25. Oktober 1936 (vgl. dort) und Italiens Beitritt 
zum Antikominternpakt (vgl. 6. November 1937) hinaus als 
nicht den Erfordernissen des Augenblicks entsprechend bezeich¬ 
net haben. 25 

3. August 1938 

Lord Walter Runciman (geb. 1870) tritt in Prag ein, um im 
Aufträge der britischen Regierung die tatsächliche Situation der 
deutschen Volksgruppe in der Tschechoslowakei zu untersuchen 
und einen entsprechenden Bericht anzufertigen, wenn möglich 
auch zwischen beiden Seiten zu vermitteln (vgl. 26. Juli 1938). 
Das Ergebnis seiner Bemühungen und seiner Analyse wird die 
Empfehlung sein, die sudetendeutschen Gebiete an das Deut¬ 
sche Reich abzutreten. 

12. August 1938 

Sowjetrußland und Japan schließen einen Waffenstillstand, mit 
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dem die Kämpfe anläßlich des Grenzzwischenfalls vom 29. 
Juli 1938 (vgl. dort) beigelegt werden. 

21.—23. August 1938 

Jugoslawien, Rumänien und die Tschechoslowakei gestehen 
Ungarn auf einer Konferenz der „Kleinen Entente“ das Recht 
zur Wiederaufrüstung zu, um es für sich zu gewinnen. Die 
treibende Kraft dabei ist Benesch. Es werden zweiseitige Nicht¬ 
angriffspakte mit Ungarn in Aussicht genommen. 

27. August 1938 

Der Chef des Generalstabes des deutschen Heeres, General¬ 
oberst Beck, der sich bereits gegen den Einmarsch deutscher 
Truppen in Österreich gestellt hat und Hitlers Plan, die Befrei¬ 
ung der Sudetendeutschen aus dem Versailler Staatsgebilde der 
Tschechoslowakei gegebenenfalls gewaltsam zu verwirklichen, 
entschieden bekämpft, kommt um seine Entlassung ein, die 
Hitler sofort gewährt. Zuvor hat Beck vergeblich versucht, das 
Oberkommando des Heeres zu einem geschlossenen Vorgehen 
gegen Hitlers Plan zu bewegen. Becks Nachfolger wird Gene¬ 
ral Franz Haider. 26 

noch August 1938 

Der ungarische Reichsverweser Admiral Horthy (vgl. Oktober 
1937) kommt zu einem offiziellen Staatsbesuch nach Deutsch¬ 
land, unterstreicht damit demonstrativ die Annäherung Ungarns 
an das Deutsche Reich und macht die Bemühungen der Kleinen 
Entente um Ungarn (vgl. oben 21. bis 23. August 1938) un¬ 
wirksam. 

2. September 1938 

Der deutsche Botschafter in Warschau von Moltke berichtet 
an das Auswärtige Amt nach Berlin, daß die Haltung der pol¬ 
nischen Presse und der polnischen Behörden Deutschland ge¬ 
genüber sich unverkennbar verschlechtert habe: „Es ist offen¬ 
sichtlich, daß die Becksdie Politik“ (d. h. der Versuch, das Ver¬ 
hältnis Polens zum Deutschen Reich wenigstens nach außen 
hin korrekt und im Sinne der deutsch-polnischen Erklärung 
vom 26. Januar 1934 (vgl. dort) erscheinen zu lassen) „heute 
noch weniger populär ist als früher und daß der Außenmini¬ 
ster selbst sich Zurückhaltung auferlegen muß. 27 

12. September 1938 

In der Tschechoslowakei fallen dreizehn Sudetendeutsche dem 
gewaltsamen Vorgehen der tschechischen Polizei zum Opfer. 
Hitler erklärt auf dem Nürnberger Parteitag der NSDAP, er 
werde die Unterdrückung der Deutschen in der Tschechoslowa- 
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kei nicht länger dulden. Die tschechoslowakische Regierung ih¬ 
rerseits verhängt über die sudetendeutschen Gebiete das Stand¬ 
recht. 28 

16. September 1938 

Der britische Premierminister Neville Chamberlain reist aus 
eigener Initiative zum Obersalzberg und vereinbart mit Hitler 
einen Aufschub der von diesem beabsichtigten Invasion in der 
Tschechoslowakei, bis man über die Anwendbarkeit des Selbst¬ 
bestimmungsprinzips auf die sudetendeutsche Bevölkerung 
Klarheit gewonnen habe. Der britische Vermittler in der Tsche¬ 
choslowakei, Lord Runciman, (vgl. 3. August 1938) empfiehlt 
in seinem Bericht die Anwendung der Selbstbestimmung als 
einzige noch mögliche Lösung, d. h. die Abtretung der sudeten¬ 
deutschen Gebiete an das Deutsche Reich. 

17. September 1938 

Benesch erklärt sich Frankreich und Großbritannien gegenüber 
unter Umgehung seines eigenen Botschafters in Paris Osusky 
zur Abtretung eines Teiles der sudetendeutschen Gebiete (au¬ 
ßerhalb der tschechoslowakischen Befestigungslinie) bereit. Es 
handelt sich um die Gebiete Eger, Aussig, Reichenberg, zusam¬ 
men etwa 8000 Quadratkilometer mit etwa einer Million Volks¬ 
deutschen. Der französische Ministerpräsident Daladier ist über 
diesen Vorschlag Beneschs sehr überrascht. 28 

18. /19. September 1938 

Die Regierungen Frankreichs und Großbritanniens kommen in 
London unter dem Eindruck des Berichtes von Lord Runciman 
(vgl. 16. September 1938) sowie des Beneschangebotes vom 
Vortage (siehe oben) überein, der Tschechoslowakei die Abtre¬ 
tung des Sudetenlandes nahezulegen: „Wir sind beide über¬ 
zeugt, daß nach den jüngsten Ereignissen nunmehr der Punkt 
erreicht ist, wo das weitere Verbleiben der hauptsächlich von 
Sudetendeutschen bewohnten Distrikte innerhalb des tschecho¬ 
slowakischen Staates tatsächlich nicht länger andauern kann, 
ohne die Interessen der Tschechoslowakei selbst und des euro¬ 
päischen Friedens zu gefährden. Im Lichte dieser Erwägungen 
haben sich beide Regierungen zu der Schlußfolgerung gezwun¬ 
gen gesehen, daß die Aufrechterhaltung des Friedens und die 
Sicherheit der Lebensinteressen der Tschechoslowakei nicht 
wirksam gesichert werden kann, es sei denn, diese Gebiete 
werden nunmehr dem Reiche übertragen.“ Die deutsdie Regie¬ 
rung ist an dieser Beschlußfassung nicht beteiligt. 30 
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21. September 1938 

Die Prager Antwort auf die gemeinsame britisch-französische 
Erklärung vom 19. September 1938 (siehe oben) lautet: „Die 
tschechoslowakische Regierung hat sich unter dem unwidersteh¬ 
lichen Druck der britischen und französischen Regierung ge¬ 
zwungen gesehen, schmerzerfüllt die in London ausgearbeiteten 
Vorschläge anzunehmen.“ In Wirklichkeit hatte Bencsch selbst 
bereits am 17. September (vgl. dort) Gebietsabtretungen, wenn 
auch nur in beschränktem Umfange angeboten. 31 

22. September 1938 

Im Anschluß an die Annahme der britisch-französischen Vor¬ 
schläge (siehe oben) tritt die tschechoslowakische Regierung 
Hodscha zurück. Die neue Regierung bildet General Jan Syrovy 
(der 1920 den Führer der weißen Armee in Rußland, den Ad¬ 
miral Alexander W.Koltschak, an das rote Revolutionskomi¬ 
tee in Irkutsk auslieferte). An die Stelle des bisherigen Außen¬ 
ministers Krofta tritt Franz Chvalkovsky. 32 
Am selben Tage fordert die polnische Regierung in einem Ul¬ 
timatum von der Tschechoslowakei die Abtretung des Tesche- 
ner Gebietes und droht mit militärischem Vorgehen. 

23. September 1938 

Die sowjetrussische Regierung läßt Polen wissen, sie werde ein 
polnisches Vorgehen gegen die Tschechoslowakei zum Anlaß 
nehmen, den russisch-polnischen Nichtangriffspakt vom 25. 
Juli 1932 (vgl. dort) zu kündigen. Der polnische Außenminister 
Josef Beck antwortet, Polen werde eine Einmischung Rußlands 
in die polnisch-tschechischen Beziehungen nicht dulden. Er hatte 
erkannt, daß es sich bei der russischen Note lediglich um ein 
Propagandamanöver handelte. 33 

23./24. September 1938 

Der britische Premier Chamberlain kommt erneut nach Deutsch¬ 
land und trifft in Bad Godesberg mit Hitler zusammen, des¬ 
sen kurzfristige Terminforderungen hinsichtlich der Räumung 
der sudetendeutschen Gebiete durch die Tschechen Chamberlain 
jedoch zunächst zurückweist. Im „Godesberger Memorandum“ 
bezeichnet die deutsche Reichsregierung diejenigen Gebiete nä¬ 
her, auf deren Abtretung sie besteht, sowie die verlangten 
Räumungsdaten. Die britische Regierung übermittelt das Me¬ 
morandum nach Prag, nachdem während der Godesberger Aus¬ 
einandersetzung die erneute Mobilmachung der tschechoslowa¬ 
kischen Armee bekannt geworden war. 
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26. September 1938 

Die tschechoslowakische Regierung lehnt das ihr durch Groß¬ 
britannien übermittelte Godesberger Memorandum (siehe oben) 
als „absolut und bedingungslos unannehmbar“ ab. Daraufhin 
befiehlt der deutsche Reichskanzler Hitler den Einmarsch der 
deutschen Truppen für den 28. September, 14 Uhr. In Frank¬ 
reich, Großbritannien und Italien wird mobilisiert. In seiner 
Rede im Berliner Sportpalast am gleichen Tage erklärt Hitler, 
daß nach der Regelung der sudetendeutschen Frage das Deut¬ 
sche Reich keine weiteren territorialen Forderungen an seine 
Nachbarländer mehr habe. 34 

Ebenfalls am selben Tage schreibt Benesch an den polnischen 
Außenminister Beck, die Tschechoslowakei sei prinzipiell be¬ 
reit, das Gebiet von Teschen Polen zu überlassen, falls Polen 
die Tschechoslowakei in einem Krieg gegen Deutschland unter¬ 
stützen werde. Beck antwortet, wenn die Tschechoslowakei das 
Teschener Gebiet ohne Verzug abträte und wenn Frankreich 
seinen Verpflichtungen gegenüber der Tschechoslowakei nach¬ 
käme, könne diese bestimmt mit der Hilfe Polens gegen Deutsch¬ 
land rechnen. Darauf antwortet Benesch seinerseits, die Über¬ 
gabe des Teschener Gebietes an Polen käme erst in Betracht, 
wenn Deutschland im bevorstehenden Kriege geschlagen sei. 
Aus Warschau erfolgt keine Antwort mehr. Aber der polni¬ 
sche Botschafter in Paris Lukasiewicz erklärt ebenfalls am 26. 
September dem amerikanischen Botschafter Bullitt, Deutsch¬ 
land, Polen und Ungarn würden gemeinsam handeln, um ihren 
Willen in der Tschechoslowakei durchzusetzen. Er bezeichnet 
Benesch als einen Agenten Moskaus. Bullitt, darüber äußerst 
aufgebracht, gibt dem französischen Außenminister Bonnet die 
Hauptschuld an dieser Entwicklung und beschimpft diesen in 
einem Schreiben an Roosevelt, dessen Vorliebe für die Sowjets 
er teilt. 35 

28. September 1938 

Mussolini geht auf eine Anregung Chamberlains zu einer 
Viererkonferenz ein und schlägt Hitler einen Aufschub der mi¬ 
litärischen Operationen gegen die Tschechoslowakei um 24 
Stunden vor. Hitler geht auf den Vorschlag ein und lädt Cham- 
berlain, den französischen Ministerpräsidenten Daladier sowie 
Mussolini selbst für den folgenden Tag nach München ein. 
Chamberlain erhält die Nachricht während seiner Rede vor dem 
Unterhaus über die bevorstehende Kriegsgefahr. Er bricht seine 
Rede ab und erklärt, das Haus wisse, wie er auf diese Ein¬ 
ladung reagieren werde. Er erntet tumultartigen Beifall. 36 
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Am gleichen Tage, dem 28. September 1938, mischt sich der 
Präsident der USA F. D. Roosevelt (der 1932 mit Hilfe der 
KOMINTERN und der amerikanischen Kommunisten gewählt 
worden war, vgl. 8. November 1932) erneut, entgegen der 
offiziellen amerikanischen Neutralitätspolitik, in die europäi¬ 
schen Angelegenheiten ein und schickt anmaßende Telegramme 
an Hitler und Benesch, sie sollten den „Frieden wahren“. Das 
Zustandekommen der Münchner Konferenz Tags darauf und 
ihr Ergebnis wird Roosevelt als eine persönliche Niederlage 
ansehen und seitdem eine intensive militärische Aufrüstung 
der USA betreiben. (Die Anzahl der Arbeitslosen in den USA 
ist zu dieser Zeit auf 10,4 Millionen angestiegen.) 37 Geichzei¬ 
tig verspricht Roosevelt der amerikanischen Bevölkerung, die 
USA würden sich niemals wieder in einen außeramerikanischen 
militärischen Konflikt einmischen, handelt aber mit seiner ein¬ 
seitigen Stellungnahme gegen Deutschland, Italien und Japan 
(also gegen die Antikomintern-Mächte) eindeutig in sowjetrus¬ 
sischem Interesse und betreibt heimlich mit allen Mitteln die 
Vorbereitung der amerikanischen Intervention in einem euro¬ 
päischen Kriege. 

Ebenfalls am gleichen Tage, dem 28. September 1938, zählt der 
stellvertretende Volkskommissar für die Außenpolitik der 
UdSSR Potemkin in einem Gespräch mit dem deutschen Bot¬ 
schafter in Moskau, dem Grafen Schulenburg, diesem die Län¬ 
der auf, die das Deutsche Reich seiner Meinung nach dem¬ 
nächst angreifen werde, darunter auch die Ukraine. Die Sowjet¬ 
regierung nimmt an, daß Hitler den östlichsten Teil der Tsche¬ 
choslowakei, die Karpatoukraine, bei dem vorauszusehenden 
Zerfall des tschechoslowakischen Staatsverbandes als eine 
„Irredenta“ zur Einflußnahme auf die Gesamtukraine verwen¬ 
den bzw. aufbauen wird. Hitler zeigt sich jedoch an der Kar¬ 
patoukraine betont desinteressiert. 38 

29./30. September 1938 

Chamberlain, Daladier, Hitler und Mussolini treffen in Mün¬ 
chen, im sogenannten Führerbau am Königsplatz, zusammen 
und legen im Münchner Abkommen Grenzen und Termine für 
die Räumung der sudetendeutschen Gebiete durch die Tsche¬ 
choslowakei fest. Die Anregung zu dieser Konferenz, die in 
letzter Stunde einen europäischen Krieg verhindert, ging von 
Chamberlain aus, der zunächst am frühen Morgen des Vor¬ 
tages Mussolini für den Konferenzplan gewinnen konnte. Mus¬ 
solini gelang es seinerseits, die Zustimmung Hitlers zu erlan¬ 
gen. 3 ' 
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30. September 1938 

Am frühen Nachmittag sucht der britische Premier Cham- 
berlain Hitler in dessen Münchner Privatwohnung auf und legt 
ihm nach längeren mündlichen Ausführungen eine vorbereitete 
deutsdi-britische Erklärung zur Unterschrift vor, des Inhalts, 
daß che beiden Länder „niemals wieder gegeneinander Krieg zu 
führen“ entschlossen seien. Hitler unterschreibt. Man trennt sich 
in gutem Einvernehmen. 

Der polnische Außenminister Josef Bede, verletzt darüber, daß 
Polen bei der Münchner Konferenz nicht hinzugezogen wur¬ 
de, richtet ein erneutes Ultimatum an die Tschechoslowakei 
(vgl. 22. September 1938), sie solle bis zum 2. Oktober die 
Stadt Teschen und Umgebung sowie binnen zehn Tagen das 
Hinterland Teschens abtreten. Sei bis zum 1. Oktober mittags 
keine entsprechend zustimmende Note in Warschau eingegan¬ 
gen, so übernehme Polen „keine Verantwortung für die Fol¬ 
gen“. Prag kapituliert nodi vor Ablauf der gestellten Frist. Zu¬ 
vor hatte Beck beim deutschen Botschafter angefragt, wie sieb 
Deutschland im Falle eines polnisch-tschechischen Konfliktes 
verhalten werde, und die Zusage erhalten, es werde Polen 
Schutz gewähren. 4 ® 

noch September 1938 

China hat inzwischen die Städte Peking, Tientsin, Schanghai, 
Kanton, Nanking und den Städtekomplex Wuhan an die Ja¬ 
paner verloren, damit die gesamte Küste. Im Politischen Volks¬ 
rat (vgl. 7. Juli 1938) kommt es zu heftigen Auseinanderset¬ 
zungen. Tschiang Kai-schek wird vorgeworfen, daß er von 
neuem begonnen habe, Truppenverbände aus der Front gegen 
die Japaner abzuziehen, um sie gegen die Kommunisten einzu¬ 
setzen. Unterdessen organisiert Mao Tse-tung in den von Ja¬ 
pan besetzten Gebieten den Partisanenkampf. 41 

1. Oktober 1938 

Deutsche Truppen beginnen mit der kampflosen Besetzung 
der von Sudetendeutschen bewohnten Gebiete nach dem in 
München festgesetzten Plan. Konrad Henlein, der Führer der 
Sudetendeutschen Partei, wird zum Reichskommissar ernannt, 
einen Monat später, am 30. Oktober zum Gauleiter des neu¬ 
geschaffenen Gaues Sudetenland der NSDAP. 

2. Oktober 1938 

Polnische Truppen besetzen, dem polnischen Ultimatum vom 
22. und 30. Septemberl938 (vgl. dort) entsprechend, das Olsa- 
gebiet (Teschen). Dabei kommt es zu Verfolgungen der in die- 
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sem Gebiet ansässigen Volksdeutschen Minderheit, die sich 
trotz offizieller deutscher Proteste in den folgenden Monaten 
steigern werden. 42 

3. Oktober 1938 

Der britische Premier Neville Chamberlain, der bei seiner Rück¬ 
kehr aus München zunächst als Friedensbringer begrüßt und 
gefeiert worden war, sich dann aber scharfer Kritik der Kriegs¬ 
partei ausgesetzt sah, sagt vor dem britischen Unterhaus: „Auf 
lange Zeit haben wir unser Land auf ein großes Aufrüstungs¬ 
programm festgelegt, das sowohl in seiner Verwirklichung wie 
in seinem Umfange täglich stärker wird. Möge niemand glau¬ 
ben, daß, weil wir in München dieses Abkommen zwischen 
den vier Mächten abgeschlossen haben, wir in unseren Bemü¬ 
hungen nachlassen könnten, was die augenblickliche Ausfüh¬ 
rung dieses Programms betrifft.“ 43 

4. Oktober 1938 

In Frankreich reagiert die Öffentlichkeit im Unterschied zu 
Großbritannien weitgehend positiv auf das Münchner Abkom¬ 
men. Die Abstimmung in der Kammer in Paris über Minister¬ 
präsident Daladiers Bericht zum Ergebnis von München ergibt 
535 Stimmen für die Billigung, 75 dagegen bei drei Enthaltun¬ 
gen. Daladier läßt es daraufhin zum Bruch mit den Sozialisten 
und Kommunisten kommen, die als einzige dagegen gestimmt 
haben. Tags darauf kann er sogar ein Ermächtigungsgesetz 
durchsetzen, das es der Regierung ermöglichen soll, die von 
der Volksfrontregierung zuvor ruinierte französische Wirtschaft 
wieder gesunden zu lassen. So werden zum Beispiel Überspit¬ 
zungen in der Sozialgesetzgebung der vergangenen Regierung 
Blum wieder aufgehoben. 44 

5. Oktober 1938 

Der Staatspräsident der Tschechoslowakei Eduard Benesch tritt 
zurück. General Jan Syrovy (vgl. 22. September 1938), der zu¬ 
vor eine provisorische Regierung gebildet hatte und als Nach¬ 
folger Hodschas Ministerpräsident geworden war, wird nun 
zugleich kommissarischer Staatspräsident. 43 
Am selben Tage entzieht die polnische Regierung den aus 
Polen emigrierten Juden (seit 1933: 557 000) die polnische 
Staatsangehörigkeit und wird 50 000 am Stichtage aus Deutsch¬ 
land nach Polen zurückgesandte Juden am Grenzübertritt hin¬ 
dern, zum großen Teil zurücktreiben lassen. Unter ihnen be¬ 
finden sich auch die Eltern des Herschel Grynszpan, der auf 
diese Nachricht hin den Entschluß faßt, in Paris den deutschen 
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Botschafter zu erschießen, anstattdessen aber einen Mitarbeiter 
der Botschaft trifft. 49 (vgl. 9. November 1938) 

3.—6. Oktober 1938 

In der viertägigen Parlamentsdebatte in London über das 
Münchner Abkommen (vgl. 29./30. September 1938) wird 
Chamberlain (vgl. 3. Oktober 1938) sowohl von der Labour- 
Opposition als auch von der Kriegspartei unter den Konserva¬ 
tiven (Churchill, Duff Cooper, Eden, Harold MacMillan, Leo¬ 
pold Amery u. a.) verurteilt. Er gewinnt zwar noch die Ab¬ 
stimmung über die Vertrauensfrage, aber von nun an wird 
Halifax die Richtung der britischen Außenpolitik bestimmen. 47 

6. Oktober 1938 

Die Slowakei unter ihrem eigenen Ministerpräsidenten Josef 
Tiso (geb. 13. Oktober 1887 in Broß-Bytca), katholischem Geist¬ 
lichen und seit demTode Hlinkas im August 1938 Vorsitzen¬ 
dem der Slowakischen Volkspartei, erlangt volle Autonomie in¬ 
nerhalb des in Auflösung begriffenen tschechoslowakischen 
Staatsverbandes. 

8. Oktober 1938 

Dem Beispiel der Slowakei (siehe oben) folgend, nimmt auch 
der östlichste Zipfel der ehemaligen Tschechoslowakei, die Kar- 
patoukraine, Autonomie für sich in Anspruch. Sie wird diesem 
Gebiet allerdings nur ein halbes Jahr lang erhalten bleiben. 
Dann wird es gänzlich von Ungarn annektiert, dem der süd¬ 
liche Teil bereits durch den 1. Wiener Schiedsspruch (vgl. 2. 
November 1938) zugesprochen wird. 48 

9. Oktober 1938 

Der deutsche Reichskanzler Hitler nimmt in einer Rede in 
Saarbrücken Stellung zur britischen Unterhausdebatte über das 
Münchner Abkommen, kündigt den weiteren beschleunigten 
Ausbau der Westbefestigungen an und sagt u. a.: „Die Staats¬ 
männer, die uns gegenüberstehen, wollen —- das müssen wir 
ihnen glauben — den Frieden. Allein sie regieren in Ländern, 
deren innere Konstruktion es möglich macht, daß sie jederzeit 
abgelöst werden können, um anderen Platz zu machen, die den 
Frieden nicht so sehr im Auge haben. Und diese anderen sind 
da. Es braucht nur in England statt Chamberlain Herr Duff 
Cooper oder Herr Eden oder Herr Churchill zur Macht zu kom¬ 
men, so wissen wir genau, daß es das Ziel dieser Männer wäre, 
sofort einen neuen Weltkrieg zu beginnen. Sie machen gar kein 
Hehl daraus, sie sprechen das offen aus ... Das verpflichtet 
uns, wachsam und auf des Reiches Schutz bedacht zu sein!“ 49 
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13. Oktober 1938 

Hitler verzichtet auf die Volksabstimmung in den bis zum 10. 
Oktober noch nicht von deutschen Truppen besetzten Gebieten 
der Tschechen Die tschechische Regierung ist über diese Ent¬ 
scheidung erleichtert, da sie Anlaß hatte, das Ergebnis der 
Volksabstimmung in diesen Gebieten zu fürchten. 50 

18. Oktober 1938 

Der polnische Außenminister Josef Beck versucht vergeblich, 
König Carol von Rumänien zum Anspruch auf oder sogar zur 
Annexion eines Teiles von Ruthenien (Karpatoukraine) zu 
bewegen. Gleichzeitig sucht er Ungarn für den gleichen Plan 
zu gewinnen. Er trägt damit der tatsächlichen Auflösung der 
künstlichen Versailler Staatsschöpfung der Tschechoslowakei 
Rechnung und zielt insbesondere auf eine gemeinsame Grenze 
Polens mit Ungarn ab. Das Scheitern seiner Bemühungen in 
Rumänien veranlaßt Beck zu dem Versuch, Deutschland für 
eine Übertragung Rutheniens an Ungarn zu gewinnen. 51 

20. Oktober 1938 

Die Regierung der Rest-Tschechei verbietet in ihrem verblie¬ 
benen Hoheitsgebiet die kommunistische Partei und verhindert 
damit oder erschwert jedenfalls eine weitere Einflußnahme sei¬ 
tens der UdSSR, als deren Brückenkopf in Mitteleuropa die 
Tschechoslowakei bisher gedient hat (und nach dem 2. Welt¬ 
krieg auch wieder dienen wird). 

Am selben Tage weiht in Deutschland Hitlers Stellvertreter 
Rudolf Heß den ersten Bauabschnitt des Rhein-Donau-Kanals 
ein, der Lastkähnen bis zu 1200 Tonnen die Durchfahrt von 
der Nordsee bis ins Schwarze Meer gestatten soll. Die Ein¬ 
fuhr deutscher Waren in die Donau- und Balkanstaaten hat 
sich bereits in den Jahren von 1929 bis 1936 etwa verdrei¬ 
facht. 52 

22. Oktober 1938 

Der ehemalige tschechoslowakische Staatspräsident Eduard 
Benesch verläßt auf Bitten der neuen Regierung die Rest- 
Tschechei und fliegt nach London. 55 

24. Oktober 1938 

Der deutsche Reichsaußenminister von Ribbentrop unterbrei¬ 
tet in Berchtesgaden dem polnischen Botschafter Lipski erst¬ 
mals und streng vertraulich den Vorschlag, Deutschland könne 
die deutsch-polnische Grenze von 1922 anerkennen und garan¬ 
tieren, wenn Polen Danzig Deutschland überlasse und den 
Bau einer Bahnlinie sowie Autostraße durch den Korridor nach 
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Ostpreußen zulasse. Lipskl erwidert sofort, daß das polnische 
Volk zur Überlassung Danzigs an Deutschland niemals werde 
zu bewegen sein. Tags darauf bestärkt der polnische Außen¬ 
minister Josef Beck Lipski ausdrücklich in dieser Auffassung. 
Ein Versuch Deutschlands, sich Danzig einzuverleiben, werde 
einen Angriff Polens auf Deutschland zur Folge haben. 54 

25. Oktober 1938 

Japanische Truppen nehmen im Zuge ihres Vordringens im 
Jangtse-Tal die Stadt Hankou, ohne noch auf größeren Wider¬ 
stand zu stoßen. Wiederum protestieren die USA und Groß¬ 
britannien gegen die Verletzung des Neunmächteabkommens 
vom Februar 1922 (vgl. 26. Juli 1938). 

2. November 1938 

Im Ersten Wiener Sdiiedspruch entscheiden die Außenmini¬ 
ster Deutschlands und Italiens im Wiener Schloß Belvedere 
über den Umfang der von der Slowakei und der Karpatoukraine 
an Ungarn abzutretenden Gebiete sowie über den Zeitraum 
der Räumung. Es wird im wesentlichen die alte Grenze Ober¬ 
ungarns vor dem Vertrag von Trianon wiederhergestellt, doch 
bleiben einige Wünsche der Ungarn unerfüllt. 

9. November 1938 

Die Reaktion auf die Ermordung des deutschen Botschafts¬ 
sekretärs Ernst vom Rath in Paris durch einen jüdischen Flücht¬ 
ling aus Polen Herschel Grynszpan (vgl. 5. Oktober 1938, Po¬ 
len) zwei Tage zuvor besteht in einem organisierten Pogrom 
gegen jüdische Geschäfte, Wohnungen und Synagogen, bei dem 
auch Menschen getötet werden und der als Beginn der verschärf¬ 
ten Judenverfolgungen in Deutschland gelten kann. Die Folge 
ist eine neue Welle der Deutschfeindlichkeit, besonders in den 
USA (vgl. 14./15. November 1938). Bei der Geheimen Staats¬ 
polizei in Berlin übernimmt Adolf Eichmann die Leitung der 
Reichszentrale für jüdische Auswanderung. 55 

10. November 1938 

Der Staatspräsident und Erneuerer der Türkei, Kemal Atatürk 
(seit 29. Oktober 1923) stirbt. Der Mann seines Vertrauens 
und seit 1923 Ministerpräsident, Ismet Inönü (geb. 25. Sep¬ 
tember 1884 in Izmir), 1920/21 Generalstabschef im Kriege ge¬ 
gen Griechenland, wird an seiner statt zum Staatspräsidenten 
gewählt. 

4.—11. November 1938 

Entsprechend dem Wiener Sdiiedspruch vom 2. November 
1938 (vgl. dort) rücken ungarische Truppen in die von der Slo- 
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wakei abzutretenden Gebiete ein. In den darauffolgenden Mo¬ 
naten wird es noch zu zahlreichen Grenzzwischenfällen kom¬ 
men. 

11. November 1938 

In der Slowakei schließen sich die vier bedeutendsten Parteien 
unter dem Namen Hlinka-Volkspartei zu einer Einheitspartei 
zusammen, die die drei Tage zuvor gebildete landeseigene slo¬ 
wakische Regierung trägt. Ein Staatsverband zwischen der 
Resttschechei und der Restslowakei besteht nur noch formal. 56 

12. November 1938 

Im Zusammenhang mit der Ermordung des deutschen Bot¬ 
schaftsekretärs Ernst vom Rath in Paris wird von den deutschen 
Regierungsbehörden den „Juden deutscher Staatsangehörigkeit 
in ihrer Gesamtheit“ als „Sühneleistung“ „die Zahlung einer 
Kontribution von einer Milliarde Reichsmark an das Deutsche 
Reich auferlegt.“ Eine weitere Verordnung besagt, daß „alle 
Schäden, welche durch die Empörung des Volkes über die 
Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozia¬ 
listische Deutschland am 8., 9. und 10 November 1938 an 
jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, 
von dem jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden 
sofort zu beseitigen sind.“ Eine Kette weiterer antijüdischer 
Maßnahmen schließt sich an. Damit wird die Herausforderung 
eines internationalen Gegners deutscherseits auf die Spitze ge¬ 
trieben, dessen weltweite Verbindungen, Machtmittel und Mög¬ 
lichkeiten die nationalsozialistischen deutschen Regierungsorgane 
offensichtlich in verhängnisvoller Ignoranz unterschätzen. 57 

14./15. November 1938 

Aufgrund der Judenpogrome in Deutschland vom 9. Novem¬ 
ber 1938 (vgl. dort) und der anschließenden antijüdischen deut¬ 
schen Regierungsmaßnahmen (siehe oben) weist der US-ameri¬ 
kanische Außenminister Cordell Hüll seinen Berliner Botschafter 
Hugh Wilson an, Deutschland binnen weniger Tage zu verlas¬ 
sen und verbietet ihm ausdrücklich, für die Rückreise ein deut¬ 
sches Schiff zu benutzen. In einer großangelegten Rundfunk- 
Campagne in den USA, an der Vertreter der verschiedensten 
Kreise teilnehmen, unter anderem auch der ehemalige Präsi¬ 
dent Herbert Hoover (vgl. 20. Juni 1931), werden die Ereig¬ 
nisse in Deutschland am 9. und 10. November (Kristallnacht) 
gebrandmarkt. Präsident F. D. Roosevelt läßt sich die ihm 
selbstverständlich hoch willkommene Gelegenheit nicht entge¬ 
hen, die deutschen Maßnahmen in seinem und seiner Freunde 
Sinne zu interpretieren und gibt vor einer Pressekonferenz die 
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von Cordell Hüll bereits verfügte Abberufung des US-Botschaf- 
ters aus Berlin bekannt. 58 

19. November 1938 

Reiehsaußenminister von Ribbentrop unternimmt einen zwei¬ 
ten Versuch, dem polnischen Botschafter Lipski den deutschen 
Vorschlag — Grenzgarantie im Austausch gegen Rückgabe 
Danzigs an das Reich sowie Bahnlinie und Autostraße nach 
Ostpreußen — schmackhaft zu machen und zu erklären, was 
ein deutscher Verzicht auf den Korridor bedeute. Lipski trägt 
Ribbentrop einen Gegenvorschlag des polnischen Außenmini¬ 
sters Beck vor: ein Sondervertrag zwischen Deutschland und 
Polen über beiderseitige Anerkennung des endgültigen Sta¬ 
tus Danzigs als Freistaat. 59 

Am selben Tage erklärt der amerikanische Botschafter in 
Paris dem polnischen Botschafter in Washington Graf Jerzy 
Potocki: „Nur Gewalt und schließlich ein Krieg kann der wahn¬ 
sinnigen Expansion Deutschlands in Zukunft ein Ende ma¬ 
chen.“ Auf Potockis Rückfrage, ob die USA an einem solchen 
Krieg (gegen Deutschland) teilnehmen würden, antwortet Bul- 
litt: „Zweifellos ja! Aber erst dann, wenn England und Frank¬ 
reich zuerst losschlagen.“ Diese Antwort entspricht genau der 
Politik Roosevelts und den Interessen der UdSSR bzw. der 
KOMINTERN. In seinem Bericht über dieses Gespräch mit 
Bullitt an das polnische Außenministerium in Warschau fügt 
Potocki ergänzend hinzu, Präsident Roosevelt sei laut Aussage 
Bullitts entschlossen, die USA in den nächsten europäischen 
Krieg, der bald ausbrechen werde, hineinzuziehen. Er habe „von 
Deutschland und seinem Kanzler Adolf Hitler . . . mit außer¬ 
ordentlicher Heftigkeit und mit bitterem Haß gesprochen“ (vgl. 
3. Dezember 1938). 60 

24. November 1938 

Die Besprechungen anläßlich des Besuches des britischen Pre¬ 
miers Chamberlain und des Außenministers Halifax in Paris 
hatten insbesondere die militärischen Voraussetzungen einer 
gemeinsamen Verteidigungspolitik beider Staaten zum Gegen¬ 
stand. Die französischen Verhandlungspartner betonten die 
Notwendigkeit eines starken britischen Expeditionskorps für 
Frankreich, britischerseits wurde eine erhebliche Verstärkung 
der französischen Luftwaffe gefordert. Beide Seiten einigten 
sich auf Sicherungsmaßnahmen für die Verbindungslinien 
zwischen ihren beiden Kolonialreichen. 91 

26. November 1938 

Die Regierungen der UdSSR, infolge ihrer Nichtbeteiligung am 
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Münchner Abkommen vom 29./30. September 1938 (vgl. dort) 
politisch vorübergehend aus dem Spiel, und Polens, die sich 
durch die deutsche Anfrage nach einer Rückkehr Danzigs zum 
Reich bedroht sieht, bekräftigen ihren Nichtangriffspakt vom 
25. Juli 1932 (vgl. dort), den die UdSSR noch kurz zuvor, anläß¬ 
lich des polnischen Vorgehens gegen die Tschechoslowakei in 
der Teschenfrage (vgl. 23. September 1938) zu kündigen ge¬ 
droht hatte. Aus demselben Anlaß hat Polen auch die diplo¬ 
matischen Sympathien Frankreichs verloren und muß nun An¬ 
lehnung an die UdSSR suchen, entgegen der ausdrücklichen 
Warnung Pilsudskis (vgl. 11. Mai 1935). 

30. November 1938 

In der italienischen Kammer und in italienischen Zeitungen 
entfesseln chauvinistische Kreise eine leidenschaftliche Propa¬ 
gandacampagne gegen Frankreich und versteigen sich zu terri¬ 
torialen Forderungen nadi Korsika und Tunis. Damit wird 
eine gefährliche italienisch-französische Spannung heraufbe- 
schworen. 62 

Am gleichen Tage tritt in der Resttschechei ein abermaliger 
Regierungswechsel ein. Staatspräsident wird an Stelle von 
Syrovy (vgl. 5. Oktober 1938) der bisherige Präsident des Ober¬ 
verwaltungsgerichts Emil Hacha (geb. 12. Juli 1872 in Schweinitz/ 
Böhmen), Ministerpräsident wird der Agrarparteiler und er¬ 
klärte Gegner Beneschs Rudolf Beran. 

Ebenfalls am selben Tage wird in Rumänien Corneliu Cod- 
reanu, Begründer und Führer der „Legion Erzengel Michael“ 
(Eiserne Garde), der auf Betreiben König Carols wegen Hoch¬ 
verrats verurteilt wurde, in der Nähe von Bukarest „auf der 
Flucht“ erschossen. Seine Legion wird seinen Tod trotz aller 
Verfolgungen überleben. Sein Nachfolger Horia Sima wird zwei 
Jahre später, am 6. September 1940 (vgl. dort) König Carol zur 
Abdankung zwingen. 63 

noch November 1938 

Die Nationale Sammlungspartei in Finnland, eine Organisation 
der bereits 1932 aufgelösten Lappobewegung, wird nun eben¬ 
falls aufgelöst. Die Abwehr von seiten konservativ-reaktionä¬ 
rer Institutionen gegen die jungen, zwar betont nationalen, 
aber zugleich Sozialrevolutionären, eine grundsätzliche Erneue¬ 
rung des nationalen Lebens anstrebenden Bewegungen in zahl¬ 
reichen europäischen Staaten zeigt deutliche Parallelen. 

Bei den Parlamentswahlen in Jugoslawien hat die kroatische 
Opposition starken Stimmenzuwachs zu verzeichnen, wenn auch 
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insgesamt die Partei der serbischen Regierung Stojadinowitsch 
die Mehrheit der Stimmen erhält. 

1. Dezember 1938 

Der Präsident der USA Roosevelt beruft an Stelle des ver¬ 
storbenen Richters Cardozo Felix Frankfurter (geb. 15. Novem¬ 
ber 1862 noch in Wien) in den Obersten Gerichtshof der USA. 
Roosevelt hatte bereits als Gouverneur des Staates New York 
engen Kontakt mit Frankfurter, der zugleich Zionist und seiner 
Einstellung nach „progressiver Kollektivist“ war und seine juri¬ 
stischen Schüler bzw. Assistenten in höchste Staatsstellungen 
lancierte, darunter auch Alger Hiss, dem die Spionage für die 
UdSSR gerichtlich nachgewiesen werden konnte. 04 

3. Dezember 1938 

Der amerikanische Rotschafter in Warschau Biddle erklärt dem 
Danziger Völkerbundskommissar Burckhardt, Polen werde sehr 
bald gegen Deutschland kämpfen und er, Biddle, würde diese 
Entwicklung begrüßen. Er spricht in diesem Zusammenhang 
von einem tiefen Haß maßgebender amerikanischer Kreise 
auf Deutschland und sagt auch eine Intervention Großbritan¬ 
niens und Frankreichs in einem deutsch-polnischen Krieg vor¬ 
aus, bevor noch Großbritannien Polen die bekannte Blanco- 
Garantie gegeben hat und zehn Monate vor Kriegsbeginn. Das 
Programm, wie der Krieg auszuweiten sei, ist also bereits im 
Gespräch. Burckhardt reagiert als Kulturgeschichtler auf diese 
Eröffnung Biddles mit den Worten: „Herrliche Aussichten! Cal¬ 
vin gegen die Nachkommen Luthers und Lenin als Calvins 
Bundesgenosse“ (vgl. 19. November 1938, Bullitt). 65 

6. Dezember 1938 

In Paris unterzeichnen der französische und der deutsche Au¬ 
ßenminister, Bonnet und von Ribbentrop, eine gemeinsame 
deutsch-französische Erklärung, daß zwischen ihren Ländern 
keine ungelösten Territorialfragen mehr bestünden und die der¬ 
zeitige Grenze endgültig sei. Alle beide Länder angehenden Pro¬ 
bleme sollen künftig auf dem Beratungswege geklärt werden. 
Der Besuch Ribbentrops in Paris und die seit langem geplante 
gemeinsame Erklärung waren durch die Ermordung vom 
Raths (vgl. 9. November 1938) verzögert worden. 60 

12. Dezember 1938 

Der japanische Ministerpräsident Fürst Konoye gibt die japa¬ 
nischen Kriegsziele in China bekannt: Japan will keine chine¬ 
sischen Gebiete annektieren, fordert auch keine finanzielle 
Kriegsentschädigung von China sondern lediglich Abstand von 
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der bisherigen dortigen japanfeindlichen Einstellung (also eine 
Haltung, wie sie Tschiang Kai-schek vor seiner Verhaftung 
in Sian, vgl. 12. Dezember 1936, lange Zeit gezeigt hat), An¬ 
erkennung Mandschukuos, Beitritt Chinas zum Antikomintern¬ 
pakt (das bedeutet wieder klare Tennung der Kuomintang von 
den Kommunisten), Niederlassungs- und Handelsrecht für Ja¬ 
paner in China, Beteiligung Japans an der Erschließung chinesi¬ 
scher Bodenschätze. Das Fernziel Japans bei alledem ist ein 
großostasiatischer Wirtschaftsraum unter Führung Japans. 

17. Dezember 1938 

Italien kündigt offiziell das am 7. Januar 1935 (vgl. dort) zwi¬ 
schen Laval und Mussolini in Rom geschlossene Abkommen. 
Doch sieht die französische Regierung diesen italienischen 
Schritt aufgrund des kurz zuvor (vgl. 6. Dezember 1938) mit 
Deutschland abgeschlossenen Nichtangriffsabkommens nicht als 
bedrohlich an. 67 

24. Dezember 1938 

Zum Abschluß der VIII. panamerikanischen Konferenz, in 
deren Verlauf die USA im Zeichen der Rooseveltschen „Qua- 
rantäne“-Politik (vgl. 5. Oktober 1937) einen Militärpakt ge¬ 
gen die „Agressoren“ anstrebten aber nicht erreichten, wird 
in der Deklaration von Lima die Unverletzlichkeit der ameri¬ 
kanischen Staaten und ihre Solidarität gegen jeden Angriff 
von außen proklamiert. 

noch 1938 (ohne nähere Datierung) 

Die australische Regierung Lyons verfügt eine vollständige 
Ausfuhrsperre für Eisen und Manganerze, ausgenommen in 
die Länder des britischen Commonwealth. Die Maßnahme rich¬ 
tet sich vor allem gegen Japan, dessen industrielle Entwick¬ 
lung man nicht fördern will. 

Der belgische Außen- und Handelsminister seit 1936, Paul 
Henry Spaak (geb. 25. Januar 1899 in Brüssel), seit 1932 
sozialistischer Abgeordneter des Parlaments, übernimmt als 
Ministerpräsident die Bildung einer neuen Regierung. 

Unter nordamerikanischem Druck sieht sich der brasilianische 
Staatspräsident (seit 1930) Getulio Domeies Vargas gezwungen, 
die bisher von ihm geförderte Bewegung der Integralisten, die 
einen nationalbrasilianischen Sozialismus verfechten, fallen zu 
lassen. 

In Bulgarien gestattet Zar Boris die Durchführung freier Wah¬ 
len und den Zusammentritt des gewählten Parlaments, be¬ 
stimmt aber weiterhin von sich aus den Kurs der bulgarischen 
Außen- und Innenpolitik. 
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noch 1938 (ohne nähere Datierung) 

In Chile schließen sich nach einem Wahlsieg der christlich-de¬ 
mokratischen Regierungspartei die Kommunisten, Sozialisten 
und Radikalen zu einer Volksfront zusammen und setzen durch, 
daß der Führer der linken Zentrumspartei (Partido Radical), 
Pedro Aguirre Cerda Präsident wird. Unter seiner Regierung 
wird ein soziales Reformgesetzgebungswerk begonnen. 

Der deutsche Chemiker Otto Hahn (geb. 8. März 1879 in 
Frankfurt/Main), seit 1928 Direktor des Kaiser-Wilhelm-Insti- 
tuts für Chemie, führt gemeinsam mit Fritz Strassmann (geb. 
1902) die erste künstliche Kernspaltung am Uranatom durch 
Beschuß des Atomkerns mit Neutronen aus. 

Der deutsche Physiker Pascual Jordan (geb. 18. Oktober 1902), 
lehrtätig an den Universitäten Rostode, Berlin und Hamburg, 
führt grundlegende biologische Erscheinungen (Lebensvorgän¬ 
ge) auf die Verstärkung ursprünglich atomphysikalischer Vor¬ 
gänge zurück (Verstärkungstheorie der Biophysik). 68 
In Deutschland wird ein preiswertes und leistungsfähiges Rund¬ 
funk-Empfangsgerät („Volksempfänger“) in Massenfertigung 
hergestellt und für 35.-Reichsmark in den Handel gebracht. In 
der Geschichte der „Massenmedien“ bedeutet dieses Gerät einen 
entscheidenden Impuls für die weitere Entwicklung. Zur tech¬ 
nischen Entwicklung des Rundfunkwesens in Deutschland 
trägt auch die Einführung von Magnetophonbandsendungen 
bei. 69 (Programmspeicherung) 

Der nördliche Teil der deutschen Grenzmark Posen-Westpreu- 
ßen wird als Regierungsbezirk Schneidemühl der vormals preu¬ 
ßischen Provinz, nunmehr Gau Pommern einverleibt. 

Der italienische Physiker Enrico Fermi (geb. 29. September 
1901 in Rom) erhält den Nobelpreis für Physik, nachdem 
ihm Atomkernreaktionen mit Hilfe von Neutronen gelungen 
sind. Er wird kurz darauf Italien verlassen und seine Kennt¬ 
nisse den USA zur Verfügung stellen. 70 

Sowohl der italienische als auch der britische Rundfunk neh¬ 
men Nachrichtensendungen in arabischer Sprache in ihr Pro¬ 
gramm auf und eröffnen damit einen Propagandakrieg um 
den größeren Einfluß auf die arabischen Länder. 71 
In dem arabischen Staat Kuwait wird das Ölfeld von Burg- 
han entdeckt und seine Ergiebigkeit auf 20 °/o der Weltölreser¬ 
ven geschätzt. 

Die ertragreichste Kaffeeprovinz des südamerikanischen Staates 
Ecuador, El Oro, wird von peruanischen Truppen besetzt, muß 
aber nach einem Schiedspruch eines Gerichtes aus Vertretern 
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noch 1938 (ohne nähere Datierung) 

anderer amerikanischer Staaten an Ecuador zurückgegeben 
werden. 

Uber das ganze Jahr 1938 hin verstärken sich ununterbrochen 
die Hetze in der polnischen Öffentlichkeit und die Maßnah¬ 
men polnischer Behörden gegen die deutsche Minderheit in al¬ 
len Teilen Polens. Enteignung des Grundbesitzes, Entlassungen 
deutscher Arbeitnehmer, Schließung oder sonstige Behinde¬ 
rung deutschsprachiger Schulen, Verfolgung und Mißhandlung 
deutschstämmiger Studenten, Haßdemonstrationen vor der 
deutschen Botschaft in Warschau, bei denen die polnische Po¬ 
lizei untätig zusieht, steigern sich von Monat zu Monat. Offi¬ 
zielle Entschuldigungen von seiten der Regierung sind offen¬ 
sichtlich geheuchelt. 72 

Neuer thailändischer Regierungschef wird Marschall Pibul 
Songgram, gleichzeitig als Regent für den noch minderjährigen 
König Rama VIII. Ananda Mahidol. Pibul Songgram wird wäh¬ 
rend des 2. Weltkrieges auf Seiten Japans kämpfen. 73 
In den Vereinigten Staaten von Nordamerika führt eine Hör¬ 
spielsendung des Rundfunks, die eine angenommene Inva¬ 
sion von Marsbewohnern zum Gegenstand hat („Der Krieg 
der Welten“ von H. G. Wells) infolge der realistischen Auf¬ 
führung zu Massenpanik und Massenhysterie in der Bevölke¬ 
rung. 74 

In der Sowjetunion wird Lawrenti Pawlowitsch Berija (geb. 
29. März 1899 in Abehasien) während der von Stalin und Ka- 
ganowitsch betriebenen Massenhinrichtungen alter Bolschewi¬ 
ken anstelle des spurlos verschwundenen Nikolai Jeschow zum 
Volkskommissar für Inneres, das heißt zum Leiter der NKWD 
ernannt. Zuvor hatte Berija Jeschow unterstanden und auf des¬ 
sen Befehl die „Große Säuberung“ in Georgien durchgeführt. 
Er wird sich von nun an bis über Stalins Tod (im Juli 1953) 
hinaus in seiner Position behaupten. Vieles spricht dafür, daß 
Berija zu denjenigen hohen Sowjetfunktionären in der UdSSR 
gehört, die insgeheim Beziehungen zu Politikern und Finanz¬ 
magnaten des Westens, insbesondere in den USA unterhal¬ 
ten. 75 
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5./6. Januar 1939 

Die deutsche Reichsregierung wiederholt ihren schon am 24. 
Oktober und 19. November 1938 (vgl. dort) unterbreiteten Vor¬ 
schlag an Polen, die deutsch-polnische Grenze langfristig zu 
garantieren, wenn Polen sich mit der Rückkehr Danzigs zum 
Deutschen Reich und mit einer exterritorialen Autostraßen- und 
Eisenbahnverbindung zwischen Deutschland und Ostpreußen 
durch das Gebiet des Polnischen Korridors einverstanden er¬ 
klärt. 

17. Januar 1939 

Die chinesische Regierung Tschiang Kai-schek richtet an den 
Völkerbund in Genf die Forderung, wirtschaftliche Sanktionen 
gegen Japan wegen seines Vorgehens in China zu beschließen. 

19. Januar 1939 

In Italien wird im Zuge einer Verfassungsreform eine „Kam¬ 
mer der Fasci und Korporationen“ gebildet, d. h. eine repräsen¬ 
tative Spitzenorganisation, in der •—ähnlich wie später in den 
nationalspanischen „Cortes“ —die führenden Vertreter der Par¬ 
tei, des Staates und der am 21. April 1929 gebildeten Korpo¬ 
rationen (Berufsstände) zusammentreten. Sie tritt an die Stelle 
der bisherigen Deputiertenkammer. 1 

20. Januar 1939 

Hjalmar Schacht, der bereits im November 1937 (vgl. dort) als 
Wirtschaftsminister zurücktrat, wird nunmehr auch als Reichs¬ 
bankpräsident entlassen, da er die Finanzpolitik des Reiches 
im Zusammenhang mit der beschleunigten Aufrüstung für un¬ 
verantwortlich erklärt. Tatsächlich sieht er den militärischen 
Konflikt mit den Westmächten voraus und sein Protest richtet 
sich auch gegen eine Außenpolitik, die das Risiko eines solchen 
Konfliktes einbezieht. 

24./26. Januar 1939 

Die nationalspanischen Truppen General Francos nehmen unter 
Beteiligung italienischer Einheiten Barcelona ein, kurze Zeit 
später auch die Provinz Katalonien. 

27. Januar 1939 

Die ungarische Regierung Imredy verkündet in Gesetzesform 
die Allgemeine Wehrpflicht. 

2. Februar 1939 

Der ehemalige tschechoslowakische Staatspräsident Dr. Benesch 
begibt sich von London aus an Bord der „George Washington“ 
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und reist nach Nordamerika. Er hat einen Lehrauftrag an der 
Universität von Chicago erhalten. 5 

In der Karpatoukraine finden Allgemeine Wahlen statt. 92,4 °/o 
der abgegebenen Stimmen erhält Monsignore Woloschin, der 
Führer der ukrainischen Nationalisten und Chef der autono¬ 
men Regierung der Karpatoukraine. 3 

4. Februar 1939 

Die jugoslawische Regierung Milan Stojadinowitsch (vgl. 5. 
Mai 1935) scheitert am Widerstand der Kroaten, die sich schon 
seit der Vorbereitung der jugoslawischen Staatsbildung während 
des 1. Weltkrieges von den Serben unterdrückt sehen. Die neue 
Regierung wird von Dragisa Cvetkowitsch gebildet. Ihr Re¬ 
gierungsprogramm sieht die Lösung der zwanzig Jahre beste¬ 
henden Kroatenfrage durch Entgegenkommen vor. Außenmini¬ 
ster wird Cincar-Markowitsch, der eine zögernde Annäherung 
an die Achsenmächte betreibt. 

5. —9. Februar 1939 

Teile der geschlagenen rotspanischen (republikanisch-kommuni¬ 
stischen) Truppen der Regierung Negrin treten mit Genehmi¬ 
gung der französischen Regierung über die französische Grenze, 
werden entwaffnet und interniert. Auch achthundert national¬ 
spanische Gefangene der Roten werden an der Grenze den fran¬ 
zösischen Behörden übergeben. 4 

11. Februar 1939 

Stanley K. Hornbeck, Berater des nordamerikanischen Außen¬ 
amtes für diplomatische Beziehungen, sagt in einer Denk¬ 
schrift über die Möglichkeiten, Japans Expansion zu hemmen, 
voraus, es würde sich, „nachdem sich die moralische Opposition 
als unzulänglich erwiesen hat und die wirtschaftliche Oppo¬ 
sition nicht einmal versucht worden ist... auf weite Sicht die 
Lage so entwickeln, daß Amerika militärischen Widerstand 
wird leisten müssen“. Das wird zwei und dreiviertel Jahre vor 
Hulls Ultimatum geschrieben, das Japan zum Kriege zwin¬ 
gen wird.® 

15. Februar 1939 

In Ungarn tritt die Regierung Bela von Imredy (vgl. 13. Mai 
1938) zurück, die erst drei Wochen zuvor die allgemeine Wehr¬ 
pflicht eingeführt hat (vgl. 27. Januar 1939). Die neue Regie¬ 
rung wird vom Grafen Paul Teleki von Szek (geb. 1. Novem¬ 
ber 1879 in Budapest) gebildet, der bereits 1920/21 ungarischer 
Ministerpräsident war. 
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24. Februar 1939 

Die ungarische Regierung Teleki (siehe oben) tritt dem Anti¬ 
kominternpakt bei (vgl. 25. November 1936, 6. November 1937), 
nachdem sich Ungarn durch Teilnahme an der Aufteilung der 
Tschechoslowakei ohnehin die UdSSR zum Gegner gemacht hat. 
Auch der japanische Satellitenstaat, das Kaiserreich Mandschukuo, 
schließt sich dem Antikominternbündnis an. 

Einen Tag nachdem eine Volksabstimmung in der Slowakei 
mit 98°/o der abgegebenen Stimmen für die Autonomie der 
Slowakei und für Bevollmächtigung Dr. Tisos entschieden hat, 
bildet dieser eine rein slowakische Regierung mit dem Sitz in 
Preßburg und D’urcanski als Außenminister. 6 

27. Februar 1939 

Die französische Kammer ratifiziert ein Abkommen Frank¬ 
reichs mit der nationalspanischen Regierung in Burgos, das 
zwei Tage zuvor geschlossen wurde. Es beinhaltet die Aufnahme 
normaler diplomatischer Beziehungen, die Neutralität Spaniens 
in kommenden Konflikten in Europa, die Rückgabe des spa¬ 
nischen Eigentums, soweit es in Frankreich deponiert ist, und 
die Zusammenarbeit beider Regierungen in Marokko. Erster 
französischer Botschafter bei Franco wird Marschall Petain. 
Auch Großbritannien erkennt die Regierung Franco offiziell 
an. 7 

2. März 1939 

Der bisherige Kardinal-Staatssekretär des Vatikans, Eugenio 
Pacelli (geb. 2. März 1876 in Rom) wird von der Konklave 
der im Vatikan versammelten 62 Kardinäle zum Papst ge¬ 
wählt. Bei der Papstkrönung als Pius XII. ist der Präsident der 
USA durch den amerikanischen Botschafter in London Joseph 
P. Kennedy, den Vater des späteren Präsidenten John Ken¬ 
nedy, vertreten. Pacelli war von 1920—1929 päpstlicher Nun¬ 
tius in Berlin und schloß am 20. Juli 1933 (vgl. dort) mit dem 
Deutschen Reich das Reichskonkordat. 8 

3. März 1939 

Nikita Chruschtschow, seit 1938 in der Ukraine mit der Durch¬ 
führung der „Großen Säuberung“, d. h. mit der physischen Ver¬ 
nichtung von Altbolschewiken aus der Zeit Lenins und Trotz- 
kis beauftragt, nennt Stalin in einer Ansprache, bzw. einem 
Artikel den „größten Genius der Menschheit. ..“ Der zwei Jahr¬ 
zehnte später von Chruschtschow so scharf und gründlich ver¬ 
urteilte „Personenkult“ Stalins ist weitgehend sein eigenes 
Werk. 9 
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Der deutsche Reichskanzler befiehlt dem Heer und der Luft¬ 
waffe die Vorbereitung für den Einmarsch in die Resttschechei 
am 15. März, 6 Uhr morgens. Diesem Befehl ging folgende 
Entwicklung voraus: Die in der Resttschechei verbliebenen 
175 000 Volksdeutschen wurden Repressalien durch die tsche¬ 
chischen Behörden ausgesetzt, verloren ihre Arbeitsplätze, ohne 
Arbeitslosenunterstützung zu erhalten und wurden unter poli¬ 
zeiliche Überwachung gestellt. Die tschechische Armee rüstete 
nicht ab, sondern hielt sich bereit, die alten Grenzen (vor Mün¬ 
chen) zurückzugewinnen. In den Kasernen kursierten kommu¬ 
nistisch inspirierte Flugblätter, zum Teil von Gottwald, dem 
in die UdSSR geflüchteten Führer der tschechoslowakischen KP. 
Die Rüstungsbetriebe, insbesondere die Skodawerke in Pilsen, 
produzierten mit voller Kapazität, weit über den Bedarf der 
tschechischen Streitkräfte hinaus. Dr. Benesch forderte von Lon¬ 
don aus in Briefen seine Freunde auf, „den früheren Zustand 
wiederherzustellen und den Föderalismus aufzugeben“. Ein gro¬ 
ßer Teil der tschechischen Presse griff die Regierung Hacha 
wegen ihrer Nachgiebigkeit gegenüber Deutschland scharf an. 
Daraufhin versuchte Hacha, die autonomen Regierungen in der 
Slowakei und Karpatoukraine abzusetzen und die Gebiete wie¬ 
der Prag zu unterstellen. Der Versuch scheiterte zwar, jeden¬ 
falls in der Slowakei, aber nun bereiteten Ungarn und Polen 
sich auf die Annektion weiterer Gebietsteile dieser Länder vor. 
Es entstand eine unhaltbare, gefährliche Situation, die ein Ein¬ 
greifen der Sowjetunion geradezu herausforderte. Darum ent¬ 
schloß sich Hitler, rechtzeitig seinerseits einzugreifen. 10 

14. März 1939 

Die Slowakei erklärt ihre Unabhängigkeit von der Tsche¬ 
choslowakei. Am Tage zuvor waren Dr. Tiso und D’urcansky 
in Berlin, um den beabsichtigten Schritt zu besprechen. Hitler 
stellte Tiso vor die Wahl, entweder die Slowakei als souve¬ 
ränen Staat zu proklamieren oder in Ungarn aufzugehen. Auch 
die Karpatoukraine sagt sich von der Tschechoslowakei los, 
wird aber, da Hitler an ihrer Selbständigkeit uninteressiert ist, 
von ungarischen Truppen besetzt. Es kommt zu anhaltenden 
Kämpfen mit den dort ansässigen Ukrainern. Der tschecho¬ 
slowakische Staat hat aufgehört zu bestehen. Die britische Re¬ 
gierung sieht daher auch keine Möglichkeit mehr, ihre Münch¬ 
ner Garantiezusage diesem Staat gegenüber zu verwirklichen, 
wie Chamberlain im Unterhaus erklären wird.' 1 
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14./16. März 1939 

Bei einem Besuch des tschechischen Staatspräsidenten Hacha 
und des tschechischen Außenministers Chvalkowski in der 
Neuen Reichskanzlei in Berlin werden beide in der Nacht vom 
14. zum 15. März von Hitler, Göring und Ribbentrop dahin 
gebracht, nach telefonischer Rücksprache mit Sirovy in Prag, 
„das Schicksal des tschechischen Volkes und Landes vertrau¬ 
ensvoll in die Hände des Führers des Deutschen Reiches“ zu 
legen, wie es in einer von Ribbentrop vorbereiteten Erklä¬ 
rung heißt. Göring hat zuvor mit Bombenwürfen auf Prag 
gedroht, der 66jährige Hacha hat einen Herzanfall erlitten, die 
Besinnung verloren und ist durch eine Injektion von Hitlers 
Leibarzt Dr. Morell wieder zum Bewußtsein gebracht worden. 
Er sagt zu, nachdem Chvalkowski am Telefon Sirovy entspre¬ 
chend informiert hat, daß sofort alle Maßnahmen getroffen 
werden würden, um dem Einmarsch deutscher Truppen in die 
Rest-Tschechei keinen Widerstand entgegenzusetzen. Dieser 
Einmarsch hat tatsächlich bei Mährisch-Ostrau schon begonnen, 
als Hacha und Chvalkowsky in Berlin eintrafen. Hitler selbst 
erreicht Prag mit einer Wagenkolonne noch am 15. März um 
19 Uhr und tritt auf dem Hradschin Hacha bereits entgegen, 
als dieser von Berlin zurückkehrt. Die Rest-Tschechei wird als 
„Reichsprotektorat Böhmen und Mähren“ dem Deutschen Reich 
eingegliedert, behält zwar eine eigene Verwaltung, jedoch unter 
Aufsicht eines „Reichsprotektors“ (zunächst Freiherr von Neu¬ 
rath, später Heydrich). Die Volksdeutschen in Böhmen und 
Mähren werden zu Reichsdeutschen erklärt. Den militärischen 
Schutz und die Auslandsvertretung übernimmt das Reich. Auch 
die Slowakei, die soeben (vgl. 14. März 1939) ihre Unabhän¬ 
gigkeit erklärt hat, stellt sich aus Furcht vor einem Angriff 
Ungarns unter den Schutz des Reiches und wird ihre Außen¬ 
politik im Einvernehmen mit der des Reiches führen. 

Diese Maßnahmen der deutschen Reichsregierung vom 14. bis 

16. März 1939 verhelfen in Frankreich und Großbritannien 
der jeweiligen Kriegspartei zum endgültigen Durchbruch und 
machen damit den 2. Weltkrieg tatsächlich unvermeidlich. Das 
Argument, Deutschland habe mit dem Einmarsch in die Rest- 
Tschechei und ihrer Umwandlung in ein Protektorat das von 
ihm selbst bisher stets in Anspruch genommene Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Völker verletzt und sei zu den politischen Me¬ 
thoden des Imperialismus zurückgekehrt, erweist sich in der 
Folgezeit bis zur Gegenwart als entscheidend schlagkräftig. 12 

17. März 1939 

Portugal schließt mit der spanischen Regierung des General 
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Franco einen Freundschafts- und Nichtangriffspakt. Gleich¬ 
zeitig erneuert es sein Bündnis mit Großbritannien. Darin liegt 
kein Widerspruch, da sich Franco in seinem Abkommen mit 
Frankreich (vgl. 27. Februar 1939) seinerseits zur Neutralität 
verpflichtet hat. 

18. März 1939 

Der Außenminister der USA, Cordell Hüll erklärt dem belgi¬ 
schen Sonderbotschafter Prinz de Ligne: „Wenn an Ihren 
Grenzen ein Krieg ausbricht, können Sie gewiß sein, daß 
wir“ (d. h. die gesetzlich zur Neutralität verpflichtete USA-Re- 
gierung) „dann eingreifen werden! Ich kann Ihnen jetzt noch 
nicht sagen, ob das nach drei Tagen, drei Wochen oder drei 
Monaten sein wird, aber wir werden marschieren!“ Das sagt 
der nordamerikanische Außenminister ein halbes Jahr vor Be¬ 
ginn des deutsch-polnischen Krieges, zu einer Zeit also, da Hit¬ 
ler sich noch immer um eine gütliche Einigung mit Polen über 
die Danzigfrage bemüht. 13 

20. März 1939 

Der Außenminister der USA Cordell Hüll sendet dem deut¬ 
schen Geschäftsträger in Washington, Thomsen (die beiden 
Botschafter waren nach der „Kristallnacht“ zurückgerufen wor¬ 
den, vgl. 14./15. November 1938) eine Note, in der erklärt wird, 
die Regierung der Vereinigten Staaten erkenne nicht an, daß 
irgendeine legale Grundlage für den neuen Status der Rest- 
Tschechei als deutsches Protektorat (vgl. 14./16. März 1939) 
bestehe. 

Am gleichen Tage weist in Berlin Staatssekretär von Weizsäk- 
ker die energischen Proteste des französischen und des briti¬ 
schen Botschafters gegen die Errichtung des Protektorats Böh¬ 
men und Mähren zurück und weigert sich, die ihm vorgeleg¬ 
ten Noten ihrer beiden Regierungen zur Kenntnis zu nehmen. 1,1 

21. März 1939 

Der deutsche Außenminister von Ribbentrop bittet den pol¬ 
nischen Botschafter Lipski zu sich und wiederholt nochmals 
den schon mehrfach (vgl. 5./6. Januar 1939) unterbreiteten Vor¬ 
schlag einer Garantie der Grenzen des „Polnischen Korridors“ 
im Austauch gegen Polens Zustimmung zu einer Rückkehr Dan¬ 
zigs zum Reich und einer exterritorialen Autostraßen- und Bahn¬ 
verbindung zwischen Deutschland und Ostpreußen quer durch 
den Korridor. Polen wird fünf Tage später, nach einer Teilmo¬ 
bilmachung im Gebiet des Korridors am 23. März (vgl. dort) 
wiederum ablehnen. Seine Gegenvorschläge halten an dem Sta¬ 
tus Danzigs als Freistaat fest. 15 
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22. März 1939 

Litauen gibt aufgrund einer Vereinbarung der deutschen Reichs¬ 
regierung mit der litauischen Regierung in Berlin das im Ver¬ 
sailler Vertrag abgetretene Memelgebiet an Deutschland zu¬ 
rück. 16 

23. März 1939 

Aufgrund der Vereinbarung mit Litauen vom 22. März (siehe 
oben) rücken deutsche Truppen von Ostpreußen aus in das 
Memelgebiet ein. Hitler trifft an Bord eines deutschen Tor¬ 
pedobootes ebenfalls in Memel ein, zwei Tage nachdem er 
Polen zum vierten Male den Vorschlag einer Rückkehr Danzigs 
zum Deutschen Reich unterbreiten ließ (vgl. 21. März 1939). 
Polen sieht sich angesichts dieser deutschen Schritte zu einer 
Teilmobilmachung im Korridorgebiet veranlaßt. 17 
Ebenfalls am 23. März wird ein deutsch-rumänischer Han¬ 
delsvertrag unterzeichnet, der Rumänien eng in den mittel¬ 
europäischen Wirtschaftsraum einbezieht und ein starkes Han¬ 
dikap für den britischen Außenhandel in Südosteuropa bedeu¬ 
tet. Es handelt sich dabei nicht nur um die rumänische Erdöl¬ 
produktion, sondern auch um den Importbedarf der südosteu¬ 
ropäischen Staaten (vgl. auch 20. Oktober 1938, Südosthandel). 
Vom britischen Gesichtspunkt aus bedeutet das deutsch-rumä¬ 
nische Handelsabkommen eine ebenso schwerwiegende Provo¬ 
kation wie der deutsche Einmarsch in Prag. Hinzu kommt, 
daß der rumänische Gesandte in London, Tilea, ohne Wissen 
und Willen seines Außenministers Gafencu im britischen Fo¬ 
reign Office bewußt die unwahre Nachricht verbreitet hat, Ru¬ 
mänien werde bei den Verhandlungen zu diesem Handelsab¬ 
kommen das Opfer einer massiven deutschen Erpressung und 
es sei sogar ein deutscher Angriff auf Rumänien in Vorberei¬ 
tung. Das sofort erfolgende Dementi Gafencus kann die Wir¬ 
kung dieser der britischen Kriegspartei sehr willkommenen und 
vermutlich entsprechend honorierten Behauptung Tileas nicht 
mehr aufheben. 18 

26. März 1939 

Der polnische Botschafter in Berlin Lipski erklärt dem deutschen 
Reichsaußenminister von Ribbentrop: „Ich habe die traurige 
Pflicht, Sie davon in Kenntnis zu setzen, daß eine weitere Ver¬ 
folgung der deutschen Pläne, vor allem soweit sie die Rück¬ 
kehr Danzigs in das Reich betreffen, den Krieg bedeuten wür¬ 
de.“ Ribbentrop antwortet, daß eine Verletzung des Danziger 
Hoheitsgebietes durch polnische Truppen deutscherseits wie eine 
Verletzung der Reichsgrenzen betrachtet werden würde. In 
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Frankreich sieht man in diesem Gespräch bereits den endgülti¬ 
gen Bruch zwischen Deutschland und Polen. 19 

27. März 1939 

Einen Monat nach der Anerkennung der spanischen Regie¬ 
rung des General Franco durch Frankreich und Großbritannien 
tritt Spanien dem Antikominternpakt bei und bildet damit ge¬ 
meinsam mit Deutschland, Italien, Japan und Ungarn eine Ab¬ 
wehrfront gegen eine subversive kommunistische Agitation und 
Unterwanderung, wie sie zu diesem Zeitpunkt am erfolgreich¬ 
sten und wirksamsten in den Vereinigten Staaten von Nord¬ 
amerika bis in die höchste Spitze der Regierung hinein um sich 
gegriffen hat. 20 

28. März 1939 

Tags darauf ist mit dem Einmarsch der nationalspanischen 
Truppen in die Landeshauptstadt Madrid der Spanische Bür¬ 
gerkrieg beendet. Auch der Regierungssitz wird wenig später 
von Burgos nach Madrid verlegt. 

31. März 1939 

Noch in Burgos unterzeichnen Stohrer für das Deutsche Reich 
und Außenminister Jordana für die nationalspanische Regie¬ 
rung —- vier Tage nach dem Beitritt Spaniens zum Antiko¬ 
minternpakt (vgl. 25. November 1936, 6. November 1937, 27. 
März 1939) — einen deutsch-spanischen Freundschaftsvertrag, 
der insbesondere eine enge Zusammenarbeit in der Abwehr 
kommunistischer internationaler Aktivitäten sowie militä¬ 
rischen Erfahrungsaustausch auf kameradschaftlicher Ebene 
und Verstärkung der Wirtschaftsbeziehungen vorsieht. Keiner 
der Partner wird mit dritten Mächten Vereinbarungen treffen, 
die sich unmittelbar oder mittelbar gegen den anderen Partner 
richten (vgl. auch 20. März 1937). 21 

Großbritannien gibt am gleichen Tage Polen folgendes Garan¬ 
tieversprechen: „für den Fall, daß irgendeine Handlung die pol¬ 
nische Unabhängigkeit deutlich in Gefahr bringen sollte und 
die polnische Regierung es als in ihrem Lebensinteresse liegend 
erachten sollte, mit ihren nationalen Kräften Widerstand zu 
leisten — die Regierung seiner Majestät (von Großbritannien) 
sich sofort als verpflichtet betrachten würde, Polen mit allen 
Mitteln zu unterstützen.“ Chamberlain gibt diese Garantie, die 
es in das Ermessen der polnischen Regierung stellt, ob Groß¬ 
britannien eingreifen muß oder nicht, im Unterhaus bekannt. 
Ohne Zweifel wissen er und die anderen britischen Regie¬ 
rungsmitglieder, daß sie in einem solchen Falle, wie ihn das 
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Versprechen vorsieht, Polen nicht vor der Niederlage schützen 
können. Das scheint —■ aus heutiger Sicht — auch garnicht in 
ihrer Absicht gelegen zu haben. (Siehe Einreiseverbot für die 
polnische Regierung nach der Niederlage, Ermordung des pol¬ 
nischen Exilpremiers Sikorski in Gibraltar, Überlassung Polens 
an die UdSSR 1945). Zweck des Garantieversprechens, dessen 
Einlösung weder möglich noch beabsichtigt ist, ist vielmehr die 
Ermutigung der polnischen Regierung, auf keinen der deutschen 
Vorschläge einzugehen, sondern es zum Kriege kommen zu las¬ 
sen, den die britische Kriegspartei (Halifax, Churchill, Duff 
Cooper, Eden, Amery usw.) will. 22 

I. April 1939 

Da es in Spanien nunmehr keine republikanische oder kom¬ 
munistische „Regierung“ mehr gibt, sieht sich auch die kom¬ 
munistenfreundliche Roosevelt-Administration in den USA ge¬ 
zwungen, die Regierung Franco in Madrid anzuerkennen und 
normale diplomatische Beziehungen zu ihr herzustellen. 

3. April 1939 

Aufgrund der britischen Garantie für Polen (vgl. 31. März 
1939) diktiert Hitler General Keitel eine Weisung für den „Fall 
Weiß“, die mit dem Satz beginnt; „Die gegenwärtige Hal¬ 
tung Polens erfordert es, über die bearbeitete Grenzsicherung 
Ost hinaus die militärischen Vorbereitungen zu treffen, um nö¬ 
tigenfalls jede Bedrohung von dieser Seite für alle Zukunft 
auszuschließen.“ Die Weisung hat eindeutig nur vorbeugenden 
Charakter, geht aber für den Fall, daß die darin vorgesehenen 
Maßnahmen notwendig werden, bereits weitgehend ins Detail 
und legt die Aufgaben der einzelnen Wehrmachtsteile fest. In 
einem beigefügtenSchreiben wird befohlen, die Bearbeitung habe 
so zu erfolgen, daß die Durchführung ab 1. September 1939 
jederzeit möglich sei. 23 

7. April 1939 

Italienische Truppen besetzen Albanien. Der albanische König 
Achmed Zogu I. und die Königin fliehen nach Griechenland, 
von dort aus später nach Großbritannien. 24 

II. April 1939 

Die ungarische Regierung Teleki erklärt den Austritt Un¬ 
garns aus dem Völkerbund, der nicht zuletzt durch das Auf¬ 
treten des sowjetrussischen Außenkommissars Litwinow-Finkel- 
stein dort für eindeutig antikommunistische Staaten die Ver¬ 
trauenswürdigkeit eingebüßt hat und nicht mehr als geeignete 
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13. April 1939 

Die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs garantieren 
die Unverletzlichkeit der Souveränität und der Grenzen Grie¬ 
chenlands und Rumäniens. Sie bemühen sich auch, die UdSSR 
zu einer gleichlautenden Garantie zu veranlassen. Doch kommt 
diese nicht zustande. Außerdem fühlen sich zumindest Polen 
und Rumänien durch die Sowjetunion ebenso sehr bedroht wie 
durch Deutschland und haben daher kein Bedürfnis nach einer 
russischen Garantie. 25 

15. April 1939 

Der Präsident der USA Roosevelt mischt sich erneut in die 
europäischen Verhältnisse ein, richtet anmaßende Briefe an den 
deutschen wie den italienischen Regierungschef und fordert beide 
auf, verbindliche Zusagen zu geben, daß sie eine lange Liste 
in seinem Schreiben aufgeführter Staaten nicht angreifen wür¬ 
den, darunter Staaten, die anzugreifen außerhalb jeder Mög¬ 
lichkeit liegt. Außerdem enthalten die Schreiben Vorschläge zu 
einer internationalen Konferenz. 28 

16. April 1939 

Die albanische Nationalversammlung in Tirana bietet dem Kö¬ 
nig von Italien, Viktor Emanuel III., der seit dem 9. Mai 1936 
bereits den Titel „Kaiser von Äthiopien“ führt, auch die Krone 
Albaniens an und führt damit die Personalunion der beiden 
Königreiche herbei. Die albanische Armee wird in die italie¬ 
nische eingegliedert, auch die diplomatische Vertretung Alba¬ 
niens im Auslande übernimmt Italien. 27 

18. April 1939 

Nach den Parlamentswahlen in Belgien, bei denen sowohl die 
Liberalen als auch die fast ausschließlich katholischen Christ¬ 
lich-Sozialen Stimmen gewinnen konnten, bildet Hubert Pier¬ 
lot eine Koalitionsregierung aus diesen beiden Parteien, die ein 
halbes Jahr später, bei Kriegsausbruch, zwar mobilisieren aber 
offiziell neutral bleiben wird (vgl. 14. Oktober 1936). 

19. April 1939 

Der rumänische Außenminister Gafencu tritt den bewußt un¬ 
wahren Behauptungen seines Botschafters in London, Tilea, 
Deutschland plane einen Angriff auf Rumänien, entgegen und 
versichert persönlich dem deutschen Reichskanzler, Rumänien 
fühle sich durch das Deutsche Reich nicht bedroht, habe viel- 
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mehr die britische und französische Garantieerklärung vom 13. 
April (vgl. dort) als willkommenen Sdiutz gegen Bulgarien, 
Ungarn und die UdSSR angenommen. 28 

24. April 1939 

Francis Spellman, bisher Weihbischof in Boston, besonderer 
Vertrauter sowohl des Papstes Pius XII. als auch des nord¬ 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt, wird offiziell zum Erz¬ 
bischof von New York ernannt. 29 

28. April 1939 

Hitler spricht vor dem deutschen Reichstag, kündigt aufgrund 
der britischen Polengarantie (vgl. 31. März 1939) sowohl den 
Nichtangriffspakt mit Polen vom 26. Januar 1934 (vgl. dort) 
als auch das deutsch-britische Flottenabkommen vom 18. Juni 
1935 (vgl. dort), weist mit Ironie und reichlichem Tatsachenma¬ 
terial die Argumente des Roosevelt-Telegramms vom 15. April 
(vgl. dort) zurück, erläutert nochmals die deutschen Vorschläge 
an Polen und erklärt seine Bereitschaft, mit Großbritannien und 
Polen eine friedliche Lösung der bestehenden Schwierigkeiten 
auszuhandeln. Die französischen Politiker (Coulondre und 
Noel) zeigen sich von dieser Rede positiv beeindruckt, Roo¬ 
sevelt hingegen ist durch die sarkastische Behandlung seines 
Telegramms zutiefst verletzt. 20 

3. Mai 1939 

In Ungarn ergänzt die Regierung Teleki die bereits 1938 be¬ 
gonnene judenfeindliche Gesetzgebung. Uber die neuen Ge¬ 
setze wurde bereits seit Monaten im Parlament beraten. Teleki 
selbst wies dabei nachdrücklich auf die Gefahren einer jüdi¬ 
schen Unterwanderung der führenden Schichten Ungarns hin, 
insbesondere in seiner Rede vom 22. Februar 1939. Die Gesetz¬ 
gebung erfolgt weniger in Anlehnung an die deutschen Juden¬ 
gesetze als vielmehr im Rahmen des magyarischen Antisemitis¬ 
mus, der seine eigene Geschichte und Tradition hat. 31 

Am gleichen Tage entläßt Stalin den sowjetrussischen Volks¬ 
kommissar für Äußeres, den Juden Litwinow-Finkelstein, und 
überträgt dem Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare 
(Ministerpräsidenten) Wjatscheslaw Michailowitsch Skrjabin, 
genannt Molotow (geb. 9. März 1890 in Kurkaka bei Wjatka) 
—- zunächst kommissarisch — die Leitung der sowjetrussischen 
Außenpolitik. Dieser Schritt bedeutet eine Abwendung von der 
Völkerbunds- und Einkreisungspolitik Finkeisteins und die Öff¬ 
nung für eine Kontaktaufnahme mit dem Deutschen Reich. 
Stalin scheint in Hitler einen beständigeren und daher verläß- 


USA 

VATIKAN 

SPELLMAN 


DEUTSCHLAND 

HITLER 

REICHSTAGS¬ 

REDE 


UNGARN 

JUDENTUM 

MAGYARISCHER 

ANTI¬ 

SEMITISMUS 

TELEKI 


UDSSR 

STALIN 

LITWINOW 

MOLOTOW 


DEUTSCHLAND 


2. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Preußisch Oldendorf Juni 1971 


209 



DEUTSCHLAND 

POLEN 

HITLER 

BECK 


PORTUGAL 

VATIKAN 

KONKORDAT 


SPANIEN 

VÖLKERBUND 


DÄNEMARK 

NORWEGEN 

SCHWEDEN 

DEUTSCHLAND 

FINNLAND 


DEUTSCHLAND 

ITALIEN 


lieberen politischen Faktor zu sehen, als in den wechselnden 
Staatsmännern der westlichen Demokratien (vgl. Stalins Reak¬ 
tion auf den 30. Juni 1934). 32 
5. Mai 1939 

In Beantwortung der Reichstagsrede des deutschen Reichskanz¬ 
lers vom 28. April 1939 (vgl. dort), insbesondere der darin 
enthaltenen Aufkündigung des deutsch-polnischen Nichtangriffs¬ 
paktes von 1934, richtet der polnische Außenminister Beck ein 
Memorandum an die Deutsche Reichsregierung, in dem er jede 
Änderung am Status Danzigs und auch den deutschen Vor¬ 
schlag einer exterritorialen Straße durch den Korridor brüsk ab¬ 
lehnt, die einseitige Kündigung des Nichtangriffspaktes ohne 
Vorankündigung als unrechtmäßig bezeichnet, gleichzeitig aber 
für sich in Anspruch nimmt, den gemeinsam mit Halifax 
in London am 6. April verabredeten britisch-polnischen Bei¬ 
standspakt auf Gegenseitigkeit ohne vorherige Konsultation 
des Reiches schließen zu können. Der Ton des Memorandums 
ist herausfordernd. Beck fehlt offenbar der Sinn für die Reali¬ 
täten. 33 

7. Mai 1939 

Die portugiesische Regierung schließt mit dem Vatikan einen 
Konkordatsvertrag. Die römisch-katholische Kirche wird darin 
für Portugal zur Staatskirche erklärt. 

8. Mai 1939 

Die Regierung Spaniens erklärt den Austritt ihres Landes aus 
dem Völkerbund. Der Grund für diesen Schritt ist — wie bei 
den anderen Antikomintempakt-Mitgliedern—die Erkenntnis, 
daß diese durch den Vertrag von Versailles geschaffene Einrich¬ 
tung internationalistischen Kräften als Plattform für ihre anti¬ 
nationalen politischen Unternehmungen dient. 

9. Mai 1939 

In Stockholm treffen die Außenminister Dänemarks, Norwe¬ 
gens und Schwedens zusammen und beraten über ihre Haltung 
gegenüber dem Angebot eines Nichtangriffspaktes, das die 
deutsche Reichsregierung jedem einzelnen von ihnen gemacht 
hat. Norwegen und Schweden entschließen sich, das Angebot 
abzulehnen. Auch Finnland, das an der Beratung nicht teil¬ 
nimmt, lehnt das deutsche Angebot eines Nichtangriffspaktes 
ab. 

22. Mai 1939 

In Berlin unterzeichnen Ribbentrop und der italienische Au¬ 
ßenminister Graf Ciano einen deutsch-italienischen Freund- 


210 



sdiafts- und Bündnispakt, den sogenannten Stahlpakt, der in 
Artikel 3 eindeutig gegenseitige Militärhilfe im Kriegsfälle 
vorsieht. In Artikel 5 heißt es bezeichnenderweise: „Die ver¬ 
tragschließenden Teile verpflichten sich schon jetzt, im Falle 
eines gemeinsam geführten Krieges Waffenstillstand und Frie¬ 
den nur im vollen Einverständnis miteinander abzuschließen.“ 34 

23. Mai 1939 

Der deutsche Reichskanzler beruft die Führer der drei Wehr¬ 
machtsteile sowie ihrer Generalstäbe und seine militärischen 
Adjutanten zu einer Besprechung in sein Arbeitszimmer in der 
Neuen Reichskanzlei in Berlin. Aufgrund des polnischen Me¬ 
morandums vom 5. Mai 1939 (vgl. dort) erklärt er, auf eine 
von ihm jahrelang angestrebte Verständigung mit der Regie¬ 
rung Polens könne nun nicht mehr gerechnet werden. Polen 
werde vielmehr immer auf der Seite der Gegner stehen. Bei 
der nun unvermeidlich gewordenen Auseinandersetzung gehe es 
nicht um Danzig, sondern um die Ernährungsgrundlage für 
das deutsche 80-Millionen-Volk, die nur im Osten zu finden 
sei. Da es darauf ankomme, Polen zunächst politisch zu iso¬ 
lieren (vgl. Weisung vom 3. April 1939), behielte er sich den 
endgültigen Befehl zum Angriff noch vor. 35 

26. Mai 1939 

Das britische Parlament nimmt ein Gesetz an, mit dem in 
Großbritannien die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wird. 
Die Maßnahme ist im Zusammenhang mit den erhöhten Rü¬ 
stungsanstrengungen und der Aufgabe der Appeasement-Poli¬ 
tik nach dem deutschen Einmarsch in Prag (vgl. 14./16. März 
1939) und dem deutsch-rumänischen Handelsvertrag (vgl. 
23. März 1939) zu verstehen. 

28. Mai 1939 

Bei den ungarischen Parlamentswahlen siegt zwar die Regie¬ 
rungspartei, doch haben auch die ungarischen Nationalsozia¬ 
listen starken Stimmenzuwachs aufzuweisen. 

31. Mai 1939 

Die dänische Regierung nimmt das deutsche Angebot eines 
Nichtangriffspaktes an und unterzeichnet ihn. Die national¬ 
sozialistische deutsche Reichsregierung hat seit ihrer Regie- 
rungsübemahme keinerlei Forderungen auf Rückgabe Nord¬ 
schleswigs gestellt und keine Propaganda in diesem Sinne 
betrieben. 

noch Mai 1939 

In Brasilien versuchen die Integralisten, eine der spanischen 
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Falange ähnliche Bewegung (Grünhemden, vgl. 1932) einen 
Aufstand, der unterdrückt wird. Die brasilianische Industrie 
überholt 1939 in ihrem Produktionswert die Landwirtschaft. 
Trotzdem bleibt Kaffee weiterhin das Hauptausfuhrgut. 

Mai/Juni 1939 

Die deutsche wie die italienische Regierung veranlassen die 
Rückkehr der noch in Spanien verbliebenen Kampf- bzw. Frei¬ 
willigenverbände, nachdem der neue spanische Staat hinreichend 
konsolidiert ist, mit Rücksicht auf die Neutralitätspolitik der 
Regierung Francos. 

2. Juni 1939 

Nach vorausgegangenen Verhandlungen mit Schweden ver¬ 
abschiedet der finnische Reichstag ein Gesetz über die Wieder¬ 
befestigung der Alandsinseln. Die Regierung Sowjetrußlands 
erhebt Protest, da diese Befestigungen die Einfahrt in den 
nördlichen Teil der Ostsee, den Bottnischen Meerbusen, be¬ 
herrschen. Deutschland hatte der geplanten Befestigung be¬ 
reits am 2. Mai 1939 zugestimmt. 

7. Juni 1939 

Die baltischen Staaten Estland und Lettland schließen Nichtan¬ 
griffspakte mit dem Deutschen Reich, das sie jedoch zwei ein¬ 
halb Monate später (im Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion, 
vgl. 23. August 1939) der sowjetrussischen Interessensphäre 
überläßt, in der sie bald darauf ihre Souveränität verlieren wer¬ 
den. 

14. Juni 1939 

Im von den Japanern blockierten Europäerviertel von Tientsin/ 
China, in dem einigen chinesischen Partisanen gegen Japan 
Asyl gewährt wird, fordert ein japanischer Sprecher Großbri¬ 
tannien auf, seine Hilfeleistungen für die Regierung Tschiang 
Kai-scheks einzustellen und anstattdessen mit Japan zusammen¬ 
zuwirken bei der Konsolidierung einer „Neuen Ordnung“ 
im ostasiatischen Raum. 

23. Juni 1939 

Die französische und die türkische Regierung schließen einen 
Beistandspakt sowie einen Vertrag über den Sandschak Ale- 
xandrette, der, ursprünglich im äußersten Norden des franzö¬ 
sischen Mandatsgebietes Syrien gelegen, bereits seit 1936 von 
der Türkei beansprucht, 1938 zur autonomen Republik Hatay 
erklärt worden war und nunmehr endgültig türkisches Hoheits¬ 
gebiet wird. Die Hafenstadt Alexandrette erhält den türkischen 
Namen Iskanderun. 38 
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24. Juni 1939 

Das südasiatische Königreich Siam ändert seinen Landesna¬ 
men und nimmt den offiziellen Namen Thailand (Land der 
Freien) an. 

9. Juli 1939 

Stalin bringt in einem Brief an Tschiang Kai-schek diesem seine 
Anerkennung für seine Kriegsanstrengungen gegen Japan zum 
Ausdruck und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem Tschiang 
mehr gegen die chinesischen Kommunisten als gegen die Japaner 
kämpfen läßt. Stalin ist nach wie vor gegenüber dem chinesi¬ 
schen Bauernkommunismus Mao Tse-tungs von tiefem Miß¬ 
trauen erfüllt, da dieser nicht in das marxistisch-leninistische 
Modell paßt. 37 

24. Juli 1939 

Die Regierung Großbritanniens erkennt die durch das Vordrin¬ 
gen Japans in China geschaffene Lage sowie auch die besonde¬ 
ren Erfordernisse (requirements) der japanischen Truppen in 
China im Craigie-Arita-Abkommen ausdrücklich an. 

Am selben Tage paraphieren in Moskau unter Vorsitz Molo- 
tows Vertreter Frankreichs (Nagier), Englands (Seeds) und Sow¬ 
jetrußlands eine Übereinkunft, die auf einen Beistandspakt 
gegen direkte und indirekte „Aggressionen“ durch „einen an¬ 
deren europäischen Staat“ hinausläuft. Dabei wird erneut der 
Versuch unternommen, dem Begriff der „Aggression“ eine all¬ 
gemeingültige Definition zu geben „als Entsprechung für eine 
Aktion, welche von dem fraglichen (betroffenen) Staat unter 
Gewaltandrohung durch eine andere Macht angenommen (hin¬ 
genommen) wird und den Verlust seiner Unabhängigkeit oder 
seiner Neutralität zur Folge hat“ (vgl. hierzu auch Politisches 
Lexikon aaO, Teil I „Aggression“). Offensichtlich hat den Ver¬ 
fassern dieser Definition das Schicksal der Rest-Tschechei vor 
Augen gestanden. Das Inkrafttreten der Übereinkunft wird 
allerdings vom Zustandekommen einer Militärkonvention zwi¬ 
schen den drei Partnern abhängig gemacht (vgl. 11.—23. August 
1939). 38 

25. Juli 1939 

Die französischen und britischen Tageszeitungen melden, daß 
die Sowjetunion, Großbritannien und Frankreich übereinge¬ 
kommen wären, eine britisch-französische Militärmission 
werde in Moskau eintreffen, um ein Militärbündnis mit der 
Sowjetunion vorzubereiten. Diese Meldung macht dem Zögern 
Hitlers und Ribbentrops, auf die schon seit dem April 1939 
klar ausgesprochenen russischen Vorschläge zu einer politischen 
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Zusammenarbeit einzugehen, ein Ende. Schon tags darauf be¬ 
ginnt nunmehr deutscherseits die Kontaktaufnahme mit dem 
sowjetrussischen Außenkommissariat. 39 

26. Juli 1939 

Die Rooseveltregierung in den USA kündigt den seit 28 Jah¬ 
ren bestehenden Handelsvertrag mit Japan (von 1911) mit halb¬ 
jähriger Frist zum 26. Januar 1940. Der Handelsverkehr 
zwischen den beiden Mächten wird danach fast gänzlich ein¬ 
gestellt. 

noch Juli 1939 

Lewis L. Strauss, der spätere Vorsitzende der USA-Atomener- 
giekommission, reist nach Europa, um mit Unterstützung von 
Bemard Baruch, Henry Ittlesen, Albert Lasker, Rosenwald und 
auch Herbert Hoover die britische Regierung zu bewegen, ein 
ausreichend großes Gebiet in Kenia, Tanganjika oder Nord¬ 
rhodesien unter britischer Souveränität als neue Kolonie zur An¬ 
siedlung von Flüchtlingen aus den europäischen Ländern, in 
erster Linie Juden, zur Verfügung zu stellen. Baruch gibt Strauss 
ein Schreiben mit, in dem er das Projekt ausführlich erläutert 
und befürwortet. Auch Herbert Hoover gibt Strauss ein entspre¬ 
chendes Memorandum mit. Der Plan scheitert am Widerstand 
der britischen Regierung. 40 

2. August 1939 

Auf Drängen der nordamerikanisch-ungarisch-jüdischen Atom¬ 
physiker Leo Szilard (geb. 11. Februar 1898 in Budapest) und 
Edward Teller (geb. 15. Januar 1908 in Budapest) richtet der 
1933 aus Berlin in die USA emigrierte Physiker Albert Ein¬ 
stein (geb. 14. März 1879 in Ulm), Nobelpreisträger von 1921 
ein von Szilard und Teller entworfenes Schreiben an den Prä¬ 
sidenten der USA, F. D. Roosevelt, in dem auf die vernich¬ 
tende Wirkung einer durch Kettenreaktion von Uran-Atomkern¬ 
spaltungen hervorgerufenen Explosion hingewiesen wird. Auf¬ 
grund des hohen wissenschaftlichen Ansehens, das Einstein ge¬ 
nießt, bewirkt dieses Schreiben, daß Roosevelt den Beginn der 
organisatorischen Vorarbeiten für den Bau von Uran-Atom¬ 
bomben veranlaßt (vgl. auch 11. Oktober 1939). Jl 

4./10. August 1939 

Der Vertreter Polens in Danzig, Chodacki, richtet zwei kurz 
aufeinanderfolgende ultimative Schreiben an den Danziger Se¬ 
natspräsidenten Greiser, in dem polnische Vergeltungsmaß¬ 
nahmen für eine angeblich geplante Behinderung polnischer 
Zollbehörden angedroht und eine Erklärung verlangt werden. 
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Da eine solche Behinderung polnischer Zollbehörden in Wirk¬ 
lichkeit von niemandem geplant worden war, wirkt das an¬ 
maßende Verhalten Chodackis sich in einer weiteren Verschär¬ 
fung des deutsch-polnischen Verhältnisses aus. Obgleich Grei¬ 
ser auf Anraten Hitlers selbst Chodacki die verlangte schrift¬ 
liche Erklärung schickt, entwickelt sich dieser Vorfall dennoch 
zu einem wesentlichen Markstein auf dem Wege zum 2. Welt¬ 
krieg, da die polnische Presse das Schreiben Greisers und den 
Rat Hitlers so auslegt, eine schroffe Note genüge, um Hitler 
„auf die Knie zu zwingen“. Scharfe Erklärungen sowohl aus dem 
deutschen als auch aus dem polnischen Auswärtigen Amt sind 
die Folge und die Danziger Bevölkerung gibt ihrer Empörung 
in einem Fackelzug und anschließender Kundgebung mit einer 
scharfen Rede des Gauleiters Förster am 10. August abends 
Ausdruck. 42 

9. August 1939 

General Franco übernimmt in seiner nationalspanischen Re¬ 
gierung in Madrid das Amt des Ministerpräsidenten. 

Am gleichen Tage bildet in den Niederlanden nach dem Rück¬ 
tritt Henrikus Colijns der Jurist Jan Dirk van de Geer (geb. 
14. Dezember 1870 in Groningen), der bereits von 1925 bis 
1929 niederländischer Ministerpräsident war, ein Koalitions¬ 
kabinett, an dem auch Minister der römisch-katholischen Staats¬ 
partei und der Sozialdemokraten beteiligt sind. Auch diese Re¬ 
gierung wird, wie die belgische (vgl. 18. April 1939) bei Kriegs¬ 
ausbruch offiziell neutral bleiben. De Geer selbst wird nach 
1945 zu den Opfern der Verfolgung angeblicher „Kollabora¬ 
teure“ gehören, die in den Niederlanden extrem sadistische 
Formen annimmt. 43 

11. August 1939 

Der deutsche Reichskanzler läßt den Danziger Völkerbunds¬ 
kommissar Burckhardt mit einem Flugzeug von Danzig abho¬ 
len und nach Berchtesgaden fliegen. Auf dem Obersalzberg 
enthüllt er Burckhardt in einem eingehenden und mit bemer¬ 
kenswerter Offenheit geführten Gespräch die Beweggründe und 
Ziele seiner Politik. Diese Unterredung muß in ihrem vollen 
Wortlaut als eines der aufschlußreichsten Schlüsseldokumente 
der Geschichte der dreißiger und vierziger Jahre beurteilt wer¬ 
den. Hitlers Wunsch, mit einer maßgeblichen Persönlichkeit 
Großbritanniens, am liebsten mit Feldmarschall Ironside, dem 
Chef des Empire-Generalstabs, persönlich zu sprechen, wird 
durch Indiskretionen und Falschmeldungen in „Paris Soir“ un¬ 
durchführbar gemacht. 44 
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11. bis 23. August 1939 

In Moskau verhandelt Woroschilow seit dem 11. August mit 
einer britisch-französischen Militärmission (vgl. 25. Juli 1939) 
hinhaltend, da gleichzeitig auf diplomatischem Wege der Kon¬ 
takt zum Deutschen Reich hergestellt wird. Die Verhandlun¬ 
gen verzögern sich und scheitern schließlich an der Weigerung 
Polens und Rumäniens, der Roten Armee im Kriegsfälle den 
Durchmarsch durch ihr oder ein Operieren in ihrem Hoheits¬ 
gebiet zu gestatten. Beide Regierungen wissen, daß das einer 
Aufgabe ihrer Souveränität gleichkommen und mit ihrer Ok¬ 
kupation durch die Sowjetunion enden würde. Die französische 
und britische Regierung geben sich den Anschein, als sei ih¬ 
nen diese logische Folgerung unfaßbar, und versuchen sie zu 
ignorieren. Daladier geht sogar soweit, General Doumenc am 

22. August zu bevollmächtigen, „an Stelle Polens“ den Sow¬ 
jetrussen die Durchmarschgenehmigung durch Polen zu er¬ 
teilen. Woroschilow entgegnet nur, Polen sei immer noch ein 
souveräner Staat, Frankreich könne im Namen Polens keinerlei 
Verpflichtung übernehmen. Die Verhandlungen der Militär¬ 
missionen werden dann durch den Abschluß des deutsch¬ 
russischen Nichtangriffspaktes gegenstandslos (vgl. 23. August 
1939). 45 

19. August 1939 

Während noch in Moskau die britisch-französische Militär¬ 
mission mit den Führern der Roten Armee über eine gemein¬ 
same Kriegführung gegen Deutschland beraten, wird, ebenfalls 
in Moskau, ein deutsch-russischer Handelsvertrag geschlossen, 
zu dem Molotow erst bereit war, nachdem deutscherseits auch 
die Bereitschaft zu einem politischen Übereinkommen erklärt 
worden war. Der Vertrag wurde auf sieben Jahre befristet 
und schloß ein Darlehen des Reiches an die UdSSR zu 5°/o 
Zinsen ein. 46 

23. August 1939 

Nach mehrtägigem intensivem Telegrammwechsel zur Vorbe¬ 
reitung der einzelnen Gegenstände des Vertragstextes sowie 
einer persönlichen Botschaft Hitlers an Stalin vom 20. Au¬ 
gust unterzeichnen der deutsche Reichsaußenminister von Rib- 
bentrop und der sowjetrussische Volkskommissar für Äuße¬ 
res Molotow in Gegenwart Stalins im Kreml einen deutsch¬ 
sowjetrussischen Nichtangriffspakt, der in Artikel 2 auch die 
beiderseitige Verpflichtung einschließt, im Kriegsfälle den Geg¬ 
ner des Partners nicht zu unterstützen und (Artikel 4) sich an 
keinem Bündnissystem zu beteiligen, das sich mittelbar oder 
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unmittelbar gegen den Partner richtet (vgl. 24. Juli 1939). 
In einem geheimen Zusatzprotokoll werden die Interessen¬ 
sphären der beiden Vertragspartner gegeneinander abgegrenzt. 
Diese Grenze verläuft mitten durch Polen (Linie Narew-Weich- 
sel-San). Finnland, die baltischen Staaten außer Litauen und 
Bessarabien überläßt Deutschland der Interessensphäre der 
Sowjets. Die sehr weitgehenden Zugeständnisse deutscher¬ 
seits wecken in Stalin ein Mißtrauen gegenüber der Absicht 
Hitlers, diesen Vertrag zu halten. 47 

24. August 1939 

Die rumänische Regierung König Carols II. erklärt unmittel¬ 
bar vor Ausbruch des deutsch-polnischen Konflikts ihre Neu¬ 
tralität, bietet aber gleichzeitig Ungarn einen Nichtangriffspakt 
an, der von der ungarischen Regierung zwei Tage darauf ab¬ 
schlägig beschieden wird. 

25. August 1939 

Der deutsche Reichskanzler gibt gegenüber dem britischen 
Botschafter in Berlin Nevile Henderson eine offizielle Erklä¬ 
rung ab des Inhalts, das Deutsche Reich werde die fortgesetz¬ 
ten polnischen Provokationen (vgl. 4.—10. August 1939) nicht 
länger dulden und den „mazedonischen Zuständen“ an seiner 
Ostgrenze ein Ende bereiten, dabei auch trotz der Garantie, 
die Großbritannien Polen gegeben habe (vgl. 31. März 1939), 
das Danzig- und das Korridorproblem zu einer Lösung brin¬ 
gen. Demgegenüber sei das Deutsche Reich, bzw. er, Hitler, 
persönlich bereit, bei friedlicher Aushandlung begrenzter deut¬ 
scher Kolonialforderungen die Existenz des britischen Welt¬ 
reiches nicht nur zu garantieren, sondern ihm Hilfe zu leisten, 
wo immer eine solche Hilfe erforderlich sei. Irgendwelche 
Grenzkorrekturen an der deutschen Westgrenze ständen au¬ 
ßerhalb jeder Erwägung. 48 

An demselben Tage, an dem Hitler in Berlin dem britischen 
Botschafter die obige Erklärung gibt, unterzeichnen in Lon¬ 
don der britische Außenminister Halifax und der polnische 
Botschafter Raczynski einen bereits am 6. April von Oberst 
Beck in London grundsätzlich vereinbarten gegenseitigen Bei¬ 
standspakt, dessen Text den Kriegseintritt Großbritanniens 
wiederum, wie schon in der britischen Polengarantie vom 31. 
März 1939 (vgl. dort), vom Ermessen Polens abhängig macht 

(Artikel 2,1:.daß die betreffende Partei den bewaffneten 

Widerstand als von lebenswichtiger Bedeutung betrachtet“). 
In einem geheimen Zusatzprotokoll wird erklärt, daß sich der 
Vertrag gegen Deutschland richtet und Artikel 2, 1 sich auf 
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eine Änderung des Status quo in Danzig bezieht. Die Unter¬ 
schrift Halifax’ erlaubt nur eine Erklärung: daß er sich über 
die Unerfüllbarkeit der britischen Verpflichtung Polen gegenüber 
im klaren ist und Polen lediglich als Kriegsgrund gegen 
Deutschland braucht. 49 

Ebenfalls am gleichen Tage, dem 25. August 1939, schreibt 
Mussolini an Hitler, Italien sei nicht kriegsbereit und könne 
daher an einem militärischen Konflikt mit England und Frank¬ 
reich nicht teilnehmen. Gleichzeitig erhält Hitler die Nach¬ 
richt vom Abschluß des britisch-polnischen Beistandspaktes 
(siehe oben). Er zieht daher den für den 26. August bereits 
an die Wehrmacht gegebenen Angriffsbefehl auf Polen zu¬ 
rück. Tatsächlich gelingt es auch, die eingeleiteten Bewegungen 
noch zum Stehen zu bringen. 

25./26. August 1939 

Auf Weisung des japanischen Außenministers Arita über¬ 
bringt der japanische Botschafter in Berlin, Oshima eine Pro¬ 
testnote der japanischen Regierung gegen den deutsch-russi¬ 
schen Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 (vgl. dort), der 
eine ernste Verletzung des dem Antikominternpakt zwischen 
Deutschland und Japan angefügten Geheimabkommens (vgl. 

25. November 1936) darstelle und die Verhandlungen über 
ein Dreierbündnis mit Italien gegenstandslos mache. Staats¬ 
sekretär Weizsäcker weist die Note mit auffallend zynischem 
Sarkasmus zurück, ohne vorher den Außenminister zu ver¬ 
ständigen. 50 

26. August 1939 

Als Ergebnis der Bemühungen der jugoslawischen Regierung 
Cvetkowitsch (vgl. 4. Februar 1939) erfolgt eine Umbildung 
der Regierung unter Aufnahme von fünf kroatischen Mini¬ 
stern, darunter dem Führer der kroatischen Bauernpartei Mat- 
schek als stellvertretendem Ministerpräsidenten. 

Am gleichen Tage schreibt der französische Ministerpräsident 
Daladier an Hitler, betont die unveränderte Verständigungs¬ 
bereitschaft Frankreichs aber auch seine Verpflichtung, im 
Konfliktfalle Polen zu unterstützen. Der französische Botschaf¬ 
ter in Berlin Coulondre liest Hitler das Schreiben Daladiers 
persönlich vor und malt im anschließenden Gespräch die 
Schrecken des modernen Krieges aus. Hitler zeigt sich beein¬ 
druckt und antwortet tags darauf Daladier ausführlich, ver¬ 
gleicht Danzig mit Marseille und schließt mit der Versicherung, 
angenommen, die Rollen seien vertauscht, so werde Deutsch¬ 
land niemals Polen gegen Frankreich helfen. 51 
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28. August 1939 

Der japanische Ministerpräsident Hiranuma sieht sich infolge 
des deutsch-russischen Nichtangriffspaktes (vgl. 23. August 
1939), von dem Japan nicht zuvor in Kenntnis gesetzt wor¬ 
den war und dessen Abschluß Hiranuma daher nach den 
ersten Gerüchten abgestritten hatte, zum Rücktritt gezwungen. 
Nachdem die Armee sich gegen die Bildung einer england¬ 
freundlichen Regierung auflehnt, entschließt sich Kaiser Hiro- 
hito auf Anraten des Fürsten Konoye, den General Abe mit 
der Regierungsbildung zu beauftragen. Sie wird zwei Tage 
darauf zusammengestellt. Abe übernimmt auch das Außenmi¬ 
nisterium und hält am Antikomintempakt fest. 52 
Ebenfalls am 28. August überbringt der britische Botschaf¬ 
ter in Berlin, Henderson, eine Note des Foreign Office des 
Inhalts, Polen sei zur Wiederaufnahme direkter Verhand¬ 
lungen mit Deutschland bereit. Das entspricht nicht den Tat¬ 
sachen und diese unwahre Mitteilung des britischen Außen¬ 
amtes macht die Lage ausweglos, da die polnische Regierung 
zu diesem Zeitpunkt in Wirklichkeit bereits zum Kriege ent¬ 
schlossen ist, im festen Vertrauen auf die britisch-franzö¬ 
sische Hilfe, die sie nie erhalten wird. 53 

29. August 1939 

Hitler erklärt sich in Erwiderung der britischen Note vom 
Vortage (siehe oben) zu direkten Verhandlungen mit Polen 
bereit und ersucht den britischen Botschafter um Vermitt¬ 
lung. Er werde am 30. August einen bevollmächtigten Unter¬ 
händler Polens erwarten. Henderson bezeichnet diesen Termin 
wegen seiner Kurzfristigkeit als ein Ultimatum. Aber sein 
Außenminister Halifax in London weiß, daß auch bei einem 
verlängerten Termin kein polnischer Bevollmächtigter mehr nach 
Berlin kommen würde. Denn zu diesem Zeitpunkt empfiehlt 
gerade der britische Botschafter in Warschau Kennard dem 
polnischen Außenminister Bede, auf Hitlers Verhandlungsange¬ 
bot nicht einzugehen. 54 

30. August 1939 

Innerhalb der deutschen Reichsregierung wird ein besonderer 
Ministerrat für die Reichsverteidigung gebildet, dem die 
Minister Frick (Inneres), Funk (Wirtschaft), Göring (Vierjah¬ 
resplan), Heß (Partei) und Lammers (Präsidialamt) sowie der 
Chef des Oberkommandos der Wehrmadit, Keitel, angehören. 
Dieser Ministerrat wird jedoch im Laufe des Krieges als Gre- 
nium keine Bedeutung gewinnen. 

30./31. August 1939 

In Berlin wartet man vergeblich auf einen polnisdien Unter- 
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händler. In Polen wird indessen die Generalmobilmachung 
durdigeführt und die Verfolgung der Volksdeutschen Minderheit 
erreicht ihren blutigen Höhepunkt mit zahlreichen Todesop¬ 
fern. Um Mitternacht sind die Vorschläge, die die deutsche 
Reichsregierung einem bevollmächtigten polnischen Unterhänd¬ 
ler unterbreiten wollte, gegenstandslos geworden. Dennoch läßt 
Göring, der offenbar hofft, den Krieg noch verhindern zu 
können, diese überholten Vorschläge tags darauf, am 31. 
August, durch den Schweden Dahlerus dem britischen Bot¬ 
schafter Henderson aushändigen. Dieser bittet seinerseits Dah¬ 
lerus, die Vorschläge dem polnischen Botschafter Lipski mit¬ 
zuteilen. Lipski, der zuvor vergeblich um seine Ablösung als 
Botschafter in Berlin gebeten hat und von Beck gezwungen 
wird, die Tragödie zu Endo zu führen, erklärt gegenüber Dah¬ 
lerus, „nicht daran interessiert zu sein, mit Deutschland auf 
dieser Basis zu verhandeln.“ Er besitzt auch keine Vollmacht zu 
solchen Verhandlungen, ist vielmehr von Warschau ausdrücklich 
angewiesen worden, keine Vorschläge entgegenzunehmen und 
sich in keine Verhandlungen mit der deutschen Reichsregie¬ 
rung einzulassen. Diese Anweisung Becks an Lipski ist von 
dem deutschen Abhördienst mitgehört worden. Der Beweis, 
daß Polen den Krieg will, ist damit vollständig. 55 

noch August 1939 

Das von der Roosevelt-Regierung im Rahmen des „New 
Deal“-Programms neu geschaffene nordamerikanische „Bundes¬ 
amt für Tarifangelegenheiten und Arbeitsbedingungen“ trifft 
ein Abkommen mit der Finanzierungsgesellschaft für Wie¬ 
deraufbau, nach dem letztere jedem Unternehmen die Kredite 
sperren wird, gegen das „Klage“ tarif- oder arbeitsrechtlicher 
Art erhoben wird. Die Beschuldigung genügt bereits für die 
Sperrung der Finanzierung. Das Abkommen ist so eindeutig 
unternehmerfeindlich, daß daran der zunehmend klassenkämp¬ 
ferische Charakter der Roosevelt-Administration deutlich abzu¬ 
lesen ist. Der ehemalige Präsident Herbert Hoover weist in 
seinen Memoiren in diesem Zusammenhang auf die Folgen 
der kommunistischen Infiltration hin, insbesondere auch in 
den Gewerkschaften. 56 

1. September 1939 

Gemäß dem am Vortage mittags um 12.40 Uhr erteilten end¬ 
gültigen Angriffsbefehl beginnt der Angriff der deutschen 
Wehrmacht auf Polen morgens um 4.45 Uhr. Die britische 
und die französische Regierung kündigen ihre Kriegserklärung 
an Deutschland an, falls die deutschen Truppen nicht umgehend 
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aus Polen zurüdegezogen würden. Den Oberbefehl über beide 
beteiligten deutschen Heeresgruppen hat Generaloberst von 
Brauchitsch. Der französische Außenminister Bonnet hat bei 
Halifax hartnäckig durchgesetzt, daß die britisch-französiche 
Drohung mit der Kriegserklärung vorerst noch unbefristet 
abgefaßt wird, kein Rückzugsdatum festlegt und damit noch 
keinen ultimativen Charakter hat. Der Völkerbundskommis¬ 
sar in Danzig Burckhardt verläßt die Stadt, um die eine Woche 
lang gekämpft werden wird. 57 

2. September 1939 

Nachdem der italienische Außenminister Graf Ciano sich ver¬ 
sichert hat, daß Großbritannien seinen Versicherungen, Ita¬ 
lien werde sich „nicht Krieg führend“ verhalten, Glauben 
schenkt und keinen Angriff auf die italienische Flotte unter¬ 
nehmen wird, greift er Bonnets Wunsch, Mussolini möge noch 
einmal einen Vermittlungsversuch unternehmen, auf und sendet 
10 Uhr vormittags eine entsprechende Geheimbotschaft nach 
Berlin: Italien werde einen Waffenstillstand vorschlagen, um 
Zeit für eine Friedenskonferenz zu gewinnen. Hitler erklärt 
sich daraufhin bereit, auf diesen Vorschlag einzugehen. Aber 
Halifax besteht darauf, zuvor müßten die deutschen Truppen 
aus Polen und Danzig zurückgezogen werden. Dieser Forde¬ 
rung widersetzt sich Bonnet entschieden, da er ihre Unerfüll¬ 
barkeit erkennt. Doch während die französische Kabinetts¬ 
sitzung über diesen Punkt noch andauert, behauptet Halifax 
gegenüber Ciano wissentlich unwahr, Frankreich habe sich der 
britischen Bedingung (keine Konferenz ohne vorherigen deut¬ 
schen Truppenrüdezug) bereits angeschlossen. Daraufhin zieht 
Mussolini seinen Konferenzvorschlag als aussichtslos zurück. 
Halifax hat sein Ziel, den Krieg gegen Deutschland, erreicht, 
zunächst auf Kosten Polens, später auf Kosten des britischen 
Weltreichs, an dessen Erhaltung Hitler so viel gelegen war. 58 
Noch am gleichen Tage erklärt die deutsche Reichsregierung, 
sie werde die Integrität Norwegens wahren, sofern diese nicht 
durch eine dritte Macht verletzt würde. Offenbar hat man in 
Deutschland bereits Kenntnis von den britischen Invasions¬ 
plänen in Norwegen. 

3. September 1939 

Nachdem die deutsche Reichsregierung auf wiederholte briti¬ 
sche Forderungen, seine Kampfhandlungen in Polen einzustel¬ 
len und seine Truppen aus Polen zurückzuziehen nicht einge¬ 
gangen ist, überreicht Henderson um 9 Uhr vormittags eine 
auf zwei Stunden befristete ultimative Note. Hitler läßt Hen- 
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derson durch Ribbentrop eine ablehnende Antwort überrei¬ 
chen. Um 11.15 Uhr erhält der deutsche Geschäftsträger in 
London eine Note des Inhalts, daß um 11 Uhr der Kriegszu¬ 
stand zwischen Großbritannien und Deutschland eingetreten 
sei. Der französische Botschafter in Berlin, Coulondre, erklärt 
Ribbentrop, daß Frankreich sich genötigt sehe, ab 17 Uhr 
seinen Verpflichtungen gegenüber Polen nachzukommen. Tat¬ 
sächlich erhält Polen von keinem der beiden Länder irgend¬ 
welche wirksame Hilfe. Die britischen Dominions schließen 
sich, teils sogleich, teils wenige Tage später der britischen 
Kriegserklärung an Deutschland an. M 

Noch am gleichen Tage, dem 3. September wird in London 
ein Kriegskabinett gebildet. Winston Churchill wird, was er 
schon im 1. Weltkrieg war, Erster Lord der Admiralität. 
Antony Eden übernimmt das Dominion-Ministerium. Die See¬ 
blockade gegen für Deutschland bestimmte Schiffsfrachten be¬ 
ginnt. 

Unter dem Schock des deutschen Angriffs, der gänzlich an¬ 
ders verläuft, als man es sieh in Polen monatelang zuvor aus¬ 
gemalt hat, richtet die polnische Bevölkerung im Bromberg und 
zahlreichen anderen Ortschaften, nicht selten von katholischen 
Geistlichen aufgewiegelt, unter der Volksdeutschen Minder¬ 
heit ein Blutbad an. Teils auf tagelangen Fußmärschen zum 
Abtransport nach Ostpolen, teils in ihren Heimatorten werden 
bis zum Eintreffen deutscher Truppen mehr als 5400 Deutsche 
umgebracht. Der Zustand, in dem sich die aufgefundenen 
großenteils unkenntlichen Leichen befinden, sowie die Tatsa¬ 
che, daß nicht Einzeltäter sondern bewaffnete Banden, zum 
Teil auch polnische Soldaten die mit Rücksicht auf den Leser 
im einzelnen nicht wiederzugebenden Verstümmelungen und 
Massaker durchführen, beweisen, daß zwischen den europäi¬ 
schen Populationen doch gravierende Unterschiede in der 
Volkspsyche bestehen. Die gleiche Beobachtung wird man 
sechs Jahre später in Prag und in den Niederlanden machen 
müssen.“ 

5. September 1939 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika erklären sich mit 
Bezug auf den in Europa ausgebrochenen Krieg neutral. Der 
Kongreß beschließt eine Ausfuhrsperre für Kriegsmaterial, die 
jedoch schon im Frühjahr 1940 zugunsten Großbritanniens 
durchbrochen werden wird. 

7. September 1939 

In der Südafrikanischen Union, die einen Tag nach der briti- 
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sehen Kriegserklärung (vgl. 3. September 1939) die diploma¬ 
tischen Beziehungen zu Deutschland abgebrochen hat, wird 
Jan Christian Smuts, der schon im 1. Weltkrieg gegen Deutsch¬ 
land gekämpft hat, Ministerpräsident anstelle von James 
Barry Munnick Hertzog, dessen National Party 1933 (vgl. dort) 
eine Koalition mit der Partei von Smuts bilden mußte (United 
South African National Party). 

10./11. September 1939 

In San Remo wird zwischen den Leitern der Handelsabteilun¬ 
gen des französischen und des italienischen Außenministeriums 
ein geheimes Handelsabkommen geschlossen, in dessen Durch¬ 
führung Italien an Frankreich Sprengstoffe, Panzerabwehrminen 
und sogar Flugzeuge liefert. In diesem Zusammenhang äußert 
Graf Ciano gegenüber dem französischen Botschafter in Rom, 
Francois-Poncet: „Wenn Sie Siege davontragen, werden wir 
mit Ihnen gehen. Im anderen Falle stehen wir gegen Sie.“ 61 

13. September 1939 

Ministerpräsident Daladier bildet sein Kabinett um, d. h. er 
beteiligt angesichts des Kriegszustandes sowohl Sozialisten als 
auch Gemäßigte an der Regierung. Das Kriegs- und Außen¬ 
ministerium übernimmt er selber, Bonnet wird Justizmini¬ 
ster. 62 

14. September 1939 

Die polnische Regierung richtet im Vertrauen auf Chamber- 
lains Garantie vom 31. März 1939 (vgl. dort) und den bri¬ 
tisch-polnischen Beistandspakt vom 25. August 1939 (vgl. 
dort) unmittelbar vor dem totalen Zusammenbruch ihrer Lan¬ 
desverteidigung eine dringende Bitte um militärische Hilfe an 
Großbritannien. Sie erhält weder Hilfe nodi Antwort. Weder 
Chamberlain noch Halifax haben je die Absicht gehabt oder 
eine Möglichkeit gesehen, Polen tatsächlich zu helfen. Polen 
bedeutete ihnen nur den Anlaß, zum Kriege gegen Deutsch¬ 
land zu kommen. 

16. September 1939 

Die polnische Hauptstadt Warschau, von deutschen Truppen 
eingeschlossen, wird zur Übergabe aufgefordert, kommt aber 
dieser Aufforderung nicht nach, sondern verteidigt sich als 
Festung noch weitere zehn Tage lang und erleidet entspre¬ 
chende Zerstörungen durch Artilleriebeschuß und Bombenab¬ 
würfe. 

Am gleichen Tage beenden die UdSSR und Japan die Kämpfe 
an der mongolisch-mandschurischen Grenze durch einen Waf¬ 
fenstillstandsvertrag. 63 
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17. September 1939 

Deutsche Truppen nehmen die Stadt Brest-Litowsk. Sowjet¬ 
russische Truppen beginnen mit dem Einmarsch in Ostpolen. 
Ein Teil des deutscherseits eroberten Gebietes, darin auch 
Lemberg, wird der am 23. August (vgl. dort) vereinbarten 
Demarkationslinie entsprechend den Russen überlassen. Der 
polnische Staatspräsident Moscidci, der Oberbefehlshaber der 
polnischen Streitkräfte und (als Nachfolger Pilsudskis) ei¬ 
gentliche Inhaber der Staatsgewalt, Marschall Rydz-Smigly und 
die polnische Regierung mit dem Außenminister Josef Beck 
treten auf rumänisches Gebiet über und werden dort interniert. 
Es wird ihnen verwehrt, als polnische Exilregierung nach Paris 
oder London zu gehen. Weder Chamberlain noch Halifax, der 
sie zu diesem Krieg ermutigt hat, unternehmen einen Schritt 
zu ihrer Befreiung. Beck wird am 6. Juni 1944 in der Inter¬ 
nierung in Stanesti, 49 Jahre alt, sterben. 64 

18. September 1939 

Die Regierung Sowjetrußlands erkennt die Unabhängigkeit 
und Souveränität der Slowakei (vgl. 14. März 1939), deren 
Truppen sich seit dem 5. September an den Kämpfen gegen 
Polen beteiligt haben, an. 

19. September 1939 

Der deutsche Reichskanzler Hitler erscheint persönlich in 
Danzig, um die Wiedereinfügung des durch den Versailler 
Vertrag geschaffenen Freistaates in das Deutsche Reich demon¬ 
strativ vorzunehmen. In einer außenpolitischen Rede im Danzi- 
ger Artushof weist Hitler nochmals auf die Verantwortlichen 
hin, die Polen zur Ablehnung aller deutschen Vorschläge und 
zum Kriege veranlaßt haben, den es nun mit dem Verlust 
seiner Souveränität bezahlen muß. 

21. September 1939 

Der rumänische Ministerpräsident Armand Calinescu fällt 
einem Attentat zum Opfer, das von Angehörigen der Eisernen 
Garde verübt wird. Seit der Ermordung Codreanus steht die 
Eiserne Garde unter Führung von Horia Sima. 

24. September 1939 

In London schreibt Lloyd George im „Sunday Express“: „Der 
Chef unseres Generalstabes war in Frankreich, als diese gedan¬ 
kenlose Zusicherung (gemeint ist die Garantie Polens) gegeben 
wurde. Ich habe Grund zu der Annahme, daß nach seiner 
Rückkehr er wie seine Berater mit Nachdruck erklärten, daß 
wir nicht imstande seien, dieses Versprechen einzulösen.“ 65 
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27. /28. September 1939 

Mit der Kapitulation Warschaus mit seiner Besatzung von 
120 000 Mann sowie tags darauf der Kapitulation von Mod- 
lin ist der Polenfeldzug im wesentlichen beendet. Die Besat¬ 
zung der Halbinsel Heia vor Danzig wird am 1. Oktober die 
Waffen niederlegen. Vereinzelte Widerstandsnester werden sich 
bis zum 6. Oktober halten. Die Verluste auf deutscher Seite 
verzeichnen 10 572 Tote, 30 322 Verwundete und 3409 Ver¬ 
mißte. 694 000 Polen sind in deutsche Kriegsgefangenschaft 
geraten. Etwa 12 000 polnische Offiziere sind von den Sowjet¬ 
russen gefangengenommen worden und werden diese Gefan¬ 
genschaft, wie sich später heraussteilen wird, nicht überleben 
(vgl. Katyn, 1943). 

28. September 1939 

Angesichts des schnellen Vormarsches der deutschen Truppen 
in Polen ist dem polnischen Botschafter in Moskau Grzybowski 
bereits am 17. September offiziell mitgeteilt worden, nach Auf¬ 
fassung der Regierung der Sowjetunion habe der polnische 
Staat aufgehört zu bestehen. Demgemäß wurde der Einmarsch 
der russischen Truppen in Ostpolen damit begründet, die 
UdSSR müsse den Schutz der ukrainischen und weißrussischen 
Bevölkerungsteile des ehemaligen Polen übernehmen. Nunmehr 
unterzeichnen von Ribbentrop und Molotow in Moskau einen 
deutsch-russischen Grenz- und Freundschaftsvertrag, der über 
das geheime Zusatzprotokoll vom 23. August (vgl. dort) hin¬ 
aus die Teilung Polens vollzieht. Dabei fällt nunmehr auch 
Litauen an die UdSSR, Warschau und Lublin an Deutsch¬ 
land. Die Umsiedlung der Reichs- und Volksdeutschen aus 
den an Rußland fallenden Gebieten wird in einem Vertrau¬ 
lichen Protokoll vereinbart. Der Vertrag wird bereits am 15. 
Dezember 1939 in Berlin ratifiziert. 

Am selben Tage, dem 28. September, schließt die Regierung 
der Sowjetunion einen Beistandspakt mit der Regierung Est¬ 
lands, der in erster Linie den Zweck hat, Rußland militärische 
Stützpunkte in Estland zu sichern und die Sowjetisierung des 
Landes schrittweise vorzubereiten. 

29. September 1939 

Mao Tse-tung schreibt in einem Artikel über den deutsch¬ 
sowjetrussischen Nichtangriffspakt (vgl. 23. August 1939), die 
Sowjetunion habe auch Japan seit vielen Jahren einen Nicht¬ 
angriffspakt vorgeschlagen, aber Japan habe bisher immer ab¬ 
gelehnt. Sollte es jetzt zu einem solchen sowjetrussisch-japa¬ 
nischen Nichtangriffspakt kommen, dann werde „die Sowjet- 
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Union zweifellos dafür sorgen, daß dieser Pakt nicht ihre Hilfe 
für China beeinträchtige“. Tatsächlich hat die Sowjetunion stets 
nur Tschiang Kai-schek Hilfe zukommen lassen, aber niemals 
Mao, der diesen Artikel schreibt und gegen den Tschiang Kai- 
schek mehr kämpfen läßt als gegen die Japaner. 88 

30. September 1939 

In der Internierung in Rumänien erklärt der ehemalige pol¬ 
nische Staatspräsident Moscicki seinen Rüdetritt zugunsten 
von Ladislaus Raczkiewicz, der sich in Paris aufhält. Rydz- 
Smigly (vgl. 17. September 1939) geht seiner Ämter und Ehren 
verlustig. Ministerpräsident der polnischen Exilregierung in 
Paris (nach der Niederlage Frankreichs 1940 in London) 
wird General Ladislaus Sikorski. 
noch September 1939 

Die Verfassung, die die französische Mandatsverwaltung dem 
Libanon am 23. Mai 1926 (vgl. dort) gegeben hat, wird bei 
Ausbruch des 2. Weltkriegs wieder aufgehoben. 

5. Oktober 1939 

Die Regierung der Sowjetunion schließt mit der Regierung 
Lettlands einen „Beistandspakt“, entsprechend dem mit Est¬ 
land vom 28. September (vgl. dort) und läßt sowjetrussische 
Truppen zur Besetzung der ihr von Lettland überlassenen 
Stützpunkte einrücken. 

6. Oktober 1939 

Vor dem deutschen Reichstag spricht Hitler von der Sinnlosig¬ 
keit einer Weiterführung des Krieges im Westen und sagt 
voraus, daß er mit einem neuen Versailles enden und wie¬ 
derum zur Quelle neuer Konflikte werden aber nicht zur Lö¬ 
sung eines einzigen Problems führen könne. Seiner Aufforde¬ 
rung: „Mögen diejenigen Völker und ihre Führer nun das Wort 
ergreifen, die der gleichen Auffassung sind . ..“ kommen tags 
darauf Belgien und die Niederlande nach und richten eben¬ 
falls einen Friedensappell an die Weltöffentlichkeit. Doch wer¬ 
den Daladier für Frankreich am 10. Oktober und Chamber- 
lain für Großbritannien am 12. Oktober die Friedensvorschläge 
ablehnen. Daladier will „Sicherheitsgarantien“ erkämpfen, 
Chamberlain lehnt Friedensverhandlungen mit der derzeiti¬ 
gen deutschen Regierung ab. Er denkt dabei vermutlich an die 
Versprechungen der deutschen Widerstandskreise, Hitler im 
Kriegsfälle abzusetzen oder zu beseitigen. 61 

10. Oktober 1939 

Entsprechend den „Beistandspakten“ der UdSSR mit Estland 
und Lettland (vgl. 28. September und 5. Oktober 1939) schließt 
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die UdSSR einen gleichen Vertrag mit Litauen und gibt die¬ 
sem gegen Überlassung militärischer Stützpunkte, die sogleich 
besetzt werden, einstweilen das Gebiet von Wilna zurück. 

11. Oktober 1939 

Der Präsident der USA Franklin D. Roosevelt erfährt durch 
Alexander Sachs (geb. am 1. August 1893 in Rossien/Ruß- 
land), einen Freund Albert Einsteins, der ihm nach über zwei¬ 
monatiger Verzögerung Einsteins von Szilard und Teller inspi¬ 
rierten Brief vom 2. August 1939 (vgl. dort) überbringt und 
erläutert, von den Möglichkeiten einer Explosion, die durch 
Kettenreaktion gespaltener Uran 235-Atomkerne ausgelöst 
werden kann. Roosevelt beauftragt General Watson, alle er¬ 
reichbaren Informationen zu sammeln und setzt einen Spezial¬ 
ausschuß unter dem Vorsitz von James B. Conant, Präsident 
der Harvard Universität ein. 68 

Ebenfalls am 11. Oktober 1939 fordert die Regierung der Sow¬ 
jetunion in Verhandlungen mit Finnland die Überlassung von 
militärischen Stützpunkten, insbesondere von Hangö am Aus¬ 
gang des Finnischen Meerbusens. Darauf kann die finnische 
Regierung nicht eingehen. Die Verhandlungen scheitern. 

12. Oktober 1939 

Das restliche Polen ohne die dem Deutschen Reich eingeglie¬ 
derten Gebiete (vgl. 1. November 1939) und ohne die von 
Sowjetrußland besetzten Gebiete östlich der Linie Lomza-Mal- 
kin-Bug-Wladimir-Wolynskij-Jaroslaw-San aufwärts wird von 
der deutschen Reichsregierung zu einem „Generalgouvernement“ 
unter deutscher Oberhoheit erklärt, die Militärverwaltung durch 
eine Zivilverwaltung abgelöst. Erster (und einziger) deutscher 
Generalgouvemeur wird der Präsident der Akademie für deut¬ 
sches Recht und Führer des Nationalsozialistischen deutschen 
Juristenbundes Hans Frank (geb. 23. Mai 1900 in Karls¬ 
ruhe), der seinen Amtssitz auf der Krakauer Burg, dem Wa¬ 
wel einrichtet und künftig die Verantwortung für eine skan¬ 
dalöse Mißwirtschaft in dem ihm unterstellten Gebiet trägt. 
Seine Auffassung von seiner Amtsführung, in umfangreichen 
Tagebüchern niedergelegt, sowie die an die russische Zaren¬ 
herrschaft erinnernde Bezeichnung „Generalgouvernement“ las¬ 
sen darauf schließen, daß die deutsche Reichsführung den Ge¬ 
danken der Gleichberechtigung souveräner Nationen und des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker zugunsten eines imperia¬ 
listischen Denkens aufgegeben hat. 69 

18./19. Oktober 1939 

In Stockholm treffen die drei Könige von Dänemark, Nor- 
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wegen und Schweden zusammen, um über die Zweckmäßig¬ 
keit und über die Möglichkeiten zu beraten, angesichts des 
gleichzeitig von Deutschland, Großbritannien und der Sowjet¬ 
union ausgeübten Einflusses ihre traditionelle Neutralität auf¬ 
recht zu erhalten. 

19. Oktober 1939 

Die türkische Regierung schließt einen Bündnisvertrag mit 
Großbritannien und Frankreich, der allerdings kaum zwei 
Jahre später (vgl. 18. Juni 1941) durch einen deutsch-türki¬ 
schen Freundschaftsvertrag unwirksam gemacht wird. 

21. Oktober 1939 

Die deutsche und die italienische Regierung treffen ein Ab¬ 
kommen über die Umsiedlung der deutschsprechenden und 
deutschstämmigen Bevölkerung von Südtirol in das Reichsge¬ 
biet. Von etwa 247 000 Teilnehmern an der Option optieren 
86% (213 000) für die Umsiedlung nach Deutschland. Doch 
wird sich die Durchführung infolge des Krieges verzögern und 
es werden bis 1943 nur etwa 75 000 tatsächlich umgesiedelt, 
von denen nach dem Kriege, bis 1956 etwa die Hälfte wieder 
in ihre Südtiroler Heimatgemeinden zurückkehren werden. 70 

22. Oktober 1939 

In der bis zum 16. September 1939 polnischen westlichen 
Ukraine wird nach entsprechender agitatorischer Vorbereitung 
durch Nikita Chruschtschow eine „Volksversammlung“ ge¬ 
wählt, die den einzigen Zweck hat, den sofortigen Anschluß 
des Gebietes an die Sowjetukraine zu beschließen. Es gibt nur 
eine Liste von Delegierten, die „gewählt“ werden kann. Alle 
Personen, von denen ein Widerstand gegen die Bolschewisie- 
rung und Kollektivierung zu erwarten war, wurden zuvor un¬ 
ter der „täglichen Lenkung... durch den Genossen N. S. 
Chruschtschow die Spione und Diversanten schnell gefangen 
und wie giftige Schlangen und tolle Hunde vernichtet“. 71 

26. Oktober 1939 

In der Slowakei wird der Ministerpräsident Prälat Josef Tiso 
(vgl. 6. Oktober 1938) zum Staatspräsidenten gewählt. Das 
Amt des Ministerpräsidenten übernimmt A. Tuka. 

27. —30. Oktober 1939 

Litauen besetzt das Gebiet von Wilna, das ihm am 9. Okto¬ 
ber 1920 von Polen genommen und am 10. Oktober 1939 
(vgl. dort) von der UdSSR im Austausch gegen militärische 
Stützpunkte wieder überlassen wurde. 
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noch Oktober 1939 

Die deutsche Reichsregierung schließt mit den zum sowjet¬ 
russischen Interessengebiet gehörenden baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen Verträge über die Umsiedlung 
der dort lebenden Volksdeutschen in das Reichsgebiet. 

1. November 1939 

Von den im Polenfeldzug eroberten Gebieten westlich der 
deutsch-russischen Demarkationslinie werden durch Gesetz 
dem Deutschen Reich eingegliedert: Danzig samt Hinterland, 
Westpreußen und Posen (das Gebiet des „Polnischen Korri¬ 
dors), der Bezirk um Lodsch (Litzmannstadt), Ost-Oberschlesien 
einschließlich des ein Jahr zuvor von Polen annektierten Olsa- 
gebietes (Teschen) sowie südlich von Ostpreußen der Distrikt 
um Ziechanow und östlich von Ostpreußen der Suwalki-Zip- 
fel. 72 

2. November 1939 

Die Regierung der Sowjetunion gliedert die von ihren Trup¬ 
pen besetzten vormals polnischen Gebiete im Norden der Weiß¬ 
russischen, im Süden der Ukrainischen Sowjetrepublik ein (vgl. 
auch 22. Oktober 1939). 

3. November 1939 

Die deutsche und die sowjetrussische Regierung treffen ein 
Abkommen über die Umsiedlung der Volksdeutschen aus 
Wolhynien (etwa 10 000), die zumeist im Gebiet von Posen, 
Danzig und Westpreußen angesiedelt werden. Für die gesam¬ 
ten Umsiedlungsaktionen ist deutscherseits der Reichsfüh¬ 
rer SS, Heinrich Himmler in seiner Eigenschaft als „Reichs¬ 
kommissar zur Festigung deutschen Volkstums“ zuständig, der 
dabei den Gedanken einer Grenzsicherung durch Wehrbauern¬ 
siedlungen verfolgt. Er wird in den folgenden Wintermonaten 
die langen Wagentrecks der Umsiedler zum Teil bereits an 
der Demarkationslinie in Empfang nehmen. 73 
Ebenfalls am 3. November 1939 wird das nordamerikanische 
Neutralitätsgesetz vom Mai 1937 (vgl. dort), das in erster Linie 
gegen Japan gerichtet war, entgegen der erneuten Neutralitäts¬ 
erklärung vom 5. September 1939 (vgl. dort) zugunsten Groß¬ 
britanniens gelockert und zwar auf der Grundlage der soge¬ 
nannten „cash and carry“-Lieferungen, d. h. Großbritannien 
holt sich das Rüstungsgut auf eigenen Schiffen und gegen Bar¬ 
zahlung in den USA-Häfen ab. 

12. November 1939 

Der britische Ministerpräsident Chamberlain weist einen Frie¬ 
densvorschlag der belgischen und der niederländischen Regie- 
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rung (vgl. 6. Oktober 1939) zurück. Beide Länder sehen vor¬ 
aus, daß sie die Leidtragenden einer Fortsetzung des Krieges 
sein werden. 

21. November 1939 

Die Slowakei erhält die Grenzgebiete zurück, die sie 1920 
im Vertrag von Trianon und Anfang Oktober 1938 an Polen 
verloren hat. 

24. November 1939 

Gheorghe Tatarescu (geb. 1886 in Craiova, nach anderen Quel¬ 
len 1892 in Inghin bei Gory), der bereits von 1934-—1937 
Ministerpräsident war (vgl. 9. Juni 1934 und 29. August 1936) 
bildet eine neue rumänische Regierung. Grigore Gafencu (geb. 
30. Januar 1892 in Bukarest), Nationalzaranist, bleibt weiter¬ 
hin, wie seit 1938, Außenminister. 

27. November 1939 

Aufgrund der gescheiterten Verhandlungen um die Überlas¬ 
sung von militärischen Stützpunkten, darunter Hangö, in Finn¬ 
land (vgl. 11. Oktober 1939) kündigt die Sowjetunion den 
Nichtangriffspakt mit Finnland vom 21. Januar 1932 (vgl. 
dort). 

30. November 1939 

Die Sowjetunion greift Finnland an der gesamten finnischen 
Ostgrenze an. Schwerpunkt des Angriffs ist die karelische 
Landenge. Gleichzeitig erfolgt ein Luftangriff auf die finni¬ 
sche Hauptstadt Helsinki. Tags darauf bildet Risto Ryti (geb. 
3. Februar 1889 in Huittinen) ein Kabinett der nationalen 
Einheit mit Väinö Tanner als Außenminister. 

7. Dezember 1939 

Mit einer Gegenregierung gegen das Kabinett Ryti (siehe 
oben), die der finnische Kommunist Otto Ville Kuusinen auf 
sowjetrussische Initiative hin am 2. Dezember 1939 gebildet 
hat, schließt die UdSSR nunmehr den gewünschten „Beistands¬ 
und Freundschaftspakt“. Trotzdem kann Kuusinen sich nicht 
durchsetzen. Das finnische Volk ist entschlossen, sich gegen 
den russischen Angriff zu verteidigen. 

Ebenfalls am 7. Dezember 1939 beraten in Stockholm die drei 
Außenminister von Dänemark, Norwegen und Schweden über 
die seit dem Dreikönigstreffen vom 18./19. Oktober (vgl. dort) 
weitgehend veränderte Lage, die durch die Teilung Polens, die 
Präsenz der Sowjetunion in den drei baltischen Staaten, den 
russischen Angriff auf Finnland und den britischen Plan einer 
angeblichen Hilfsexpedition für Finnland durch Nordnorwegen 
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und Nordschweden entstanden ist. Sie beschließen, im finnisch¬ 
russischen Konflikt unbedingte Neutralität zu wahren. 

14. Dezember 1939 

Die Völkerbundsversammlung in Genf erklärt auf einen Ap¬ 
pell Finnlands hin, Sowjetrußland habe sich mit dem An¬ 
griff auf Finnland selbst aus dem Völkerbund ausgeschlossen. 
Angesichts der zahlreichen Austritte aus dem Völkerbund zu¬ 
vor kommt diesem Beschluß kaum noch eine praktische Be¬ 
deutung zu. 

21. Dezember 1939 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika sperren auf Kon¬ 
greßbeschluß die Lieferung von Flugzeugen an Deutschland, 
Japan und die UdSSR. Die anderen zu diesem Zeitpunkt krieg- 
führenden Staaten werden in dem Beschluß nicht genannt 
(vgl. auch 3. November 1939). 74 
28. Dezember 1939 

Die Sowjetunion erklärt, daß sie sich nicht an die Interna¬ 
tionale Rotekreuzkonvention gebunden sähe. Gemeint ist of¬ 
fenbar die Genfer Konvention zum Schutze der Verwundeten 
und Kranken der Heere im Feld vom 22. August 1864, neu¬ 
gefaßt am 6. Juli 1906, ausgedehnt auf die Seekriegführung 
und auf die Behandlung der Kriegsgefangenen am 22. Juli 
1929. Die ersten Opfer dieser sowjetrussischen Weigerung, 
sich an die genannte Konvention zu halten, werden demnach 
die in russische Hand gefallenen polnischen Offiziere sein. 75 

noch 1939 (ohne nähere Datierung) 

In Bolivien werden von der Regierung Versuche zu Sozialre¬ 
formen unternommen, die vor allem den in elenden Verhält¬ 
nissen lebenden Arbeitern der Zinngruben zugutekommen sol¬ 
len, aber aufgrund der Besitzverhältnisse in diesen Gruben 
zum Scheitern verurteilt sind. 

Im chinesischen „Politischen Volksrat“ in Tschunking, in dem 
Kuomintang, Kommunisten und Vertreter kleinerer Parteien 
vereinigt sind, kommt es immer wieder zu schweren Ausein¬ 
andersetzungen, weil Tschiang Kai-schek Teile seiner bestaus¬ 
gerüsteten Verbände von der Front gegen die Japaner abzieht 
und gegen die kommunistisch regierten Gebiete einsetzt. Tat¬ 
sächlich blockiert seine Regierung diese von Jenan, dem Sitz 
Mao Tse-tungs, aus regierten Landesteile. Trotzdem wird 
Tschiang Kai-schek auch weiterhin von Sowjetrußland unter¬ 
stützt, sowohl propagandistisch als auch durch Lieferungen. 
Im Juni 1939 bestätigte seine Regierung den Empfang von 
Lei/j-Lieferungen im Werte von 100 Millionen US-Dollar. 76 
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Adolf Eichmann (geb. 1906 in Solingen), seit 1938 Leiter 
der „Zentralstelle für jüdische Auswanderung“ im Rahmen 
der Geheimen Staatspolizei (Reichssicherheits-Hauptamt), 
nimmt seine zunächst auf Auswanderungsförderung der Ju¬ 
den gerichtete Tätigkeit nach Errichtung des „Reichsprotekto¬ 
rats Böhmen und Mähren“ auch in Prag auf, in enger Zusam¬ 
menarbeit mit den jüdischen Organisationen einerseits, den 
tschechischen und deutschen Behörden andrerseits. 77 
Der Schweizer Chemiker Paul Hermann Müller (geb. 12. Januar 
1899 in Olten) entdeckt die Wirkung des starken Kontakt¬ 
giftes DDT (Dichlor-diphcnyl-trichlor-äthan), das 1872 erst¬ 
mals synthetisch aufgebaut wurde, als Insektenvertilgungsmit¬ 
tel. Die allgemein verbreitete Anwendung dieses Giftes in 
der Landwirtschaft als Pflanzenschutzmittel in den fünfziger 
und sechziger Jahren trägt schließlich erheblich zur Vergiftung 
des organischen Lebens in den Weltmeeren bei. 78 
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1940 


12. Januar 1940 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika wird im Rahmen 
des Flotten-Aufrüstungsprogramms der Neubau von 150 
Schiffen beschlossen und mit einem Kostenbetrag von 2,5 
Milliarden US-Dollar veranschlagt. 1 

14. Januar 1940 

Lhamo Döndrub (vgl. 6. Juni 1935) wird —- vier einhalb Jahre 
alt — in der Hauptstadt Tibets, Lhasa, im Potala als 
XIV. Dalai Lama inthronisiert. Zuvor hat der chinesische 
Provinzgouvemeur der westchinesischen Grenzprovinz Am- 
do, Mapufang, für die Ausreisegenehmigung des Kindes nach 
Lhasa 130 000 Dollar kassiert, einen Betrag, den sich die tibe¬ 
tische Regierungsdelegation bei zufällig durchreisenden moham¬ 
medanischen Kaufleuten (Mekka-Pilgern) ausleihen mußte. 2 

27. Januar 1940 

Durch eine Denkschrift Churchills (vom 19. September 1939) 
ist der Plan, sich im Norden Skandinaviens festzusetzen, das 
schwedische Eisenerzgebiet von Kiruna zu okkupieren und 
eine Nordfront gegen Deutschland zu bilden, im Gespräch. 
Der Plan, als Hilfsexpedition für Finnland getarnt, ist seit 
Oktober 1939 der deutschen Seekriegsführung bekannt. Im 
Dezember 1939 hat auch der ehemalige norwegische Kriegsmi¬ 
nister Vidkun Quisling die deutsche Reichsregierung auf die 
britischen Pläne hingewiesen. Infolgedessen gibt Hitler nun¬ 
mehr Anweisung, im Oberkommando der deutschen Wehr¬ 
macht einen Plan für die schnelle Besetzung Norwegens und 
Dänemarks auszuarbeiten. 

2. Februar 1940 

Die britische Armee gibt unter S. D. 1 (b) B. N. No. XXX52 die 
Kriegsgliederung und Stärke der Truppen für das geplante 
Norwegen-Unternehmen aus. Das britische Konsularpersonal 
in Norwegen ist zuvor zu umfangreichen und sehr detaillier¬ 
ten Erkundungsaufgaben herangezogen worden. 3 

5. Februar 1940 

Der britische Außenminister Halifax teilt dem norwegischen 
Gesandten in London mit, Großbritannien beabsichtige, sich 
Stützpunkte an der norwegischen Küste zu sichern, „um den 
deutschen Erztransport von Narvik zu stoppen“. 4 

11. Februar 1940 

Nach mehr als zwei Monate lang währendem standhaften 
Widerstand der finnischen Truppen gegen die sowjetrussische 
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vielfache Übermacht im Winterkrieg unter härtesten Bedingun¬ 
gen (u. a. Nahkämpfe Mann gegen Mann in den nördlichen 
Grenzwäldern) müssen erstmals finnische Einheiten im Front¬ 
abschnitt Viborg aus der Mannerheim-Linie zurückweichen, 
nachdem schwere russische Panzer auf dem Eise des fest zuge¬ 
frorenen Finnischen Meerbusens diese Linie umgehen konn¬ 
ten. 5 

Das Deutsche Reich und die Sowjetunion schließen ein neues 
Wirtschaftsabkommen. Deutschland liefert Industrieprodukte, 
Rußland Getreide und Rohstoffe. Die gegenseitigen Lieferun¬ 
gen spielen sich in den folgenden Monaten gut ein. 

16. Februar 1940 

Der britische Zerstörer „Cossack“ greift innerhalb der norwe¬ 
gischen Hoheitszone das deutsche Schiff „Altmark“ an, das bri¬ 
tische Gefangene an Bord hat. Die deutsche Reichsregierung 
sendet Norwegen eine Protestnote, wegen Duldung einer Ver¬ 
letzung der norwegischen Neutralität. Norwegen seinerseits 
protestiert in London, die britisdie Regierung protestiert in 
Oslo, weil Norwegen deutsche Schiffe in seinen Hoheitsgewäs- 
sem operieren lasse. 

Februar/März 1940 

Der Oberbefehlshaber der finnischen Streitkräfte, Feldmar¬ 
schall Freiherr von Mannerheim (geb. 4. Juni 1867 auf Gut 
Louhisaari), 1918/19 Reichsverweser Finnlands, erkennt, daß 
die britischen Pläne einer angeblichen Hilfsexpedition für Finn¬ 
land tatsächlich nur auf die Besetzung der nordschwedischen 
Eisenerzvorkommen abzielen und keine wirkliche Hilfe für 
Finnland in seinem Kampf gegen die Sowjetunion bedeuten 
würden. Zudem lehnen Schweden und Norwegen die Genehmi¬ 
gung zum „Durchmarsch“ britischer Einheiten ab. Infolgedessen 
rät Mannerheim der finnischen Regierung, die Friedensver¬ 
handlungen mit Sowjetnißland rechtzeitig zu beginnen. 

6. März 1940 

Eine finnische Delegation unter Führung von Paasikivi reist 
nach Moskau, um Friedensverhandlungen mit der UdSSR ein- 
zuleiten. 

12. März 1940 

Die finnische Delegation in Moskau, Paasikivi, Waiden und 
Wojonmaa, sowie der inzwischen ebenfalls in Moskau ein¬ 
getroffene finnische Ministerpräsident Risto Ryti schließen 
einen Friedensvertrag mit der UdSSR. Darin tritt Finnland 
die karelische Landenge mit Viborg, das Gebiet nördlich des 
Ladoga-Sees und einen breiten Gebietsstreifen südlich und 
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nördlich von Salla an Rußland ab, verpachtet Hangö auf drei¬ 
ßig Jahre und räumt der Sowjetunion Transitrechte sowie das 
Recht zum Überfliegen des Gebietes von Petsamo ein, ver¬ 
pflichtet sich außerdem zur vollständigen Demilitarisierung der 
nördlichen Eismeerzone. Der Vertrag wird bereits drei Tage 
später vom finnischen Reichstag ratifiziert, aber am 26. Juni 
1941, nach dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion, wie¬ 
der annulliert werden. 6 

17. März 1940 

Der „Erste diplomatische Berater“ des britischen Foreign Office 
verdächtigt ausgerechnet den Präsidenten der USA, F. D. Roo- 
sevelt, dieser sei bereit, die westlichen Demokratien im Stich 
zu lassen und um seiner Wiederwahl willen eine Friedensver¬ 
mittlung mit Deutschland einzuleiten. Demnach scheint Van- 
sittart trotz seines eigens für ihn geschaffenen hohen Sonder¬ 
amtes keine Kenntnis von dem laufenden geheimen Tele¬ 
grammwechsel zwischen Roosevelt und Churchill zu haben, in 
dem die Möglichkeiten eines amerikanischen Kriegseintritts 
erörtert werden (vgl. 20. Mai 1940 und 7. November 1940). 7 

18. März 1940 

Bei einem Zusammentreffen auf dem Brennerpaß sagt Musso¬ 
lini Hitler die Teilnahme Italiens an dem bevorstehenden 
Westfeldzug zu, wird diese Zusage allerdings erst am 10. Juni 
einlösen, nachdem Frankreichs Niederlage bereits unabwend¬ 
bar geworden ist (vgl. 10. Juni 1940). 

28. März 1940 

Großbritannien und Frankreich verpflichten sich gegenseitig, 
keines von beiden Ländern solle alleine einen Sonderwaffen¬ 
stillstand oder Sonderfrieden mit Deutschland schließen. 

Der Generalstab der 9. französischen Armee (2. Büro) erarbei¬ 
tet eine Studie über die geplanten belgischen Bewegungen 
östlich der Maas und — nach erfolgtem Rückzug, mit dem also 
gerechnet wird — an der Maas. Das Dokument erweist die 
Zusammenarbeit der französischen und belgischen General¬ 
stäbe (vgl. 14. Oktober 1936) und die Ignorierung der bel¬ 
gischen Außenpolitik, die nach dem Willen König Leopolds 
III. die Neutralität Belgiens aufrechtzuerhalten sucht. Tatsäch¬ 
lich wird sogar belgisches Transportmaterial an der franzö¬ 
sischen Grenze zur Aufnahme britisch-französischer Truppen 
bereitgestellt. 8 
30. März 1940 

Für die bereits von Japan kontrollierten Teile Chinas wird in 
Nanking eine chinesische, japanfreundliche Regierung unter 
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dem Vorsitz von Wang Tsching-wei eingesetzt, einem der 
„Generäle des Nordens“, die 1930 von Tschiang Kai-sdiek be¬ 
siegt wurden und sich ihm unterordneten. Wang Tsching-wei 
hat 1934 gemeinsam mit Tschiang ein Manifest über die klare 
Abgrenzung der Befugnisse von Zentralverwaltung und Pro¬ 
vinzverwaltung erlassen, entging ein Jahr später einem Mord¬ 
anschlag, reiste nach Europa, kehrte 1937 von dort zurück 
und verschwand 1938 aus Tschunking. 9 

5. April 1940 

Großbritannien richtet eine Note an die norwegische Regie¬ 
rung und fordert darin die Sperrung der norwegischen Gewäs¬ 
ser für die nach Deutschland ausfahrenden Eisenerztranspor¬ 
te. (Narwik ist der Hafen für die schwedische Eisenerzförde¬ 
rung von Kiruna). Der norwegische Außenminister Koht lehnt 
das Ansinnen ab, da es mit der Neutralität Norwegens un¬ 
vereinbar sei. 19 

6. April 1940 

Ein Befehl des britischen Kriegsministeriums sieht die Beset¬ 
zung der schwedischen Gallivare-Erzfelder von Narvik aus 
durch britische Truppen vor. Wörtlich heißt es in dem 
Befehl: „Sollte sich die Gelegenheit dazu bieten, . .. “ n 

8. April 1940 

Drei Tage später als geplant legen britische Spezialschiffe bei 
Narvik einen Minengürtel vor die norwegische Küste. Gleich¬ 
zeitig treten britische Marinefahrzeuge mit den zur Landung 
in norwegischen Häfen bestimmten Truppeneinheiten von Eng¬ 
land aus die Überfahrt an (vgl. 27. Januar 1940). 

9. April 1940 

Einen Tag nach Ablegen der britischen Schiffe mit dem für 
Norwegen bestimmten Expeditionskorps (siehe oben) besetzen 
deutsche Truppen Dänemark und landen in den norwegischen 
Häfen Kristiansand, Stavanger, Bergen, Drontheim sowie Nar¬ 
vik. Im Oslofjord werden zunächst die Küstenbatterien nieder¬ 
gekämpft. Dann gelingt die Landung auch südlich Oslo. Der 
schwere deutsche Kreuzer „Blücher“ sinkt vor Oslo. Während 
die norwegischen Streitkräfte sich zäh verteidigen, befiehlt die 
dänische Regierung die Waffenniederlegung und erhebt gegen 
die Besetzung lediglich formalen Protest. Inoffizielle Meldun¬ 
gen besagen, daß unmittelbar vor der Besetzung geheime Ver¬ 
handlungen in Rostock zwischen Himmler und dem dänischen 
Außenminister Munch stattgefunden haben. Der dänische Kö¬ 
nig bleibt im Lande, die sozialdemokratische Regierung Stau- 
ning im Amt. Der deutsche Botschafter in Kopenhagen von 
Renthe-Finck wird „Bevollmächtigter des Reiches“. 
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Dagegen scheitern die Verhandlungen des deutschen Gesand¬ 
ten Breuer mit dem norwegischen König an der deutschen 
Forderung, Quisling zum Ministerpräsidenten zu machen. 15 

13. April 1940 

Im Hafen von Narvik werden zehn deutsche Zerstörer, die 
dort vier Tage zuvor deutsche Truppen gelandet haben (vgl. 
9. April 1940), von britischen Kriegsschiffen vernichtet. 

16. April 1940 

Britische Einheiten landen auf der dänischen Inselgruppe der 
Färöer und besetzen sie. 

14. —19. April 1940 

In den norwegischen Häfen Harstad, Namsos und Andalsnes 
landen britische Truppen und kämpfen gemeinsam mit den 
norwegischen Streitkräften gegen die am 9. April gelandeten 
deutschen Verbände. 

19. April 1940 

Bei der Zweiten britischen Division, die inzwischen nach Nord¬ 
frankreich verlegt worden ist, werden Geheimbefehle über Si¬ 
cherungsmaßnahmen beim Einmarsch in das neutrale Belgien 
ausgegeben. Sie enthalten auch eine Aufstellung von Personen, 
deren Verhaftung bei den belgischen Behörden zu beantra¬ 
gen ist. 1 * 

25. April 1940 

Nach Abberufung des deutschen Gesandten Breuer aus Oslo, 
dessen Verhandlungen mit dem norwegischen König (vgl. 9. 
April 1940) gescheitert ist, entsendet Hitler den Gauleiter der 
NSDAP von Essen, Josef Terboven als „Reichskommissar“ nach 
Oslo. Der Taktlosigkeit dieser Amtsbezeichnung entspricht die 
Ungeeignetheit der für das Amt ausgewählten Person. Ter¬ 
boven verbindet keinerlei Vorstellung mit der Geschichte, dem 
Charakter und der Mentalität der norwegischen Bevölkerung. 
Ihm wird es binnen kurzer Zeit gelingen, Vidkun Quisling bei 
seinen eigenen Landsleuten zu kompromittieren und den Sohn 
Friethjof Nansens, Odd Nansen, in ein deutsches Konzentra¬ 
tionslager bringen zu lassen.“ 

30. April 1940 

Die von Trondheim in südlicher und von Oslo in nördlicher 
Richtung sich vorkämpfenden deutschen Truppen treffen in 
Dombos zusammen. Die norwegischen Streitkräfte kapitulie¬ 
ren, den britischen gelingt es noch, sich in den Häfen, in denen 
sie gelandet sind (vgl. 14.—19. April 1940), wieder einzuschiffen 
und nach England zurückzukehren. Lediglich der in Harstad 
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gelandete britische Verband kämpft weiter gegen die in Nar¬ 
vik gelandeten deutschen Gebirgsjäger-Einheiten. 

5. Mai 1940 

Die norwegische Regierung trifft in London ein und läßt 
sich dort als Exilregierung nieder, die sich den norwegischen 
Provinz- und Gemeindebehörden gegenüber weiterhin als 
weisungsberechtigt betrachtet. 

10. Mai 1940 

Nachdem Mitte April britische und französische Verbindungs¬ 
stäbe und Vorkommandos in Gent, Antwerpen, Aerschot und 
Lüttich eingetroffen sind, mithin feststeht, daß die Neutrali¬ 
tät Belgiens von seiten Frankreichs und Großbritanniens nicht 
respektiert wird, beginnt der deutsche Angriff um 5.30 
Uhr morgens gleichzeitig gegen die Niederlande, Nord- und 
Südbelgien sowie Luxemburg. Der Schwerpunkt des Angriffs 
richtet sich gegen die Nahtstelle zwischen französischer und 
belgisch-britischer Front dort, wo die französische Befestigungs¬ 
linie (Maginotlinie) an der belgischen Grenze endet. Gleich¬ 
zeitig setzen sich deutsche Luftlandetruppen (mit Lastsegelflug¬ 
zeugen) im Raume den Haag, bei Rotterdam, an der Maas¬ 
brücke von Moerdijk, am Albert-Kanal und mitten im belgi¬ 
schen Fort Eben Emael fest. 

Das Datum dieses Angriffes ist (ebenso wie das Datum der 
deutschen Aktionen gegen Dänemark und Norwegen) von Oberst 
Hans Oster, dem engsten Mitarbeiter des deutschen Spionage¬ 
abwehrchefs Admiral Canaris, dem niederländischen Militär¬ 
attache in Berlin, Oberstleutn. Saß, rechtzeitig und mit dem 
ausdrücklichen Hinweis bekanntgegeben worden, daß der An¬ 
griffsbefehl diesmal nicht mehr widerrufen worden sei. Saß 
hat aber mit dieser Meldung bei den niederländischen Regie¬ 
rungs- und Militärbehörden keinen Glauben gefunden. Man 
kann sich nicht vorstellen, daß ein deutscher Offizier Verrat 
übt. Es paßt nicht in das Bild, das man noch vom deutschen 
Offizierskorps hat. 15 

In Großbritannien tritt Chamberlain als Premierminister zu¬ 
rück. Er wird noch im gleichen Jahre sterben. Churchill bildet 
ein Koalitionskabinett mit dem Führer der Labourparty Attlee 
als stellvertretendem Premierminister, Halifax als Außen- und 
Eden als Kriegsminister. 

Britische Truppen landen auf der seit 1918 mit dem König¬ 
reich Dänemark in Personalunion verbundenen Insel Island. 

11. Mai 1940 

Das britische Kriegskabinett beschließt unter Vorsitz Chur- 
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chills, daß die Bomberverbände der Royal Air Force in Deutsch¬ 
land künftig auch hinter der Front Bomben abwerfen sollen. 
Damit beginnt der bereits 1936 geplante (vgl. dort, Linde¬ 
mann-Plan, Anm. 29) strategische Bombenkrieg. 

14. Mai 1940 

In einem Memorandum des britischen Außenamtes werden die 
Umsturzpläne des ehemaligen Leipziger Oberbürgermeisters 
Gördeler und der anderen deutschen Widerständler als unglaub¬ 
haft und unzutreffend bewertet, ebenso ein Telegramm des 
britischen Botschafters bei Tschiang Kai-schek in Tschunking, 
in dem von einer Mitteilung des ehemaligen deutschen Wirt¬ 
schaftsministers Hjalmar Schacht an Tschiang Kai-schek über 
einen von Schacht und der deutschen Wehrmachtsführung ge¬ 
planten Staatsstreich gegen Hitler berichtet wird. Der Akten¬ 
vermerk auf diesem Telegramm aus China, wahrscheinlich von 
der Hand Vansittarts oder Halifax’, lautet: „Die alte Reichs¬ 
wehrfriedensgeschichte. Jetzt ein bißchen überholt...“ Der Ver¬ 
merk ist mit dem 16. Mai 1940 datiert. 16 
14./15. Mai 1940 

Während eines deutschen Luftangriffs auf Rotterdam kapitu¬ 
liert die Stadt. Doch kann der Angriff nur noch teilweise ge¬ 
stoppt werden. Ein Stadtteil fällt dem Bombenwurf zum Op¬ 
fer. Die Königin der Niederlande Wilhelmine begibt sich mit 
der Thronfolgerin Juliane und der Regierung de Geer nach Lon¬ 
don, wo letztere als Exilregierung weiter fungiert. Tags darauf 
wird um 11.45 die Kapitulation der niederländischen Streit¬ 
kräfte unterzeichnet. 

Am selben Tage fällt in Belgien Namur. Lüttich ist bereits 
seit dem 13. Mai in deutscher Hand. Deutsche Panzerkorps 
überschreiten die Maas. 17 

20. Mai 1940 

In London wird der Angestellte der USA-Botschaft Tyler 
Kent verhaftet, der seit September 1939 den geheimen Tele¬ 
grammwechsel zwischen Churchill und Roosevelt zu dechiffrie¬ 
ren hat, von dem die ganze Zeit über nicht einmal Chamber- 
lain Kenntnis hatte. Die Verhaftung erfolgt wegen einer Freund¬ 
schaft Kents mit der aus Rußland geflüchteten Anna Wolkoff, 
die sich in London der Organisation des gleich bei Kriegsbe¬ 
ginn internierten Sir Oswald Mosley angeschlossen hat. Bei 
einer Haussuchung im Zusammenhang mit der Verhaftung 
Kents werden in seiner Londoner Wohnung Kopien gefunden, 
die er sich von dem Telegrammwechsel Churchill-Roosevelt 
gemacht hat. Kent war zuvor sechs Jahre lang in der US-Bot- 
schaft in Moskau ebenfalls als Dechiffrierer tätig gewesen 
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und kannte daher aus Depeschen Bullitts und Biddles die Be¬ 
mühungen Roosevelts, die USA in den europäischen Krieg zu 
ziehen. (Weiter vergl. 7. November 1940). 18 

24. Mai 1940 

Nachdem der im Norden operierende Teil der französischen 
Streitkräfte und das britische Expeditionskorps eingekesselt 
und fortgesetzten Sturzkampfflugzeugangriffen ausgesetzt sind, 
die Engländer nur noch über einen Brückenkopf bei Dünkir¬ 
chen verfügen, erscheint Hitler im Hauptquartier General von 
Rundstedts in Charleville und besteht darauf, daß die deut¬ 
schen Panzerverbände, die den Kessel eindrücken sollen, ange¬ 
halten werden. In einer Ansprache an die Offiziere des Hee- 
resgruppen-Hauptquartiers unterstreicht er die Bedeutung des 
britischen Empire als einer Ordnungsmacht, die erhalten wer¬ 
den müsse. Er hoffe auf den Abschluß eines für Großbritan¬ 
nien tragbaren Friedens binnen sechs Wochen. 18 
Unter den Förderern des Planes einer kommunistischen Welt¬ 
revolution in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, die, 
zum Teil in hohen Regierungsämtern, bisher Trotzki als eine 
Art Führungsreserve des internationalen Kommunismus vor 
den unaufhörlichen Nachstellungen Stalins bewahrt, ihm zum 
Beispiel aus den USA wiederholt junge Leute für seine Leib¬ 
wache in Coyoacan bei Mexiko-City gesandt haben (vgl. 9. 
Januar 1937) hat sich nunmehr offenbar die Erkenntnis durch¬ 
gesetzt, daß man Stalin ein ungewöhnliches Opfer bringen muß, 
um ihn für eine Allianz mit den westlichen Demokratien 
gegen die Achsenmächte zu gewinnen. Jedenfalls hat man 
Trotzki, der zu dieser Zeit an einer vernichtenden Stalin-Bio¬ 
graphie arbeitet, bereits Anfang April 1940 den jungen Robert 
(Bob) Sheldon Harte aus New York empfohlen und gesandt, 
nach Aussage seines Vaters einen überzeugten Stalinisten. Die¬ 
ser Sheldon läßt am 24. Mai, sieben Wochen nach seiner An¬ 
kunft im Hause Trotzkis, morgens um drei Uhr eine Gruppe 
von etwa zwanzig mit Maschinenpistolen und Brandbomben 
ausgerüsteten Attentätern in das festungsartig geschützte An¬ 
wesen. Es werden hinterher 73 Einschüsse gezählt. Trotzki, 
seine Frau und sein Enkel bleiben unverletzt, weil sie sich flach 
auf den Fußboden ihres Schlafzimmers gelegt haben. Robert 
Sheldon Harte fährt freiwillig mit den Attentätern fort und 
wird kurz darauf von ihnen in einem einsamen Hause unweit 
Mexiko im Schlaf erschossen und verscharrt. Der Organisator 
des gesamten Unternehmens fährt einen Wagen mit USA- 
Nummer und spricht französichen Akzent. (Vgl. auch 20. Au¬ 
gust 1940). 28 
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26. Mai 1940 

Das bei Dünkirchen eingeschlossene britische Expeditionskorps 
kehrt mit französischer Hilfe „auf eilig zusammengerafften 
Schiffen aller Art“, 338 226 Mann auf 887 Fahrzeugen, unter 
Verlust seiner gesamten schweren Ausrüstung nach England 
zurück. Die deutschen an der Einschließung beteiligten Panzer¬ 
verbände dürfen auf Weisung Hitlers diese Rettungsaktion 
nicht stören. 21 

28. Mai 1940 

Nachdem deutsche Truppen bereits am 17. Mai kampflos Brüs¬ 
sel besetzt, tags darauf Antwerpen genommen und das belgi¬ 
sche Heer bei Gent eingeschlossen haben, unterschreibt Gene¬ 
ral Derousseaux im Aufträge König Leopolds III. die Kapi¬ 
tulation der belgischen Streitkräfte. Der König selbst erhält 
deutscherseits sein Schloß Laeken in Brüssel als Aufenthalts¬ 
ort zugewiesen. Die über Paris und Bordeaux nach London ge¬ 
flüchtete belgische Regierung Pierlot wird am 30. Mai die Ka¬ 
pitulation König Leopolds verurteilen und — aus sicherem 
Exil — zur Fortsetzung des Kampfes aufrufen. 

In einer Sitzung des britischen Kriegskabinetts sprechen sich 
Halifax und Chamberlain dafür aus, an Mussolini heranzu¬ 
treten, er möge die deutschen Friedensbedingungen ermitteln, 
solange Frankreich noch nicht völlig besiegt und die britischen 
Flugzeugfabriken noch nicht ausgebombt seien. Der Premier¬ 
minister Churchill, sein Stellvertreter Attlee, und Arthur 
Greenwood lehnen den Vorschlag ab. Hitlers Geste von Dün¬ 
kirchen trägt keine Früchte (vgl. 24. Mai 1940), der Krieg geht 
weiter und die „Ordnungsmacht“ des britischen Empire wird an 
der Ablehnung des Halifax-Chamberlainvorschlages durch 
Churchill, Attlee und Greenwood zugrundegehen. 22 

Den letzten noch auf norwegischem Boden kämpfenden bri¬ 
tischen Einheiten gelingt es vorübergehend, die Stadt Narvik 
zu nehmen und die deutschen Gebirgsjägereinheiten unter 
dem Kommando von General Dietl in das innere Bergland 
abzudrängen, wo sie nur durch die deutsche Luftwaffe unter 
schwierigen Flugbedingungen versorgt werden können. 

5. Juni 1940 

Der nächste deutsche Angriff richtet sich nach Süden gegen Aisne 
und Somme, wo General Weygand als Nachfolger des zurück¬ 
getretenen Gamelin eine neue Verteidigungslinie aufgebaut hat. 
Binnen einer Woche werden Reims und Chalons-sur-Marne 
genommen. 
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8. Juni 1940 

Die deutschen Gebirgsjägereinheiten unter Führung von Gene¬ 
ral Dietl (vgl. 28. Mai 1940) zwingen die britischen Truppen 
in Narvik, wieder auf ihre Schiffe zu steigen und nach Eng¬ 
land zurückzukehren. Narvik ist wieder in deutscher Hand, 
die militärischen Kämpfe in Norwegen endgültig beendet. 
Doch wächst infolge der politischen Unzulänglichkeit und ver¬ 
hängnisvollen Maßnahmen des „Reichskommissars“ Terboven 
der Widerstand in der norwegischen Bevölkerung gegen die 
deutsche Besetzung. Er wird sowohl von der norwegischen 
Exilregierung in London bestärkt als auch von britischen 
Sabotagetrupps (Kommandoeinheiten) unterstützt, vor allem 
aber von den norwegischen Kommunisten getragen, die dabei 
zeitweilig mit den Königstreuen Zusammenarbeiten. 23 

9. Juni 1940 

Zwei Tage, nachdem sich der norwegische König Haakon VII. 
von Tromsö aus nach England eingeschifft hat, befiehlt er, 
bzw. in seinem Aufträge die norwegische Exilregierung in 
London, das Feuer einzustellen (vgl. 5. Mai 1940). Dem 
Befehl kommt nur noch theoretische Bedeutung zu, da zu die¬ 
sem Zeitpunkt ohnehin keine regulären norwegischen Truppen 
mehr im Kampfe stehen. Die norwegischen Kriegsgefangenen 
werden von den deutschen Militärbehörden nach Hause entlas¬ 
sen. 

10. Juni 1940 

Zwei Wochen, nachdem die Engländer aus Frankreich, zwei 
Tage, nachdem sie auch aus Nordnorwegen vertrieben sind, 
entschließt sich die italienische Regierung doch noch, ihre Groß¬ 
britannien gegenüber am 2. September 1939 (vgl. dort) be¬ 
teuerte Haltung als „nicht kriegführend“ aufzugeben (vgl. auch 
18. März 1940), und beginnt einen Tag darauf mit Kampf¬ 
handlungen gegen das schon nahezu besiegte Frankreich. 

13. Juni 1940 

Die Regierung Franco erklärt Spanien zur „nicht kriegführen¬ 
den“ Macht. 

14. /15. Juni 1940 

Deutsche Truppen rücken kampflos in Paris ein. Die fran¬ 
zösische Regierung Reynaud flieht nach Bordeaux. Die deut¬ 
sche Heeresgruppe C bricht südlich Saarbrücken in die tief 
gestaffelte Maginotlinie ein. Tags darauf wird auch Verdun 
genommen. Reynaud gibt den Rücktritt seiner Regierung be¬ 
kannt. Präsident Lebrun beauftragt den 84jährigen Marschall 
Petain mit der Bildung einer neuen Regierung. Petain nimmt 
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16. Juni 1940 

Die soeben gebildete neue französische Regierung Petain for¬ 
dert von Großbritannien die Lösung aus der Verpflichtung 
vom 28. März 1940 (vgl. dort), keinen Sonderwaffenstillstand 
zu schließen. Auf das britische Gegenangebot Churchills einer 
anglo-französischen Union mit gemeinsamer Staatsbürgerschaft 
aller Einwohner beider Länder, d. h. den unverhüllten Füh¬ 
rungsanspruch der britischen Regierung über Frankreich und 
das französische Volk, geht Petain nicht ein. 

17. Juni 1940 

Marschall Petain bittet in seiner Eigenschaft als Regierungs¬ 
chef Frankreichs die spanische Regierung um Vermittlung 
zum Abschluß eines Waffenstillstandes. Die spanische Regie¬ 
rung sagt zu und gibt das französische Waffenstillstandsan¬ 
gebot noch am selben Tage an die deutsche Reichsregierung 
weiter. 

18. Juni 1940 

Mussolini kommt nach München und verlangt Hitler gegen¬ 
über, Frankreich solle Korsika, Tunis, Algier, Französisch 
Somaliland, Oran und Casablanca an Italien abtreten, außer¬ 
dem die französische Flotte ausliefern. Hitler läßt sieh auf keine 
dieser maßlosen Forderungen ein. Er gesteht Mussolini ledig¬ 
lich die Besetzung französischer Gebiete bis zur Rhone zu. 
Auch den Wunsch Mussolinis, die Waffenstillstandsverhandlun¬ 
gen mit Frankreidi mit Hitler gemeinsam zu führen, lehnt 
dieser ab. Zu diesem Zeitpunkt ist der italienische Angriff 
auf die französischen Grenzbefestigungen bereits steckenge¬ 
blieben. Er wird •— Tage später — nur mit Hilfe von Lyon aus 
eingesetzter deutscher Verbände vorankommen. 25 
General de Gaulle verkündet von London aus die Fortset¬ 
zung des französischen Widerstandes und findet damit in gro¬ 
ßen Teilen des französischen Kolonialreiches auch Gehör. 

21./22. Juni 1940 

In dem ehemaligen Salon-Eisenbahnwagen des Marschalls 
Foch im Walde von Compiegne, in dem am 11. November 
1918 die deutsche Kapitulation nach dem 1. Weltkrieg erfolg¬ 
te, empfängt Hitler die französische Waffenstillstandsdelegation 
unter Führung des Generals Huntziger, läßt ihr die deutschen 
Waffenstillstandsbedingungen durch Generaloberst Keitel über¬ 
reichen und die Präambel verlesen, in der Frankreichs „hero¬ 
ischer Widerstand“ gewürdigt wird. Tags darauf wird der 
Waffenstillstand unterzeichnet. Hauptpunkt ist die Aufteilung 
Frankreichs in eine von deutschen Truppen besetzte Zone mit 
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der gesamten Atlantik-Küste sowie ganz Nordfrankreich ein¬ 
schließlich Paris und eine unbesetzte Zone mit unbeschränk¬ 
ter Souveränität, etwa zwei Fünftel Frankreichs umfassend. 
Die Demarkationslinie verläuft von Genf über Dole — Paray 
le Monial — Bourges bis 20 Kilometer ostwärts Tours, dann 
20 Kilometer entlang der Bahnlinie Tours — Angouleme-Li- 
boume über Mont de Marsan und Ortgez bis zur spanischen 
Grenze. Die französische Kriegsflotte wird Frankreich belassen, 
muß allerdings demobilisiert werden. Die französischen Kriegs¬ 
gefangenen bleiben in deutsdier Kriegsgefangenschaft. Fran¬ 
zösische Staatsangehörige, die sidi an Kampfhandlungen gegen 
Deutschland beteiligen, auch im Dienste anderer mit Deutsch- 
land kriegführender Staaten, werden als Freischärler behan¬ 
delt. Das gilt mithin audi für alle, die sich dem Aufruf de 
Gaulles zur Fortsetzung des Widerstandes vom 18. Juni (siehe 
oben) anschließen. 2 “ 

25. Juni 1940 

Nachdem die französische Regierung Petain tags zuvor auch 
mit Italien in Rom einen Waffenstillstandsvertrag unterzeich¬ 
net hat, tritt mittags 1.35 Uhr zwischen Frankreich einerseits, 
Deutschland und Italien andrerseits Waffenruhe ein. Die deut¬ 
schen Verluste im Frankreichfeldzug betragen 27 074 Tote, 
111034 Verwundete und 18 384 Vermißte. Deutschland hat 
an der Westfront insgesamt 1,9 Millionen Kriegsgefangene 
gemacht. 

Trotzki schreibt in einem Artikel: „Das Eindringen eines GPU- 
Agenten in mein Haus würde bedeuten, daß die GPU es fertig 
gebracht hätte, meine Freunde in New York zu täuschen, die 
mir Sheldon“ (vgl. 24. Mai 1940) „empfohlen haben“. Auf den 
Gedanken, daß seine ehemaligen „Freunde“ in New York seit 
Monaten mit der New Yorker Außenstelle der Stalinschen 
GPU Zusammenarbeiten könnten, kommt er nicht oder will er 
nicht kommen. Der Artikel schließt mit den Worten: „Jeder 
Eingeweihte weiß, daß die Arbeiterorganisationen und die 
Staatsinstitutionen der ganzen Welt mit GPU-Agenten durch¬ 
setzt sind.“ Aber die wirklich „Eingeweihten“ wissen noch 
mehr. 27 

26. Juni 1940 

Die Sowjetunion fordert von dem durch die Niederlage Frank¬ 
reichs schutzlos gewordenen Rumänien in einem Ultimatum 
die Abtretung Bessarabiens, das Rumänien 1918 annektiert 
hatte, und von Teilen der Bukowina. Die deutsche Reichsre¬ 
gierung wird sich diesen Forderungen nicht entgegenstellen 
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sondern der rumänischen Regierung empfehlen, das russische 
Ultimatum anzunehmen. Diese kommt der Aufforderung tags 
darauf nach. 

28. Juni 1940 

Großbritannien erkennt das in London von Generalmajor de 
Gaulle gebildete „Nationalkomitee der Freien Franzosen“ als 
offizielle Regierung Frankreichs an, die Regierung Petain da¬ 
mit also nicht. Der britische Botschafter Campbell wird aus 
Frankreich abberufen, die Seeblockade (vgl. 3. September 1939) 
auf Frankreich, dessen Atlantik-Häfen alle in deutscher Hand 
sind, ausgedehnt. 18 

30. Juni 1940 

In der Mongolischen Volksrepublik (vgl. 26. November 1924) 
wird, entsprechend der Verfassung der UdSSR, der Große 
Volksrat (Khural) eingesetzt, dem die Minister verantwort¬ 
lich sind. 

noch Juni 1940 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika tritt nach einer 
Beratung mit Briggs, Urey und Admiral Bowen vom Marine- 
Forschungsinstitut (vgl. 11. Oktober 1939, Anm. 67) über die 
zum Atombombenbau voraussichtlich benötigte Uranerzmenge 
Alexander Sachs an die Union Miniere du Haut Katanga heran, 
die daraufhin auch eine gewisse Menge des gewünschten Erzes 
liefern wird. 89 

Im Rahmen der deutschen Waffen-SS wird ein Regiment 
„Wiking“ aufgestellt (und später zur Division erweitert), in dem 
freiwillige Soldaten aus Belgien, Dänemark, Finnland, den 
Niederlanden und Norwegen ihre Ausbildung erhalten und 
— ein Jahr später — zum Einsatz an der Ostfront gelangen 
werden. Die Offiziersanwärter unter ihnen werden an den 
Lehrgängen der Junkerschule der Waffen-SS in Bad Tölz teil¬ 
nehmen, wobei auch die Stellung ihrer Länder in einem zu¬ 
künftigen Europa offen erörtert wird. Dabei wird der von 
Himmler als selbstverständlich vorausgesetzte deutsche Füh¬ 
rungsanspruch nicht unbedingt anerkannt. 

1. Juli 1940 

Marschall Petain läßt sich mit seiner Regierung im unbesetz¬ 
ten Teil Frankreichs, in Vichy, nieder. Pierre Laval ist zunächst 
Vizepräsident des Kabinetts, seit 22. Juni. 

Der britische Botschafter in Moskau, Cripps, unterbreitet Sta¬ 
lin den Vorschlag, sich auf die Seite Großbritanniens und der 
zahlreichen in London versammelten Exilregierungen gegen 
die Achsenmächte zu schlagen. Stalin wird diesen britischen 
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Vorschlag zwölf Tage später der Moskauer Deutschen Bot¬ 
schaft mitteilen lassen. 

3. Juli 1940 

Ein britischer Marineverband, der im Mittelmeer operiert, 
vernichtet ein auf der Reede vor Mers el Kebir bei Oran lie¬ 
gendes französisches Flottengeschwader, das infolge der Demo¬ 
bilisierung nicht gefechtsbereit und wehrlos ist. Die franzö¬ 
sische Regierung Petain beruft den Botschafter Corbin aus 
London ab und ein Kriegsgericht verurteilt de Gaulle in Ab¬ 
wesenheit wegen Verrats, Anschlags auf die äußere Sicherheit 
des Staates und Desertion zum Tode. 30 
8. Juli 1940 

Auch die in Dakar liegenden französischen Flotteneinheiten 
werden in demobilisiertem Zustand, also wehrlos von briti¬ 
schen Kriegsschiffen beschossen und zerstört. Sie erleiden hohe 
Verluste an Mannschaften. Am Tage zuvor haben französi¬ 
sche Marineluftgeschwader als Vergeltungsaktion für Oran 
Bombenangriffe gegen britische Kriegsschiffe im Hafen von 
Gibraltar geflogen. 31 
16. Juli 1940 

Hitler befiehlt widerstrebend die Vorbereitung zum Lande¬ 
unternehmen in England, dem Unternehmen „Seelöwe“. Es 
wird mehrfach um Monate verschoben und schließlich garnicht 
durchgeführt werden. Hitler kann sich zu dem Entschluß, die 
Zentrale des britischen Empire unmittelbar anzugreifen und 
auszuschalten nicht durchringen, obgleich britische Bomben¬ 
flugzeuggeschwader, wie bereits 1936 vorgeplant (vgl. noch 
1936, Lindemannplan, Anm. 29), schon am 10. Mai und re¬ 
gelmäßig seit dem 20. Mai deutsche Städte im Hinterland mit 
Bomben belegen (vgl. 11. Mai 1940). 32 

18. Juli 1940 

Auf Drängen Japans sperrt Großbritannien für eine Frist von 
drei Monaten ohne Rücksicht auf den Protest der USA und 
Chinas die durch Burma führende unter britischer Kontrolle 
stehende Straße für den Transitverkehr. 33 

19. Juli 1940 

Der Präsident der USA, F. D. Roosevelt, unterzeichnet ein 
Gesetz, Two Ocean Navy Expansion Act, d. h. eine erhebliche 
Vergrößerung der Kriegsflotte sowohl im Atlantischen als 
auch im Pazifischen Ozean. Das umfassende Schiffsbaupro¬ 
gramm, das über die Beschlüsse vom 12. Januar 1940 (vgl. 
dort) weit hinausgeht, soll bis zum Jahre 1945 durchgeführt 
sein. 
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21. Juli 1940 

Die Regierung der UdSSR verleibt der Sowjetunion die drei 
baltischen Länder Estland, Lettland und Litauen als Soziali¬ 
stische Sowjetrepubliken ein, nachdem sie diese bereits An¬ 
fang Juni ultimativ zu einer entsprechenden Umbildung ihrer 
Regierungen gezwungen und jeden Widerstand mit den üb¬ 
lichen Gewaltmethoden schon im Vorwege unmöglich gemacht 
hat. 

22. Juli 1940 

Die Niederlage Frankreichs und die unmittelbare Bedrohung 
Großbritanniens führen in Japan zu einem Regierungswechsel. 
Fürst Konoye löst den Premierminister Yonai ab, der nur 
ein halbes Jahr im Amte war, und bildet ein neues Kabinett 
mit dem erklärten Ziel, die „imgebührliche Hinneigung“ zu den 
USA und Großbritannien aufzugeben und eine Außenpolitik 
zu betreiben, die den Vorstellungen der Armee entgegenkommt. 
Außenminister wird Matsuoka. Der Einfluß der Armee ist 
mit dem Umfang der Operationen in China gewachsen. Der 
Gedanke einer „Neuen Ordnung“, wie ihn Deutschland und 
Italien in Europa durchzusetzen versuchen, verfehlt nicht seinen 
Eindrude auf die japanischen Militärkreise. 31 
noch Juli 1940 

Der deutsdie Geschäftsträger in Washington versucht zweimal 
auf Weisung der deutschen Reichsregierung, ein geheimes Tref¬ 
fen mit dem britischen Botschafter herbeizuführen, um mit 
ihm ein deutsches Friedensangebot zu erörtern. Der britische 
Botschafter berichtet nach London, Hitler wolle Großbritannien 
nicht angreifen (vgl. 16. Juli 1940). Ihm sei an der Erhaltung 
des britischen Empire gelegen. Das britische Kriegskabinett 
weist seinen Botschafter in Washington an, die deutschen Ver- 
handlungsversuche zu ignorieren. 35 

4. August 1940 

In Paraguay gewährt eine neue Verfassung dem Präsidenten 
erweiterte Machtbefugnisse. Das Kabinett wird von ihm er¬ 
nannt und übt mit ihm gemeinsam die Exekutive aus. Der 
Staatsrat (ehemalige Senat) hat nur noch beratende Funktion. 

8. August 1940 

Otto F. Abetz, der sich in den Jahren vor Ausbruch des 2. 
Weltkrieges in Zusammenarbeit mit dem französischen Histo¬ 
riker Jacques Benoist-Mechin intensiv der Sache der deutsch¬ 
französischen Verständigung gewidmet hat, wird zum Deut¬ 
schen Botschafter in Paris ernannt, während sein französischer 
Partner J. Benoist-Mechin in Berlin die Geschäfte der französi- 
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sehen Delegation für die Kriegsgefangenen führt und sich ver¬ 
geblich um die Entlassung der französischen Kriegsgefangenen 
bereits vor Kriegsende bemüht. 80 

6.—19. August 1940 

Italienische Truppen besetzen von Abessinien aus unter dem 
Kommando des italienischen Vizekönigs in Äthiopien, des Her¬ 
zogs Amadeo von Aosta, Britisch-Somaliland. 

20. August 1940 

Ramon del Rio Mercader, dritter Sohn einer spanischen Kom¬ 
munistin aus Katalonien, Caridad Mercader, bringt Trotzki 
in dessen Arbeitszimmer in Coyoacan mit einem Eispickel 
eine tödliche Kopfwunde bei, an der Trotzki zwei Tage spä¬ 
ter im Hospital sterben wird. Mercader, dessen Mutter und 
Geschwister in dieser Zeit in Moskau festgehalten werden, war 
bereits an den Vorbereitungen zum ersten Attentat auf Trotzki 
(vgl. 24. Mai 1940) beteiligt, wurde dann, als dieses geschei¬ 
tert war, nach New York beordert und erhielt dort von Dr. 
Gregory Rabinowitsch, demselben, der das erste Attentat or¬ 
ganisiert hatte, (vgl. 24. Mai 1940, Anm. 20) die Weisung, 
Trotzki auf die beschriebene Weise zu töten. Man sagte 
Mercader, seine Mutter würde in Moskau gefangen gehalten. 
Mercader wurde bei Trotzki durch eine überzeugte Trotzkistin, 
Sylvia Agelof eingeführt, deren Schwester eine zeitlang bei 
Trotzki als Sekretärin gearbeitet hatte. Er machte vor dem 
Attentat mehrere Besuche bei Trotzki und erschien daher auch 
den Leibwächtern Trotzkis als kein Fremder mehr (vgl. 25. 
Juni 1940). 87 
26. August 1940 

Felix Eboue, der farbige Gouverneur des Tschad, entscheidet 
sich für das von de Gaulle in London gebildete provisorische 
„Nationalkomitee aller freien Franzosen“, das von Großbritan¬ 
nien am 28. Juni 1940 (vgl. dort) als Regierung Frankreichs 
anerkannt wurde. 

30. August 1940 

Die Außenminister Deutschlands und Italiens, von Ribben- 
trop und Graf Ciano, regeln im Schloß Belvedere in Wien 
mit dem Zweiten Wiener Schiedsspruch Ungarns Gebietsan¬ 
sprüche an Rumänien, nachdem direkte Verhandlungen zwi¬ 
schen den beiden Ländern am 16./17. August in Turnu Severin 
ergebnislos verlaufen sind. Ungarn erhält von dem Gebiet, das 
es 1920 im Frieden von Trianon verloren hat, etwa 12 000 
Quadratkilometer, einen Teil Siebenbürgens, mit rund einer 
Million Einwohnern zurück. Die Räumung seitens Rumäniens 
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hat binnen 14 Tagen zu erfolgen. Die Bevölkerung kann ent¬ 
weder die ungarische Staatsangehörigkeit erwerben oder bin¬ 
nen anderthalb Jahren nach Rumänien abwandern. Deutsch¬ 
land garantiert Rumänien die Unverletzlichkeit seines noch 
verbliebenen (vgl. auch 26. Juni 1940!) Staatsgebietes.* 8 

noch August 1940 

Der 82jährige König Gustav V. Adolf von Schweden bietet 
Großbritannien seine Dienste als Vermittler zu Friedensge¬ 
sprächen mit Deutschland an. Vansittart unterstellt daraufhin 
dem schwedischen König in einem Brief an Churchill „persön¬ 
liche Furcht“ und „den egoistischen Wunsch nach Frieden um 
jeden Preis“ sowie, daß der Schritt auf deutsche Anregung hin 
erfolgt sei. Churchill läßt sich dazu in einer Aktennotiz in 
beleidigenden Äußerungen über den schwedischen König aus, 
nennt ihn „erbärmlich“, behauptet, er habe „Finnland und Nor¬ 
wegen im Stich gelassen“ und stehe „völlig im Griff der Deut¬ 
schen“. Das Vermittlungsangebot selbst bezeichnet Churchill 
als „absolut widerlich“. Aus alledem spricht nur die Verärge¬ 
rung über die Ablehnung Schwedens (vgl. Februar/März 1940) 
im Februar und März 1940, eine angebliche „Hilfsexpedition 
für Finnland“ durch schwedisches Gebiet marschieren zu las¬ 
sen, die tatsächlich den Zweck hatte, sidi der nordschwedischen 
Eisenerzgruben zu bemächtigen (vgl.hierzu 27. Januar 1940, 
Februar/März 1940, 6. April 1940). 3 " 

3. September 1940 

In den — dem Gesetze nach — immer noch neutralen USA 
unterhöhlt die Roosevelt-Administration durch das „Lend-Lease“ 
(Pacht- und Leih)-Verfahren die Neutralität weiter und über¬ 
läßt Großbritannien 50 Zerstörer im Austausch gegen die 
Verpachtung von Stützpunkten im Bereich des British Em¬ 
pire an die USA. Damit wird zugleich eine Entwicklung ein¬ 
geleitet, die künftig allmählich die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zum Erben des britischen Weltreidis werden läßt, 
zu einem Erben allerdings, der das Erbe nicht wird bewahren 
können. 48 

Gegen die Garantie, die das Deutsche Reich mit dem Zweiten 
Wiener Schiedssprudi (vgl. 30. August 1940) Rumänien für 
die Unverletzlichkeit der ihm verbliebenen Territorien gewährt 
hat, erhebt die Regierung der Sowjetunion sogleich Einspruch. 
Das bedeutet, daß die Regierung der UdSSR Rumänien be¬ 
reits zu ihrer Interessensphäre zählt. 

5. September 1940 

Zwischen den Regierungen der Sowjetunion und des Deutschen 
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Reiches wird ein weiteres Umsiedlungsabkommen getroffen, 
diesesmal die Volksdeutsche Minderheit in Bessarabien und 
der Bukowina betreffend, die durch das russische Ultimatum 
vom 26. Juni 1940 (vgl. dort) aus der rumänischen unter die 
sowjetrussische Staatshoheit gefallen ist. 

4./6. September 1940 

König Carol von Rumänien erteilt, nachdem der Zweite Wie¬ 
ner Schiedsspruch (vgl. 30. August 1940) eine Staatskrise her¬ 
beigeführt hat, dem ehemaligen rumänischen Generalstabschef 
Antonescu umfassende Vollmachten und ernennt ihn zum 
Staatsführer. Antonescu nimmt Mitglieder der „Eisernen Gar¬ 
de“ in seine Regierung auf, darunter den Nachfolger des er¬ 
mordeten Codreanu, Horia Sima. Dieser erzwingt die Abdan¬ 
kung König Carols zugunsten seines achtzehnjährigen Sohnes 
Michael. 

6. September 1940 

Nachdem die Royal Air Force ihre Bombenangriffe im deut¬ 
schen Hinterland bis nach Berlin ausgedehnt hat, großenteils 
mit Flugzeugen, die ihr von den „neutralen“ USA gliefert 
werden, beginnt nunmehr auch die deutsche Luftwaffe mit 
Bombeneinsätzen gegen britische Städte. Der uneingesdiränkte 
Luftkrieg beginnt. 

7. September 1940 

Im Vertrag von Crajowa tritt Rumänien an Bulgarien den 
Südteil der Dobrudscha, etwa 7700 Quadratkilometer mit 
378 000 Einwohnern, ab. Rumänien nimmt bei diesem Ver¬ 
tragsabschluß die ihm mit dem 2. Wiener Schiedsspruch (vgl. 
30. August 1940) von Deutschland gegebene Garantie seines 
Territoriums nicht in Anspruch. 41 
12. September 1940 

Die 10. italienische Armee unter Führung Marschall Grazia- 
nis dringt von Libyen aus in Ägypten ein und erreicht Sidi 
Barani. 

22. September 1940 

Japan trifft mit der französischen Regierung in Vichy ein Ab¬ 
kommen über Indochina. Die französische Regierung gestattet 
Japan, in Indochina eine begrenzte Anzahl von Truppen zu 
landen und drei Flugplätze zu benutzen. 42 

27. September 1940 

Nachdem der neue japanische Außenminister Matsuoka (vgl. 
22. Juli 1940) auf eine persönliche Botschaft an den Präsi¬ 
denten der USA, Roosevelt, am 3. August eine kühle abwei¬ 
sende Antwort erhalten hat, greift er Hitlers erneuten Bünd- 


250 



nisvorschlag, den der Gesandte Heinrich Stahmer Anfang Sep¬ 
tember überbracht hat, auf und läßt Kurusu in Berlin mit 
von Ribbentrop und dem Grafen Ciano den Dreimächtepakt 
Deutschland-Italien-Japan unterzeichnen. Der Vertrag ent¬ 
hält die gegenseitige Anerkennung der Führungsrolle bei der 
politischen Neuordnung des europäischen Raumes einerseits 
und des ostasiatischen Großraumes andrerseits. Er enthält 
ferner die gegenseitige Verpflichtung (Artikel 3) zur politi¬ 
schen, wirtschaftlichen und militärischen Unterstützung für 
den Fall, daß einer der drei vertragschließenden Teile von 
einer zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch nicht am 
Konflikt beteiligten Macht angegriffen wird. Damit können 
praktisch nur die USA gemeint sein, da die Sowjetunion in 
Artikel 5 ausdrücklich ausgenommen wird. Der Artikel 3 
wird im Dezember 1941 jene Bündnisautomatik auslösen, durch 
die Roosevelt durch die japanische „Hintertür“ (Tansill: „back 
door“) in den europäischen Krieg eingreifen kann. 43 

10. Oktober 1940 

Eine neue Verfassung in Kuba bestimmt, daß der Präsident 
und sein Stellvertreter eine Amtszeit von vier Jahren haben 
sollen, daß der Präsident das Kabinett ernennt, das ihm ver¬ 
antwortlich ist. Die Gesetze werden vom Kongreß (Senat und 
Abgeordnetenhaus) beschlossen, so zum Beispiel die neuen 
Sozialgesetze, die Arbeitszeit, Mindestlohn und einen Rah¬ 
menarbeitsvertrag festlegen. 

Mitte Oktober 1940 

Auf Bitten Marschall Antonescus sendet die deutsche Reichs¬ 
regierung eine Militärmission (Heer und Luftwaffe) nach Ru¬ 
mänien, einen Ausbildungsstab mit Lehrpersonal zur Moder¬ 
nisierung der rumänischen Streitkräfte. Diese Mission erregt 
den Argwohn und wenig später auch den Einspruch der Re¬ 
gierung Sowjetrußlands (vgl. 12./13. November 1940). 

19. Oktober 1940 

Entgegen dem mit der französischen Regierung in Vichy ge¬ 
schlossenen Abkommen (vgl. 22. September 1940) rücken 
180 000 Mann japanischer Truppen in Indochina ein (vgl. auch 
23. Juli 1941). 44 

23. Oktober 1940 

In der spanischen Grenzstadt Hendaye treffen Hitler und 
Franco, sowie die beiden Außenminister von Ribbentrop und 
Serrano Suner zusammen. Hitlers Absicht bei diesem Ge¬ 
spräch ist, anstelle eines direkten Angriffs auf England (Un¬ 
ternehmen „Seelöwe“, vgl. 16. Juli 1940) die britische Opera- 
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tionsbasis im Mittelmeer, Gibraltar, lahmzulegen. Franco ist 
— nach eben überstandenem Bürgerkrieg — an einer Kriegsbe¬ 
teiligung Spaniens nicht interessiert und bringt die Verhand¬ 
lungen durch hochgetriebene Forderungen nicht nur an Nah¬ 
rungsmittel- und Treibstofflieferungen sondern auch nach Tei¬ 
len des französischen Kolonialbesitzes zum Scheitern. Groß¬ 
britannien kann daher auch im Mittelmeer nicht aktionsun¬ 
fähig gemacht werden. 45 

24. Oktober 1940 

Eine Begegnung Hitlers mit Petain und Laval in Montoir er¬ 
öffnet eine Reihe von Verhandlungen über militärische Zu¬ 
sammenarbeit Frankreichs mit Deutschland. Marschall Petain 
strebt einen Friedens vertrag ohne Kriegsbeteiligung Frank¬ 
reichs an. Es wird keine Einigung erzielt. 

27. Oktober 1940 

In Brazzaville, der Hauptstadt des französischen Kongo, ver¬ 
kündet de Gaulle das Manifest zur Begründung des „Conseil 
de Defense de l’Empire“, des Verteidigungsrates des franzö¬ 
sischen Kolonialreiches. 

28. Oktober 1940 

Ohne Rücksicht auf die wirtschaftlichen und strategischen In¬ 
teressen seines deutschen Bundesgenossen greift Mussolini 
Griechenland an, nachdem die griechische Regierung ein ita¬ 
lienisches Ultimatum, in dem Stützpunkte gefordert wurden, 
abgelehnt hat. Hitler kann bei einem Treffen mit Mussolini 
in Florenz das Geschehene nicht mehr rückgängig machen, muß 
sogar deutscherseits die Vorbereitung eines Entlastungsangriffes 
auf Griechenland befehlen, da griechische Truppen bereits 
im November die eingedrungenen Italiener bis weit nach Al¬ 
banien hinein zurückwerfen werden. 

5. November 1940 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika wird Frank De- 
lano Roosevelt zum dritten Mal zum Präsidenten gewählt. 
Diese zweite Wiederwahl, in der amerikanischen Tradition 
ohne Beispiel, gelingt ihm und seinen prokommunistischen 
Wahlhelfern nur durch ein großangelegtes Täuschungsmanö¬ 
ver gegenüber der amerikanischen Bevölkerung. Roosevelt be¬ 
streitet den gesamten Wahlkampf mit der wiederholten feier¬ 
lichen Versicherung, daß er die USA aus dem Kriege heraus¬ 
halten werde. In Wirklichkeit betrieb er den Kriegseintritt der 
USA bereits seit September 1939. 48 
7. November 1940 

In London wird der am 20. Mai 1940 (vgl. dort) verhaftete 
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Tyler Kent zu sieben Jahren Gefängnis verurteilt, zu verbü¬ 
ßen im Parkhorst Prison auf der Isle of Wight. Obgleich der 
Prozeß unter strengster Geheimhaltung durchgeführt und die 
Kent-Dokumente, also der Telegrammwechsel Churchill-Roo- 
sevelt 1939/40 (siehe oben) auch nach Ablauf der Dreißig-Jah- 
res-Frist 1970 nicht veröffentlicht werden wird (wahrschein¬ 
lich inzwischen vernichtet), so ist doch durch den unmittel¬ 
baren Vorgesetzten Kents, den damaligen USA-Botschafter in 
London Josef Kennedy (Vater des ermordeten Präsidenten) 
bekannt geworden, daß Kent die Kopien, die er sich von dem 
Telegrammwechsel gemacht hatte, dem Kongreß der USA zulei¬ 
ten wollte, um diesem Roosevelts Kriegsbeteiligungsabsich¬ 
ten, entgegen seinen Wahlkampfgelöbnissen (siehe oben) zu 
enthüllen. Das stimmt auch mit der Äußerung Kennedys 
gegenüber Marineminister James Forrestal vom 27. Dezem¬ 
ber 1945 überein, Chamberlain habe erklärt, „daß Amerika“ 
(gemeint ist Roosevelt) „und die Juden der gesamten Welt 
England in den Krieg getrieben hätten“. 47 

8. November 1940 

Der irische Ministerpräsident de Valera verweigert der briti¬ 
schen Regierung die Benutzung der irischen Häfen. 

12. November 1940 

Der Gouverneur des Tschad, Felix Eboue, (vgl. 26. August 
1940) wird Generalgouverneur für das gesamte Franzö- 
sich-Äquatorialafrika, das damit für die französische Regie¬ 
rung in Vichy verloren ist (vgl. auch 27. Oktober 1940). 

12./13. November 1940 

Der sowjetrussische Außenminister Molotow kommt nach Ber¬ 
lin, um -— im Hinblick auf den seit Abschluß des deutsch¬ 
russischen Nichtangriffspaktes (vgl. 23. August 1939) beträcht¬ 
lich gewachsenen deutschen Einfluß in Osteuropa -— neue rus¬ 
sische Forderungen anzumelden: u. a. Abberufung der deut¬ 
schen Militärmission aus Rumänien (vgl. Mitte Oktober 1940), 
Beendigung deutscher Militärtransporte durch finnisches Ge¬ 
biet (Kirkenes), Einbeziehung Bulgariens in die sowjetrussi¬ 
sche Interessensphäre, russische Stützpunkte an den Darda¬ 
nellen und schließlich Handlungsfreiheit für die UdSSR in 
Finnland. Diesen letzten Punkt bringt Molotow mehrfach ins 
Gespräch. Hitler lehnt jedesmal eindeutig ab. Molotows Auf¬ 
treten in Berlin, der Ton, in dem er seine Forderungen vor¬ 
bringt, läßt den Eindruck entstehen, daß Hitler zum Kriege 
gegen die Sowjetunion provoziert werden soll. Die Opferung 
Trotzkis (vgl. 24. Mai und 20. August 1940) durch seine 
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„Freunde“ in den USA trägt offenbar nun ihre erwünschten 
Früchte. Bei Molotows Abreise aus Berlin besteht jedenfalls 
keine vertragliche Bindung mehr, ausgenommen das noch 
laufende Handelsabkommen. 48 

23./24. November 1940 

Drei bzw. vier Tage, nachdem Ungarn dem Dreimächtepakt 
Deutschland-Italien-Japan (vgl. 27. September 1940) bei¬ 
getreten ist, vollziehen auch Rumänien unter Führung des 
Marschalls Antonescu und die Slowakei durch ihren Regie¬ 
rungschef Tuka denselben Schritt. 49 
27. November 1940 

Die Eiserne Garde übt in Rumänien Vergeltung an ihren ein¬ 
stigen innenpolitischen Gegnern und Verfolgern, die u. a. für 
den Tod Codreanus verantwortlich sind. Unter den Opfern 
dieser Vergeltungsaktion befindet sich auch der ehemalige 
Minister Nicolae Iorga. 

9. Dezember 1940 

Ein britischer Gegenangriff auf die in Ägypten eingedrungene 

10. italienische Armee (vgl. 12. September 1940) unter Gene¬ 
ral Wavell hat die Gefangennahme von 38 000 Italienern bei 
Sidi Barani und eine Woche später den Verlust von Sollum 
zur Folge. 

12. Dezember 1940 

Halifax geht als britischer Botschafter nach Washington. Das 
besagt, welche Bedeutung das britische Kriegskabinett unter 
Churchill sowie Halifax selber diesem Posten unter den ge¬ 
gebenen Umständen beimessen. Sein Amt als Außenminister 
übernimmt Anthony Eden. 

13. Dezember 1940 

Im unbesetzten Teil Frankreichs, in Vichy, überwirft sich der 
greise Marschall Petain mit Laval, entläßt ihn aus seinem Re¬ 
gierungsamt und läßt ihn sogar verhaften. Der deutsche Bot¬ 
schafter in Paris, Otto Abetz (vgl. 8. August 1940) greift ein 
und holt Laval nach Paris. Außenminister der Regierung in 
Vichy wird Flandin. 

18. Dezember 1940 

Angesichts der russischen Truppenansammlungen sowohl an 
der finnischen als auch an der rumänischen Grenze sowie der 
Forderungen und des Auftretens Molotows in Berlin (vgl. 
12./13. November 1940) erteilt Hitler dem Oberkommando der 
Wehrmacht die „Weisung Nr. 21“ für den „Fall Barbarossa“, 
d. h. die Vorbereitung eines Angriffes auf die Sowjetunion. 
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noch 1940 (ohne nähere Datierung) 

In Bolivien bildet sich die „Partei der Revolutionären Linken“ 
(PIR), die im bolschewistisch-stalinistischen Sinne geführt 
wird, sich aber während der Dauer des Krieges in die Volks¬ 
front mit den Sozialisten einfügt. 

Unter Führung von Mohammed Ali Dschinnah beginnt die 
1906 in Indien gegründete Moslemliga den Gedanken eines 
eigenen, vom hindustanischen Indien unabhängigen Staates 
der Mohammedaner zu propagieren, des späteren Pakistan. 

Nach der Niederlage Frankreichs läßt die thailändische Regie¬ 
rung des Marschalls Pibul Songgram (vgl. noch 1938) einen 
Teil der 1893 von der französischen Kolonialverwaltung an 
Laos und Kambodscha gegebenen ursprünglich siamesischen 
Gebiete durch thailändische Truppen besetzen. Das restliche 
Kambodscha wird von japanischen Streitkräften besetzt. 

An 600 Colleges in den USA werden 5500 Sonderlehrgänge 
für Soziologie durchgeführt. Es handelt sich dabei um eine 
umfassende gelenkte Umerziehungskampagne an der studen¬ 
tischen Jugend Nordamerikas im Sinne der Gleichheits- und 
Milieutheorie des (Marxschen) Historischen Materialismus. 
Sie richtet sich gegen das konservative Traditionsbewußt¬ 
sein, das der Mehrheit des gehobenen Bürgertums in den USA 
seine sichere nationale Haltung gegeben hat. Initiatoren dieser 
Umerziehungskampagne sind die prokommunistischen Kreise 
um Felix Frankfurter, Max Horkheimer, Theodor Wiesen¬ 
grund Adorno usw. 50 
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1941 


4. Januar 1941 

Im Zuge des fortgesetzten, teils offenen, teils verdeckten 
Kampfes Tsdiiang Kai-scheks gegen die — formal seinem 
Oberbefehl unterstellten — kommunistischen Streitkräfte 
Mao Tse-tungs wird ein Teil der neuen 4. (kommunistischen) 
Armee in Süd-Anhuei in einen Hinterhalt gelockt und von 
einer Kuomintangarmee vernichtet. Uber 6 000 Tote bleiben 
nach den eine Woche währenden Kämpfen zurück. In Moskau 
wird offiziell erklärt, japanische und anglo-amerikanische Im¬ 
perialisten „und ihre Lakaien innerhalb der Kuomintang“ 
trügen die Verantwortung für diesen „Zwischenfall“. Mao 
Tse-tungs Militärrat dagegen erklärt, die Kuomintang, also 
Tschiang Kai-schek mache gemeinsame Sache mit den Ja¬ 
panern 1 . 

21./23. Januar 1941 

Horia Sima, Nachfolger des ermordeten Codreanu in der 
Führung der „Eisernen Garde“ in Rumänien versucht mit 
einem Putsch die Regierung, der er seit dem 14. September 
1940 ohnehin angehört, gänzlich an sich zu reißen. Marschall 
Antonescu, gegen den sich der Putsch richtet, kann sich be¬ 
haupten, löst die Eiserne Garde endgültig auf und läßt den 
nach Deutschland entkommenden Horia Sima in Abwesenheit 
zum Tode verurteilen. 

31. Januar 1941 

Das großenteils von Japan besetzte Indochina und Thailand 
unterzeichnen einen Waffenstillstandsvertrag (vgl. auch 19. 
Oktober 1940)' 2 . 

Februar 1941 

Nach dem Ausscheiden Flandins aus der französischen Regie¬ 
rung in Vichy wird Admiral Frangois Darlan (geb. 7. August 
1881 in Nerac), seit 1939 Oberbefehlshaber der französischen 
Kriegsflotte, Vizepräsident des Ministerrates und übernimmt 
zugleidi das Außen-, Innen- und Marineministerium. 

I. /2. März 1941 

Vertreter der Regierung Bulgariens unterzeichnen in Berlin 
den Beitritt ihres Landes zum Dreimächtepakt (vgl. 27. Sep¬ 
tember 1940). Bereits tags darauf erfolgt ein offizieller Protest 
der Regierung der Sowjetunion gegen den Beitritt Bulgariens, 
da dieses zur russischen Sicherheitszone zu rechnen sei 3 . 

II. März 1941 

Der Präsident der USA, F. D. Roosevelt, unterzeichnet das 
am 8. März vom Senat mit 60 gegen 31 Stimmen angenom- 
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mene Leih- und Pachtgesetz (Lend- and Lease-Aet), das es 
dem Präsidenten gestattet, nach eigenem Ermessen diejenigen 
Staaten mit Kriegs- und Versorgungsgütern zu unterstützen, 
„deren Verteidigung er für die Verteidigung der Vereinigten 
Staaten als lebenswichtig ansieht“, und zwar ohne Bezahlung. 
Das Gesetz kommt zunächst Großbritannien zugute, ab Au¬ 
gust 1941 dann insbesondere Sowjetrußland (vgl. 30. Juli 
1941). Die starke Opposition gegen dieses Gesetz, das prak¬ 
tisch die Neutralität der USA beendet, gleichzeitig eine Art 
von Ermächtigungsgesetz für Roosevelt darstellt, wird nach 
Meinung Wendeil Willkies von Herbert Hoover, dem USA- 
Präsidenten bis Anfang März 1933, geführt und hat ihren 
stärksten Rückhalt in Chicago 4 . 

14. März 1941 

Der japanische Botschafter in Washington Nomura erklärt 
dem Präsidenten F. D. Roosevelt, Japan erwarte von China 
nur drei Dinge: „Verständigungsbereitschaft, wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und die Verteidigung gegen den Kommunis¬ 
mus“. Roosevelt antwortet, „Japans Furcht vor dem Kommu¬ 
nismus in China sei übertrieben“. Diese Antwort gewinnt an 
Bedeutung, wenn man sich Roosevelts eigener Rolle bei der 
Förderung des russischen Kommunismus (der ihm zur ersten 
Wahl 1932 verhalf) erinnert 5 . 

Ebenfalls am 14. März bleibt eine am 9. März 1941 begon¬ 
nene Offensive italienischer Streitkräfte gegen die seit dem 
7. März 1941 in Griechenland gelandeten britischen Truppen 
stecken und erfordert deutsches Eingreifen (vgl. 6. April 1941). 

25. März 1941 

Als Vertreter der Regierung Jugoslawiens unterzeichnen Zwe- 
tkowitsch und Cincar-Markowitsch in Berlin den Beitritt ihres 
Landes zum Dreimächtepakt (vgl. 27. September 1940, 20. 
November 1940, 23./24. November 1940 und 1. März 1941). 
Beide jugoslawischen Politiker werden bei ihrer Rüdekehr 
verhaftet, da am 
27. März 1941 

dort ein Militärputsch vorwiegend serbischer Offiziere an¬ 
stelle des achsenfreundlich eingestellten Prinzregenten Paul 
den soeben für volljährig erklärten, 18jährigen König Peter II. 
mit der Staatsführung betraut. Dieser ernennt den General 
Simowitsch zum Ministerpräsidenten, der ein neues Kabinett 
bildet. Die bisherigen Minister werden verhaftet, Prinzregent 
Paul geht außer Landes. In Belgrad kommt es zu Demon¬ 
strationen gegen die Achsenmächte. Daraufhin erläßt Hitler an 
das Oberkommando der deutschen Wehrmacht die Weisung 
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Nr. 25, die in die bereits geplante deutsche Intervention in 
Griechenland (vgl. 14. März 1941) einen Einmarsch in Jugo¬ 
slawien einbezieht 6 . 

31. März 1941 

Das am 6. Februar 1941 aufgestellte deutsche Afrikakorps 
unter Führung des Generals Rommel tritt von der Kleinen 
Syrte aus gemeinsam mit italienischen Verbänden, unterstützt 
von Nahkampffliegern zum Angriff auf die britischen Trup¬ 
penteile an, die sich in der Cyrenaika festgesetzt haben. 

1. April 1941 

Emir Abd al-Ilah, Onkel des noch minderjährigen Königs 
Faisal II., für den er die Regierung führt, wird durch einen 
Staatsstreich Raschid Ali al-Kailanis entmachtet. Dieser setzt 
eine den Achsenmächten freundlich gesonnene Regierung ein. 

5. April 1941 

Die neue jugoslawische Regierung Simowitsch, (der seit dem 
3. April auch der Kroatenführer Matschek angehört) unter¬ 
zeichnet einen Freundschafts- und Nichtangriffspakt mit der 
Sowjetunion. Damit werden die Hintergründe des Militär¬ 
putsches und Regierungswechsels vom 27. März (vgl. dort) 
erkennbar. Die Interessengrenze zwischen Deutschland und 
der UdSSR (vgl. 23. August 1939 und 28. September 1939) 
gerät in Bewegung. 

6. April 1941 

Deutsche Truppen treten um 5.15 Uhr morgens von Bulgarien 
aus gleichzeitig zum Angriff auf Jugoslawien und Griechen¬ 
land an. Zugleich erfolgt ein Luftangriff auf die Stadt Belgrad. 

9. April 1941 

Die Rooseveltregierung der USA schließt mit dem dänischen 
Gesandten in Washington, der dazu keine Vollmacht seiner 
Regierung hat, einen Vertrag über die Errichtung amerikani¬ 
scher Stützpunkte auf Grönland. 

10. April 1941 

Vier Tage nach dem Beginn des deutschen Angriffs auf Jugo¬ 
slawien erklärt sich Kroatien unter der autoritären Regierung 
des Führers der antiserbischen Ustascha-Bewegung, Ante Pa- 
velitsch, zum unabhängigen Staat. Pavelitsch formt aus der 
Ustascha eine Miliz, mit der er für die jahrzehntelange Un¬ 
terdrückung durch die Serben Vergeltung übt. Doch trägt er 
damit wesentlich zum Entstehen serbischer Partisanenver¬ 
bände bei. 
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11. April 1941 

Die ungarische Regierung Bardossy erklärt den Vertrag mit 
Jugoslawien vom 12. Dezember 1940 durch einen jugoslawi¬ 
schen Luftangriff vom 7. April gebrochen. Zehn ungarische 
Brigaden folgen den bereits seit dem 6. April (vgl. dort) in 
Jugoslawien operierenden deutschen Einheiten ins Innere des 
Landes. Audi italienische Streitkräfte dringen von Görz aus 
an der dalmatinischen Küste entlang in Jugoslawien ein. Un¬ 
garn wird deutscherseits das Gebiet zwisdien Drau und Mur 
sowie die Batsdika westlich der Theiß zugesprochen. 

13. April 1941 

In Moskau wird von den Außenministern Japans und der 
UdSSR, Matsuoka und Molotow, ein Neutralitätspakt unter- 
zeidinet, der in Artikel 2 jeden der Partner verpfliditet, sich 
bei Konflikten, in die der andere Partner verwickelt wird, 
neutral zu verhalten. In Artikel 1 werden friedliche und 
freundschaftliche Beziehungen untereinander sowie gegensei¬ 
tige Achtung der territorialen Integrität und Unantastbarkeit 
vereinbart. Der Pakt wird auf fünf Jahre befristet und in To¬ 
kio am 20. Mai ratifiziert werden. In einer Zusatzerklärung 
wird Artikel 1 ausdrücklich auch auf Mandschukuo einerseits 
und die Mongolische Volksrepublik andrerseits ausgedehnt. 
Die praktische Folge ist eine Entlastung der japanischen 
Kwantungarmee in Mandschukuo. Mao Tse-tung muß diesen 
Vertrag nach außen hin gutheißen, um seinen Gegensatz zu 
Moskau und Stalin nicht international erkennbar werden zu 
lassen 7 . 

17. April 1941 

Der Rest der zersprengten oder aufgeriebenen, bzw. in Ge¬ 
fangenschaft geratenen jugoslawischen Armee, der in Bosnien 
eingeschlossen wurde, kapituliert. Der junge König Peter II. 
und die Regierung Simowitsch werden mit britischen Flug¬ 
zeugen nach Griechenland ausgeflogen und treten von dort 
die Reise nach England an. London beherbergt wieder eine 
Exilregierung mehr, die achte. 

27. April 1941 

Im Kampf gegen griechische und von Ägypten aus nach Grie¬ 
chenland gebrachte britische Streitkräfte besetzen deutsche 
Truppen das Land und ein Panzerverband rückt in Athen ein. 
Zuvor hat die Leibstandarte der Waffen-SS nach Überschrei¬ 
ten des Pindosgebirges der griechischen Epirusarmee den 
Rückzug abgeschnitten und sie zum Waffenstillstand gezwun¬ 
gen. Die Kapitulation der griechischen Armee vom 21. April 
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mußte auf Einspruch Mussolinis am 23. wiederholt werden, 
damit die Italiener auch dabei sein konnten. Von den briti¬ 
schen Truppen konnten sich etwa 50 000 Mann noch rechtzei¬ 
tig wieder einschiffen — eine Wiederholung von Dünkirchen 
im kleineren Maßstab —, um der Gefangenschaft zu entge¬ 
hen. 218 000 griechische Gefangene werden nach Hause ent¬ 
lassen. 

1. Mai 1941 

Nachdem während der Kämpfe in Griechenland König Ge¬ 
org II. und die Regierung Alexander Korisis (seit 30. Januar 
1941) das Land verlassen haben, bildet unter deutsch-italieni¬ 
scher Militärverwaltung der griechische General Georgios 
Tsolakoglu eine neue Regierung. 

6. Mai 1941 

Der Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjet¬ 
union, Josef Stalin, übernimmt auch den Vorsitz im Rat der 
Volkskommissare, d. h. das Amt des Ministerpräsidenten und 
Regierungschefs, vereinigt damit die Führung von Partei und 
Staat in seiner Hand. Molotow bleibt Außenminister und 
wird stellvertretender Vorsitzender des Rates der Volks¬ 
kommissare. 

10. Mai 1941 

Der Stellvertreter Hitlers in der Führung der NSDAP, Reichs¬ 
minister Rudolf Heß, fliegt allein und offiziell ohne Wissen 
Hitlers nach Schottland, verfehlt in der Umgebung von Glas¬ 
gow den Privatflugplatz des ihm bekannten Herzogs von 
Hamilton, springt mit dem Fallschirm ab und führt in den 
folgenden Tagen Gespräche mit dem Herzog von Hamilton, 
mit Ivon Kirkpatrick, dann, nach London gebracht, wahr¬ 
scheinlich auch mit Lord Beaverbrook und Duff Cooper. Er 
wird zunächst als Kriegsgefangener behandelt. Der Hinter¬ 
grund des Unternehmens ist der bevorstehende Rußlandfeld¬ 
zug. Heß will einen letzten Versuch machen, der Friedenspar¬ 
tei in Großbritannien zum Durchbruch zu verhelfen, um einen 
Zweifrontenkrieg zu vermeiden. Das britische Weltreich soll 
erhalten, der russische (und internationale) Kommunismus 
vernichtet werden. Churchill lehnt es ab, Heß zu sehen. Hitler 
läßt ihn, nachdem der Fallschirmabsprung in die britischen 
Zeitungen gelangt ist, für geisteskrank erklären und seine, 
Heß’, Adjutanten verhaften 8 . 

12. Mai 1941 

Unmittelbar nach dem Schottlandflug von Rudolf Heß (siehe 
oben), der seine Person und Position bewußt für diesen letz- 
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ten Versuch geopfert hat, übernimmt Martin Bormann dessen 
Funktion als Leiter der Parteikanzlei und beginnt planmäßig, 
Hitler gegen diejenigen seiner alten Mitarbeiter abzuschir¬ 
men, deren Auffassung und Weitsicht den geistigen Horizont 
Bormanns überfordern. Seine Stellung zu Hitler gleicht weit¬ 
gehend der Lazar Kaganowitschs zu Stalin 9 . 

18. Mai 1941 

Bulgarien erhält von seiten der Achsenmächte aus dem auf¬ 
gelösten Jugoslawien Mazedonien und aus dem griechischen 
Staatsgebiet Thrazien bis nahe an Saloniki heran zunächst als 
Besatzungsgebiet zugewiesen. 

Vom gleichen Tage an sind mit der Kapitulation der italieni¬ 
schen Hauptmacht in Abessinien unter dem Befehl des Her¬ 
zogs von Aosta bei Amba Aladschi das gesamte (Britisch- und 
Italienisch-) Somaliland, Eritrea und Äthiopien in britischer 
Hand. Kaiser Haile Selassi ist bereits am 5. Mai aus dem Exil 
nach Äthiopien zurückgekehrt und hat die Regierung wieder 
übernommen. 

1. Juni 1941 

Die Eroberung der Insel Kreta im Kampf gegen einheimische 
und britische Streitkräfte, eingeleitet durch den Absprung 
deutscher Fallschirmjäger am 20. Mai 1941, wird abgeschlos¬ 
sen. Etwa 15 000 Engländer können zu Schiff nach Ägypten 
entkommen, 12 250 geraten in deutsche Kriegsgefangenschaft. 
Nachdem die irakischen Streitkräfte im Kampf gegen briti¬ 
sche Truppen trotz deutscher Luftwaffenunterstützung unter¬ 
legen sind und Raschid Ali al-Kailani (vgl. 1. April 1941) in 
den Iran geflohen ist, rücken nach Abschluß eines Waffenstill¬ 
standes tags zuvor britische Einheiten am 1. Juni 1941 in 
Bagdad ein. Der am 1. April 1941 (vgl. dort) gestürzte Regent 
Emir Abd al-Ilah kehrt ebenfalls nach Bagdad zurück. Die 
diplomatischen Beziehungen des Irak zu Deutschland und 
Italien werden abgebrochen. 

4. Juni 1941 

Der letzte deutsche Kaiser Wilhelm II. stirbt im Asyl, das ihm 
die niederländische Regierung nach dem 1. Weltkrieg zur 
Verfügung stellte, in Doorn. Hitler hat ihm weder vor noch 
nach der Besetzung der Niederlande die Rückkehr nach 
Deutschland angeboten. 

8. Juni 1941 

Britische und de-Gaulle-französische Streitkräfte rücken in 
Syrien ein. Es kommt zu Kämpfen mit der etwa 45 000 Mann 
starken französischen Truppe des General Dentz, der sich der 
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französischen Regierung des Marschall Petain in Vichy ver¬ 
pflichtet weiß. 

13./14. Juni 1941 

In der Nacht vom 13. zum 14. Juni lassen die sowjetrussischen 
Behörden aus Estland 10 151 und aus Lettland 14 693 vor¬ 
her listenmäßig erfaßte Personen in die Sowjetunion ver¬ 
schleppen, eine Woche vor dem deutschen Angriff. 

15. Juni 1941 

Anstelle des am 17. April 1941 (vgl. dort) zerfallenen jugo¬ 
slawischen Staates tritt das selbständig gewordene Kroatien 
unter der Regierung Ante Pavelitschs dem Dreimächtepakt 
(vgl. 27. September 1940) bei, dem nunmehr Deutschland, 
Italien, Japan, Rumänien, die Slowakei, Ungarn, Bulgarien 
und Kroatien angehören 10 . 

16. Juni 1941 

Die Rooseveltregierung in den USA verlangt, daß die deut¬ 
schen Konsulate dort geschlossen werden. Drei Tage später 
erfolgt in Deutschland und Italien die entsprechende Gegen¬ 
maßnahme. 

18. Juni 1941 

Der deutsche Botschafter in der Türkei Franz von Papen und 
der türkische Außenminister S. Sarakoglu unterzeichnen in 
Ankara einen deutsch-türkischen Freundschaftsvertrag, der, 
auf zehn Jahre befristet, beide Teile zur Respektierung der 
Integrität und Unverletzlichkeit ihres Staatsgebietes ver¬ 
pflichtet. Ein deutsch-türkischer Handelsvertrag war am 26. 
April 1941 vorausgegangen. Das britisch-türkische Bündnis 
vom 10. Oktober 1939 und der Vertrag von Ankara vom 19. 
Oktober 1939 (vgl. dort) zwischen der Türkei, Frankreich und 
Großbritannien bleiben von dem neuen deutsch-türkischen 
Pakt unberührt 11 . 

22. Juni 1941 

Der durch Molotows Auftreten und Forderungen in Berlin 
am 12./13. November 1940 (vgl. dort) unvermeidlich gewor¬ 
dene deutsch-russische Konflikt, dessen militärische Vorberei¬ 
tung von Hitler am 18. Dezember 1940 (Weisung 21, „Bar¬ 
barossa“, vgl. dort) befohlen, am 30. April auf den 22. Juni 
festgesetzt wurde, beginnt mit dem deutschen Angriff um 
3.15 Uhr morgens unter dem Oberbefehl von Generalfeldmar¬ 
schall von Brauchitsch mit 153 Divisionen (3,2 Millionen 
Mann), 3 600 Panzern und rund 2 000 Flugzeugen. Der An¬ 
griff stößt in sowjetrussische Bereitstellungen und in einen 
Offensivaufmarsch der Russen hinein, kommt somit einem 
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Angriff der Sowjets zuvor, der nach einer Stalinrede vom 5. 
Mai 1941 offenbar für das Jahr 1942 geplant war 12 . An dem 
Angriff sind ferner beteiligt: die rumänische Armee mit ins¬ 
gesamt 27 Divisionen unter dem Oberbefehl von Marschall 
Antonescu, dem auch deutsche Einheiten unterstellt sind und 
der zunächst Bessarabien zurückerobert, sowie in den darauf¬ 
folgenden Tagen Streitkräfte der Slowakei, Finnlands und 
Ungarns. 

Mit Beginn des deutschen Rußlandfeldzuges entsendet die 
den Westmächten gegenüber neutrale spanische Regierung 
die aus Freiwilligen zusammengestellte „Blaue Division“ un¬ 
ter dem Befehl von General Augustin Munoz Grande an die 
deutsche Ostfront. 

23. Juni 1941 

Die ungarische Regierung Bardossy bricht die diplomatischen 
Beziehungen zur Sowjetunion ab und befindet sich vier Tage 
später, nach russischen Bombenwürfen auf Kaschau, im 
Kriegszustand mit der UdSSR. Audi die Slowakei beteiligt 
sich seit dem 24. Juni am Kampf. 

26. Juni 1941 

Die finnische Regierung unter der Präsidentschaft Risto Rytis 
(seit 19. Dezember 1940) beschließt, sich an dem Feldzug ge¬ 
gen Sowjetrußland zu beteiligen. Unter dem Oberbefehl 
Feldmarschall Mannerheims nehmen finnische Streitkräfte zu¬ 
nächst das im Frieden von Moskau (vgl. 12. März 1940) an 
Rußland abgetretene Viborg, dringen dann durdi Ostkarelien 
bis zum Onegasee vor und unterbrechen den Verkehr auf dem 
Weißmeerkanal. Von Nordfinnland aus setzen deutsche Ge¬ 
birgsjägereinheiten unter dem Befehl General Dietls zum An¬ 
griff auf Murmansk an, unterstützt von der Luftflotte 5, er¬ 
reichen jedoch Murmansk nicht. 

27. Juni 1941 

Eine britische Militärmission unter Führung von Sir Stafford 
Cripps trifft in Moskau ein, um über Rüstungslieferungen und 
strategische Kooperation zu verhandeln. Damit werden die 
am 23. August 1939 (vgl. dort) abgebrochenen, an der Verwei¬ 
gerung russischer Truppentransporte durdi Polen und Rumä¬ 
nien seitens dieser Länder gescheiterten Verhandlungen unter 
entsprechend geänderten Voraussetzungen wieder aufge¬ 
nommen. 

30. Juni 1941 

Nachdem deutsche Truppen die Stadt Lemberg besetzt 
haben, bildet sich dort eine ukrainische Nationalregierung. Sie 
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wird jedoch deutscherseits an der Ausübung ihrer Regierungs¬ 
funktion gehindert, im Sinne der grundsätzlichen Tendenz 
Hitlers — im Gegensatz zur Auffassung Alfred Rosenbergs —, 
den einzelnen Völkerschaften Großrußlands keine Eigenstaat¬ 
lichkeit zuzuerkennen. 

Am gleichen Tage bricht die französische Regierung in Vichy 
die diplomatischen Reziehungen zur Sowjetunion ab. 

1. Juli 1941 

Nachdem in Sowjetrußland tags zuvor die gesamte Re¬ 
gierungsgewalt einem Obersten Verteidigungsrat, einem 
Dreimännerkollegium Stalin-Molotow-Woroschilow übertragen 
wurde, übernimmt Stalin den Vorsitz dieses Gremiums. Er 
nimmt damit auch formal die diktatorische Stellung ein, die er 
tatsächlich als Generalsekretär der Partei schon seit Lenins Tod 
1924 innehatte. 

5. Juli 1941 

Die chinesische Regierung Tschiang Kai-schek in Tschunking 
zieht ihre diplomatischen Vertretungen aus Rerlin und Rom zu¬ 
rück 13 . 

12, Juli 1941 

Eine von Churchill entworfene gemeinsame britisch-sowjetrus- 
siche Erklärung wird in Moskau vom britischen Rotschafter 
Cripps und vom russischen Außenminister Molotow unter¬ 
zeichnet. Beide Regierungen verpflichten sich darin zur gegen¬ 
seitigen Hilfe und Unterstützung jeder Art im Kriege gegen 
„Hitler-Deutschland“ sowie zur gegenseitigen Verständigung 
vor Abschluß eines Waffenstillstands- oder Friedensvertrages. 
Diese vorläufige Übereinkunft wird am 26. Mai 1942 (vgl. 
dort) durch einen förmlichen Bündnisvertrag abgelöst wer¬ 
den 14 . 

14. Juli 1941 

Die seit dem 8. Juni 1941 (vgl. dort) anhaltenden Kämpfe 
zwischen britischen und de-Gaulle-französischen Streitkräften 
einerseits und den in Syrien stationierten französischen Ein¬ 
heiten des Vichytreuen General Dentz andrerseits werden 
durch einen von den französischen Generalen Dentz und Ca¬ 
troux sowie dem britischen General Wilson Unterzeichneten 
Waffenstillstand beendet. Catroux verspricht Syrien die Unab¬ 
hängigkeit und wird sie zwei Monate später, am 27. Septem¬ 
ber in Damaskus proklamieren. Syrien ist für die Regierung 
in Vichy verloren. 

16. Juli 1941 

Stalin führt die den russischen Truppenkommandeuren zur 
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Seite gestellten Politischen Kommissare, die erst am 13. August 
1940 abgeschafft worden waren, wieder ein. Sie sind nicht nur 
für den politischen Unterricht der Truppe verantwortlich son¬ 
dern haben audi die politische Zuverlässigkeit und Linien¬ 
treue des militärischen Truppenführers, dem sie jeweils zuge¬ 
teilt sind, zu überwachen. 

17. Juli 1941 

Hitler ernennt den Beauftragten für die weltanschauliche Er¬ 
ziehung der NSDAP und der ihr angeschlossenen Organisa¬ 
tionen, den Reichsleiter Alfred Rosenberg, zum Reichsminister 
für die besetzten Ostgebiete. Ihm werden zwei Reichskom¬ 
missare unterstellt, der Gauleiter und Oberpräsident von 
Schleswig-Holstein, Hinrich Lohse, für das „Ostland“ (Weiß- 
ruthenien und die drei baltischen Staaten), der Gauleiter von 
Ostpreußen, Koch, für die Ukraine. Rosenberg kann sich ins¬ 
besondere gegenüber Koch nicht durchsetzen. Er vertritt zwar 
eine Aufteilung Großrußlands in verschiedene Nationalstaa¬ 
ten, möchte aber diesen eine weitgehende Autonomie zuge¬ 
stehen. Koch hingegen, gestützt auf Hitler, Himmler und Bor¬ 
mann, praktiziert einen Kolonialimperialismus. Seine Zivilver¬ 
waltung treibt die ukrainische Bevölkerung scharenweise in die 
Wälder und fördert die Entstehung schnell wachsender Parti¬ 
sanenverbände, die bald vom Oberkommando der sowjetrus¬ 
sischen Streitkräfte versorgt und taktisch gelenkt werden 15 . 

18. Juli 1941 

Die tschechische Exilregierung in London, die der am 5. Ok¬ 
tober 1938 (vgl. dort) zurückgetretene ehemalige Staatspräsi¬ 
dent der Tschechoslowakei gebildet hat, wird von der briti¬ 
schen Regierung ausdrücklich anerkannt und schließt noch am 
gleichen Tage mit der UdSSR ein Hilfsabkommen gegen 
Deutschland. 

19. Juli 1941 

In der Sowjetunion übernimmt der Vorsitzende des Obersten 
Verteidigungsrates Stalin auch die Leitung des Volkskommis¬ 
sariats für Verteidigung (das Kriegsministerium) selbst. 

23. Juli 1941 

Die französische Regierung in Vichy schließt mit der japani¬ 
schen Regierung ein von Japan ultimativ verlangtes Abkom¬ 
men, nach dem Japan die Verteidigung Indochinas gegen 
Dritte übernimmt und die strategisch wichtigen Punkte auch 
im Süden Indochinas besetzt (vgl. 22. September 1940, 19. Ok¬ 
tober 1940) 16 . 
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26. Juli 1941 

Die britische Regierung und Roosevelt lassen die japanischen 
Guthaben in den Vereinigten Staaten und im gesamten briti¬ 
schen Empire blockieren. England kündigt außerdem den bis 
zu diesem Zeitpunkt noch wirksamen Handels- und Schiff¬ 
fahrtsvertrag mit Japan. Diese Doppelmaßnahme kommt einer 
wirtschaftlichen Kriegserklärung gleich. Japan soll in eine Si¬ 
tuation hineinmanövriert werden, aus der ihm nur noch der 
Krieg gegen die Westmächte einen Ausweg verschaffen zu 
können scheint. Der Oberbefehlshaber der USA-Flotte, Admi¬ 
ral Harold Stark, erkennt den provokatorischen Charakter die¬ 
ser Maßnahmen und wendet sich —- erfolglos — gegen sie 
(vgl. auch 21. Dezember 1939, 1. August 1941) 17 . 

30. Juli 1941 

In Moskau wird der Sonderbeauftragte des USA-Präsidenten 
Roosevelt, Harry L. Hopkins, von Stalin empfangen und über¬ 
bringt das Angebot Roosevelts, der Sowjetunion Kriegsmate¬ 
rial zu liefern. Die USA sind zu diesem Zeitpunkt völker¬ 
rechtlich und nach eigenem Gesetz sowie nach dem Willen der 
Mehrheit des Senats noch ein neutraler Staat. Man hat sich 
hier aber daran zu erinnern, daß Roosevelt schon bei seiner 
ersten Wahl (vgl. 8. November 1932) die Unterstützung der 
Komintern und der amerikanischen Kommunisten erhielt. Auch 
die Opferung Trotzkis (vgl. 24. Mai 1940 und 20. August 
1940) gehört in diesen Zusammenhang 18 . 

noch Juli 1941 

Die britischen Okkupationstruppen auf Island (vgl. 10. Mai 
1940) werden durch US-amerikanische Einheiten abgelöst. 
Weder die isländische noch die dänische Regierung werden zu¬ 
vor konsultiert. 

1. August 1941 

Die Teile Galiziens, die im September 1939 von Sowjetruß¬ 
land besetzt wurden, werden jetzt dem Generalgouvernement 
Polen eingegliedert. 

Am gleichen Tage ordnet der Präsident der USA, F. D. Roose¬ 
velt eine Verschärfung des Benzin- und Rohöl-Embargos so¬ 
wie die Einstellung der Rohseide-(Naturseide-)Verarbeitung 
für den zivilen Bedarf an. Beide Maßnahmen richten sich fast 
ausschließlich gegen den Handel mit Japan und schädigen die 
japanische Wirtschaft schwer. Im Zusammenhang mit der 
Sperrung der japanischen Konten (vgl. 26. Juli 1941) sind sie 
ein weiterer Beweis dafür, daß Roosevelt Japan zum Kriege 
zwingen will 19 . 
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9. August 1941 

Großbritannien zieht seine Truppen aus Nordchina zurück und 
beendet damit die seit dem Opiumkrieg 1840 bis 1842 genau 
hundert Jahre währende Periode des britischen Einflusses in 
China. Es ist gleichzeitig der erste Schritt zur Auflösung des 
britischen Weltreichs. 

14. August 1941 

Der Präsident der USA, F. D. Roosevelt, und der britische 
Premierminister Churchill treffen auf dem britischen Schlacht¬ 
schiff „Prince of Wales“ in der Placentia Bay in Neufundland 
zusammen, um ihren zweijährigen Telegrammwechsel über 
die Möglichkeiten eines Kriegseintritts der USA in persönlicher 
Aussprache zu einem Ergebnis zu bringen. Nach außen hin 
wird als Zweck und Ergebnis des Zusammentreffens die so¬ 
genannte „Atlantik-Charta“ hingestellt, eine unverbindliche 
Zusammenfassung der Kriegsziele, deren acht phrasenhafte 
und utopische Punkte aus der Rückschau angesichts der tat¬ 
sächlichen Entwicklung grotesk anmuten. Ausdrücklich wird 
darin erklärt, daß die in diesem Programm verheißenen para¬ 
diesischen Zustände nicht Deutschland zugutekommen sol¬ 
len 20 . 

Am gleichen Tage schließt die polnische Exilregierung in Lon¬ 
don (Sikorski) ein Militärabkommen mit der Sowjetunion, 
stimmt darin der Aufstellung von Truppenteilen aus polni¬ 
schen Kriegsgefangenen zu, die sich in der Hand der Sowjets 
befinden und deren Offiziere größtenteils zuvor ermordet wur¬ 
den, und erhält als Gegenleistung den „Widerruf“ der 
deutsch-russischen Vereinbarungen über die Teilung Polens 
vom Jahre 1939. In Wirklichkeit wird Stalin die 1939 von den 
Russen besetzten Teile Polens nach dem Kriege nicht wieder 
an Polen zurückgeben. 

18. August 1941 

Für Griechenland wird der Kriegszustand aufgehoben. Italie¬ 
nische und geringe deutsche Besatzungstruppen bleiben im 
Lande. Infolge der Blockade im Mittelmeer entsteht eine Hun¬ 
gersnot. Sendungen des Roten Kreuzes können nur wenig Ab¬ 
hilfe schaffen. Audi die Währung verfällt. Es entsteht ein gün¬ 
stiges Klima für kommunistische Agitation. 

24. August 1941 

In Moskau tagt eine internationale Konferenz der Juden, in 
deren Verlauf zahlreiche prominente Juden aus der UdSSR 
das Wort ergreifen und die Juden der ganzen Erde zum ge¬ 
meinsamen Kampf an der Seite der Sowjetunion gegen 
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Deutschland aufrufen. Der Konferenzbericht, ein vollständiges 
Protokoll mit dem Wortlaut sämtlicher Ansprachen wird be¬ 
reits im November 1941 in London veröffentlicht 21 . 

25. August 1941 

Im Norden des Iran rücken sowjetrussische, im Westen, vom 
Irak her britische Truppen gleichzeitig in das Land ein, angeb¬ 
lich um eine deutsche Agententätigkeit zu unterbinden, tat¬ 
sächlich des persischen Erdöls wegen. Der militärische Wider¬ 
stand der persischen Streitkräfte bricht drei Tage später zu¬ 
sammen. 

28. August 1941 

Die sowjetrussische Ostseeflotte räumt Reval und hat dabei 
beim Passieren der von deutschen und finnischen Marineein¬ 
heiten gelegten Minensperren schwere Verluste. 

noch August 1941 

Auf den Protest hoher kirchlicher Würdenträger in Deutsch¬ 
land, insbesondere des Kardinals Graf Galen hin wird die Tö¬ 
tung von unheilbaren Geisteskranken eingestellt oder jeden¬ 
falls weitgehend eingeschränkt. Die Euthanasie-Maßnahmen 
waren 1940 eingeleitet worden. 

2. September 1941 

In Moskau findet eine Besprechung mit Lord Beaverbrook als 
Vertreter Großbritanniens und Harriman als Vertreter des 
USA-Präsidenten Roosevelt statt, in der bereits über Einzel¬ 
heiten der Hilfslieferungen an die Sowjetunion verhandelt 
wird (vgl. auch 30. Juli 1941). Die Vereinigten Staaten sind zu 
diesem Zeitpunkt offiziell immer noch neutral und die ameri¬ 
kanische Bevölkerung weiß von derartigen Verhandlungen 
nichts. 

11. September 1941 

Der Präsident der offiziell immer noch „neutralen“ USA, Roose¬ 
velt, erteilt der amerikanischen Marine den Befehl, auf deut¬ 
sche und italienische Schiffe auf Sichtweite das Feuer zu er¬ 
öffnen. In zahlreichen Einzelfällen hatte sie das auch vorher 
schon getan. Jedoch lassen sich weder die deutsche noch die 
italienische Regierung durch diesen eindeutigsten der bisheri¬ 
gen Neutralitätsbrüche Roosevelts zu der von diesem bewußt 
angestrebten und provozierten Kriegserklärung an die USA 
verleiten. Die USA-Flotte übernimmt darüber hinaus die Si¬ 
cherung der schnellen Geleitzüge westlich 26° West 22 . 

16. September 1941 

Zur Bekämpfung des wachsenden Terrors der von de Gaulle 
aus England bzw. Nordafrika gelenkten Widerstandsbewe¬ 
gung (Resistance, Maquis) im besetzten Frankreich befiehlt 
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Hitler in einer entsprechenden Weisung an das Oberkom¬ 
mando der deutschen Wehrmacht die Anwendung eines Ge¬ 
genterrors von seiten der Besatzungstruppen, der sich gegen 
die Bevölkerung richtet und wieder zur Verhärtung der Resi¬ 
stance beiträgt. 

6.—17. September 1941 

Nach der militärischen Kapitulation des Iran vor den einge¬ 
drungenen russischen und britischen Streitkräften (vgl. 25. Au¬ 
gust 1941) wird der Schah Risa Pehlewi zur Abdankung zu¬ 
gunsten seines Sohnes Mohammed gezwungen und nach Süd¬ 
afrika verbannt, wo er drei Jahre später sterben wird. Zehn 
Tage nach seiner Abdankung, am 16. September übernimmt 
sein Sohn Mohammed Risa Pehlewi die Regierung. Tags dar¬ 
auf erreichen britische und russische Truppen die Hauptstadt 
Teheran, in der sich eine sowjetrussische Besatzung einrichtet. 
Die deutschen und italienischen Diplomaten verlassen den 
Iran. 

19. September 1941 

Nach Einschließung des Hauptteiles der sowjetrussischen Ar¬ 
mee Budjennys östlich von Kiew und Gefangennahme von 
rund 665 000 russischen Soldaten wird die Stadt Kiew von 
deutschen Truppen genommen. 

24. September 1941 

Als Kern der späteren UNO erklären sich fünfzehn Regierun¬ 
gen für die von Roosevelt und Churchill am 14. August (vgl. 
dort) verkündete „Atlantik-Charta“: Australien, Belgien 
(London), Frankreich (London), Griechenland (London), 
Großbritannien, Jugoslawien (London), Kanada, Luxemburg 
(London), Neuseeland, Norwegen (London), Polen (London), 
Südafrika, Tschechoslowakei (London) und die UdSSR. Au¬ 
ßer dieser handelt es sich also ausschließlich um Dominion¬ 
oder in London Asylrechte genießende Exilregierungen. 

27. September 1941 

Zum Reichsprotektor für Böhmen und Mähren wird an Stelle 
des beurlaubten ehemaligen Reichsaußenministers Freiherrn 
von Neurath, zunächst kommissarisch der Leiter des Reichs¬ 
sicherheitshauptamtes Reinhard Heydrich ernannt. Seitdem 
gibt es keine antideutschen Kundgebungen mehr und die 
kriegswichtige Industrie arbeitet voll, fast störungslos, 
noch September 1941 

Die Roosevelt-Regierung der USA, völkerrechtlich immer 
noch „neutral“, läßt ohne Kriegserklärung das im April 1933 
(vgl. dort) vom Haager Gerichtshof ausdrücklich Dänemark 
zugesprochene Grönland von amerikanischen Truppen beset- 
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zen und unterstellt es US-amerikanischer Verwaltung, Es 
handelt sich eindeutig um einen Akt der Aggression. 

14. Oktober 1941 

Mit dem Ende der Kesselschlachten von Brjansk und Wjasma, 
bei denen nochmals 663 000 russische Soldaten in deutsche 
Kriegsgefangenschaft geraten, findet der deutsche Vorstoß 
nach Osten im Mittelabschnitt auf der Linie Kalinin —- Mo- 
schaisk (kurz vor Moskau) — Tula sein Ende. Die Sowjetre¬ 
gierung und das Diplomatische Korps weichen am 16. Okto¬ 
ber nach Kuibyschew an der Wolga aus. Stalin selbst bleibt 
in Moskau, wo am 19. Oktober der Belagerungszustand er¬ 
klärt wird. Die Verteidigung im Mittelabschnitt führt (seit 10. 
Oktober) General Schukow, Chef des Generalstabs ist Mar¬ 
schall Schaposchnikow. 

17. Oktober 1941 

Der japanische Ministerpräsident Fürst Fumimaro Konoye 
tritt nach Ablehnung seiner Konferenzvorschläge durch die 
USA-Regierung Roosevelt-Hull, die einen vorherigen Austritt 
Japans aus dem Dreimächtepakt (vgl. 27. September 1940) 
zur Voraussetzung gemacht hat, von seinem Amte zurück. 
Sein Nachfolger, der bisherige Kriegsminister General Hideki 
Tojo (geb. 1884 in Tokio) bildet ein Kriegskabinett, entsendet 
aber zur Unterstützung des japanisdien Botschafters in den 
USA den Sonderbotschafter Saburo Kurusu nach Washington, 
um die Verhandlungen trotz der amerikanischen Ablehnung 
einer Konferenz wieder aufzunehmen. Amerikanischerseits ist 
bereits drei Monate zuvor ein neues Armeeoberkommando 
Fernost gebildet worden (am 26. Juli 1941) 23 . 

31. Oktober 1941 

Bis zu diesem Tage wurden aus dem Deutschen Reich etwa 
537 000, aus dem Protektorat Böhmen und Mähren etwa 
30 000 Juden in Massentransporten in das Generalgouverne¬ 
ment Polen gebracht, wo sie in Konzentrationslagern unterge¬ 
bracht werden. Audi aus den von deutschen Truppen besetz¬ 
ten Ländern gehen Judentransporte in diese Lager. Die Lei¬ 
tung und Koordinierung dieser Transporte hat Adolf Eich¬ 
mann, der dem Chef der Geheimen Staatspolizei Müller un¬ 
terstellt ist. Gleichzeitig werden im rückwärtigen Frontgebiet 
im Rahmen der Partisanenbekämpfung durch extra für diesen 
Zweck zusammengestellte Einsatzgruppen des Sicherheits¬ 
dienstes der SS (nach Aussage Otto Ohlendorfs im Nürnber¬ 
ger Prozeß) etwa 90 000 Juden umgebracht 24 . 

6. November 1941 

Der frühere sowjetrussische Außenminister und Völkerbunds- 
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delegierte Maksim Wallach Finkeistein Litwinow (geb. 17. 
Juli 1876 in Bialystok), der am 3. Mai 1939 im Zuge der da¬ 
maligen Annäherung der sowjetrussischen Außenpolitik an 
Deutschland durch Molotow abgelöst wurde, wird jetzt als 
sowjetrussischer Botschafter nach Washington gesandt, wo er 
als willkommener Gesprächspartner der Baruch, Frankfurter, 
Lehmann, Schiff und nicht zuletzt Roosevelts selbst begrüßt 
wird. Am selben Tage stellen die USA im Rahmen des Leih¬ 
und Pachtgesetzes (vgl. 11. März 1941) der UdSSR einen Kre¬ 
dit von einer Milliarde Dollar zur Verfügung. 

8. November 1941 

Lord Beaverbrook, von einer Sondermission nach Moskau im 
Oktober zurüdegekehrt, bei der er anstelle der von Stalin ge¬ 
forderten zweiten Front (im Westen) die Lieferung von 
schwerer Artillerie und großen Mengen anderen Kriegsmate¬ 
rials an die Sowjetunion zugesagt hat, sagt über Stalin: „Sta¬ 
lin ist ein großer Mann, ich konnte die Kraft fühlen, die in 
ihm steckt. Die Russen werden gut und weise geführt. Ich 
habe sehr viel Vertrauen in die Führungsgabe dieses Man¬ 
nes“ 25 . 

17. November 1941 

Der chinesische Regierungschef Marschall Tschiang Kai-schek 
richtet einen Appell an die Regierungen Großbritanniens und 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, den Kampf gegen 
Japan aufzunehmen, bevor es endgültig zu spät, das heißt 
Südostasien völlig in japanischer Hand sei 26 . 

19. November 1941 

Die mexikanische Regierung erklärt sich in einem Abkommen 
mit den USA bereit, diesen als Entschädigung für die 1938 
enteigneten bzw. nationalisierten Erdölförderungsuntemeh- 
men eine Summe von 40 Millionen US-Dollar zu zahlen. Die 
USA erkennen ihrerseits die Enteignung an. Ein ähnliches 
Abkommen trifft Mexiko auch mit Großbritannien, dessen 
Erdölfirmen in Mexiko ebenfalls 1938 enteignet wurden. 

25. November 1941 

Dem vor fünf Jahren ursprünglich zwischen Deutschland und 
Japan geschlossenen Antikominternpakt zur gemeinsamen Ab¬ 
wehr subversiver kommunistischer Agitation und Infiltration 
(vgl. 25. November 1936) treten Bulgarien, China (Tsdnmking- 
Regierung), Dänemark, Finnland, Kroatien, Rumänien und die 
Sklowakei bei. 

26. November 1941 

Der USA-Staatssekretär für Äußeres, Hüll, läßt sich auf Ku- 
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rusus (vgl. 17. Oktober 1941) Verhandlungsversuche nicht 
mehr ein sondern stellt als Voraussetzung für weitere Ver¬ 
handlungen ultimativ Forderungen, die, wie er wohl weiß, un¬ 
erfüllbar sind. Die japanische Regierung muß nunmehr end¬ 
gültig erkennen, daß die Regierung der USA den Krieg will. 
(Vgl. hierzu auch 26. Juli und 1. August 1941.) 

3. Dezember 1941 

Die exilpolnischen Generale Sikorski und Anders werden in 
Moskau von Stalin empfangen und fragen ihn nach dem Ver¬ 
bleib von 4 000 polnischen Offizieren, die nach 1939 in sowjet¬ 
russische Hände fielen und seitdem verschollen sind. Stalin 
meint, sie seien vielleicht in die Mandschurei entflohen, dann, 
als seine Besucher ihm das nicht abnehmen: „Sie sind be¬ 
stimmt freigelassen und nur noch nicht bei Ihnen angelangt.“ 
(Vgl. auch 13. April 1943.) 27 Einen Tag darauf am 

4. Dezember 1941 

unterschreibt Sikorski einen Freundschafts- und Beistandspakt 
und stellt die Ende September 1939 beim Einrücken der rus¬ 
sischen Streitkräfte in Ostpolen abgebrochenen diplomatischen 
Beziehungen wieder her. Sie werden keine anderthalb Jahre 
bestehen bleiben (vgl. 13. April 1943, KATYN). 

5. /6. Dezember 1941 

Eine starke Kältewelle und russische Gegenangriffe zwingen 
die deutschen Streitkräfte, die schon auf Sichtweite an Moskau 
herangekommen sind, etwa auf die Linie Orel — Rschew zu¬ 
rück. Die deutschen Einheiten sind ohne entsprechende Win¬ 
terbekleidung, (deren Ausbleiben bis heute noch keine ausrei¬ 
chende Erklärung gefunden hat), dem russischen Winter 
schutzlos ausgesetzt, insbesondere die Infanterie, und haben 
hohe Verluste durch Erfrierungen. Die sowjetische Führung 
hingegen ist durch Funksprüche Richard Sorges aus Tokio 
darüber unterrichtet, daß Japan sich an den Neutralitätspakt 
vom 13. April 1941 (vgl. dort) halten wird und durch seine 
zahlreichen strategischen Unternehmungen voll in Anspruch 
genommen ist. Sie kann daher Truppen von der Ostfront ab- 
ziehen und an die Westfront transportieren. Die deutschen im 
Rußlandfeldzug eingesetzten Wehrmachtsverbände haben bis 
zu diesem Zeitpunkt 162 314 Tote, 33 334 Vermißte und 
571 767 Verwundete, insgesamt 24 °/o ihrer ursprünglichen 
Stärke verloren. 

6. Dezember 1941 

Der Präsident der USA F. D. Roosevelt stellt in einem persön¬ 
lichen Appell an den Kaiser von Japan Hirohito ultimativ die 
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Forderung, alle japanischen Truppen aus Indochina zurückzu¬ 
ziehen, falls der Frieden erhalten werden solle. Für das Emp¬ 
finden konservativer Japaner stellt diese Forderung an den 
Kaiser, eine überpolitische Persönlichkeit mit sakraler Würde 
und Bedeutung, nach Inhalt und Form allein schon als Tat¬ 
sache eine ungeheuerliche Provokation dar. Als solche ist sie 
auch gedacht. Roosevelt will endlich den Krieg. (Vgl. 26. No¬ 
vember 1941). Am gleichen Tage erklärt Großbritannien Ru¬ 
mänien und Ungarn den Krieg. Auch Finnland befindet sich 
vom 6. Dezember an im Kriegszustand mit Großbritannien. 

7. Dezember 1941 

Japanische Kampfflugzeuge vernichten die im Hafen von Pearl 
Harbor auf der Haiwai-Insel Oahu liegenden nordamerikani¬ 
schen Kriegsschiffe, die ungewarnt blieben, obgleich sowohl 
Roosevelt als auch das USA-Flottenoberkommando spätestens 
seit dem 4. Dezember von dem bevorstehenden Angriff un¬ 
terrichtet waren, den Außenminister Hüll durch die unerfüll¬ 
baren ultimativen Forderungen vom 26. November (vgl. dort) 
bewußt und im Einvernehmen mit Roosevelt herbeigeführt 
hatte. 3 435 amerikanische Offiziere und Soldaten kommen in¬ 
folge der unterlassenen bzw. verzögerten Warnung ums Le¬ 
ben. Die japanische Kriegserklärung an die USA und an 
Großbritannien folgt unmittelbar dem Angriff. Roosevelt selbst 
ist nach Eintreffen der Nachricht vom Angriff auf Pearl Harbor 
so „heiter wie seit langem nicht“ 28 . 

Am gleichen Tage gliedert die finnische Regierung die im 
Frieden von Moskau (vgl. 12. März 1940) an Sowjetrußland 
abgetretenen, inzwischen zurückeroberten Gebiete wieder in 
das finnische Staatsgebiet ein. 

8. Dezember 1941 

Roosevelt stellt im US-Senat den ihm lange zuvor bekannten, 
von ihm erwarteten und durch Hulls Ultimatum vom 26. No¬ 
vember erzwungenen japanischen Angriff auf Pearl Harbor 
(siehe oben) mit gespielter Entrüstung — im Gegensatz zu 
seiner Heiterkeit bei Eintreffen der Nachricht — als eine ja¬ 
panische Infamie hin und erreicht mit dieser schauspielerischen 
Glanzleistung sein seit zwei Jahren hartnäckig erstrebtes Ziel, 
den Eintritt der USA in den damit erst eigentlich herbeigeführ¬ 
ten 2. Weltkrieg (vgl. auch 11. Dezember 1941). Die USA und 
Großbritannien erwidern die japanische Kriegserklärung vom 
Tage zuvor. China erklärt Deutschland, Italien und Japan den 
Krieg, die britischen Dominions sowie die belgische und nie¬ 
derländische Exilregierung in London erklären gleichzeitig für 
ihre überseeischen Besitzungen Japan den Krieg 29 . 
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Am gleichen Tage beginnen japanische Streitkräfte mit der 
Landung auf Nord-Luzön den Angriff auf die Inselgruppe der 
Philippinen, die seit 1898 unter US-amerikanischer Schutz¬ 
herrschaft stehen und von amerikanischen Truppen unter dem 
Befehl General MacArthurs verteidigt werden. Binnen zwei 
Wochen werden die Japaner auch Süd-Luzon, Nord-Borneo 
und Mindanao besetzen. 

10. Dezember 1941 

Der britischen 8. Armee unter Führung von General Ritchie 
gelingt es, in Nordafrika das seit dem 8. April 1941 vom deut¬ 
schen Afrikakorps eingeschlossene und nur von See her ver¬ 
sorgte Tobruk zu entsetzen. Zwei Wochen später, am 26. De¬ 
zember, wird sie auch Benghasi einnehmen. 

11. Dezember 1941 

Aufgrund ihrer Verpflichtung aus dem Dreimächtepakt vom 
27. September 1940 (vgl. dort) erklären Deutschland und Ita¬ 
lien den Vereinigten Staaten von Nordamerika den Krieg. Die 
von Roosevelt und Churchill eingeplante Bündnisautomatik 
erfüllt ihren Zweck. Roosevelt hat sein seit September 1939 
zäh verfolgtes Ziel, die USA in den europäischen Krieg gegen 
die Achsenmächte hineinzuziehen, entgegen allen Gelöbnis¬ 
sen, die er vor seiner 2. Wiederwahl der amerikanischen Be¬ 
völkerung gegenüber abgelegt hat, erreicht. (Vgl. auch 8. De¬ 
zember 1941). 

Am selben Tage, vier Tage nach dem japanischen Angriff auf 
Pearl Harbor, unterzeichnen in Berlin Ribbentrop, Alfieri und 
Oshima einen deutsch-italienisch-japanischen Militärpakt ge¬ 
gen die USA und Großbritannien, der sie zur gemeinsamen 
Kriegführung und zur Unterlassung von Waffenstillstands¬ 
oder Friedensverhandlungen ohne volles gegenseitiges Einver¬ 
ständnis verpflichtet. Die Neutralität Japans gegenüber der 
UdSSR (vgl. 13. April 1941) bleibt von diesem Militärpakt 
unberührt 30 . 

Ebenfalls am 11. Dezember erklärt die ungarische Regierung 
Bardossy den Vereinigten Staaten von Nordamerika den Krieg, 
tags darauf auch Bulgarien. 

14. Dezember 1941 

Japan und Thailand (Siam) schließen einen Bündnisvertrag, 
auf zehn Jahre befristet. Der japanischen Regierung ist daran 
gelegen, Thailands Beteiligung an den militärischen Opera¬ 
tionen auf dem südostasiatischen Festland zu gewinnen. Tags 
darauf beginnen japanische Truppen mit dem Angriff auf 
Hongkong. 
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15. Dezember 1941 

Eine Woche nach der von Roosevelt und Hüll planmäßig her¬ 
beigeführten japanischen Kriegserklärung und dem beiden 
mindestens vier Tage zuvor bekannten Angriff auf Pearl Har- 
bor bewilligt der Kongreß der USA zehn Milliarden Dollar 
für Kriegszwecke der USA selbst sowie für Lieferungen im 
Rahmen der Leih- und Pachthilfe (vgl. 11. März 1941). 

19. Dezember 1941 

Aufgrund der Rückschläge an der deutschen Ostfront (vgl. 
5./6. Dezember 1941) übernimmt Hitler den Oberbefehl über 
das Heer anstelle von Brauchitsch selbst. Die Heeresgruppe 
Mitte hat drei Tage zuvor von Kluge übernommen. Im Rücken 
der deutschen Front macht sich — ständig zunehmend — die 
Tätigkeit von der sowjetrussischen Führung gelenkter Parti¬ 
sanenverbände bemerkbar und bindet wachsende zu ihrer Be¬ 
kämpfung eingesetzte deutsche Kräfte. Die Ursache dieser 
Entwicklung ist politischer Art: Nichtausnutzung der antiso¬ 
wjetischen Einsatzbereitschaft der Bevölkerung in den ersten 
Monaten des Rußlandsfeldzuges. 

22. Dezember 1941 

In Washington beginnt die erste Konferenz zwischen Roose¬ 
velt und Churchill nach dem offiziellen Kriegseintritt der USA. 

25. Dezember 1941 

Hongkong erliegt dem japanischen Angriff (vgl. 14. Dezember 
1941) und kapituliert. 

noch Dezember 1941 

Vierzehn Monate vor Beginn des Prozesses gegen den Trotzki- 
mörder Ramon del Rio Mercader, alias Jacques Monard (vgl. 

20. August 1940) in Mexiko City trifft in Havanna auf Kuba 
ein Spezialagent aus Moskau ein, um die Verteidigung des 
Mörders vorzubereiten. Ohne sich selbst nach Mexiko zu be¬ 
geben, sendet er eine bewährte kubanische Kommunistin mit 
Instruktionen und Geld versehen dorthin, die an Ort und 
Stelle die Bildung eines Komitees zur Vorbereitung der Ver¬ 
teidigung veranlaßt und insbesondere dafür Sorge trägt, daß 
Mercader/Monard selbst entsprechende Instruktionen für sein 
Verhalten vor dem und im Prozeß erhält 31 . 

noch 1941 (ohne nähere Datierung) 

Zum Schutze des Panamakanals errichten die USA im Gebiet 
des Staates Panama 134 Luftstützpunkte. 
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1942 


1. Januar 1942 

In Washington unterzeichnen Roosevelt, Churchill, der Außen¬ 
minister Chinas T. V. Soong und der sowjetrussische Bot¬ 
schafter Litwinow (vgl. 6. November 1941) eine Erklärung, 
mit der die „Vereinten Nationen“ (United Nations) geschaf¬ 
fen werden, und zwar eindeutig als eine Allianz zum Kampf 
gegen die Mitglieder und Anhänger des Dreimächtepaktes 
(vgl. 27. September 1940) und den (wörtlich) „Hitlerismus“. 
In der Erklärung heißt es unter anderem: „Die Unterzeich¬ 
neten Regierungen . . . sind überzeugt, daß sie sich jetzt in 
einem gemeinsamen Kampf gegen wilde und brutale Kräfte 
befinden, die die Welt zu unterdrücken suchen.“ Im übrigen 
stützt und beruft sich die Erklärung auf die „Atlantic Charta“ 
(vgl. 14. August 1941). Die britischen Dominions, die in Lon¬ 
don sitzenden Exilregierungen sowie die Staaten Mittelame¬ 
rikas treten durch Unterschrift ihrer Vertreter noch am selben 
Tage, Mexiko, die Philippinen und Äthiopien ein halbes Jahr 
später bei 1 . 


2. Januar 1942 

Japanische Streitkräfte erobern im Süden von Luzon, der 
Hauptinsel der Philippinen, den Regierungssitz Manila und 
die Manila benachbarte Stadt Cavite. Der Rest der amerika¬ 
nischen Besatzung verteidigt sich auf der Halbinsel Bataan 
(nördlich der Bay von Manila) und auf der kleinen Inselfe¬ 
stung Corregidor inmitten der Einfahrt zur Bay von Manila. 
Dort hat auch General MacArthur sein Hauptquartier. 

Am selben Tage ergibt sich die vom britischen Vorstoß in 
Nordafrika unter Führung General Ritchies (seit 23. Novem¬ 
ber 1941) nach der Einnahme Benghasis (26. Dezember 1941) 
überrollte Besatzung von Bardia den Engländern. 


11. Januar 1942 

Japanische Streitkräfte unter General Yamaschita beginnen 
den Angriff auf Niederländisch Indien mit der Eroberung der 
an Mineralöl-Vorkommen reichen Insel Tarakan, der Ostküste 
von Borneo vorgelagert. Zwölf Tage später werden sie Bor¬ 
neo (Balikpapan) und Celebes besetzen. Die Regierung Au¬ 
straliens wird am 25. Januar, während der für Japan siegrei¬ 
chen Seeschlacht in der Makassarstraße, daraufhin die totale 
Mobilmachung verfügen. 
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15. Januar 1942 

Die panamerikanische Außenministerkonferenz in Rio de Ja¬ 
neiro beschließt unter Einfluß der USA den Kriegseintritt der 
amerikanischen Republiken gegen die Achsenmächte, ausge¬ 
nommen Argentinien und Chile, die erst ein, bzw. zwei Jahre 
später diesen Schritt vollziehen. 

17. Januar 1942 

Auch die Besatzung von Sollum muß sich und die Stadt, wie 
vierzehn Tage zuvor die von Bardia (vgl. 2. Januar) den bri¬ 
tischen Streitkräften der 8. Armee General Ritchies ergeben. 

18. Januar 1942 

Das deutsch-italienisch-japanische Militärbündnis vom 11. De¬ 
zember 1941 (vgl. dort) wird durch eine Militärkonvention er¬ 
gänzt, die den 70. Längengrad im Indischen Ozean als Grenze 
zwischen den deutsch-italienischen und den japanischen Ope¬ 
rationen festsetzt 2 . 

20. Januar 1942 

Am Wannsee bei Berlin findet unter Leitung von Reinhard 
Heydrich, dem Chef des Reichssicherheits-Hauptamtes, eine 
Besprechung von hohen Ministerialbeamten (Staatssekretären) 
aller mit der Judenfrage befaßten Reichsministerien statt, bei 
der die Aussiedlung der Juden aus dem Deutschen Reich und 
den von deutschen Truppen besetzten Gebieten in das Gene¬ 
ralgouvernement Polen erörtert wird. Dabei wird unter dem 
Ausdruck „Endlösung der Judenfrage“ allgemein die Aussied¬ 
lung in den Osten verstanden, nachdem andere Projekte, wie 
z. B. das Madagaskar-Projekt oder eine verstärkte Förderung 
der Auswanderung, kriegsbedingt zum Scheitern kamen. Von 
Ausrottung oder Massentötungen ist auf der Wannseekonferenz 
nicht die Rede. 

21. Januar 1942 

Aus seinen Stellungen bei El Agheila tritt das deutsche Afri¬ 
kakorps unter Führung General Rommels trotz seiner schwe¬ 
ren Verluste (seit 1941 13 000 Deutsche und 20 000 Italiener) 
nach Übernahme des notwendigsten Nachschubs zum Gegen¬ 
angriff in die Cyrenaika an, von der Luftwaffe unterstützt, 
und wird am 29. Januar Benghasi, am 7. Februar el-Gazala 
erreichen. Gleichzeitig versuchen deutsche U-Boote und die 
Luftflotte 2 die Vorherrschaft der britischen Flotte im Mittel¬ 
meer zu brechen, die den deutsch-italienischen Nachschub 
schwer behindert und dezimiert. 
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27. Januar 1942 

Churchill stellt im britischen Parlament die Vertrauensfrage, 
da die Stimmung dort aufgrund der rasanten japanischen Er¬ 
folge und ihres enormen Machtzuwachses sowie des Gelän¬ 
degewinns von Rommel in Nordafrika kritisch geworden ist. 
Doch spricht ihm das Unterhaus mit 464 gegen eine Stimme 
das Vertrauen aus. Lord Beaverbrook kabelt an Harry Hop¬ 
kins, den besonderen Vertrauten Roosevelts, Churchill habe 
nun „eine Autorität und Macht erlangt, die alles bisherige 
übertrifft“ 3 . 

31. Januar 1942 

Der am 5. Mai 1941 nach Äthiopien zurückgekehrte Kaiser 
Haile Selassi (vgl. 18. Mai 1941) unterzeichnet einen Vertrag 
mit Großbritannien, das darin seine uneingeschränkte Souve¬ 
ränität anerkennt, ihm auch Hilfe beim Wiederaufbau seines 
Landes verspricht. Dafür verpflichtet sich Äthiopien seiner¬ 
seits, Großbritannien die Benutzung der Eisenbahnlinie Addis 
Abeba — Dschibuti zu gestatten. 

noch Januar 1942 

Roosevelt teilt Churchill handschriftlich mit: „Ich weiß, Sie 
werden es mir nicht übelnehmen, wenn ich Ihnen ganz offen 
sage, daß ich glaube, persönlich mit Stalin besser umgehen zu 
können als Ihr oder mein Außenministerium. Stalin kann die 
Art Ihrer ganzen Oberschicht nicht leiden. Mich, meint er, hat 
er lieber, und ich hoffe, er wird dabei bleiben.“ Stalin weiß, 
von wem er die größeren Zugeständnisse zu erwarten hat und 
warum er bereits zehn Jahre zuvor Roosevelt zu seiner ersten 
Präsidentschaft hat verhelfen lassen 4 . 

1. Februar 1942 

In Norwegen bildet der ehemalige Kriegsminister und Mitar¬ 
beiter Frithjof Nansens, Vidkun Quisling, Führer der Bewe¬ 
gung National Sämling, als Ministerpräsident eine Regierung 
und setzt eine Woche später, um der Exilregierung in London 
ihren Einfluß zu nehmen, die norwegische Verfassung im Hin¬ 
blick auf den herrschenden Kriegszustand mit der UdSSR 
außer Kraft 5 . 

7. Februar 1942 

Seit dem 11. Januar 1942 haben bis zu diesem Zeitpunkt 
fünf deutsche U-Boote in Einzeloperationen unmittelbar vor 
der nordamerikanischen Atlantikküste insgesamt 2 967 179 
Bruttoregistertonnen Frachtraum mit amerikanischen Kriegs¬ 
lieferungen an Großbritannien und Sowjetrußland versenkt. 
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8. Februar 1942 

Der deutsche Reichsminister für Bewaffnung und Munition 
(seit dem 17. März 1940) Fritz Todt, der Erbauer der ersten 
Reichsautobahnlinien, verunglückt tödlich bei einem Flug¬ 
zeugabsturz. An seiner Stelle beruft Hitler den Architekten 
Albert Speer. 

10. Februar 1972 

Roosevelt protestiert in einer Botschaft an Marschall Petain, 
den Präsidenten der Vichyregierung, gegen französische 
Schiffstransporte nach Tunis zugunsten der Achsenmächte und 
droht mit der Abberufung des USA-Botschafters in Vichy, 
Admiral Leahy 6 . 

12. Februar 1942 

Tschiang Kai-schek bespricht gelegentlich einer Reise nach In¬ 
dien dort mit dem britischen General Wavell Fragen der ge¬ 
meinsamen Kriegführung gegen Japan. Er ist über die Bevor¬ 
zugung Sowjetrußlands bei den amerikanischen Lieferungen 
angesichts der Tatsache, daß China bereits seit fünf Jahren 
(vgl. 7. Juli 1937) mit Japan im Kriege steht, erbittert 7 . 

15. Februar 1942 

Stadt, Hafen und Festung von Singapur, einer der wich¬ 
tigsten Stützpunkte des britischen Empire im Fernen Osten, 
kapitulieren vor den Japanern. Churchill spricht von der „größ¬ 
ten Niederlage der britisdien Waffen, die unsere Geschichte zu 
verzeichnen hat.“ Sie ist eine eindeutige Folge seiner ureigen¬ 
sten Politik, die den Krieg mit den Achsenmächten der Er¬ 
haltung des britischen Weltreiches vorzog 8 . 

22. Februar 1942 

Mit Rücksicht auf die unmittelbare Bedrohung Australiens 
durch Japan nach der Landung der Japaner auf der Insel 
Timor am 19. Februar (vgl. 6. März 1942) und nach einem 
vernichtenden japanischen Luftangriff auf Darwin (Nordau¬ 
stralien) ebenfalls am 19. Februar, der die Räumung und 
Selbstzerstörung Nordaustraliens zur Folge hat, beruft Roo¬ 
sevelt General MacArthur von der Philippineninsel Corregidor 
(vgl. 2. Januar 1942) ab und befiehlt ihm, sich nach Austra¬ 
lien zu begeben. Die moralische Wirkung dieses Befehls so¬ 
wohl in den USA als auch bei den amerikanischen Ostasien- 
bzw. Pazifik-Streitkräften ist deprimierend 9 . 

Ende Februar 1942 

In den ersten zwei Monaten des Jahres 1942 versenken deut- 
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sehe U-Boote im westlichen Atlantik 132 feindliche Schiffe mit 
Rüstungsmaterial. Die Verluste werden in den USA als „na¬ 
tionale Katastrophe“ gewertet 10 . 

6. März 1942 

Nachdem japanische Streitkräfte am 19. Februar auf der Insel 
Timor gelandet sind (vgl. 22. Februar 1942), und vom 27. 
Februar bis 1. März alle amerikanischen und britischen Kriegs¬ 
schiffe, die an der Seeschlacht bei Java beteiligt waren, dar¬ 
unter auch den Flugzeugträger „Langley“ versenkt haben, 
muß Java, Sitz des Gouvemeuers von Niederländisch Indien 
H. J. van Mook, kapitulieren. Der Gouverneur selbst weicht 
mit der niederländisch-indischen Regierung nach Australien 
aus. Tags darauf fällt auch Rangoon und der Zugang zur Bur¬ 
mastraße von See her ist gesperrt 11 . 

10. März 1942 

Anstelle des erkrankten von Bardossy wird Miklos von Källay 
ungarischer Ministerpräsident und Außenminister. Er wird 
binnen kurzem im Aufträge des Reichsverwesers von Horthy 
Verbindung zu den Westmächten aufzunehmen suchen, ob¬ 
gleich mehrere ungarische Armeen in Rußland an der Seite 
Deutschlands im Kampf stehen. 

11. März 1942 

Am Tage seiner Abreise aus London in die USA zur Durch¬ 
führung eines Forschungsauftrages über synthetische Gummi¬ 
erzeugung erfährt Chaim Weizmann, Präsident der Zionisti¬ 
schen Weltorganisation, aus dem Munde Churchills, daß Roo- 
sevelt und er selbst den Plan verfolgten, König Ibn Saud von 
Saudiarabien zum „Herrn des Mittleren Ostens“, zum „Boß 
aller Bosse“ der arabischen Staaten zu machen, vorausgesetzt, 
daß er sich mit den Zionisten verständige, also die Errichtung 
einer jüdischen Heimstätte in Palästina fördere. Aus dem Plan 
wird nie etwas werden 12 . 

17. März 1942 

General MacArthur, der auf Befehl Roosevelts (vgl. 22. Fe¬ 
bruar 1942) die letzten noch kämpfenden amerikanischen Ein¬ 
heiten auf den Philippinen, der Halbinsel Bataan und auf 
Corregidor verlassen hat, trifft in Australien ein und über¬ 
nimmt den Oberbefehl über die alliierten Streitkräfte im Süd¬ 
west-Pazifik. 

21. März 1942 

In Deutschland wird der Gauleiter und Reichsstatthalter von 
Thüringen, Fritz Sauckel (geb. 27. Oktober 1894 in Haßfurt/ 
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Unterfranken) zum Generalbevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz ausländischer Arbeitskräfte aus den besetzten Gebie¬ 
ten in der deutschen Industrie ernannt und erhält entspre¬ 
chende Vollmachten, eventuell auch zum zwangsweisen Ab¬ 
transport von Bevölkerungsteilen aus ihren Heimatgebieten. 
Die Zahl der Fremdarbeiter, die für zum Militärdienst einge- 
zogene Deutsche einspringen müssen, wird 1944 7,5 Millionen 
erreichen. Sauckel wird vier Jahre nach seiner Ernennung vom 
Nürnberger alliierten Militärtribunal zum Tode durch den 
Strang verurteilt und hingerichtet werden. 

23. März 1942 

Der Erzbischof von New York, Kardinal Spellman, „persön¬ 
licher Freund“ Präsident Roosevelts und zugleich auch Papst 
Pius XII. besonders nahestehend, erklärt in einer Rundfunk¬ 
ansprache u. a., er gehöre zu den Millionen Menschen, „die im 
Kampf gegen jenes Regierungssystem stehen, das alles zer¬ 
stören möchte, was uns am kostbarsten ist“ Damit meint er 
nicht den Verbündeten der USA, die offiziell atheistische So¬ 
wjetunion, sondern Deutschland, mit dem Pius XII. persönlich 
das Reichskonkordat geschlossen hat, und Italien, das dem Va¬ 
tikan vertraglich seine staatliche Souveränität gerantiert hat 13 . 

noch März 1942 

Nach dem seit 1936 im britischen Luftwaffenstab erörterten 
Plan des Oxforder Physikprofessors und deutschen Emigranten 
Frederik Lindemann, dem für seine Verdienste um die briti¬ 
sche Luftkriegführung der Name Lord Cherwell verliehen wer¬ 
den wird, beginnen die britischen und amerikanischen Bom¬ 
benflugzeuggeschwader mit den Flächenbombenwürfen auf 
die Wohnviertel deutscher Großstädte 14 . 

9. April 1942 

Die überlebenden amerikanischen Truppenteile auf der Halb¬ 
insel Bataan, nördlich der Bay von Manila (Philippinen) er¬ 
geben sich den Japanern 15 . 

Mitte April 1942 

Britische Truppen landen auf der Insel Madagaskar. Admiral 
Darlan fordert im Namen der französischen Vichy-Regierung 
die französischen Behörden und Streitkräfte auf Madagaskar 
zum Widerstand auf. Es kommt zu Monate andauernden 
Kämpfen 16 . 

15. April 1942 

Cordeil Hüll, der Außenminister der USA, erteilt dem ameri¬ 
kanischen Botschafter bei der französischen Regierung in Vi- 
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chy, Admiral Leahy, die Order, „zur Berichterstattung“ nadi 
Washington zurückzukehren. Doch verzögert sich Leahys Ab¬ 
reise infolge einer Erkrankung seiner Frau. Alle im unbesetz¬ 
ten Frankreich lebenden US-Amerikaner werden zur baldi¬ 
gen Heimkehr aufgefordert. Anlaß ist der bevorstehende Wie¬ 
dereintritt Pierre Lavals in die Regierung Vichy, die man in 
den USA und in Großbritannien als Beweis für den wachsen¬ 
den deutschen Einfluß auf Marschall Petain wertet 17 . 

19. April 1942 

Tschiang Kai-schek berichtet aus Tschunking seinem Außen¬ 
minister Soong, der sich in den USA aufhält, telegrafisch über 
ein Gespräch, das er bei seiner Indienreise (vgl. 12. Februar 
1942) mit Mahatma Gandhi führte. Auf Tschiangs Anregung, 
Indien möge sich Japan gegenüber ebenso abweisend verhal¬ 
ten, wie es sich lange Zeit Großbritannien gegenüber gezeigt 
habe, antwortete Gandhi: „Sie (die Engländer und Ameri¬ 
kaner) werden uns Inder freiwillig niemals als Gleiche behan¬ 
deln; was wollen Sie, sie beteiligen ja nicht einmal Ihr Land 
(China) an ihren Generalstabsbesprechungen.“ Tatsächlich 
galt China bei dem kombinierten Generalstab der Alliierten 
nur als „beratende“ Macht 18 . 

5. Mai 1942 

Auf dem Philippinen-Inselchen Corregidor, mitten in der Ein¬ 
fahrt zur Bay von Manila, kapituliert General Jonathan M. 
Wainwright mit dem Rest der amerikanisch-philippinischen 
Streitkräfte vor den Japanern, zehn Wochen nachdem General 
MacArtur auf Befehl Roosevelts die kämpfende Truppe in 
Corregidor verließ, um im bedrohten Australien den Oberbe¬ 
fehl im Süd-West-Pazifik zu übernehmen (vgl. 22. Februar 
1942 und 17. März 1942) 19 . 

15. Mai 1942 

Die Halbinsel Kertsch (Ostzipfel der Krim im Schwarzen 
Meer) ist wieder ganz im Besitz deutscher Truppen. In sieben 
Tage währenden Kämpfen wurden hier 150 000 Gefangene 
gemacht. 

23. Mai 1942 

Der deutsche Reichsminister für Ernährung und Landwirt¬ 
schaft und Reichsbauernführer Richard Walther Darre wird 
durch Hitler von seinem Amte entbunden (vgl. 4. April 1933, 
27. Juni 1933, 29. September 1933). Sein Stabsleiter Herbert 
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Backe übernimmt, zunächst ohne Ministerrang, die Amtsge¬ 
schäfte. Das bedeutet, daß künftig die landwirtschaftliche Pro¬ 
duktionssteigerung im Rahmen der Kriegswirtschaft Vorrang 
vor den Gesichtspunkten bäuerlicher Lebenshaltung und Fa¬ 
milienpflege hat. 

26. Mai 1942 

In London unterzeichnen Molotow und Eden einen britisch¬ 
sowjetrussischen Bündnisvertrag, der beide Mächte zur gegen¬ 
seitigen militärischen Hilfeleistung über die Dauer des 
2. Weltkrieges hinaus und außerdem dazu verpflichtet, „weder 
mit der Hitler-Regierung nodi mit irgendeiner anderen deut¬ 
schen Regierung, die nicht klar auf alle Angriffsabsichten ver¬ 
zichtet, in irgendwelche Verhandlungen einzutreten“ (Art. 2) 
sowie „weder nach territorialen Erweiterungen für sich selbst 
zu streben noch sich in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten einzumischen“ (Art. 5). Der Vertrag tritt an die Stelle 
des am 12. Juli 1941 (vgl. dort) geschlossenen Vertrages und 
wird mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Moskau 
am 4. Juli 1942 in Kraft treten 20 . 

Am selben Tage tritt das deutsche Afrikakorps unter dem Be¬ 
fehl General Rommels, jetzt offiziell Panzerarmee Afrika ge¬ 
nannt, aus der Stellung bei el Gazala zu einer neuen Offensive 
in östlicher Richtung an, umgeht unter Anwendung von Täu¬ 
schungsmanövern mit Panzerattrappen und Einnebelung die 
britischen Einheiten General Ritchies in weitem Bogen land¬ 
einwärts und bricht den britischen Widerstand westlich von 
Tobruk 21 . 

28. Mai 1942 

Nach der zehntätigen Schlacht bei Charkow stoßen die deut¬ 
schen Truppen im Südabschnitt der Ostfront wieder bis an 
den Donez vor. 240 000 in diesen Kämpfen gefangene Russen 
warten auf den Abtransport. 

29. Mai 1942 

Molotow trifft in Washington ein und erklärt zu Beginn der 
Verhandlungen mit Roosevelt und seinem Stab, der Haupt¬ 
feind sei Hitler. Mit Japan befindet sich die UdSSR ja noch 
nicht im Kriegszustand. Roosevelt stimmt Molotow in dieser 
Feststellung zu. Tags darauf wirft Molotow die Frage auf, 
ob eine zweite Front gegen Deutschland im Westen noch im 
Jahre 1942 aufgebaut werden könne, die etwa 40 deutsche Di¬ 
visionen von der Ostfront in den Westen abzuziehen geeignet 
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sei. Molotow kommt direkt aus London (vgl. 26. Mai 1942), 
wo man ihm auf dieselbe Frage keine Antwort gegeben hat. 
Roosevelt und General Marshall sagen, ohne diese Zusiche¬ 
rung einhalten zu können, Molotow die Invasion in Frank¬ 
reich noch für das Jahr 1942 zu, erklären allerdings, ebenso 
wie Admiral King, daß es für die Truppentransporte über den 
Atlantik am nötigen Schiffsraum fehle und daß der für die 
Invasion beanspruchte Schiffsraum von dem der laufenden 
Leih- und Pachtlieferungen abgezogen werden müsse. Die 
Sowjetunion ist aber auf das eine ebenso angewiesen wie auf 
das andere. Das Tempo der Schiffsneubauten in den USA 
kann angesichts der laufenden Versenkungen durch deutsche 
U-Boote den benötigten Mehr-Raum im Jahre 1942 nicht 
schaffen 22 . 

Am Tage der Ankunft Molotows in Washington empfängt 
Hitler Subhas Chandra Bose, den Führer einer indischen Be¬ 
wegung, die zum unmittelbaren Kampf gegen Großbritannien 
bereit ist, im Unterschied zur indischen Kongreßpartei, die 
Indiens Unabhängigkeit auf dem Verhandlungswege, allen¬ 
falls durch passiven Widerstand anstrebt. 

30. Mai 1942 

Von Moskau aus wird hinter der deutschen Front der Zen¬ 
trale Stab der Partisanenbewegung gegründet und der Erste 
Sekretär der Kommunistischen Partei Weißrußlands, P. K. Po- 
nomarenko, zum Chef dieses Zentralen Stabes ernannt (vgl. 
17. Juli 1941, 19. Dezember 1941). 23 

31. Mai 1942 

Mit einem Großangriff britischer Bombenflugzeugverbände 
auf Köln erzielt die im März eingeleitete (vgl. dort) planmä¬ 
ßige Flächenbombardierung von Wohnvierteln deutscher 
Städte mit Spreng- und Brandbomben nach dem Lindemann¬ 
plan ihren ersten größeren Erfolg. 

1. Juni 1942 

Bei der letzten gemeinsamen Besprechung Roosevelts, Molo¬ 
tows Und ihrer beiderseitigen Stäbe in Washington schlägt 
Roosevelt vor, auf der gesamten Erde Inseln und koloniale 
Besitzungen „um unserer eigenen Sicherheit willen schwachen 
Nationen wegzunehmen“ und einer internationalen Treuhand¬ 
schaft zu unterstellen, die zu diesem Zweck zu errichten sei, 
unter Aufgabe des Völkerbund-Mandatsystems. Molotow er¬ 
widert, die Entscheidung über diesen Vorschlag hinge von 


INVASION 

WESTFRONT 


HITLER 

BOSE 

INDIEN 


UDSSR 

PARTISANEN 

PONO- 

MARENKO 


GROSS¬ 

BRITANNIEN 

DEUTSCHLAND 

FLÄCHEN¬ 

BOMBEN¬ 

WÜRFE 

KÖLN 

ROOSEVELT 
MOLOTOW 
TREU¬ 
HANDSCHAFT 
DER UN 


2. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Preußisch Oldendorf Juni 1971 


285 


USA 

JAPAN 

M1DWAY 


DEUTSCHLAND 

RUMÄNIEN 

UDSSR 

SEWASTOPOL 


NORDAFRIKA 
ROMMEL 
BIR HACHEIM 
LIBYEN 


DEUTSCHLAND 

PROTEKTORAT 

HEYDR1CH 

DALUEGE 

LIDICE 


den Garantien ab, die die USA, UdSSR, Großbritannien und 
eventuell China auszuüben haben würden. 24 

6. Juni 1942 

In der Flugzeugträgerschlacht bei den Midway-Inseln west¬ 
nordwestlich Hawai (176° östl. Länge, 28° nördlicher Breite) 
verliert die japanische Flotte vier Flugzeugträger und erleidet 
damit nach den Worten Admiral Kings „die erste entscheiden¬ 
de Niederlage seit 350 Jahren“. Sie wird für Japan zum Wen¬ 
depunkt im 2. Weltkrieg und beendet das offensive Vorgehen 
seiner Streitkräfte, ausgenommen die Besetzung der Aleuten- 
inseln Kiska und Attu am Südrand des Bering-Meeres zehn 
Tage später. Von nun an sieht sich Japan zunehmend in die 
Defensive gedrängt und einer zähen Abnutzungsstrategie der 
USA und Großbritanniens ausgesetzt 25 . 

8. Juni 1942 

Hafen und Festung Sewastopol am Südwestzipfel der Halb¬ 
insel Krim im Schwarzen Meer werden von deutschen und 
rumänischen Infanterie- und Panzereinheiten unter Führung 
des Generalobersten von Manstein nach acht Monate währen¬ 
der Belagerung in schweren Kämpfen genommen. Der Weg 
zum Angriff auf den Kaukasus ist frei. Nur im Jailagebirge 
an der Südostküste der Krim halten sich noch sowjetische Par¬ 
tisaneneinheiten. Für die Sowjetunion wird die Errichtung der 
2. Front in Westeuropa, über die Molotow in London und 
Washington verhandelt hat, zur Existenzfrage 28 . 

10. Juni 1942 

Das von Streitkräften der „freien Franzosen“ unter dem Be¬ 
fehl General J. Pierre Königs verteidigte Bir Hacheim in Li¬ 
byen muß vor den deutschen Afrikatruppen Rommels kapitu¬ 
lieren. Nur die Festung Tobruk hindert Rommel noch am An¬ 
griff auf Ägypten. Nach Tobruk zieht sich ein Teil der zer¬ 
sprengten britischen 8. Armee zurück. 27 

Am gleichen Tage ordnet, nachdem der kommissarische 
Reichsprotektor für Böhmen und Mähren, der Chef des 
Reichssicherheits-Hauptamtes Reinhard Heydrich den Folgen 
eines auf ihn verübten Attentats erlegen ist, sein Nachfolger 
Daluege die völlige Vernichtung der Ortschaft Lidice an, in 
der einer der beiden Attentäter, die von England aus mit Fall¬ 
schirmen abgesetzt worden waren, verborgen gehalten wur¬ 
de. Die Häuser der Ortschaft werden dem Erdboden gleichge¬ 
macht, die männlichen Einwohner erschossen, die Frauen in 
Konzentrationslager verbracht und die Kinder auf verschie¬ 
dene Erziehungsanstalten verteilt. 28 
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11. Juni 1942 

In Washington unterzeichnen Hüll und Litwinow ein Ab¬ 
kommen über die Prinzipien der gegenseitigen Hilfeleistun¬ 
gen in der Kriegführung, das im wesentlichen eine vertrag¬ 
liche Grundlage für die amerikanischen Lieferungen an die 
Sowjetunion darstellt und sich auf einen „Beschluß“ Roose- 
velts stützt, „daß die Verteidigung der UdSSR gegen den 
Angriff von vitalem Interesse auch für die eigene Verteidi¬ 
gung der Vereinigten Staaten sei“. Art. 3 des Abkommens be¬ 
sagt, daß die von den USA der UdSSR zur Verfügung gestell¬ 
ten Informationen nur für diese allein bestimmt sind. 2 ’ 

16. Juni 1942 

Aus zwei britischen Geleitzügen mit Material zur Verstärkung 
der Festung und Flottenbasis Malta (südlich Sizilien), von der 
aus der deutsch-italienische Nachschub nach Nordafrika 
empfindlich behindert und dezimiert wird, gelingt es der 
deutsch-italienischen Luftwaffe sowie U-Booten und anderen 
Schiffseinheiten, von 17 Dampfern 15 zu vernichten. 

20./21. Juni 1942 

In Washington beginnen die Besprechungen Roosevelts, Chur¬ 
chills und der beiderseitigen Stabschefs um die Errichtung der 
2. Front, d. h. um die Landung (Invasion) in Frankreich. Chur¬ 
chill möchte das Unternehmen auf 1943 verschieben und für 
1942 eine Landung in Nordafrika vorziehen. Rommels Panzer¬ 
sieg und der Fall Tobruks bestärken ihn entscheidend in die¬ 
ser Auffassung. 30 

22. Juni 1942 

Nach dem Fall der Festung Tobruk (vgl. 20./21. Juni 1942, 
siehe oben) setzt Rommels Panzerarmee ihre Offensive in öst¬ 
licher Richtung, mit erbeutetem Kraftstoff und Munition ver¬ 
sehen, fort und folgt der zurückweichenden britischen 8. Ar¬ 
mee, die seit dem 25. Juni unter dem unmittelbaren Befehl 
Auchinleks steht, nach Ägypten hinein. 31 

28. Juni 1942 

Bei der Verfolgung der britischen 8. Armee (siehe oben) er¬ 
obert Rommels Panzerarmee Afrika das befestigte Marsa Ma¬ 
truch. 

Am selben Tage beginnt die deutsche Heeresgruppe Süd un¬ 
ter dem Befehl von Generalfeldmarschall von Bock von Char¬ 
kow und Kursk aus eine neue Offensive in Richtung auf Sta¬ 
lingrad und den Kaukasus. Zugleich wird in der Ukraine von 
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Moskau aus ein Stab für die ukrainischen Partisaneneinheiten 
im rückwärtigen deutschen Heeresgebiet eingesetzt (vgl. 30. Mai 
1942, 17. Juli 1941) und T. A. Strokatsch zum Chef dieses Sta¬ 
bes ernannt. Er ist dem Zentralen Stab der Partisanenbewe¬ 
gung, also Ponomarenko unterstellt. Strokatsch war vor dem 
Kriege stellvertretender Volkskommissar für innere Angele¬ 
genheiten (MWD). 32 

30. Juni 1942 

Die deutsche Panzerarmee Afrika unter Führung Rommels er¬ 
reicht acht Tage nach dem Fall Tobruks (vgl. 22. Juni 1942), 
zwei Tage nach der Eroberung Marsa Matruchs (vgl. 28. Juni 
1942) den von den Briten zäh verteidigten Engpaß bei El 
Alamein in Ägypten, etwa 100 Kilometer westlich von Alex¬ 
andrien, hat sich allerdings bei diesem zehntägigen Offensiv¬ 
unternehmen auch völlig verausgabt.“ 

3. Juli 1942 

Nachdem am 1. Juli die britischen Flotteneinheiten den Hafen 
von Alexandrien vorsichtshalber verlassen haben, greift Rom¬ 
mel erneut (siehe oben) den Paß von El Alamein an. Doch 
fehlt es ihm an Nachschub, während auf britischer Seite nun¬ 
mehr zahlreiche neue Panzer und Flugzeuge eintreffen und 
Churchill in der Führung der britischen Streitkräfte Ritchie 
durch Montgomery hat ablösen lassen. 34 

7. Juli 1942 

Die deutsche Heeresgruppe Süd (vgl. 28. Juni 1942) über¬ 
schreitet mit Teilen bei Woronesch den Don und bildet dort 
einen Brückenkopf. 

seit 9. Juli 1942 

Die von südlich Charkow her angreifende 1. deutsche Panzer¬ 
armee (von Kleist) und die von Norden her kommende 4. Pan¬ 
zerarmee (Hoth) erzwingen den Übergang über den unteren 
Donez und Don in Richtung auf Rostow, das zwei Wochen 
später, am 23. Juli, wiederum genommen werden wird. 

21. Juli 1942 

Mit der Landung japanischer Truppen in Buna und Gona auf 
Neuguinea nach den vorausgegangenen Landeunternehmen 
bei Salamaua und Lae, ebenfalls auf Neuguinea, haben die 
japanischen Eroberungen ihre größte Ausdehnung erreicht. Zu 
diesem Zeitpunkt beherrscht Japan rund 450 Millionen Men¬ 
schen, kontrolliert 95% der Weltproduktion an Rohgummi, 
90 °/o an Chinin und je 70 °/o an Zinn und Reis. 
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20. bis 25. Juli 1942 

Hopkins, Marshall und Admiral King verhandeln in London. 
Der Gedanke, eine 2. Front in Westeuropa noch im Jahre 
1942 zu errichten, wird endgültig aufgegeben, d. h. der briti¬ 
sche Standpunkt setzt sich durch. Stalin und die übrige So¬ 
wjetführung werden diese Entscheidung und Englands Rolle 
dabei niemals vergessen. Der Keim zu dem Zerwürfnis nach 
1945 ist gelegt. 36 

24. Juli 1942 

Die 6. deutsche Armee unter Führung von Paulus erreicht 
westlich von Stalingrad den Don als Teil der zusammen mit 
der 2. deutschen, 2. ungarischen und 3. italienischen Armee 
bereits am 9. Juli gebildeten Heeresgruppe B (Generaloberst 
Freiherr von Weichs) und beginnt mit der Einschließung der 
Stadt. 

5. August 1942 

Mahatma Gandhi und andere Führer der Indischen Kongreß¬ 
partei werden wieder einmal verhaftet, diesesmal weil sie sich 
wiederholt und grundsätzlich gegen die Ausweitung des euro¬ 
päischen Konflikts zu einem 2. Weltkrieg ausgesprochen ha¬ 
ben. Den britischen Exekutivorganen in Indien wird das Recht 
zur Anwendung der Prügelstrafe (bis zu 30 Stockhieben im 
Beisein eines Arztes) eingeräumt. Die „öffentliche Meinung" 
in den USA erhebt die Frage, ob man amerikanische Streit¬ 
kräfte zur Aufrechterhaltung derartiger Herrschaftsmethoden 
einsetze, und in England selbst erklärt Harold Laski im „Dai¬ 
ly Herald“, die Labour Party habe ihren Mitgliedern nicht 
gestattet, einer Regierung beizutreten, die solche Methoden 
gutheiße. 30 

7. August 1942 

Die 1. US-Marinedivision landet auf Guadalcanar, der süd¬ 
lichsten der Salomoneninseln (östlich Neuguinea), die seit 
März 1942 in japanischen Besitz ist und von der japanischen 
Besatzung hartnäckig verteidigt wird (vgl. 8. Februar 1943). 

9. August 1942 

Die deutsche Heeresgruppe A unter dem Befehl von General¬ 
feldmarschall List erobert die Ölfelder von Maikop und Pja- 
tigarsk am Fuße des Kaukasus und drei Tage später auch 
Elista in der Kalmückensteppe. 
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12715. August 1942 

Auf Einladung Stalins (31. Juli) treffen Churchill und Averell 
Harriman vom kombinierten Stab für Produktion und Nach¬ 
schub, der seinen Sitz in London hat, in Moskau ein und ver¬ 
handeln mit Stalin, Molotow und Woroschilow. Stalin ist über 
die Tatsache, daß die 2. Front (Invasionsfront) in Westeuropa 
im Jahre 1942 nicht mehr Zustandekommen wird, gereizt und 
wirft Churchill vor, er könne keinen Krieg gewinnen, wenn er 
Angst vor den Deutschen habe. Churchill gelingt es zunächst 
nicht, Stalin für die geplante Landung in Nordafrika 1942 
(„TORCH“) anstelle der 2. Front in Nordfrankreich zu gewin¬ 
nen. Erst am letzten Konferenztage lenkt Stalin ein. 37 

21. August 1942 

Auf dem höchsten Berg des Kaukasus, dem Elbrus, wird die 
deutsche Flagge gehißt, doch gelingt es nicht mehr, das Drei¬ 
eck Stalingrad-Ordschonikidse-Noworossijsk zu erweitern. 

23. August 1942 

Die deutsch-ungarisch-italienische Heeresgruppe B (vgl. 24. 
Juli 1942) erreicht die Wolga nördlich von Stalingrad, schnei¬ 
det alle Zufahrtswege ab und kämpft sich langsam ins Innere 
der Stadt mit ihren weitläufigen Fabrikanlagen vor. Die Ver¬ 
sorgung der russischen Verteidiger mit Barken auf dem Fluß 
wird von der deutschen Luftwaffe und Artillerie stark behin¬ 
dert. 38 

30. August 1942 

Das Großherzogum Luxemburg, das seit seiner Besetzung 
durch deutsche Streitkräfte von dem Gauleiter von Koblenz- 
Trier, Simon, verwaltet wurde, wird dem Deutschen Reich 
eingegliedert, ein Generalstreik, der daraufhin von der luxem¬ 
burgischen Bevölkerung unternommen wird, gewaltsam unter¬ 
drückt. 

noch August 1942 

Die deutsche U-Bootwaffe beginnt mit Gruppeneinsätzen ge¬ 
gen Frachtschiffs-Geleitzüge im Nordatlantik, zumeist mit 
Leih- und Pachtlieferungen der USA an die UdSSR. Gleich¬ 
zeitig operieren weiterhin einzelne deutsche U-Boote im Mit¬ 
tel- und Südatlantik. Insgesamt sind zu dieser Zeit ständig 
durchschnittlich 102 deutsche U-Boote im Einsatz. 

Anfang September 1942 

In Moskau findet ein Treffen von Führern von Partisanen¬ 
einheiten aus dem rückwärtigen deutschen Heeresgebiet ein- 
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schließlich der Ukraine statt. Stalin, Molotow und der kurz 
zuvor zum Oberkommandierenden der Partisanen ernannte 
Woroschilow geben einen Überblick über die bisherigen Er¬ 
gebnisse der Partisanentätigkeit der „ersten Phase“ und le¬ 
gen die militärisch-operative Leitung für die 2. Phase des 
Kampfes hinter der Front fest. 88 

6. September 1942 

Die Kämpfe um die Stadt Noworossijsk an der Nordostküste 
des Schwarzen Meeres und um die Halbinsel Taman gegen¬ 
über von Kertsch enden mit einem deutschen Sieg. Doch ge¬ 
lingt es nicht mehr, auch das transkaukasische Schwarzmeer¬ 
ufer zu erreichen. Nach Bildung eines Brückenkopfes über den 
Terek südlich von Mosdok kommt die Bewegung der Heeres¬ 
gruppe A zum Stehen. Ordschonikidse wird nicht mehr er¬ 
reicht. 

12. September 1942 

Das deutsche U-Boot U 156 wird bei der Bergung Schiff¬ 
brüchiger aus dem versenkten Schiff „Laconia“ von einem 
nordamerikanischen Flugzeug mit Bomben angegriffen. Der 
Fall zwingt die deutsche U-Bootführung, ihren Booten künftig 
Rettungsaktionen zu untersagen. 

10. Oktober 1942 

Die Regierungen der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und Großbritanniens verzichten offiziell auf die bisherigen 
britischen und amerikanischen Sonderrechte und Privilegien 
in China und räumen damit ihrem Verbündeten gegen Japan 
und die Achsenmächte drei viertel Jahr nach Eintritt der USA 
in den Krieg endlidi die uneingeschränkte staatliche Souverä¬ 
nität ein. Roosevelt hat sich 1942 mehrfach dafür eingesetzt, 
auch Indien schrittweise die Unabhängigkeit zu gewähren, ist 
damit aber auf den entschlossenen Widerstand Churchills ge¬ 
stoßen. 40 

18. Oktober 1942 

Hitler gibt dem Oberkommando der deutschen Wehrmacht 
die Weisung, daß künftig feindliche Terror- und Sabotage¬ 
trupps (Kommandoeinheiten) nicht als Soldaten im Sinne der 
Haager Landkriegsordnung zu behandeln sondern niederzu¬ 
machen seien. Die Weisung wird auf Antrag des Oberbe¬ 
fehlshabers West, von Rundstedt, abgeändert und teilweise 
aufgehoben. 41 

23. Oktober 1942 

In Ägypten tritt der dort neu eingesetzte britische General 
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Montgomery mit den gesamten ihm zur Verfügung stehenden 
Streit- und Nachschubkräften zur Entscheidungsschlacht bei 
El Alamein gegen die deutsche Panzerarmee Afrika unter dem 
Befehl Rommels an. Die Schlacht wird zwei Wochen dauern 
und mit dem Sieg der Engländer enden. 42 

Ende Oktober 1942 

Die 6. deutsche Armee hat in zähen Häuser- und Straßen¬ 
kämpfen neun Zehntel des Stadtgebietes von Stalingrad er¬ 
obert. Im letzten Zehntel kann sich die sowjetrussische Besat¬ 
zung halten. 

noch Oktober 1942 

Dem in deutsche Kriegsgefangenschaft geratenen russischen 
Generalleutnant Wlassow wird von deutschen Offizieren Ge¬ 
legenheit gegeben, sich mit einem Aufruf zur Bildung einer 
russischen Befreiungsarmee (Befreiung vom Bolschewismus) 
an die zahlreichen (etwa 400 000) russischen Freiwilligen zu 
wenden, die bei deutschen Truppenteilen Dienst tun, an die 
sogenannten „Hilfswilligen“. In Smolensk bildet sich darauf¬ 
hin eine russische Befreiungsbewegung. Was 1941 versäumt 
wurde, scheint nun doch noch Wirklichkeit zu werden. Doch 
sobald Hitler von den Vorgängen in Smolensk erfährt, befiehlt 
er die Auflösung der entstehenden Formation. Wlassow muß 
wieder in ein Kriegsgefangenenlager, 43 

2. November 1942 

Feldmarschall Rommel meldet aus Ägypten in das deutsche 
Führerhauptquartier, seine Armee werde nicht mehr in der 
Lage sein, den nächsten Durchbruchversuch britischer Panzer¬ 
verbände zu verhindern, und es müsse mit ihrer Vernichtung 
gerechnet werden. Hitler antwortet: „Ihrer Truppe aber kön¬ 
nen Sie keinen anderen Weg zeigen als den zum Siege oder 
zum Tode.“ In der Nacht zum 3. November muß Rommel mit 
den Resten seiner Armee den Rückzug antreten. 44 

5. November 1942 

K. R. Werner Best, 1935 Hauptabteilungsleiter und Oberre¬ 
gierungsrat bei der Geheimen Staatspolizei in Berlin (geb. 
10. Juli 1903 in Darmstadt), wird von Hitler als Reichsbevoll¬ 
mächtigter nach Kopenhagen gesandt und der dänischen Re¬ 
gierung zur Seite gestellt. Vier Tage später wird der dänische 
Ministerpräsident Buhl durch den bisherigen Außenminister 
Eric Scavenius abgelöst. 

7./8. November 1942 

Mit der Landung britisch-amerikanischer Truppen in Algier, 
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Oran und einigen Atlantikhäfen, insgesamt 107 000 Mann, 
(Unternehmen „TORCH“) beginnt die deutsch-italienische 
Position in Nordafrika unhaltbar zu werden. General Eisen- 
hower leitet die Landungsoperationen zunächst von Gibraltar 
aus. Eine gleichzeitige Botschaft Roosevelts an Marschall Pe- 
tain, die das Unternehmen rechtfertigen soll und in der wie¬ 
der einmal von der „Bedrohung der amerikanischen Hemi¬ 
sphäre“ die Rede ist, wird von Petain mit der Erklärung be¬ 
antwortet: „Sie berufen sich auf Vorwände, die durch nichts 
gerechtfertigt sind ... wir werden uns verteidigen; ich gebe 
den Befehl dazu.“ Tatsächlich leisten die Franzosen in Algier 
Widerstand. Admiral Darlan, Oberbefehlshaber der Vichy¬ 
treuen französischen Streitkräfte, gerät in amerikanische Ge¬ 
fangenschaft, wird aber auf dringende Vorstellungen Eisen- 
howers hin von den Alliierten zum Chef der Zivilverwaltung 
in Französisch-Nordafrika bestimmt und erklärt sich zur 
Übernahme dieses Auftrages bereit (vgl. auch 11. November 
1942). 46 

10. November 1942 

Hitler trifft mit Ciano und Laval zusammen. Die deutsche 
und die italienische Regierung sind angesichts der anglo- 
amerikanischen Landung in Nordafrika (vgl. 7./8. November 
1942) nunmehr bereit, Frankreich eine gleichberechtigte Part¬ 
nerschaft im Abwehrkampfe, um die sich Petain, Laval und 
Darlan seit über einem Jahr vergeblich beworben haben, an¬ 
zutragen. Aber Laval lehnt ab. Es ist zu spät, die Motive der 
deutsch-italienischen Sinnesänderung sind zu durchsichtig. 46 

11. November 1942 

Nach dreitägigem Kampf gegen die amerikanischen Lan¬ 
dungstruppen läßt der Vichy-französische General Nogues in 
Französisch-Marokko auf wiederholten Befehl Admiral Dar- 
lans das Feuer einstellen. Am gleichen Tage besetzen deutsche 
Truppen auch den bisher unbesetzten Teil Frankreichs und 
die Vichy-Regierung Petain-Laval besitzt praktisch keinerlei 
Autorität mehr. Darlan erweist sich — im Gegensatz zu Ge¬ 
neral Giraud — als die einzige Persönlichkeit, mit der das 
amerikanische Oberkommando in Nordafrika Zusammenarbei¬ 
ten kann, um weiteren Widerstand der französischen Streit¬ 
kräfte zu vermeiden. Dakar wird übergeben. Nur in Tunis 
leistet Esteban noch weiterhin Widerstand. Dorthin werden 
auch seit dem 9. November italienisch-deutsche Landungs¬ 
unternehmen gerichtet (ebenso auf die Insel Korsika) und in 
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der folgenden Zeit deutsch-italienische Nachschub-Geleitzüge 
geführt, die jedoch von Anfang an durch schwere Angriffe der 
Allüerten behindert werden (vgl. 7. und 13. Mai 1943). 

13. November 1942 

Im Verlauf des Rückzuges der Reste der deutschen Panzer¬ 
armee Afrika unter Führung Rommels vor den durch ständi¬ 
gen Nachschub verstärkten und weit überlegenen britischen 
Streitkräften Montgomerys geht auch die Festung Tobruk 
wieder in britischen Besitz über. 

19. November 1942 

Im südlichen Abschnitt der Rußlandfront beginnen die So¬ 
wjets mit einer seit Anfang September vorbereiteten Groß¬ 
offensive unter dem Oberbefehl Marsdiall Schukows, vermö¬ 
gen allerdings zunächst — trotz starker Überlegenheit an 
Menschen und Material — die deutsche Front noch nicht auf¬ 
zureißen. 47 

20. November 1942 

Mit der Räumung Benghasis durch Rommels Panzerarmee 
Afrika ist die Cyrenaika binnen zwei Jahren zum zweitenmal 
für die Achsenmächte verloren. Montgomery unterbricht die 
Verfolgung, um seinen Nachschub zu organisieren. 

22. November 1942 

Die sowjetrussischen Heeresgruppen Südwest, Don und Sta¬ 
lingrad durchstoßen die Front der 3. und 4. rumänischen Ar¬ 
mee und schließen den Ring um die in Stalingrad selbst kämp¬ 
fende deutsche 6. mit Teilen der 4. Panzerarmee sowie eini¬ 
gen rumänischen Verbänden, insgesamt 284 000 Mann unter 
dem Befehl von Paulus. Sein Vorschlag zu einem Ausbruch¬ 
versuch wird zwei Tage später von Hitler abgelehnt und auch 
angesichts der weiteren katastrophalen Entwicklung abge¬ 
lehnt werden. Göring hat die Versorgung der Eingeschlossenen 
durch die Luftwaffe zugesagt, doch erweist sich diese als gänz¬ 
lich unzureichend. 

27. November 1942 

Nachdem deutsche Truppen begonnen haben, das im Zuge 
der Besetzung des bisher nicht besetzten Teiles Frankreichs 
mit Rücksicht auf die dort liegenden französischen Flotten¬ 
einheiten noch ausgesparte Toulon ebenfalls zu besetzen, ver¬ 
senkt sich im Hafen die Flotte selbst. Sie hatte den Befehl 
Admiral Darlans, nach Nordafrika auszulaufen, nicht befolgt 
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und ist auch nicht auslaufbereit (vgl. auch 10. und 11. Novem¬ 
ber 1942). 48 

Mitte Dezember 1942 

Stalin antwortete auf eine erneute dringliche Einladung Roo- 
sevelts, persönlich an einer Konferenz teilzunehmen: „Ich muß 
leider mein tief empfundenes Bedauern zum Ausdrude brin¬ 
gen, daß ich die Sowjetunion weder in nächster Zeit noch An¬ 
fang März verlassen kann . . . und ich frage mich, ob es nicht 
möglich wäre, diese Probleme durdi einen Briefwechsel zwi¬ 
schen uns zu klären.“ 40 

21 Dezember 1942 

Ein Versuch der deutschen Heeresgruppe Don, die aus der 
4. Panzerarmee sowie Resten der 3. und 4. rumänischen Ar¬ 
mee gebildet und von Generalfeldmarschall von Manstein 
geführt wird, von Südwesten her die in Stalingrad einge¬ 
schlossene 6. deutsche Armee zu entsetzen, kommt nur bis auf 
48 Kilometer an den Kessel heran, muß aber dann infolge 
winterbedingter Nachschubstörungen und eines sowjetrussi¬ 
schen Angriffs (am 16. Dezember) auf die 8. italienische Ar¬ 
mee abgebrochen werden. Die 6. Armee bleibt auf sich allein 
gestellt und muß ihre Westfront bis an den Stadtrand zurück¬ 
nehmen. 

22. Dezember 1942 

Die große russische Winteroffensive wendet sich gegen die 
seit fünf Monaten am Kaukasus stehende deutsche Heeres¬ 
gruppe A (List) und zwingt sie zum schrittweisen Zurückge¬ 
hen (vgl. 9. August, 21. August und 6. September 1942). M 

24. Dezember 1942 

Admiral Darlan, seit dem 10. November auf Betreiben Eisen- 
howers Chef der Zivilverwaltung in Französisch-Nordafrika, 
wird von einem Anhänger de Gaulles ermordet. Die geplante 
Reise de Gaulles nach Washington wird daraufhin von Chur¬ 
chill und Roosevelt als unerwünscht erklärt und abgesagt. 
Eine Einigung unter den „freien“, d. h. Vichy-feindlichen 
französischen Führungskräften wird um Monate verzögert. 51 

noch 1942 (ohne nähere Datierung) 

Während des Jahres 1942 läßt Mao Tse-tung innerhalb der 
chinesischen kommunistischen Partei eine umfassende „Säube- 
rungs-“ und „Besserungs-“Kampagne durchführen, die in 
ihren Formen der sowjetrussischen „Großen Säuberung“, der 
Tschistwa, mit den Selbstanklagen der Betroffenen ähnelt, 
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aber gerade die Ausschaltung der Moskau-hörigen Minderheit 
zum Ziele hat und die besondere, eigene Linie des chinesi- 
sdien Kommunismus betont. Mehrere tausend Parteimitglie¬ 
der werden im Laufe des Jahres verhaftet. 52 


1943 


10. Januar 1943 

Die Sowjetrussische Heeresgruppe Donfront beginnt mit der 
„Liquidierung“ des Kessels von Stalingrad, d. h. mit seiner wei¬ 
teren Einengung und der Vernichtung der darin eingeschlosse¬ 
nen deutschen 6. Armee. 

14.—26. Januar 1943 

Nachdem Stalin zweimal abgelehnt hat, an der geplanten Kon¬ 
ferenz der alliierten Regierungschefs teilzunehmen (vgl. Mitte 
Dezember 1942), treffen sich Roosevelt und Churchill mit al¬ 
len militärischen Stabschefs beider Mächte sowie den politischen 
Beratern Murphy, MacMillan, Hopkins und Harriman in Ca¬ 
sablanca an der marokkanischen Atlantikküste, um die weitere 
Kriegsführung zu erörtern. Zwischen den ebenfalls eingeladenen 
französischen Generalen Giraud und de Gaulle wird eine äu¬ 
ßerliche „Versöhnung“ für die Öffentlichkeit inszeniert, die 
„freien“ französischen Streitkräfte werden dem alliierten Ober¬ 
kommando eingegliedert. Die Invasion (2. Front) in Frankreich 
wird abermals um ein Jahr verschoben und für 1944 in Aus¬ 
sicht genommen. Die UdSSR soll 1943 anderweitig, durch eine 
Landung auf Sizilien „entlastet“ werden. Roosevelt gibt das 
Stichwort, daß nur eine bedingungslose Kapitulation (uncon- 
ditional surrender) der Achsenmächte angenommen werden 
könne. Churchill widersetzt sich angeblich dieser Formel zu¬ 
nächst in der Erkenntnis, daß sie den Widerstand Deutschlands 
entscheidend verstärken und den Krieg verlängern werde, gibt 
dann aber, wie üblich, nach. Später wird sich herausstellen, daß 
Churchill, Attlee und Bevan durch die Rooseveltsche Formel 
von der bedingungslosen Kapitulation keineswegs überrascht 
werden, sondern sie bereits zu Beginn der Konferenz gutge¬ 
heißen haben. 1 

18. Januar 1943 

Nach sieben Tage währenden Kämpfen gelingt es sowjetrussi¬ 
schen Streitkräften, den seit siebzehn Monaten bestehenden 
deutschen Einschließungsring um Leningrad von Osten her auf¬ 
zubrechen, nachdem bereits am 1. Januar nördlich von Witebsk 
Velikije Luki genommen wurde. 

19. Januar 1943 

Eine Woche vor Beendigung der Konferenz in Casablanca tele¬ 
graphiert Churchill an den stellvertr. britischen Ministerprä¬ 
sidenten Bevin und schlägt eine öffentliche Erklärung vor, die 
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bedingungslose Kapitulation Deutschlands und Japans solle 
erzwungen, Italien jedoch in dieser Erklärung nicht genannt 
werden. Bevin und Außenminister Eden werden zwei Tage 
darauf antworten, das Kriegskabinett hege einmütig erhebliche 
Bedenken gegen ein Herauslassen Italiens aus der öffentlich 
erklärten Forderung nach bedingungsloser Kapitulation. Es 
handelt sich also keineswegs um einen „plötzlichen Einfall 
Roosevelts am letzten Konferenztage.“ 2 

Ebenfalls am 19. Januar 1943 wird anläßlich der Konferenz 
in Casablanca der frühere französische Kolonialbeamte, Innen¬ 
minister in der Regierung Vichy aber Gegner Lavals, danach 
französischer Botschafter in Argentinien, Peyrouton auf dringen¬ 
den Rat General Girauds zum Generalgouverneur von Alge¬ 
rien ernannt. 3 

20. Januar 1943 

In Berlin unterzeichnen von Ribbentrop und der japanische Bot¬ 
schafter Oshima ein deutsch-japanisches Wirtschaftsabkom¬ 
men, das einen regen Warenaustausch zwischen dem europäi¬ 
schen und dem fernöstlichen Wirtschaftsgroßraum bei entspre¬ 
chenden gemeinsam zu vereinbarenden Zahlungserleichterun¬ 
gen vorsieht. In Tokio werden gleichzeitig drei Durchführungs¬ 
abkommen über den Warenverkehr, die technische Zusammen¬ 
arbeit und den Zahlungsverkehr unterzeichnet. Infolge der mi¬ 
litärischen Entwicklung kommen jedoch nur etwa zehn Pro¬ 
zent des vorgesehenen Warenaustausches tatsächlich zustan¬ 
de. 4 

22. Januar 1943 

Auf Zureden Edens entschließt sich de Gaulle doch noch, von 
London zur Konferenz nach Casablanca zu reisen. Die Atmo¬ 
sphäre, in der er dort erwartet wird, ist durch die von zahl¬ 
reichen versteckten Pistolenträgern des Secret Service überwachte 
erste Unterredung mit Roosevelt gekennzeichnet. Aus diesen 
Besprechungen mit Roosevelt, deutlicher noch aus einer Unter¬ 
haltung tags darauf mit dem amerikanischen General William 
H. Wilbur geht hervor, daß de Gaulle tatsächlich sich selber für 
den zur Zeit einzig wirklichen und geeigneten Repräsentanten 
Frankreichs (nicht nur Französisch Nordafrikas) hält und insbe¬ 
sondere Giraud diese Kompetenz abspricht. 5 

23. Januar 1943 

Die britischen Generale Alexander und Montgomery erobern 
Tripolis und drängen die deutsch-italienischen Streitkräfte Rom- 
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mels ganz auf Tunis zurück, wo sie durch deutschen Nach¬ 
schub wieder verstärkt werden. 6 

noch Januar 1943 

Die am Don auf deutscher Seite eingesetzte ungarische 2. Ar¬ 
mee wird nach schweren Verlusten aus der Frontlinie gezogen. 
Künftig kämpfen ungarische Einheiten nur noch im rückwär¬ 
tigen Heeresgebiet gegen Partisanen. 

31. Januar/2. Februar 1943 

Nach fast drei Monate währendem Kampf kapitulieren in 
Stalingrad zunächst Generalfeldmarschall Paulus und zwei Tage 
später Generaloberst Strecker mit den Resten der deutschen 6. 
Armee. Neunzigtausend Überlebende, von Hunger und zahl¬ 
reichen Erfrierungen geschwächt, ziehen in endlosen Märschen 
in russische Gefangenschaft, die nur ein kleiner Teil von ihnen 
überleben wird. Etwa 34 000 Mann konnten vor der Kapitu¬ 
lation noch aus dem Kessel ausgeflogen werden. Nach Angaben 
Stalins (am 7. November 1943) wurden 146 300 Gefallene auf¬ 
gesammelt und verbrannt. 7 

I. bis 8. Februar 1943 

Japanische Zerstörer transportieren die letzten etwa 1100 
Mann von der Salomonen-Insel Guadalcanar ab und überlassen 
die Insel sechs Monate nach der Landung der 1. US-Marine- 
division (vgl. 7. August 1942) den Amerikanern. 

II. Februar 1943 

Der hartnäckige Widerstand der deutsch-italienischen Streit¬ 
kräfte in Tunis in ihrem Zweifrontenkampf gegen Alexander 
und Montgomery im Osten (vgl. 23. Januar 1943) und Eisenhower 
im Westen veranlaßt letzteren zu einem Telegramm, in dem er 
warnt, die geplante Landeoperation auf Sizilien zum ursprüng¬ 
lich vorgesehenen Termin durchzuführen. Daraufhin kabelt 
Churchill an Hopkins: „Wenn wir immer den Befürchtungen 
der Berufssoldaten nachgegeben hätten, dann wäre „TORCH“ 
(die Landung in Nordafrika) nie zustande gekommen.“ 8 

14. Februar 1943 

Zum letzten Mal werden die deutsch-italienischen Streitkräfte 
in Tunis unter dem Befehl Rommels offensiv und greifen ein 
amerikanisches Korps am Südflügel der britischen 1. Armee 
an. Es gelingt ihnen, bei Faid und über den Kaserinpaß nach 
Nordwesten vorzustoßen. In Algerien werden Stimmen laut, 
die die Ankunft der Deutschen binnen einer Woche erwar¬ 
ten. 6 


UNGARN 


UDSSR 

DEUTSCHLAND 

STALINGRAD 

PAULUS 


JAPAN 

USA 

GUADALCANAR 


TUNIS 

SIZILIEN 

EISENHOWER 

CHURCHILL 


TUNIS 

DEUTSCHLAND 

ITALIEN 

ROMMEL 


2. Lieferung, © Verlag Politisches Lexikon K. W. Schütz, Preußisch Oldendorf Juni 1971 


299 



UDSSR 

DEUTSCHLAND 

STALIN 

CHURCHILL 

ROOSEVELT 

NORDAFRIKA 

INVASION IN 
FRANKREICH 


TROTZKI 

MEXIKO 

MERCADER 

(MONARD) 


CHINA 

USA 

TSCHIANG 

SOONG 

MAY-LING 

ROOSEVELT 

HOPKINS 


15. Februar 1943 

Die russische Winteroffensive im Gebiet des oberen Don kommt 
noch einmal zum Stehen. Stalin sendet eine entsprechende Bot¬ 
schaft an Churchill, die eine Woche später von Roosevelt be¬ 
antwortet werden wird: er bedaure, daß der anglo-amerika- 
nische Feldzug in Nordafrika (gegen Tunesien) durch unerwar¬ 
tet schwere Regenfälle und Verschlammung der Nachschubstra¬ 
ßen unterbrochen worden sei. Sobald das Afrikaunternehmen 
erfolgreich abgeschlossen und die Transportmittel für die In¬ 
vasion in Frankreich (2. Front) frei seien, werde die amerika¬ 
nische Kriegsführung auf den europäischen Kontinent über¬ 
greifen. Die Rückfragen aus Moskau werden daraufhin immer 
dringlicher. 10 

Mitte Februar 1943 

In Mexiko-City wird der Prozeß gegen den Mörder Trotzkis 
(vgl. 20. August 1940) Ramon del Rio Mercader, alias Jacques 
Monard durchgeführt. Trotz über ein Jahr währender Vorberei¬ 
tung seitens der Verteidigung (vgl. Ende Dezember 1941) durch 
die zuständigen Außenstellen der GPU, trotz des Versuches, 
alle bisherigen Aussagen des Angeklagten zu widerrufen und 
als „erpreßt“ hinzustellen, trotz einer Fluchtmöglichkeit, von der 
der Angeklagte jedoch aus verständlichen Gründen keinen Ge¬ 
brauch macht (er fühlt sich im mexikanischen Gefängnis si¬ 
cherer), kommt es zu einem klaren Schuldspruch und zur Ver¬ 
urteilung zu mehrere Jahrzehnte währender Freiheitsstrafe. 
Während des Prozesses, in der ersten Februarhälfte, wird der 
Angeklagte von einem mexikanischen kommunistischen Jour¬ 
nalisten gefragt: „Sie kamen also zu der Überzeugung, daß 
Trotzki — wie die Kommunisten behaupten“ (natürlich erst seit 
Beginn des Rußlandfeldzuges) „— ein Agent Hitlers war?“ Mer¬ 
cader antwortet vereinbarungsgemäß: „Ganz sicher.“ 11 

26. Februar 1943 

Die Gattin Tsdiiang Kai-scheks, Tschiang Soong May-ling, ist 
kurze Zeit im Weißen Haus in Washington zu Gast gewesen, 
hat eine eindrucksvolle Rede in einer Vollsitzung des USA-Kon- 
gresses über die Lage in China gehalten und reist nah ent¬ 
täuschenden abschließenden Gesprächen mit Roosevelt und Hop¬ 
kins ab. Roosevelt hat auch ihr gegenüber an seinem Grund¬ 
satz festgehalten, daß zuerst Deutschland geschlagen werden 
müsse, bevor der Krieg gegen Japan zu einer Befreiung Chi¬ 
nas führen könne. Außerdem steht Roosevelt auf seiten der 
Kommunisten. 12 
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9. März 1943 

Den Oberbefehl über die inzwischen hinter Kairwan zurückge¬ 
drängten deutsch-italienischen Streitkräfte übernimmt anstelle 
Rommels, der von einem Genesungsurlaub nicht mehr nach 
Afrika zurückkehrt, Generaloberst von Arnim. 

14. März 1943 

Der britische Außenminister Anthony Eden ist nach Washing¬ 
ton gekommen, diniert abends mit Roosevelt und Hopkins, 
wobei die Zukunft fast aller europäischen Staaten erörtert wird. 
Dabei stellt Eden den Chef der polnischen Exilregierung in 
London, General Sikorski (vgl. 5. Juli 1943), als besonders 
schwierig in seinen Ansprüchen hin und berichtet, Sikorski ver¬ 
handle ständig mit den kleinen Balkanstaaten, um die polni¬ 
schen Ansprüche zu fördern. Das sei natürlich den Sowjets be¬ 
kannt und Sikorski würde damit, Edens Meinung nach, Polen 
weit mehr schaden als nützen. Die Exilpolen hofften offensicht¬ 
lich, in der Nachkriegszeit von der Schwächung Rußlands und 
der Zerstörung Deutschlands zu profitieren. Roosevelt entgeg¬ 
net, letzten Endes hätten ja die Großmächte zu bestimmen, was 
Polen zu bekommen habe. In Wirklichkeit wird darüber nur 
eine Großmacht bestimmen: Stalin. Eden verhandelt noch zwei 
Wochen lang mit verschiedenen amerikanischen Dienststellen. 13 

noch März 1943 

Der amerikanische Außenminister Curdell Hüll, der entschei¬ 
dend dazu beigetragen hat, Japan zu dem von Roosevelt er¬ 
strebten Krieg gegen die USA zu zwingen (vgl. 26. November 
1941), sagt Churchill gegenüber zutreffend mehr als zwei Jahre 
voraus: „Meiner Meinung nach wird Rußland, falls es schließ¬ 
lich in den Pazifikkrieg eintreten sollte, dies wahrscheinlich 
erst zwei bis drei Wochen vor dem Siege tun, da ihm dann 
immer noch Zeit genug bleibt, sich in der Mandschurei und an¬ 
deren großen Gebieten auszubreiten, und ihm ein Sitz in der 
Friedenskonferenz ohnehin sicher ist.“ Solche Äußerungen ei¬ 
nes skeptischen Realismus führen dazu, daß Roosevelt und Hop¬ 
kins bei ihren Konferenzen mit Stalin Hüll zu Hause lassen 
und ihn auch nicht zu konsultieren pflegen.“ 

In fünf Tage währendem Angriff versenken deutsche U-Boote 
aus einem stark gesicherten Geleitzug der Alliierten 13 Schiffe. 
Im Ganzen werden in diesem Monat 574 353 Bruttoregister¬ 
tonnen alliierten Schiffsraums versenkt, 97 Schiffe, fast zwei Drit¬ 
tel davon aus geschützten Geleitzügen. Aber auch die deutschen 
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Verluste entsprechen diesem absoluten Höhepunkt der Atlantik¬ 
schlacht. Nachdem schon im Februar 1943 19 deutsche U- 
Boote nicht mehr zurückkehrten, sind es im März 15, werden 
es im April 16, im Mai aber 37 von 60 eingesetzten Booten 
sein. Ursache ist ein neues britisches Ortungsgerät. 15 

13. April 1943 

Der deutsche Rundfunk meldet die Auffindung von Massen¬ 
gräbern im Walde von Katyn, 20 Kilometer westlich von Smo¬ 
lensk, mit Tausenden von Leichen polnischer Offiziere, meist 
durch Genickschuß getötet und gefesselt. Bis zum 1. Juni wer¬ 
den sieben Massengräber mit 4 143 ermordeten Offizieren ge¬ 
öffnet werden. Eine internationale Kommission von Gerichts¬ 
medizinern stellt fest, „daß die Erschießungen im März und 
April 1940 stattgefunden haben, also zum Zeitpunkt der Auf¬ 
lösung der Gefangenenlager für polnische Offiziere durch die 
Sowjets“. Der Befund der Gerichtsmediziner wird am 30. April 
1943 in einem Protokoll niedergelegt und von den an der Unter¬ 
suchung beteiligten Wissenschaftlern unterschrieben werden, das 
am 20. Mai 1943 vom Deutschlandsender ausgestrahlt werden 
wird. 16 

19. April 1943 

Die Räumung des Judenviertels (Gettos) von Warschau von den 
letzten 60 000 Bewohnern, die sich dem Abtransport in Konzen¬ 
trationslager widersetzen, wird durch eine gewaltsame Aktion 
mit Hilfe von Polizeikräften erzwungen. Es kommt zu schweren 
Häuser- und Straßenkämpfen, die sich bis zum 16. Mai hinzie¬ 
hen und bei denen die Mehrzahl der sich im Getto verteidigen¬ 
den Juden ums Leben kommen wird. 

26. April 1943 

Roosevelt schreibt zwei Wochen nach der ersten deutschen Rund¬ 
funkmeldung über den Leichenfund bei Katyn (vgl. 13. April 
1943) an Churchill, er möge verhindern, daß der Ministerprä¬ 
sident der polnischen Exilregierung in London, General Sikors- 
ki, weiterhin auf Untersuchung der Massengräber und der To¬ 
ten von Katyn durch das Internationale Rote Kreuz bestehe. 
Der Kreml hat deswegen die diplomatischen Beziehungen zur 
polnischen Exilregierung in London bereits abgebrochen. 

Sikorski hat daraufhin die Forderung nach Untersuchung durch 
das IRK bereits zurückgezogen. Zu spät: genau zehn Wochen 
später wird er tot sein (vgl. auch 14. August 1941, 3./4. Dezem¬ 
ber 1941 und 5. Juli 1943). 17 
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noch April 1943 

Im Laufe dieses Monats fliegt die britisch-amerikanische Luft¬ 
waffe von England aus 2 459 Einsätze zur Sicherung von Geleit¬ 
zügen und zur Überwachung und Bekämpfung der deutschen 
U-Boot-Unternehmen gegen diese Geleitzüge. Diese Luftwaffen¬ 
einsätze der Alliierten sind dem „Strategischen Bombenkrieg“ 
gegen die Ballungszentren der deutschen Zivilbevölkerung in 
den Arbeitervierteln der Großstädte entzogen. Damit wirkt 
sich der verlustreiche U-Boot-Einsatz mittelbar entlastend für 
die deutsche Zivilbevölkerung aus. 18 

7. Mai 1943 

In Nordafrika räumen die letzten deutschen und italienischen 
Truppenteile die Städte Tunis und Bizerta. Sechs Tage später, 
am 

13. Mai 1943, 

nachdem inzwischen etwa 400 0000 Deutsche und Italiener 
nach Sizilien übergesetzt wurden, kapitulieren die restlichen 
noch kämpfenden Truppen der Achse auf der Halbinsel von 
Kap Bone, westlich der algerisch-tunesischen Grenze. 252000 
Deutsche und Italiener werden gefangen genommen, etwa 
100 000 sind in den Kämpfen der vergangenen drei Monate 
gefallen. Für die Streitkräfte des alliierten Oberkommandos 
ist der Weg nach Italien frei. 19 

15. Mai 1943 

Stalin läßt die 1919 gegründete „Kommunistische Internationa¬ 
le“ (III. Internationale, KOMINTERN) pro forma auflösen, um 
mit Rücksicht auf Roosevelts innenpolitische Schwierigkeiten den 
Eindruck zu erwecken, als habe der russische Kommunismus 
das Ziel der Weltrevolution aufgegeben und werde hinfort auf 
die agitatorische Unterminierung der alliierten Staaten verzich¬ 
ten (vgl. noch 1943, ohne nähere Datierung, am Ende dieses 
Jahres). 1947 wird die KOMINFORM die Aufgaben der KOM¬ 
INTERN übernehmen. 

19. Mai 1943 

Churchill erklärt in Washington vor dem Kongreß der USA 
mit Bezug auf den „Strategischen Bombenkrieg“ gegen die Ar¬ 
beiterwohnviertel der deutschen Großstädte (Flächenbomben¬ 
würfe, Lindemannplan): „Dieser Prozeß wird ohne Unterlaß 
mit wachsender Wucht und Heftigkeit fortdauern, bis das deut¬ 
sche und das italienische Volk die Ungeheur ihrer Tyranneien 
im Stich lassen oder zerstören, die sie in ihrer Mitte erzeugt 
und großgezogen haben.“ 20 
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noch Mai 1943 

Unmittelbar nachdem Stalin am 26. April 1943 die diplomati¬ 
schen Beziehungen der UdSSR zur polnischen Exilregierung 
Sikorski in London hat abbrechen lassen, wird in Moskau von 
polnischen Kommunisten unter Führung von Wanda Wassi- 
lewska die „Union polnischer Patrioten in der Sowjetunion“ ge¬ 
bildet, aus deren Mitgliedern sich später die Stalin genehme 
Scheinregierung des sowjetrussischen Satellitenstaates „Polen“ 
zusammensetzen wird (vgl. 21. Juli 1944, Lubliner Komitee). 

3. Juni 1943 

Der am 5. Februar 1943 in Algier gebildete französische Kriegs¬ 
ausschuß unter Führung von General Giraud und die „freien 
Franzosen“ de Gaulles errichten gemeinsam ein „Komitee für 
die nationale Befreiung“, aus dem Giraud am 9. November 
1943 wieder ausscheiden wird. Inzwischen hat in der Regie¬ 
rung Petain-Laval in Vichy Marcel Deat als Minister für na¬ 
tionale Solidarität (seit dem 17. März 1943) erheblich an Ein¬ 
fluß gewonnen. 

25729. Juni 1943 

Roosevelt legt sein Veto als Präsident gegen das angesichts 
anhaltender Streiks im Kohlebergbau vom Kongreß verabschie¬ 
dete Smith-Conally-Antistreikgesetz ein. Sein Veto wird aber 
sowohl im Senat wie im Repräsentantenhaus mit Zweidrittel¬ 
mehrheit überstimmt und unwirksam gemacht, auch mit den 
Stimmen der Demokraten. Vier Tage später beschuldigt der 
Vizepräsident Wallace den Handelsminister J. H. Jones öffent¬ 
lich, 1940 und 1941, sogar noch nach Pearl Harbor das Amt 
für Kriegswirtschaft daran gehindert zu haben, Vorräte an wich¬ 
tigem Kriegsmaterial zu stapeln. Alles das geschieht auf dem 
Höhepunkt der Krise zwischen den West-Alliierten und der 
UdSSR (vgl. Ende Juni 1943).“ 

Ende Juni 1943 

Stalin zählt in einem Telegramm an Churchill alle ihm von 
seiten der West-Alliierten gegebenen Zusicherungen hinsicht¬ 
lich einer 2. Front gegen Deutschland in Frankreich auf und 
schließt damit, daß er seine Verbündeten bewußter Unehrlich¬ 
keit verdächtigt. Churchill antwortet, ohne wie sonst Roosevelt 
zu konsultieren, in ungehemmmt scharfer Tonart. Stalin be¬ 
ruft daraufhin seine Botschafter aus Washington und London, 
Litwinow und Maiskij, ab. Ein zuvor vereinbartes Treffen 
Roosevelts mit Stalin (ohne Churchill) wird auf unbestimmte 
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Zeit verschoben. Die Situation wäre für einen Sonderfrieden 
bzw. Waffenstillstand zwischen der Sowjetunion und dem 
Deutschen Reich sehr günstig. Sherwood wird später schreiben: 
„Zum Glück wußte Hitler nicht, wie schlecht es um die Beziehun¬ 
gen zwischen den Alliierten . . . stand.“ 22 

30. Juni 1943 

Amerikanische Streitkräfte landen auf Neuguinea und begin¬ 
nen den Feldzug gegen die japanische Besatzung der Insel. 

noch Juni 1943 

Tschiang Kai-schek unternimmt einen letzten gewaltsamen 
Versuch, dem chinesischen Kommunismus eine entscheidende 
militärische Niederlage beizubringen, und eröffnet eine Groß¬ 
offensive seiner Kuomintang-Streitkräfte gegen die von den 
Truppen Mao Tse-tungs besetzten Landesteile. Da aber seine 
eigene Operationsbasis durch das fortgesetzte Vordringen der 
Japaner immer kleiner wird, führt auch diese letzte größere 
Unternehmung gegen die Kommunisten zu keinem Erfolge 
mehr. Ein Kommunique der japanischen Armee in Nordchina 
besagt, daß 75 % ihrer zahlreichen Gefechte nicht gegen Kuo¬ 
mintang- sondern gegen kommunistische Streitkräfte statt¬ 
gefunden haben. Unter 74 000 im Jahre 1943 in japanische Ge¬ 
fangenschaft geratenen Chinesen waren nur 35 % Kommuni¬ 
sten, unter den Gefallenen dagegen 50 %. 23 

5. Juli 1943 

Nach drei vorangegangenen Unfällen bei Reisen mit briti¬ 
schen Sondermaschinen, die er unverletzt überstand, werden der 
Ministerpräsident der Londoner polnischen Exilregierung, Ge¬ 
neral Wladyslaw Sikorski, und seine Begleitung bei einer vier¬ 
ten Reise unmittelbar nach dem Start in Gibraltar getötet, 
bevor das Flugzeug mit einer glatten Bauchlandung vor der 
Küste auf das Wasser niedergeht (vgl. 26. April 1943). Obgleich 
die Maschine noch einige Zeit auf der Wasseroberfläche treibt 
und sechs Ausstiegmöglichkeiten besitzt, verlassen nur der 
tschechische Pilot, Leutnant Eduard Maximilian Prchal, und der 
britische Kopilot, mit Schwimmwesten ausgestattet, das Flug¬ 
zeug. Sikorski und seine Begleitung können es nicht mehr ver¬ 
lassen, da sie bereits tot sind. Eine Obduktion ihrer Leichen wird 
von der britischen Regierung verboten. Augenzeuge dafür, 
daß außer Prchal auch der britische Kopilot (der als Täter in Be- 
tradit kommt), die Maschine über die Tragfläche gehend verließ, 
ist der britische Leutnant Douglas Martin. Seine Aussage wird 
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später dem britischen Historiker David Irving von Lord Chan- 
dos, damals Minister im Kabinett Churchill, bestätigt. Außer¬ 
dem wird der damalige jugoslawische Militärattache in London, 
Milovan Djilas, später aussagen, daß der Ministerpräsident der 
tschechischen Exilregierung, Eduard Benesch, die Tötung Sikor- 
skis und seiner Begleitung im Flugzeug zwischen Start und 
Wasserung auf Weisung der britischen Regierung enthüllt hat. 
Stalin und Roosevelt haben also Churchill angesichts der gefähr¬ 
lichen Krise in den Beziehungen der Alliierten (vgl. Ende Juni 
1943) zum Werkzeug der sowjetrussischen Politik gemacht. Letz¬ 
ten Endes soll die Ermordung Sikorskis der Vertuschung der Ver¬ 
antwortlichkeit für die Ermordung Tausender von polnischen 
Offizieren in Katyn und an anderen Orten dienen. Die Paral¬ 
lele zum Fall Trotzki (vgl. 24. Mai 1940) ist augenfällig. 24 

10. Juli 1943 

Die Landung der Alliierten auf Sizilien erfolgt gleichzeitig an 
der Südostspitze der Insel durch die britische 8. Armee unter 
Montgomery und im westlichen Teil der Südküste durch die 
amerikanische 7. Armee unter General Patton. Zunächst gehen 
160 000 Mann mit 600 Panzern an Land. 

11. Juli 1943 

Sechs Tage nach einem deutschen Angriff bei Kursk, der nicht 
zum Tragen kommt, beginnt die neue russische Großoffensive 
mit verlustreichen Kämpfen. Hitler äußert gegenüber Ribben- 
trop: „Bringen Sie mir einen Frieden mit England oder mit 
Rußland“, und auf Ribbentrops Rückfrage, wen er denn vor¬ 
ziehe: „Selbstverständlich England, aber wenn Sie das nicht 
schaffen, dann bringen Sie mir Rußland.“ Hitler weiß selbst, daß 
ein Sonderfrieden mit England seit dem Kriegsbeitritt der USA 
unmöglich ist. Dafür hat sich durch einen Mittelsmann in Stock¬ 
holm eine vage Anknüpfungsmöglichkeit zur Sowjetführung 
gezeigt. Hitler ist nicht darauf eingegangen. Inzwischen ist es zu 
spät. Die Krise zwischen Stalin und seinen westlichen Alliierten 
scheint durch den Mord an Sikorski bereinigt. (Vgl. Ende Juni 
1943 und 5. Juli 1943). 25 

25. Juli 1943 

Im Einvernehmen mit König Viktor Emanuel, den der Große 
Faschistische Rat tags zuvor gebeten hat, anstelle Mussolinis den 
Oberbefehl über die italienischen Streitkräfte zu übernehmen, 
wird Mussolini, der dem König seinen Rücktritt erklärt, beim 
Verlassen des Palastes verhaftet. Viktor Emanuel beauftragt 
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Marschall Badoglio mit der Regierungsbildung. Dieser wird tags 
darauf ein Kabinett ohne Faschisten bilden und die Faschistische 
Partei auflösen. Während sich Montgomery und Patton (vgl. 

10. Juli 1943) durch Sizilien kämpfen, sucht Badoglio Kontakt 
zu ihnen bzw. zum Alliierten Oberkommando herzustellen. 26 

25. Juli bis 3. August 1943 

In sieben nächtlichen Luftangriffen mit Phosphor- und schwer¬ 
sten Sprengbomben sowie Luftminen, von denen jeder genau 
dort beginnt, wo der Angriff nachts zuvor beendet wurde, wird 
die Hälfte der Stadt Hamburg vernichtet. 54 000 Menschen kom¬ 
men teils in verschütteten Luftschutzkellern, teils in dem durch 
die enorme Hitze der Phosphorbrände entstehenden Feuersturm 
ums Leben. Was sich dabei im einzelnen abspielt, wird von kei¬ 
ner Schilderung der Apokalypse erreicht und nur noch von den 
Vorgängen in Dresden (vgl. Februar 1945) und in Hiroshima 
und Nagasaki (vgl. August 1945) übertroffen. Der Lindemann- 
Plan nähert sich hier dem veranschlagten Erfolg. 27 

noch Juli 1943 

Im Rahmen der sowjetrussischen Partisanentätigkeit werden im 
rückwärtigen deutschen Heeresgebiet 1560 Eisenbahnsprengun¬ 
gen durchgeführt. Zwei Monate später, im Laufe des Monats 
September 1943 werden es 2 600 sein, das bedeutet im Durch¬ 
schnitt täglich 90 Sprengungen. 28 

1. August 1943 

Unter japanischem Einfluß erklärt eine burmesische Regierung 
mit U Ba Maw als Ministerpräsidenten die Unabhängigkeit 
Burmas. Japan fördert die gegen die europäischen Kolonial¬ 
mächte gerichteten Volks- und Nationalbewegungen im südost¬ 
asiatischen Raum. 

11. bis 24. August 1943 

In Quebec an der Mündung des St. Lorenz-Stromes in Kanada 
treffen Roosevelt und Churchill zu einer Konferenz zusammen, 
bei der man sich über die Kriegsziele einigen will. Hopkins 
legt ein vorbereitetes „Geheimdokument“ vor, in dem es u. a. 
heißt: „Da Rußland den entscheidenden Faktor im Kriege dar¬ 
stellt, muß ihm jede Unterstützung gewährt und alles getan 
werden, um seine Freundschaft zu gewinnen (vgl. 5. Juli 1943). 
Da es ohne Frage nach der Niederlage der Achse Europa beherr¬ 
schen wird, ist es gleichfalls um so wichtiger, freundschaftliche 
Beziehungen zu Rußland zu entwickeln und aufrecht zu erhal- 
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ten.“ Churchill stimmt diesem Programm zu und gibt damit die 
traditionelle britische Politik der „balance of power“ auf dem eu¬ 
ropäischen Kontinent zugunsten Stalins auf. Sherwood schreibt 
dazu in seinem Rechtfertigungsbuch für Roosevelt und Hop¬ 
kins: „Dieses Gutachten war deshalb von so großer Bedeutung, 
weil es die Politik umriß, die für die Beschlüsse von Teheran und 
noch später von Jalta maßgeblich wurde.“ Und Freda Utley 
zieht daraus den Schluß, daß Roosevelt und Churchill die Grund¬ 
sätze ihrer „Atlantic-Charta“ zwei Jahre nach deren feierlicher 
Verkündung um der „Freundschaft“ Stalins willen bereits wie¬ 
der preisgegeben haben. 

Bei derselben Konferenz in Quebec beschließt Roosevelt gegen 
den heftigen Widerstand Churchills, amerikanische Truppen von 
den Kämpfen in Italien für eine Landung in Südfrankreich (Un¬ 
ternehmen „ANVIL“) abzuzweigen, mit dem Erfolg, daß sow¬ 
jetrussische Einheiten weiter in den Balkan und nach Öster¬ 
reich eindringen können. Dafür veranlaßt Churchill seinerseits 
Roosevelt, ein Geheimabkommen zu unterzeichnen, das Groß¬ 
britannien allein zur Verwendung der in den USA entwickel¬ 
ten Atombombe berechtigt. Auch von diesem Abkommen erfährt 
Cordeil Hüll nichts. 29 


18719. August 1943 

Nachdem Roosevelt und Churchill von ihrer Konferenz in 
Quebec aus Stalin über die Ankunft eines Bevollmächtigten 
Marschall Badoglios, des Generals Castellano, in Madrid mit 
dem Angebot der bedingungslosen Kapitulation Italiens infor¬ 
miert haben (am 16. August), reisen Beedle Smith vom Stabe 
Roosevelts und der britische Generalmajor K. W. D. Strong nach 
Lissabon, um sich dort, nicht in dem verpönten Madrid, mit 
Castellano zu treffen. Dieser schildert den Sturz Mussolinis 
als ein Unternehmen der italienischen Armee, bei dem man 
sich nur zuerst, zur entsprechenden Beeinflussung des Großen 
Faschistischen Rates, Grandis und Cianos bedient, sie aber 
dann fallen gelassen habe. Die Regierung Badoglio wünsche 
nunmehr, an der Seite der Alliierten gegen Deutschland zu 
kämpfen (soll heißen: von den Alliierten gegen die unverzüg¬ 
lich über die Alpenpässe anrückenden deutschen Verstärkungen 
geschützt zu werden). Smith und Strong ihrerseits erklären, 
sie seien lediglich befugt, die Bedingungen einer militärischen 
Kapitulation Italiens mitzuteilen, die bedingungslos anzuneh¬ 
men seien. Sie fügen von sich aus hinzu, natürlich würden 
die Alliierten jedem italienischen Truppenteil oder solchen Per- 
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sonen, die in Kämpfe mit den Deutschen verwickelt werden 
oder gegen deutsche Streitkräfte Obstruktion treiben würden, 
helfen. 30 


28729. August 1943 

Die dänische Regierung lehnt eine ultimative Forderung der 
deutschen Reichsregierung nach Einrichtung von Schnellgerich¬ 
ten zur Sofortaburteilung von Saboteuren ab und tritt tags 
darauf zurück, nachdem der deutsche Militärbefehlshaber Gene¬ 
ral von Hanneken die vollziehende Gewalt übernommen und 
den Ausnahmezustand verhängt hat. Die noch verbliebenen 
dänischen Garnisonen werden in ihren Kasernen interniert. 
Die dänische Flotte versenkt sich selbst. Der König von Däne¬ 
mark übt seine verfassungsmäßigen Funktionen nicht mehr aus. 
Ursache dieser durchaus vermeidbaren Entwicklung ist die Miß¬ 
gunst Hannekens gegenüber dem maß- und taktvoll operie¬ 
renden deutschen Reichsbeauftragten Dr. Best, den er im Füh¬ 
rerhauptquartier wegen seiner angeblich „schwächlichen“ Poli¬ 
tik anschwärzt. 31 
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3. September 1943 

Einen Monat nach seiner Rückkehr von einer halbjährigen 
Reise durch einen großen Teil des Kriegsgebietes hat der Erz¬ 
bischof von New York und Militärvikar der US-Streitkräfte 
Francis J. Spellman eine Unterredung mit Roosevelt unter vier 
Augen, bei der Roosevelt seine Vorstellungen über die zu¬ 
künftige Entwicklung enthüllt. U. a. äußert er, es sei besser, 
Stalins Wünschen freiwillig nachzukommen, weil er die Madit 
habe, sich diese Wünsche ohne weiteres selbst zu erfüllen (An¬ 
fang September 1943!). So werde er „mit Sicherheit“ Finnland, 
die baltischen Staaten, die östliche Hälfte Polens und Bessara- 
bien erhalten, ferner mit Hilfe kommunistisch gesteuerter Re¬ 
gierungen auch Deutschland, Österreich und „andere Länder“. 
Eine Förderung antikommunistischer Kräfte in diesen Ländern 
werde seitens der Westmächte auch nach dem Kriege nicht er¬ 
wogen. Gegen ein von Rußland gesteuertes Regime in Öster¬ 
reich werde man (d. h. Roosevelt) keine Einwände erheben. 
Deutschland werde in verschiedene Staaten aufgeteilt werden, 
keine Zentralregierung mehr haben, sondern unter der Ober¬ 
herrschaft der Großen Vier, „vor allem Rußlands“, stehen. 
Einen Friedensvertrag werde es nicht geben, sondern anstatt- 
dessen einen Erlaß der Großen Vier. „Falls Polen wieder errich¬ 
tet wird, bekommt es Ostpreußen“, in der Tschechoslowakei 
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sei keine Volksbefragung zu erwarten usw. Spellman scheint 
angesichts dieser Eröffnungen doch etwas überrascht und nicht 
ganz glücklich zu sein. 32 

Am gleichen Tage, an dem Roosevelt das obige Gespräch mit 
Erzbischof Spellman führt, unterzeichnen bei Cassibile auf Si¬ 
zilien Brigadegeneral Guiseppe Castellano (vgl. 18./19. August 
1943) im Aufträge Marschall Badoglios und der amerikanische 
Generalmajor Walter Beedle Smith im Aufträge des alliier¬ 
ten Oberkommandierenden Eisenhower ein Anfang August in 
Quebec von Roosevelt und Churchill entworfenes Waffen¬ 
stillstandsabkommen. Es erlegt der Regierung Badoglio und 
ihren Streitkräften u. a. auf: Auslieferung aller Kriegsgefange¬ 
nen und Internierten, Überführung der Kriegs- und Handels¬ 
flotte sowie Luftwaffe, deren Entwaffnung nach Weisung des 
alliierten Oberkommandos, Übergabe Korsikas und des gesamten 
italienischen Territoriums, Inseln und Festland, auch der zur 
Zeit noch von deutschen Truppen besetzten Häfen und Flug¬ 
plätze, Rüdeberufung italienischer Streitkräfte von allen Kriegs¬ 
schauplätzen. 33 

7. September 1943 

Mit dem Verlust von Stalino muß das Donezbecken von Deutsch¬ 
land aufgegeben werden. Hinter dem Dnjepr und der Desna ge¬ 
lingt es von Manstein, eine neue Frontlinie herzustellen. Acht 
Tage später wird Novorossijsk aufgegeben und mit der Räu¬ 
mung des Kubanbrückenkopfes begonnen werden, die bis zum 
10. Oktober beendet sein wird. 

8. /9. September 1943 

Ein Landeunternehmen des alliierten Oberkommandos, durch¬ 
geführt von der amerikanischen 5. Armee unter General Clark, 
erreicht das italienische Festland bei Salerno in Kampanien. 
Nach schweren Kämpfen gegen die deutschen Verteidiger drin¬ 
gen die Landungstruppen in Richtung auf Neapel vor und er¬ 
obern den wichtigen Flugstützpunkt Foggia. Gleichzeitig ver¬ 
handelt in Rom im Aufträge der deutschen Reichsregierung 
Botschafter Rahn mit König Viktor Emanuel und Marschall 
Badoglio. Beide schwören, Italien werde nie über einen Son¬ 
derfrieden verhandeln (sechs Tage nach Absdiluß des Waffen¬ 
stillstandes in Cassibile, vgl. 3. September 1943). Inzwischen 
über die Alpenpässe herangeführte deutsche Verbände der 
Heeresgruppe B unter Führung Feldmarschall Rommels begin¬ 
nen mit der Entwaffnung und dem teilweisen Abtransport 
der norditalienischen Truppenteile. 34 
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10. September 1943 

Nach kurzem Kampf besetzen deutsche Truppen Rom, entwaff¬ 
nen und entlassen die um Rom zusammengezogenen italieni¬ 
schen Divisionen. Die italienische Kriegsflotte ist tags zuvor 
aus La Specia ausgelaufen, erreicht Malta und unterstellt sich 
dort britischem Befehl, ausgenommen das unterwegs von einer 
deutschen Lenkbombe versenkte Schlachtschiff „Roma“. 

12. September 1943 

Nach wochenlangen Erkundungsunternehmen nach dem Ver¬ 
bleib des gefangengesetzten Mussolini landen überraschend deut¬ 
sche Lastensegler mit einem Sonderkommando Otto Skorzenys 
und einer Luftlandeeinheit mit Oberleutnant von Berlepsch 
auf dem schmalen Gipfelplateau des Gran Sasso. Die italieni¬ 
sche Wachmannschaft wird überrumpelt und Mussolini mit einem 
Fieseler-Storch-Flugzeug zu Tal in Sicherheit gebracht. Er wird 
mit dem ihm weiterhin ergebenen Teil der faschistischen Füh¬ 
rerschaft und unter dem Schutz deutscher Truppen in Nordita¬ 
lien einen republikanischen Staat errichten, der bis zum März 
1945 ein Schattendasein führen wird. 35 

14. September 1943 

Das in russischen Gefangenenlagern gebildete „Nationalkomi¬ 
tee Freies Deutschland“ und der „Bund Deutscher Offiziere“ 
wenden sich mit einem Manifest an die deutsche Wehrmacht und 
an das deutsche Volk, es möge sich „ermannen“ und Deutsch¬ 
land von Hitler befreien. Das sei „der einzige Weg zur Rettung 
des Bestandes, der Freiheit und der Ehre der deutschen Nation.“ 
Fünfzig gefangene deutsche Generale unterzeichnen den Auf¬ 
ruf, zweihundertfünfzig weigern sich hartnäckig und rufen dem 
General von Seydlitz, der sie umzustimmen sucht, das Wort 
„Landesverräter“ zu. 36 

21. September 1943 

Mit Bezug auf die Flächenbombenwürfe auf die Wohnvier¬ 
tel deutscher Städte (Lindemann-Plan, 1943: 180 000 Tonnen 
Bomben) sagt Churchill vor dem britischen Unterhaus: „Um 
dies zu erreichen“ (nämlich die „Ausrottung der Nazi-Zwangs¬ 
herrschaft“), „werden wir keine Gewaltmittel scheuen.“ 37 

30. September 1943 

Die von Generalfeldmarschall Kesselring südlich von Neapel 
quer über die italienische Halbinsel hinweg gehaltene Frontlinie 
muß nach dem Fall Neapels auf eine neue Stellung hinter dem 
Volturno zurückgenommen werden. Gleichzeitig beginnt die 
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Räumung der Insel Korsika, die am 5. Oktober abgeschlossen 
sein wird. 

4. Oktober 1943 

In Deutschland erklärt der Reichsführer SS, Heinrich Himmler, 
in einer Rede vor SS-Führern, die Maßnahmen gegen die Ju¬ 
den ständen in engem Zusammenhang mit der Kriegspolitik, 
da diese als potentielle Saboteure und Agitatoren eine Gefahr 
darstellten. 38 

13. Oktober 1943 

Die süditalienische Regierung Badoglio erklärt im Vollzug der 
Waffenstillstandsbedingungen der Alliierten vom 3. September 
1943 (vgl. dort) dem Deutschen Reich den Krieg. Die Parallele 
der Entwicklung des deutsch-italienischen Verhältnisses zu der 
im 1. Weltkriege ist augenfällig. 39 

18. bis 30. Oktober 1943 

Der amerikanische und der britische Außenminister, Cordeil 
Hüll und Anthony Eden, verhandeln in Moskau über die Ta¬ 
gesordnung bzw. die Themenliste der bevorstehenden Konferenz 
in Teheran (vgl. 27. November bis 1. Dezember 1943). 

1. November 1943 

In Fortsetzung der oben erwähnten Besprechungen konferie¬ 
ren in Moskau Hüll, Eden, Molotow, zeitweise in Gegenwart 
Stalins, über die „Wiederherstellung der Demokratie“ in Italien, 
die Unabhängigkeit Österreichs, die Auslieferung deutscher 
Offiziere, Soldaten und Parteifunktionäre an diejenigen Länder, 
in denen „ihre abscheulichen Verbrechen begangen wurden“. 
Anschließend wird auch der chinesische Außenminister Foo 
Ping-scheung zu den Beratungen zugezogen und man erörtert 
gemeinsame Kapitulationsverhandlungen, die künftige Siche¬ 
rung des Friedens, die Schaffung einer internationalen Organi¬ 
sation (UN) anstelle des Völkerbundes und eine gemeinsame 
Regelung der Rüstungs- bzw. Abrüstungsfragen in der Nach¬ 
kriegszeit. Die Ermordung der polnischen Offiziere wird wider 
besseres Wissen der Anwesenden ohne weiteres den Deutschen 
zur Last gelegt und ein internationales Gericht der Sieger über 
die Besiegten verabredet. 40 

6. November 1943 

Im Rahmen wiederholter Bombenwürfe amerikanischer Flug¬ 
zeuge auf Rom wird — entgegen einer Zusage Roosevelts vom 
15. September 1943 an Erzbischof Francis Spellman (Tagebuch¬ 
eintragung: „ .. . wäre schön, falls er sein Versprechen hält.“) 
nun sogar der Vatikan selbst mit Bomben belegt. 41 
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Am gleichen Tage wird Kiew von der deutschen Heeresgruppe 
Süd geräumt, die bis zum Jahresende etwa 405 000 Mann an 
Gefallenen, Verwundeten und Vermißten verliert. 

8. November 1943 

Das libanesische Parlament erkennt in einer neuen Verfassung 
die bisherige Vorherrschaft Frankreichs nicht mehr an. Die fran¬ 
zösischen Behörden lassen daraufhin den Präsidenten sowie 
zahlreiche Regierungs- und Parlamentsmitglieder verhaften, 
müssen sie aber auf britischen Druck hin wieder freilassen. 
Die westeuropäischen Kolonialmächte zerstören sich gegenseitig 
ihren Einfluß und beschleunigen damit natürlich auch den Ver¬ 
fall der jeweils eigenen Kolonialherrschaft. 

9. November 1943 

44 Nationen entsenden auf Einladung der USA Vertreter nach 
Washington, um die UNRRA (United Nations Relief and Reha¬ 
bilitation Administration) zu gründen, eine Unterorganisation 
der bisher nur geplanten, aber noch nicht bestehenden UNO. 
Sie hat die Aufgabe, die Wirtschaft der von den Achsenmäch¬ 
ten besetzten Länder nach der Räumung wieder in Gang zu set¬ 
zen. Die Leitung übernimmt der frühere Gouverneur des Staa¬ 
tes New York, Herbert H. Lehman (geb. 28. März 1878 in 
New York), Teilhaber des Investment-Bankhauses Lehmann 
Brothers und mit Bernard Baruch und Felix Frankfurter offen¬ 
bar einer der drei einflußreichsten Männer der westlichen 
Hemisphäre. 42 

22. bis 26. November 1943 

Auf der Reise nach Teheran treffen sich Roosevelt und Chur¬ 
chill in Kairo mit Tschiang Kai-schek, erörtern die weitere ge¬ 
meinsame Kriegführung gegen Japan und beschließen als Kriegs¬ 
ziel, Japan „alle Inseln im Pazific zu entreißen, die es seit ... 
1914 in Besitz genommen oder besetzt hat“, ferner die Mand¬ 
schurei, Formosa und die Pescadoren China zurückzugeben 
und Korea die Unabhängigkeit zu gewähren. Auch Japan soll 
zur „bedingungslosen Kapitulation“ gezwungen werden. „Ge¬ 
stützt“ auf die „Ratschläge“ kommunistisch gesteuerter Vertrau¬ 
ensleute wie Owen Lattimore oder Lauchlin Currie —- Referent 
für Fernostfragen im Weißen Haus und in engem Kontakt mit 
Harry Hopkins — bedrängt Roosevelt bereits hier in Kairo 
Tschiang Kai-schek, er solle seine nationale Regierung in eine 
Koalitionsregierung umbilden und chinesische Kommunisten 
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in die Regierung aufnehmen, außerdem den Hafen von Dairen 
den Russen zur Benutzung überlassen. Diesen Vorschlag wird 
Roosevelt wenig später auch in Teheran vertreten. Es ist hier 
wiederum daran zu erinnern, mit wessen Hilfe er 1932 zum 
Präsidenten der USA gewählt wurde (vgl. 8. November 1932, 
Anm. 44). 43 


27. November bis 1. Dezember 1943 

In Teheran (Persien), das Stalin zum Konferenzort bestimmt 
hat, trifft er mit Roosevelt und Churchill zusammen. Offiziell 
wird von einem künftigen Frieden „für viele Generationen“ 
und von einer „Weltfamilie demokratischer Nationen“ (im Sinne 
der „One World“) gesprochen, die künftig „nach ihren verschie¬ 
denartigen Wünschen und ihrem eigenen Gewissen ein freies 
Leben leben können“. Das falsche Pathos der offiziellen Verlaut¬ 
barungen wirkt penetrant. Geheim wird Unterstützung der 
jugoslawischen Partisanen, Kriegseintritt der Türkei auf seiten 
der Alliierten, Stalins Absicht, Bulgarien zu bekriegen, und die 
ungezählte Male hinausgeschobene Invasion der Westmächte in 
der Normandie (2. Front) nunmehr für den Mai 1944 bei gleich¬ 
zeitiger neuer russischer Großoffensive vereinbart. Auch Ruß¬ 
lands Kriegseintritt gegen Japan wird bereits — unbeschadet 
des bestehenden NeutralitätsVertrages — erörtert, Roosevelt 
schlägt eine Fünfteilung Deutschlands vor und anderes mehr. 
Bezeichnend für die Atmosphäre dieser Konferenz ist Stalins 
bekannter Trinkspruch bei einem Bankett, in dem er die Be¬ 
strafung von mindestens 50 000 deutschen „Kriegsverbrechern“ 
(nach Churchills Version: Offizieren und Technikern) durch ein 
Hinrichtungskommando (a la Katyn) fordert. Churchill prote¬ 
stiert, Roosevelt lächelt und schlägt einen Kompromiß vor: 
„... sagen wir 49 500?“ Sein Sohn Elliott, der über die Szene 
berichten wird, von Stalin um seine Meinung befragt, meint, 
die amerikanischen und britischen Soldaten würden das wohl 
auf dem Schlachtfeld erledigen und zwar „nicht nur die 50 000 
Kriegsverbrecher ..., sondern noch viele hunderttausend Nazis 
außerdem“. Stalin kommt um den Tisch und legt einen Arm 
um Elliotts Schulter. Elliott: „Ich errötete vor Freude.“ 44 


28. November 1943 (noch zu Teheran) 

Roosevelt nimmt Stalins Einladung an, in eine Villa auf dem 
Grundstück der russischen Botschaft in Teheran umzuziehen, 
wo der amerikanische Staatspräsident ausschließlich von 
NKWD-Personal bewacht und bedient wird. Stalin sucht ihn 
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dort um 15.15 Uhr auf. Es ist die erste Begegnung der beiden 
Männer. Stalin schildert die ungünstige Situation an der deutsch- 
russischen Front. Roosevelt spricht von der bevorstehenden 
Entlastung durch die Invasion in Nordfrankreich, die allerdings 
erst ein halbes Jahr später Wirklichkeit werden wird. Roose¬ 
velt warnt Stalin, in Gegenwart Churchills über Indien zu spre¬ 
chen, und äußert, die „Reform“ in Indien müsse von unten 
beginnen. Stalin antwortet, Reform von unten bedeute Revolu¬ 
tion. Man hat sich verstanden. 45 


1. Dezember 1943 (noch zu Teheran) 

Der neue Ministerpräsident der polnischen Exilregierung in 
London nach der Ermordung Sikorskis (vgl. 5. Juli 1943), Sta¬ 
nislaw Mikolajczyk, hat sich vor der Konferenz von Teheran 
mehrfach und ausdauernd um ein Gespräch mit Roosevelt be¬ 
müht, dem dieser, um Stalin nicht zu vergrämen, ebenso aus¬ 
dauernd ausgewichen ist. Schließlich ließ er, schon von Kairo 
aus Mikolajczyk durch den amerikanischen Geschäftsträger in 
London eine Antwort übermitteln, er habe die polnische Frage 
eingehend studiert und sei durchaus in der Lage, den Fall Po¬ 
lens bei der Konferenz mit Stalin vorzutragen. Am 1. Dezem¬ 
ber, bei der letzten Plenarsitzung in Teheran, wird der Fall 
Polen behandelt. Roosevelt beteiligt sich nicht an der Erörte¬ 
rung und erhebt keinen Einspruch gegen Stalins Diktat, daß 
48 «/o des vor 1939 polnischen Gebietes unmittelbar zum Terri¬ 
torium der UdSSR geschlagen werden. Um der Integrität des 
polnischen Territoriums willen und mit der britischen Garan¬ 
tie dieser Integrität hatte der 2. Weltkrieg begonnen. Am 
1. Dezember 1943 in Teheran zeigt sich, daß Polen nur ein 
Vorwand war, um gegen Deutschland Krieg führen und den 
russischen Kommunismus stärken zu können. Roosevelt tut 
nur, wofür er Präsident geworden ist. 46 
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5. Dezember 1943 

Mit Zustimmung Churchills telegraphiert Roosevelt auf der 
Rückreise von Teheran von Kairo aus an Tschiang Kai-schek 
und teilt ihm mit, daß das auf der Hinfahrt nach Teheran in 
Kairo zugesagte, seit langer Zeit geplante Landeunternehmen 
in Südburma zur Wiedereröffnung der Burmastraße für den 
Nachschub nach China, das Unternehmen „TARZAN“ bis auf 
weiteres nicht stattfinden könne. Diese Entscheidung hat weit¬ 
gehenden Einfluß auf die innere Entwicklung Chinas. Sie löst 
die größte und erfolgreichste japanische Offensive in China 
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seit 1938 aus, die Tschiangs Position nahezu vernichtet. Dieser 
hat sich durch die Zusage des Unternehmens TARZAN in Er¬ 
wartung des dann über Burma eintreffenden Nachschubs verlei¬ 
ten lassen, seine Hauptstützpunkte in den Süden zu verlegen 
und den Norden großenteils den Jenan-Kommunisten Mao Tse- 
tungs zu überlassen. Auch die von japanischen Streitkräften zwar 
eroberten aber für eine ständige Kontrolle zu weitläufigen 
Gebiete geraten unter kommunistischen Einfluß. — Vor sei¬ 
nem Rückflug in die USA entscheidet Roosevelt noch, daß Ge¬ 
neral Eisenhower das Oberkommando über die für Mai 1944 
geplante Invasion in Nordfrankreich (2. Front, Unternehmen 
„OVERLORD“) erhält. 47 

12. Dezember 1943 

Der Vertreter der tschechoslowakischen Exilregierung bzw. Be- 
neschs, Zdenek Fierlinger, und Molotow unterzeichnen in Mos¬ 
kau einen Freundschafts- und Beistands vertrag, der eine Er¬ 
weiterung des am 16. Mai 1935 (vgl. dort) in Prag und eine Be¬ 
stätigung des am 18. Juli 1941 (vgl. dort) in London abgeschlos¬ 
senen Hilfsabkommens darstellt. Seine fünf Artikel, die alle 
auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit beruhen, werden am 8. 
Mai 1944 durch ein „Abkommen“ über die Besetzung der Tsche¬ 
choslowakei durch die Rote Armee der UdSSR „ergänzt“ wer¬ 
den. Benesch, der auch selbst nach Moskau gekommen ist, er¬ 
fährt jedoch nicht, daß diese künftige Besetzung der Tschecho¬ 
slowakei durch die Rote Armee zwei Wochen zuvor in Teheran 
beschlossen und von Roosevelt und Churchill gebilligt wurde. 
— Benesch seinerseits überbringt Stalin die mündliche Zusi¬ 
cherung Roosevelts, die UdSSR könne seiner Zustimmung si¬ 
cher sein, wenn sie die Baltischen Staaten ihrem Territorium 
einverleibe, es möge aber darüber noch nichts an die Öffent¬ 
lichkeit gelangen. 48 

noch Dezember 1943 

Eine der Folgen der Konferenz von Teheran ist, daß die Regie¬ 
rung Großbritanniens den jugoslawischen Bandenführer der 
serbischen (kroatenfeindlichen) Cetniki, Draza Mihailowitsch, 
den die jugoslawische Exilregierung in London zu ihrem Kriegs¬ 
minister ernannt hat, fallen läßt und anstattdessen den Gene¬ 
ralsekretär der Kommunistischen Partei Jugoslawiens und Par¬ 
tisanenführer Jossip Broz, genannt Tito, unterstützt, der auch 
von Stalin gefördert wird. Tito bildet einen „Antifaschistischen 
Rat für die nationale Befreiung“ sowie ein „Volksbefreiungs¬ 
komitee“ mit Regierungsfunktionen. Die jugoslawische Parti- 
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sanentätigkeit hält eine wachsende Anzahl von Verbänden der 
deutschen Wehrmacht in ständigem Kampfeinsatz. 


noch 1943 (ohne nähere Datierung) 

Trotz der Teilnahme Südafrikas an der Seite Großbritanniens 
am 2. Weltkrieg lockern sich aufgrund kritischer Beobachtung 
der britischen Kriegspolitik (insbesondere seit 1941) die Bin¬ 
dungen zu England und das Selbstbewußtsein des burischen 
Elementes nimmt zu. Es werden nur noch geborene Südafri¬ 
kaner zu Generalgouverneuren der Krone ernannt und die 
Union unterhält künftig eigene Gesandtschaften. 

Das ganze Jahr 1943 hindurch, wie auch in den folgenden Jah¬ 
ren bis zu Roosevelts Tod hält eine „ausübende Künstlerin“ 
namens Josephine Adams ständigen Kontakt zwischen Präsi¬ 
dent Roosevelt einerseits und dem Führer der Kommunisti¬ 
schen Partei in den USA Earl Browder andrerseits aufrecht, 
betätigt sich als Kurier zwischen beiden, überbringt Mittei¬ 
lungen und sogar Dokumente, übermittelt dem einen die Auf¬ 
fassungen des anderen und besucht Roosevelt (nach ihrer eige¬ 
nen Aussage unter Eid vor dem Senatsunterausschuß für innere 
Sicherheit im Jahre 1957) mindestens einmal monatlich entwe¬ 
der im Weißen Haus oder in Roosevelts Privathaus in Hyde 
Park. Browder selbst wird die Aussage der Josephine Adams 
vor der Presse am 26. Februar 1957 ausdrücklich bestätigen und 
hinzufügen, daß der Präsident „die Dienste, die ich ihm leistete, 
zu würdigen wußte“ (Stalin sicherlich auch). Josephine Adams 
spielt also im kleineren Maßstabe, wenn auch weltpolitisch 
nicht minder wirksam, eine ähnliche Rolle, wie sie in den Jahren 
1843 und 1845, genau hundert Jahre zuvor, in Paris Heinrich 
Heine zwischen Baron de Rothschild und Karl Marx gespielt 
haben mag. 49 
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1944 


I. Januar 1944 

Die für Syrien bereits am 27. September 1941 in Damaskus von 
General Catraux proklamierte Unabhängigkeit (vgl. 14. Juli 
1941) wird von Frankreich offiziell bestätigt, vier Tage nach¬ 
dem auch im Libanon die Regierungsbefugnisse auf die libanesi¬ 
schen Behörden übertragen wurden. 

8, Januar 1944 

Major George Racey Jordan, der verantwortliche amerikanische 
Speditionsoffizier für die gesamten lend/lease (vgl. 11. März 
1941) Luftfrachten und Flugzeugüberführungen nach Rußland, 
im 34. Sub-Depot der Army Air Forces in Great Falls/Montana 
stationiert, wo dieses Material zum Flug über Fairbanks/Alaska 
in die UdSSR gesammelt wird, versucht in Washington, im 
State Department (Außenministerium) den Verbindungsbeam¬ 
ten zur lend/lease-Organisation, John Newbold Hazard zu 
sprechen. Er will wegen einiger seinei Beobachtungen in Great 
Falls persönlich vorstellig werden (vgl. die entsprechenden Nach¬ 
träge zu 1943 im Anmerkungsteil 1944, die dort der Vielschich¬ 
tigkeit und Brisanz des Vorganges wegen im Zusammenhang 
dargestellt werden mußten). Flazard, später Sonderberater des 
Vizepräsidenten Wallace bei einem Auftrag für die Sowjet¬ 
union und China, noch später (1952) Direktor des Russischen 
Instituts der Columbia-Universität, ist jedoch für den Major 
nicht zu sprechen, sondern läßt ihn durch einen jungen Assisten¬ 
ten aus seinem Privatbüro folgendermaßen abfertigen: „Major 
Jordan, wir wissen alles über Sie und warum Sie hier sind. Sie 
sollten endlich begreifen, daß Offiziere, die es zu übereifrig trei¬ 
ben, leicht auf irgendeiner Insel irgendwo in der Südsee landen 
können . . . Die Russen können nichts tun und nichts aus diesem 
Lande verschicken ohne unsere Kenntnis und Zustimmung .. . 
Das Ministerium weiß genau, was da vorgeht. Guten Tag.“ 1 

II. Januar 1944 

In einer offiziellen Erklärung der Regierung der UdSSR heißt 
es „betreffend die Wiederherstellung Polens“, das eine „pol¬ 
nisch-sowjetische Grenze entlang der sogenannten Curzon-Linie“ 
errichtet werden würde (vgl. auch 17. April 1944). 2 

noch Januar 1944 

Die marokkanische Nationalistenpartei (vgl. Oktober 1937) und 
die „Völkische Bewegung“ schließen sich zur „Partei der Unab¬ 
hängigkeit“ (Istiklal) zusammen. Der Sultan Mohammed V. 
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Ben Jussuf, der Vater des jetzigen Königs Hassan II., wird sich 
in den folgenden Jahren zum Wortführer ihres Programms 
machen und damit zwangsläufig in Gegensatz zur französischen 
Kolonialpolitik geraten. 

30. Januar bis 8. Februar 1944 

In der Hauptstadt des Französischen Kongo, Brazzaville, in der 
de Gaulle am 27. Oktober 1940 (vgl. dort) den Verteidigungsrat 
des französischen Kolonialreiches geschaffen und damit Franzö¬ 
sisch West- und Äquatorialafrika von Vichy gelöst hat, tritt eine 
Konferenz zusammen. De Gaulle vertritt bei dieser Konferenz 
zwar noch die unanfechtbare französische Autorität, muß aber 
den Reformideen des Generalgouverneurs von Französisch Äqua¬ 
torialafrika F61ix Ebou6 (vgl. 26. August 1940, 12. November 
1940), eines Negers aus Westindien, Zugeständnisse machen und 
für die Zukunft einräumen, daß den Eingeborenen die „Behand¬ 
lung ihrer eigenen Angelegenheiten“ ermöglicht wird. Eine „Fran¬ 
zösische Union“ beginnt sich abzuzeichnen. 

15. Februar 1944 

Der beharrlichen, aber militärisch sinnlosen Forderung des neu¬ 
seeländischen Generals Bernard Freyburg nachgebend zerstören 
Bombenflugzeuge der Alliierten durch Abwurf von insgesamt 
576 Tonnen Sprengbomben die historisch und kunstgeschichtlich 
bedeutsame Abtei Monte Cassino in Norditalien vollständig. Die 
Landbevölkerung der Umgebung, die dort Schutz gesucht hat, 
kommt größtenteils dabei ums Leben. Der amerikanische Gene¬ 
ral Mark W. Clark wird 1950 zugeben, daß das Kloster von 
seiten der deutschen Streitkräfte nicht zu militärischen Zwecken 
verwendet wurde und daß die Bombardierung der Abtei nicht 
nur ein psychologischer, sondern auch ein militärisch-taktischer 
Fehler größten Ausmaßes gewesen sei. 3 

17. Februar 1944 

Semen Wasilenko, in der Sowjetischen (lend/lease-) Einkaufs¬ 
mission in den USA (vgl. 8. Januar 1944) als Chemie-Experte 
tätig, in Wirklichkeit russischer Spezialist für Röhren aller Art, 
wie sie im Oak Ridge Manhattan District bei der Urantrennung 
Verwendung finden, und zeitweise Mitglied der ukrainischen 
Regierung, startet von Great Falls/Montana über Fairbanks/ 
Alaska in die UdSSR mit einem Sonderflugzeug, das etwa 2000 
Kilogramm „Diplomatenpost“, in sechs Säcken verpackt, ent¬ 
haltend „inoffiziell“ beschafftes Spionagematerial über die ame¬ 
rikanische Flugzeugproduktion, Artillerie, neue Verfahren in der 
Metallurgie sowie Möglichkeiten der zukünftigen industriellen 


320 



Entwicklung an Bord hat. Drei russische Bewacher begleiten 
Wasilenko: Leonid Rykunin, Eugeny Kojewnikow und Georges 
Nikolajew. Beim Einpacken dieses Materials hat übrigens Viktor 
A. Krawtschenko, Autor des Buches ,.Ich wählte die Freiheit“, 
geholfen, der zu diesem Zeitpunkt ebenfalls als „Wirtschafts- 
Attache“ der Sowjetischen (lend/lease-)Einkaufsmission ange¬ 
hört. Er hat Einblick in das Material genommen und kann daher 
später gegenüber dem Untersuchungsausschuß des Abgeordneten¬ 
hauses für „un-amerikanische Umtriebe“ darüber aussagen. 4 

20. Februar 1944 

Der Erzbischof von New York, Francis Spellman, schreibt nach 
der Zerstörung von Monte Cassino (siehe oben) und amerikani¬ 
schen Bombenabwürfen auf den päpstlichen Sommersitz Castel 
Gandolfo an Roosevelt: „Ich bin sehr bestürzt darüber, daß 
dem Heiligen Vater nicht geholfen wird, und über die Mißach¬ 
tung, die man ihm und seinen Bitten entgegenbringt.“ Castel 
Gandolfo war von keinem deutschen Soldaten betreten worden. 
Aber man muß sich hier fragen, was Spellman von dem Sowjet- 
freund“ Roosevelt in dieser und anderer Hinsicht eigentlich 
erwartet hat, insbesondere nach dem Gespräch vom 3. September 
1943 (vgl. dort). 5 

noch Februar 1944 

Churchill teilt dem britischen Parlament die bereits ein Viertel¬ 
jahr zuvor in Teheran getroffene Entscheidung mit, daß die 
UdSSR den östlichen Teil Polens erhalten werde und Polen da¬ 
für mit deutschem Gebiet abgefunden würde. Der Abgeordnete 
der Universität Cambridge stellt daraufhin die Frage, wie sich 
solche willkürlichen Gebietsaufteilungen mit der Atlantic-Charta 
vereinbaren ließen. Die Frage wirkt überraschend, weil hier 
jemand die Atlantic-Charta ernstgenommen zu haben scheint. 
Die Reaktion der Exilpolen auf die Mitteilung Churchills ist 
eine allgemeine Verbitterung. Die britische Zeitung Economist 
kritisiert von nun an die Geheimdiplomatie der alliierten Regie¬ 
rungen — insbesondere Osteuropa betreffend — scharf. 5 

Auf Bitten Roosevelts arbeiten Bernard Baruch und John M. 
Hancock Richtlinien für den Übergang von der Kriegs- zur 
Friedenswirtschaft der USA aus. Beider Überzeugung nach be¬ 
steht keine Gefahr einer Massenarbeitslosigkeit bei der Umstel¬ 
lung auf Friedens- (Konsumgüter-)produktion, im Gegenteil: 
Baruch sagt eine fünf bis sieben Jahre währende ununterbrochene 
Prosperitätswelle voraus, einfach aufgrund der Tatsache, daß 
„die halbe Welt in Ruinen“ unter allen Umständen wieder auf- 
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gebaut werden würde. Damit wird auch einer der Gründe für 
Roosevelts Kriegstreiberei seit 1936 deutlich. 7 

10. März 1944 

Der durch eine Militärrevolte vom 4. Juni 1943 an die Regierung 
gelangte argentinische Staatspräsident Pedro Pablo Ramirez ist 
aufgrund einer erneuten Militärrevolte am 24. Februar 1944 
zurückgetreten. An seine Stelle tritt nunmehr General Edekniro 
Julian Farrell. Eine entscheidende Rolle in der neuen Regierung 
Farell spielt von Anfang an der Vizepräsident Oberst Juan Do¬ 
mingo Peron, der es versteht, das wachsende Nationalbewußtsein 
mit dem Klassenbewußtsein der breiten Bevölkerungsschicht, die 
am politischen Leben Argentiniens teilnehmen will, zu verschmel¬ 
zen. Präsident Farrell beobachtet die zunehmende Popularität 
Peröns mit Mißtrauen. 8 

11. März 1944 

Die Regierung Irlands lehnt das Ansuchen Großbritanniens und 
der Vereinigten Staaten ab, die diplomatischen Vertretungen der 
Achsenmächte auszuweisen. Diese bleiben daher bis zum Kriegs¬ 
ende bestehen. Daraufhin unterbricht Großbritannien jeglichen 
Personenverkehr zwischen England und Irland. 

13. März 1944 

Zum ersten Mal nach Major Jordans vergeblichem Besuch in 
Washington (vgl. 8. Januar 1944) erscheint ein CIC-Agent in 
Great Falls/Montana und überzeugt sich von dem Umfang des 
dort durchlaufenden, als „Diplomatenpost“ deklarierten Spiona¬ 
gematerials für die UdSSR. Er wird in seinem Bericht vom 28. 
März 1944 empfehlen, Major Jordans „Aufzeichnungen einge¬ 
hend für nachrichtendienstliche Zwecke“ (Spionageabwehr) zu 
überprüfen und dem State Department „die Situation zum 
Bewußtsein“ zu bringen. (Ober den Erfolg vgl. 6. Juli 1944.) 9 

noch März 1944 

In der Nr. 6 des „Bolschewik“, auf Seite 16, warnt Chruschtschow 
diejenigen, die nicht bereit seien, „die Waffen niederzulegen“, 
droht ihnen „als Volksverrätern“ schwere Strafen an und nennt 
sie „Feinde des Vaterlandes“. Die Warnung bezieht sich auf die 
starken Abteilungen der ukrainischen Insurgentenarmee (UPA), 
die sich der Wiedereingliederung des westukrainischen Gebietes 
durch eine Guerillakriegführung zu widersetzen suchen und sich 
auch hemmend auf die Rekollektivierung der Landwirtschaft aus¬ 
wirken. Ihre Bekämpfung und Vernichtung wird der ukraini¬ 
schen NKWD übertragen, die zu diesem Zweck auch „erfahrene“ 
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Partisanenabteilungen übernimmt und eingliedert (vgl. 18. Au¬ 
gust 1944). Die Kämpfe nehmen an Umfang und Heftigkeit den 
Charakter eines Bürgerkrieges an. 10 

8. April 1944 

Der Finanzminister der USA, Henry Mergenthau jr., schreibt an 
den Sowjecbotschafter in Washington, Gromyko: „Am Dienstag, 
dem 8. April, werden von Washington aus Negative und Posi¬ 
tive aller Platten für den Druck von Military-Mark geliefert 
werden . . .“ Es handelt sich um die Druckstöcke für Besatzungs¬ 
geld im künftig besetzten Deutschland, das für Soldaten und son¬ 
stiges Personal aller Besatzungsmächte einheitlich ausgegeben 
werden soll. Molotow hatte aber bei den Vorverhandlungen dar¬ 
auf bestanden, daß die sowjetrussische Besatzungsmacht ihren 
Bedarf an Besatzungsgeld selber drucken müsse, und Morgenthau 
liefert bereitwillig Prägeplatten, Banknotenpapiere und die ent¬ 
sprechenden speziellen Druckfarben. Sie werden über Great Falls/ 
Montana und Fairbanks/Alaska nach Rußland geflogen. Da die 
Maschine angeblich über Sibirien verloren geht, wird dieselbe 
Sendung am 7. Juni 1944 nochmals nach Rußland geflogen wer¬ 
den. Die Sowjets werden in Leipzig ab 1945 eine Ubermenge die¬ 
ser Besatzungsmark drucken, die durch russisches Personal in 
Deutschland auf den schwarzen Markt gebracht und von den 
USA bis 1946 in US-Dollar eingetauscht werden. Der Schaden 
für die USA beträgt 250 Millionen US-Dollar. 11 

15. April 1944 

In Süditalien bildet Marschall Badoglio sein am 13. März von 
der UdSSR anerkanntes Kabinett um und nimmt den soeben 
aus dem Exil zurückgekehrten Führer der kommunistischen Par¬ 
tei Italiens, Togliatti, in die Regierung auf. Außenminister wird 
Graf Carlo Sforza. 

17. April 1944 

Die Prawda meldet, daß Chruschtschow anläßlich seines fünf¬ 
zigsten Geburtstages einen weiteren Lenin-Orden erhalten habe 
(im Ganzen erhielt er ihn fünfmal), obgleich die Zeitschrift der 
prosowjetischen „Union polnischer Patrioten in der UdSSR“, 
Wolna Polska, Chruschtschows Forderung nach einer russisch¬ 
polnischen Grenze westlich der Curzonlinie kurz zuvor als unan¬ 
gebracht zurückgewiesen und sogar an „die sowjetische öffentli¬ 
che Meinung“ appelliert hat, sie in dieser Ablehnung zu unter¬ 
stützen. Auch die Kommunistische Dachorganisation aller „de¬ 
mokratischen Kräfte der antifaschistischen und antiimperialisti¬ 
schen Untergrundbewegungen“ im noch von Deutschland besetz- 
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ten Polen, die Krajowa Rada Naradowa, lehnt Chruschtschows 
Grenzforderung ab und beruft sich dabei auf die Erklärung der 
sowjetrussischen Regierung vom 11. Januar 1944 (vgl. dort). 
Stalin verübelt es Chruschtschow aber offenbar nicht, daß er in 
seinem Eifer über das den westlichen Verbündeten zumutbare 
Ziel hinausgeschossen ist. 12 

noch April 1944 

Ein Bericht des Nationalen Exekutivkomitees der britischen 
Labourparty empfiehlt, die jüdische Einwanderungsquote in Pa¬ 
lästina so zu erhöhen, daß die Juden dort gegenüber den Ara¬ 
bern die Majorität erhalten. Die Empfehlung wird eindeutig mit 
den Massentötungen europäischer Juden im deutschen Befehls¬ 
bereich begründet. Sie schlägt eine großzügige Entschädigung 
und Umsiedlung der palästinensischen Araber vor. 13 

5. Mai 1944 

Unter dem Druck der Alliierten läßt die spanische Regierung 
Franco das deutsche Generalkonsulat in Tanger schließen und 
alle deutschen Staatsangehörigen aus Spanisch-Marokko auswei- 
sen. Auch wird die Lieferung von Wolfram an Deutschland ein¬ 
geschränkt. 

24. Mai 1944 

Churchill behauptet im britischen Unterhaus: „Sowjetrußland 
hat eine tiefgehende Wandlung durchgemacht. Die trotzkisti- 
sche Form des Kommunismus wurde ausgelöscht. Der Sieg der 
Armee ging Hand in Hand mit einer bedeutenden Machtzunah¬ 
me des Staates und einer bemerkenswerten Ausweitung seines 
Gesichtskreises. Die Religion hat im Leben der Russen eine wun¬ 
derbare Wiedergeburt erlebt.“ 1 * 

31. Mai 1944 

In Ecuador wird Jose Maria Velasco Ibarra, der bereits 1924 
bis 1935 die Präsidentschaft innehatte, von einer Offiziersjunta 
erneut zum Staatspräsidenten gemacht Er wird sich in diesem 
Amte zunächst drei Jahre hindurch behaupten. 

4.Juni 1944 

Die Stadt Rom wird von der deutschen Besatzung geräumt und 
tags darauf von alliierten Truppen besetzt. Für den Vatikan 
und für Erzbischof Spellman in New York ergeben sich daraus 
neue Probleme, insbesondere der Wunsch, daß möglichst wenige 
militärische Einrichtungen der Alliierten in Rom selbst stationiert 
werden, um die Stadt nicht zum Ziel nunmehr deutscher Angriffe 
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zu machen. Der -deutsche Botschafter am Heiligen Stuhl, Freiherr 
von Weizsäcker, begibt sich in den Schutz der Vatikanstadt. 15 

6. Juni 1944 

Die Invasion amerikanischer und britischer Lande- sowie Fall¬ 
schirmtruppen in der Normandie, das Unternehmen „OVER¬ 
LORD“, von Stalin seit drei Jahren gefordert und immer wieder 
hinausgeschoben, gelingt nunmehr unter dem Kommando Eisen- 
howers. Es werden starke Brückenköpfe gebildet und rasch er¬ 
weitert. Auf Weisung Hitlers werden zwei Divisionen der Waf¬ 
fen-SS zunächst noch nicht gegen die alliierten Landungstruppen 
eingesetzt, da sich erst heraussteilen solle, ob es sich nicht nur um 
eine Scheinlandunig zur Verschleierung eines anderen, größeren 
Landeunternehmens handle. Auf diese Weise gehen die nach dem 
Urteil Rommels entscheidenden ersten 24 Stunden verloren. Es 
ist nidit auszuschließen, daß Rommel aus diesem Grunde und in 
Erinnerung an Hitlers Eingreifen bei Dünkirchen (vgl. 24. Mai 
1940), bei El Alamein (vgl. 2. November 1942) und bei Stalin¬ 
grad (vgl. 22. November 1942) die ihm bekannt werdenden 
Attentatspläne der Widerständler gegen Hitler nicht zur Mel¬ 
dung bringt. 1 * 

9. Juni 1944 

In Italien ernennt König Viktor Emanuel III. seinen Sohn Um¬ 
berto zum Generalstatthalter des Königreiches. Gleichzeitig tritt 
die Regierung Badoglio zurück. In dem nachfolgenden Koaliti¬ 
onskabinett Bonomi behalten der Kommunistenführer Togliatti 
und auch der Außenminister Graf Sforza (vgl. 15. April 1944) 
ihre Positionen. 

19. /20. Juni 1944 

Die japanische Marineluftwaffe verliert in der Seeschlacht bei 
den Marianen unter dem Befehl des Admiral Ozawa 395 von 
430 Trägerflugzeugen. Nach diesem einschneidenden Verlust 
kann Japan die Einnahme der Inseln Saipan, Guam und Tinian 
durch USA-Streitkräfle nicht mehr verhindern. 17 

20. Juni 1944 

Der britische Versorgungsminister Sir Oliver Lyttleton äußert 
sich über den japanischen Angriff auf Pearl Harbor vom 7. De¬ 
zember 1941 (vgl. dort) folgendermaßen: „Amerika provozierte 
Japan in einer Weise, daß die Japaner gezwungen waren, Pearl 
Harbor anzugreifen. Es bedeutet einen Hohn auf die Geschichts¬ 
schreibung zu erklären, Amerika sei in den Krieg gezwungen 
worden.“ Hier irrt Lyttleton. Das amerikanische Volk ist tat- 

3. Lieferung, © Verlag K. W. Sdlütz KG, 4994 Pr. Oldendorf, Dezember 1971 


INVASION 

„OVERLORD " 

EISENHOWER 

NORMANDIE 

HITLER 

ROMMEL 


ITALIEN 

VIKTOR 

EMANUEL 

UMBERTO 

BONOMI 


JAPAN 

USA 

MARIANEN 

OZAWA 


LYTTLETON 

PEARL 

HARBOR 

USA 


325 



INVASION 

CHERBOURG 


ITALIEN 

ALLIIERTE 

BESATZUNG 


BUBER 

ZIONISMUS 

JUDEN¬ 

VERNICH¬ 

TUNG 


USA 

UDSSR 

LEND/LEASE 

SOWJET¬ 

SPIONAGE 

BOHLEN 


sächlich in den Krieg hineingezwungen worden. Allerdings nicht 
von Japan, sondern von den „Schrittmachern“ der Sowjets, Roo- 
sevelt, Hüll und ihren „Beratern“. 18 

30. Juni 1944 

Nach elftägigem Kampf (seit dem 19. Juni) gelingt es den alliier¬ 
ten Landungstruppen, Festung und Hafen von Cherbourg zu 
nehmen. Deutscherseits können Truppenbewegungen infolge der 
feindlichen Luftüberlegenheit nur noch bei Nacht durchgeführt 
werden. 19 

noch Juni 1944 

Im Laufe des Monats sterben in Italien doppelt so viele Erwach¬ 
sene als im gleichen Monat des Vorjahres. Von tausend Kindern 
im ersten Lebensjahr sterben 438. Die Lebensmittelzuteilung an 
den einzelnen Italiener unter der Regie der Alliierten Kontroll¬ 
kommission enthält im Durchschnitt täglich 664,7 Kalorien. Ab¬ 
hilfe wird durch das US-Kriegsministerium fünf Monate lang 
hintertrieben werden. Hunger ist der beste „Schrittmacher“ des 
Kommunismus, und Togliatti sitzt bereits in der Regierung. 20 

noch Frühjahr 1944 

Der jüdische Religionsphilosoph Martin Buber klagt bestimmte 
Parteien in der zionistischen Siedlung in Palästina an, ihre Füh¬ 
rung hätte sich in Kenntnis der Judenvernichtungsmaßnahmen 
nicht vom Willen zur Rettung der Juden, sondern vom Willen zur 
politischen Ausnutzung der jüdischen Katastrophe, vom Willen 
zur Radikalisierung der Situation leiten lassen. „Je schlimmer es 
den europäischen Juden erginge, glaubten sie, desto unwider¬ 
stehlicher würde der zionistische Anspruch auf Palästina“ und die 
Führer der Zionisten hätten „in der Sidierheit ihrer Distanz vom 
nazistischen Europa — die Todesqual ungezählter Juden für po¬ 
litische Parteizwecke" ausgenützt, indem sie tage- und monate¬ 
lang schwiegen, und „wer wisse, was damals versäumt worden 
sei“. 21 

6. Juli 1944 

Aufgrund des CIC-Berichtes aus Great Falls/Montana (vgl. 13. 
März 1944) lädt Charles E. Bohlen vom State Departement Ver¬ 
treter der in Betracht kommenden US-Behörden zu einer Sitzung. 
Ein Protokoll dieser Sitzung ist bisher nirgends bekanntge¬ 
worden. Anschließend hat Bohlen eine Aussprache mit dem zwei¬ 
ten Sekretär der sowjetrussischen Botschaft in Washington. Drei 
Wochen später wird der Botschaft ein schriftliches Memorandum 
des State Department zugehen, das künftige Einhaltung der ame- 




rikanischen Zoll- und Zensurbestimmungen empfiehlt. Das Me¬ 
morandum wird russischerseits ignoriert werden (vgl. 20. Sep¬ 
tember 1944). 22 

11. Juli 1944 

Die Regierung der USA erkennt das „Französische Nationale 
Befreiungskomitee“ de Gaulles offiziell als die Exilregierung an. 

18. Juli 1944 

Angesichts der Rückschläge in der japanischen Kriegführung (vgl. 

19. /20. Juni 1944) tritt der Ministerpräsident General Hideki 
Tojo (vgl. 17. Oktober 1941) zurück. Sein Nachfolger wird Ge¬ 
neral Kuniaki Koiso. 2 ' 1 

19. Juli 1944 

Roosevelt reist über San Diego nach Pearl Harbor (vgl. 7. De¬ 
zember 1941), um mit General MacArthur und Admiral Nie- 
mitz die Weiterführung des Pazifikkrieges zu besprechen. Er ent¬ 
scheidet zwischen zwei Plänen, entweder auf Formosa zu landen 
(Plan Niemitz) oder die Philippinen zurückzuerobern (Plan 
MacArthur) zugunsten des letzteren. 21 

Am gleichen Tage, an dem Roosevelt nach Pearl Harbor abreist, 
telegraphiert Churchill an Hopkins in der Annahme, dieser nähme 
an der Reise teil. Angesichts des schnellen Vorrückens der so¬ 
wjetrussischen Truppen nach Südosteuropa zieht Churchill den 
Einsatz angloamerikanischer Streitkräfte auf dem Balkan dem 
geplanten Landeunternehmen in Südfrankreich „ANVILE“ (vgl. 
15. August 1944) vor und wünscht darüber umgehend mit Roose¬ 
velt zu konferieren. Hopkins, bereits schwer krank, vertröstet 
Churchill, die von ihm gewünschte Konferenz werde wohl „bald 
scattfinden“. Tatsächlich fördern er selbst, Roosevelt und die 
anderen „Schrittmacher“ bewußt einen Raumgewinn der Sowjets 
auf dem Balkan, dem Churchill zuvorkommen möchte. Doch 
wird Churchill auch hierin nachgeben. 25 

20. Juli 1944 

Die Partei der Demokraten in den USA nominiert F. D. Roose¬ 
velt wiederum zu ihrem Kandidaten für die bevorstehenden Prä¬ 
sidentschaftswahlen (vierte Amcsperiode) und tags darauf Harry 
S. Truman (geb. am 8. Mai 1884 in Lamar/Mo.) zum Kandidaten 
für die Vizepräsidentschaft. Roosevelt sagt von ihm: „Na ja, 
Harry ist ein Ehrenmann.“ Alden Hatch schreibt: „ . . . wenn er 
auch noch nicht viel von Außenpolitik verstand, so hatte er be¬ 
wiesen, daß er dazulernen konnte“. Ein Jahr später wird Harry 
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S. Truman in Berlin-Babelsberg in voller Kenntnis der bereits 
seit mehreren Monaten bestehenden japanischen Kapitulations¬ 
bereitschaft den Befehl zum Abwurf der Atombomben auf Hi¬ 
roshima und Nagasaki unterschreiben. Er hat sichtlich „dazu¬ 
gelernt“. 2 ® 

Am gleichen Tage der Nominierung Roosevelts (siehe oben) stellt 
im deutschen Führerhauptquartier, in der „Wolfsschanze“ bei 
Rastenburg in Ostpreußen, Oberst Graf Schenk von Stauffen- 
berg während der Lagebesprechung einen Sprengkörper mit Zeit¬ 
zünder in einer Aktentasche neben den Platz Hitlers und entfernt 
sich, um nach Berlin zu fliegen und dort bei der Machtübernahme 
durch die Widerständler dabeizusein. Kurz nach seinem Fort¬ 
gang schiebt jemand unbewußt mit dem Fuß die Aktentasche ein 
Stück weiter. Die Explosion erfolgt, einige hohe Offiziere wer¬ 
den getötet, andere schwer verwundet, Hitler selbst wird nur 
leicht verletzt und zeigt noch am selben Nachmittag dem zu 
einem Besuch eintreffenden Mussolini den Schauplatz des Ereig¬ 
nisses. — Wäre Stauffenberg von Anfang an bereit gewesen, sich 
selbst zu opfern, und hätte er an Ort und Stelle die Aktentasche 
mit dem Sprengkörper im Auge behalten, ihren Standort recht¬ 
zeitig korrigiert, so wäre die Aussicht auf Erfolg wesentlich grö¬ 
ßer gewesen. 

noch 20. Juli 1944 

In Berlin bricht die von den Widerständlern vorbereitete Macht¬ 
übernahme in dem Augenblick zusammen, da in der Bendler- 
straße, dem ehemaligen Kriegsministerium bekannt wird, daß 
Hitler bei dem Attentat am Leben geblieben ist. Der Befehls¬ 
haber des Ersatzheeres, Generaloberst Fromm, läßt einige der 
Beteiligten, darunter auch Stauffenberg (siehe oben), sofort er¬ 
schießen, um sich selbst zu decken, wird jedoch später selbst er¬ 
schossen. Die meisten der Beteiligten werden nach wochenlangen 
Vernehmungen und Prozessen vor dem Volksgerichtshof (Freis- 
ler) hingerichtet, zuletzt auch der Chef der Abwehr, Admiral 
Canaris, und der Verräter der Angriffstermine auf Belgien und 
die Niederlande, General Oster (am 9. April 1945). Die Motive 
der Widerständler waren sehr unterschiedlicher Art. Vom Mit¬ 
arbeiter bei der „Roten Kapelle“ (Sowjetspionage) wie Harnack 
bis zum Vertreter von Adelsprivilegien und schwarz-weiß-roter 
Restauration war alles vertreten. Nach Veröffentlichung der Aus¬ 
sagen der Vernommenen im vollen Wortlaut (Kaltenbrunner- 
Berichte, herausgegeben von Karl Heinrich Peter) besteht kein 
Anlaß zur Heroisierung des Unternehmens oder der Beteiligten. 
Fest steht, daß die Kriegführung der Alliierten gegen Deutsch- 
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land auch nach einer Tötung Hitlers uneingeschränkt bis zur to¬ 
talen Kapitulation weitergeführt worden wäre. Das war allen 
Beteiligten bekannt. 28 

22. Juli 1944 

Der Erzbischof von New York und Militärvikar der US-Streit- 
kräfte Francis Spellman trifft in Rom ein, liest eine Messe in der 
Peterskirche, begibt sich an die Front, wo er mit König Georg VI. 
von England zusammentrifft, und wird im August Papst Pius 
XII. bei Audienzen für Churchill und andere englischsprechende 
Persönlichkeiten zur Seite stehen. 20 

l.bis 22. Juli 1944 

In Bretton Woods (New Hampshire/USA) versammeln sich auf 
Veranlassung des Präsidenten Roosevelt die Finanzexperten von 
44 Nationen, um sich über die internationalen Finanzprobleme 
der Nachkriegszeit einig zu werden und eine Entwicklung, wie 
sie sich nach dem 1. Weltkrieg ergab, möglichst zu vermeiden. 
Dabei stehen sich die Auffassungen des britischen Wirtschafts¬ 
theoretikers John Maynard Keynes und des amerikanisch-jü¬ 
dischen Finanzministers Henry Morgenthau jr. (vgl. Morgen- 
thauplan, 4. und 11. bis 15. September 1944) gegenüber. Man 
einigt sich schließlich auf eine Kompromißlösung und beschließt 
die Statuten eines zu gründenden Internationalen Währungs¬ 
fonds (IWF oder IMF) sowie einer Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD, Weltbank). 30 

1. August 1944 

Der polnische General Bor-Komorowski in Warschau gibt, an 
den beiden Vortagen vom Moskauer und vom Londoner Rund¬ 
funk ausdrücklich dazu aufgefordert, frühmorgens den Befehl 
zum allgemeinen Aufstand gegen die deutsche Besatzung. Der 
Kampf in der Stadt wird 63 Tage dauern und mit einer voll¬ 
ständigen Niederlage der Aufständischen enden. Die Führung der 
sowjetrussischen Armee, die bereits Ende Juli die Warschauer 
Vorstadt Praga am östlichen Weichselufer erreicht hat, greift 
nicht in die Kämpfe ein, sondern wartet ab und läßt bewußt die 
Polen sich verbluten (vgl. auch 18. September 1944). 31 

6. August 1944 

Churchill kabelt an Hopkins nochmals (vgl. 19. Juli 1944) we¬ 
gen der ihm unerwünschten Landung in Südfrankreich (Unter¬ 
nehmen „ANVILLE“). Diesmal antwortet Hopkins deutlicher: 
„Es wäre ein großer Fehler, die Strategie jetzt zu ändern; es 
würde nur die Befreiung Frankreichs verzögern . . . außerdem, 
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glaube ich, wird der Vormarsch von Südfrankreich nach dem 
Norden sehr viel schneller vor sich gehen, als Sie erwarten . . 
(vgl. 15. August 1944). 33 

8. August 1944 

Zwei Monate nach Beginn der Invasion an der normannischen 
Küste unternehmen deutsche Streikräfte einen umfassenden Ge¬ 
genangriff, der jedoch nicht vorankommt, sondern zur Einkes¬ 
selung und Vernichtung von zwanzig deutschen Divisionen bei 
Falaise und Argentan führt. 33 

15. August 1944 

An der südfranzösischen Küste zwischen Toulon und Cannes 
wird ein zweites Landeunternehmen alliierter Truppen, das Un¬ 
ternehmen „ANVILE“ von der VII. US-Armee unter Führung 
von General Patch und der französischen I. Armee unter General 
Jean de Lattre de Tassigny durchgeführt. Den Oberbefehl hat 
General Jacob L. Devers. Der Stoß richtet sich gegen Marseille 
und Lyon (vgl. 19. Juli 1944 und 6. August 1944). 34 

Am gleichen Tage ist die Eroberung der Inseln Saipan, Guam 
und Tinian (vgl. 19./20. Juni 1944) durch US-Streitkräfte abge¬ 
schlossen. Japan sieht sich seiner letzten wichtigen Stützpunkte 
im westlichen Pazifik beraubt und muß sich auf die Verteidigung 
der Philippinen vorbereiten. 36 

18. August 1944 

Die ukrainische Kowpak-Partisanen-Division, die bisher gegen 
deutsche Truppenteile gekämpft hat, wird von der ukrainischen 
NKWD übernommen und zur Bekämpfung der Insurgenten 
(vgl. noch März 1944) eingesetzt. 36 

23. August 1944 

In Rumänien wird der Regierungschef Marschall Antonescu auf 
Befehl König Michaels verhaftet. Tags darauf, am 

24. August 1944 

nimmt die rumänische Regierung im Einvernehmen mit dem 
König einen Frontwechsel vor und führt Krieg gegen Deutsch¬ 
land. Rumänische Truppen kämpfen nunmehr auf russischer 
Seite gegen die zurückweichenden deutschen Einheiten. 37 

25. August 1944 

Amerikanische Panzereinheiten erreichen Paris, wo seit dem 19. 
August verschiedene Resistance-Organisationen einen gemein- 
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samen Abwehrkampf gegen die deutsche Besatzung führen. Der 
deutsche Stadtkommandant bricht den Verteidigungskampf ab. 
Die Stadt bleibt unzerstört. Noch am gleichen Tage hält General 
de Gaulle seinen Einzug in Paris. 38 

3. September 1944 

Finnland muß, da Deutschland ihm die zugesagte Militärhilfe 
nicht mehr leisten kann, zum zweiten Mal binnen fünf Jahren 
Moskau um Waffenstillstand bitten. Vorverhandlungen hat 
Paasikivi über Stockholm bereits seit dem Ende Februar geführt, 
ohne zu einem Ergebnis zu kommen Am 1. August war dann 
Staatspräsident Ryti zurückgetreten. An seine Stelle trat, zum 
Waffenstillstand entschlossen, Marschall Mannerheim. Am 2. 
September forderte die finnische Regierung den Abzug der deu. 
sehen Truppen. Am 4. September wird sie das Feuer einstellen 
lassen. 30 

4. September 1944 

Der US-Finanzminister Henry Morgenthau jr. und sein Experte 
für auswärtige Angelegenheiten, Harry Dexter White, nach¬ 
gewiesenermaßen Agent der UdSSR, speisen beim Kriegsminister 
Stimson zu Abend und unterbreiten ihm dabei ihren Plan für die 
Behandlung Deutschlands nach dem Kriege, den Morgenthau- 
plan, der die totale Demontage der gesamten deutschen Industrie 
vorsieht. Stimson seinerseits sieht „alsbald Schwierigkeiten vor¬ 
aus“ (Crocker) und beginnt, diesen Plan zu bekämpfen, zunächst 
allerdings vergeblich (vgl. 10. bis 16. September 1944). 10 

5. September 1944 

Nach dem Tode König Boris’ III. von Bulgarien am 28. August 
1943 gewann die Regierungsopposition, die links orientierte 
„Vaterländische Front“ an Einfluß. Es folgten mehrere Regie¬ 
rungswechsel. Am 4. September kündigte das neugebildete Ka¬ 
binett Murawieff den Antikominternpakt auf. Tags darauf er¬ 
klärt es Deutschland den Krieg. Zu spät, denn am gleichen Tage 
erklärt die UdSSR ihrerseits, wie seit langer Zeit beabsichtigt 
(vgl. Teheran, 27. November bis 1. Dezember 1943), Bulgarien 
den Krieg und läßt seine Truppen in Bulgarien einrücken. 11 

Ebenfalls am gleichen Tage schließen Belgien, Luxemburg und 
die Niederlande — noch in London — eine Zollkonvention. 
Durch Artikel 3 wird ein gemeinsamer Zollverwaltungsrat ge¬ 
schaffen, der die Aufgabe hat, die Zollbestimmungen der ein¬ 
zelnen Länder dem Abkommen (Artikel 1: gleiche Zölle bei 
Wareneinfuhr nach entsprechend vereinbartem Tarif) anzu¬ 
gleichen. 
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Die Konvention bildet gewissermaßen die Urzelle der späteren 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), der Sechsergemein¬ 
schaft (vgl. 25. März 1957). 43 

8. September 1944 

Die belgische Exilregierung kehrt aus London nach Brüssel zu¬ 
rück, das fünf Tage zuvor von britischen Panzertruppen besetzt 
wurde. Anstelle König Leopolds, der noch in Deutschland in 
Kriegsgefangenschaft gehalten wird, werden zwei Wochen später 
Senat und Kammer Leopolds Bruder, den Grafen Karl von 
Flandern zum Regenten wählen. Inzwischen wird bei Arnheim, 
wo am 17. September Luftlandetruppen der Alliierten absprin- 
gen, noch gekämpft. 

9. September 1944 

In Frankreich bildet General de Gaulle in Paris eine proviso¬ 
rische Regierung. Das Amt des Regierungschefs und Staatsober¬ 
hauptes übernimmt er selbst, zum Außenminister bestimmt er 
Georges Bidault. 

12. September 1944 

In Moskau wird zwischen den durch Marschall Malinowski ver¬ 
tretenen alliierten Regierungen und Vertretern der rumänischen 
Opposition gegen den am 23. August (vgl. dort) verhafteten 
Marschall Antonescu, die im Einvernehmen mit König Michael 
handeln, ein Waffenstillstandsabkommen geschlossen. Artikel 1 
dieses Abkommens verpflichtet Rumänien, „auf der Seite der Al¬ 
liierten Mächte Krieg gegen Deutschland und Ungarn zu führen“ 
und zwar mit dem 24. August 1944 (vgl. dort), 04.00 Uhr mit 
nicht weniger als 12 Infanteriedivisionen und Korpstruppen un¬ 
ter sowjetrussischem Oberkommando. Alles das ist also schon 
drei Wochen vor Abschluß des Abkommens geschehen und wird 
nur noch nachträglich in die Form einer Vereinbarung gebracht. 
Aber genau wie Viktor Emanuel und Umberto in Italien wird 
auch König Michael durch diesen Frontwechsel seinen Thron 
nicht retten können. 43 

An demselben Tage, an dem das oben erwähnte Waffenstill¬ 
standsabkommen zwischen Rumänien und den Alliierten in 
Moskau unterzeichnet wird, vereinigen sich die am 15. August 
1944 (vgl. dort) in Südfrankreich gelandeten Truppen unter Ge¬ 
neral L. Devers westlich Dijon mit der III. US-Armee General 
Pattons. Damit verschmelzen die Unternehmen „OVERLORD“ 
und „ANVILE“ zu einem. Devers übernimmt das Kommando 
der VI. US-Armeegruppe. Der Angriff geht weiter in Richtung 
auf Straßburg. 44 
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15. September 1944 

Bei Aachen durchbrechen anglo-amerikanische Streitkräfte die 
deutschen Befestigungsanlagen der Siegfriedlinie. Doch gelingt 
es, den Einbruch abzufangen, und der Vorstoß der Alliierten an 
dieser Stelle kommt zunächst zum Stehen. 45 

10. bis 16. September 1944 

In Quebec beginnt die zweite nach dieser Stadt benannte Kon¬ 
ferenz zwischen Roosevelt, Churchill und ihren beiderseitigen 
Stäben. Kriegsminister Stimson trägt in sein Tagebuch ein: „Ich 
bin in ernster Sorge, daß er [Roosevelt] dorthin fährt ohne jede 
wirkliche Vorbereitung auf eine Lösung der schwierigen Frage, 
wie Deutschland behandelt werden soll.“ Am 

15. September 1944 

legt dann Morgenthau in Quebec Roosevelt die Hauptpunkte 
seines Planes vor. Das Schriftstück schließt mit den Sätzen: „Die¬ 
ses Programm . .. sieht vor, Deutschland in ein Land zu verwan¬ 
deln, das seiner Art nach überwiegend als Agrar- und Weideland 
genutzt wird. Der Premierminister [Churchill] und der Präsi¬ 
dent [Roosevelt] haben diesem Programm ihre Zustimmung 
gegeben.“ Zwei Finger breit unter diese Sätze setzen Roosevelt 
und Churchill die Anfangsbuchstaben ihrer Namen (vgl. 3. Ok¬ 
tober 1944). 46 

18. September 1944 

Britische und amerikanische Flugzeuge werfen über Warschau 
Munition und Verbandsmaterial für die Aufständischen ab, das 
natürlich zum großen Teil in die Hände der deutschen Streit¬ 
kräfte in der Stadt fällt. Es geschieht auch nur an diesem einen 
Tage und bedeutet angesichts der zwei Monate währenden blu¬ 
tigen Straßenkämpfe (vgl. 1. August 1944) nicht mehr als eine 
Geste. 47 

19. September 1944 

Der bereits am 3. September (vgl. dort) vereinbarte Waffenstill¬ 
stand zwischen Finnland und der UdSSR wird in Moskau von 
Schdannow und Enkell unterzeichnet. Finnland verpflichtet sich, 
seine Truppen hinter die Grenze von 1940 zurückzuziehen 
(Art. 1), die nach dem 15. September noch in Finnland verblie¬ 
benen deutschen Streitkräfte zu entwaffnen und den Sowjets aus¬ 
zuliefern, wobei „die sowjetische Regierung die finnische Armee 
unterstützen“ wird, sowie deutsche und ungarische Staatsange¬ 
hörige auf finnischem Gebiet zu internieren (Art. 2). Der Frie¬ 
densvertrag vom 12. März 1940 (vgl. dort) tritt wieder in Kraft 
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(Art. 3), Petsamo wird wieder an die UdSSR abgetreten (Art. 7). 
Anstelle von Hangö pachtet die UdSSR nunmehr das Gebiet von 
Porkkala (Art. 8). 48 

20. September 1944 

Amerikanische Sicherheitsoffiziere berichten aus Great Falls/Mon¬ 
tana, daß dort wiederum — ungeachtet des Memorandums vom 
State Department an die Sowjetbotschaft (vgl. 6. Juli 1944) — 
eine C-47 Maschine mit 3800 Ibs (etwa 1800 Kilogramm) nicht 
diplomatischer Aufzeichnungen, also Spionagematerial, nach 
Moskau gestartet sei. Captain Harry Decker, Chef einer seit Juli 
1944 in Great Falls neu eingesetzten „Traffic-Controll“-Einheit, 
konnte den Start trotz inzwischen ebenfalls dort eingerichteter 
Zoll-, Einwanderungs-, Zensur- und FBI-Dienststellen nicht ver¬ 
hindern, weil er die dazu notwendigen speziellen Vollmachten 
aus Washington nicht erhalten hat und auch weiterhin nicht er¬ 
hält. Alle mit der Kontrolle der lend/lease-Lieferungen befaßten 
amerikanischen Offiziere, Mannschaften und Beamten haben wie¬ 
derholt die Erfahrung gemacht, daß die Spionage der Sowjeti¬ 
schen (lend/lease-)Einkaufskommission in den USA durch höchste 
US-Regierungsstellen gedeckt wird, vor allem durch Harry Hop¬ 
kins im Weißen Haus (vgl. 8. Januar 1944, Anm. Nr. I). 49 

23. September 1944 

Roosevelt eröffnet in den USA seine Wahlkampagne für die Prä¬ 
sidentschaftswahlen, die ihn u. a. nach New York, Wilmington, 
Philadelphia, Camden, Fort Wayne, Chicago und Clarksburg 
führt. In Boston wird er sagen: „Wir gerieten in diesen Krieg, 
weil wir von den Japanern angegriffen wurden . . .“. Er wird 
Beifall erhalten, weil die Zuhörer noch nicht wissen können, wie 
dieser Angriff zustande kam (vgl. 26. November 1941 und 7. De¬ 
zember 1941) und daß Roosevelt den japanischen Angriff er¬ 
zwang, um „durch die Hintertür“ der Bündnisautomatik bei den 
Achsenmächten in den europäischen Krieg eingreifen zu können. 50 

27. September 1944 

Der Reichsführer SS Heinrich Himmler, inzwischen auch Reichs¬ 
innenminister und Befehlshaber des Ersatzheeres, untersagt durch 
einen Befehl ausdrücklich alle „Liquidationen“ von Juden. Bei 
geheimen Verhandlungen des amerikanischen Diplomaten Ivar 
Olson, Beauftragten Roosevelts für das War Refugee Committee, 
mit Gilel Storch, dem Vertreter des Jüdischen Weltkongresses, 
und Dr. Peter Kleist vom deutschen Auswärtigen Amt gibt Olson 
die Zahl der in deutschen Lagern noch lebenden Juden mit 1,5 
Millionen an. Das Reichssicherheitshauptamt wird daraufhin eine 
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Zahl von 2,5 Millionen nennen. Graf Folke Bernadotte bietet 
seine Vermittlungsdienste an. Himmler wird unmittelbaren Kon¬ 
takt zu ihm suchen. 51 

2. Oktober 1944 

Der Außenminister der USA Cordeil Hüll tritt aufgrund schwe¬ 
rer Erkrankung zurück. Die Bekanntgabe seines Rücktritts wird 
mit Rücksicht auf die bevorstehenden Präsidentenwahlen ver¬ 
schoben. Zum Nachfolger wird — auf Betreiben von Harry Hop¬ 
kins — der bisherige Unterstaatssekretär im amerikanischen 
Auswärtigen Amt Stettinius ernannt. 52 

3. Oktober 1944 

Von den Sowjetrussen und den Westalliierten gleichermaßen im 
Stich gelassen, muß der Führer der polnischen Aufständischen in 
Warschau, General Bor-Komorowski, nach 63tägigem Kampf 
(vgl. 1. August 1944) vor den Deutschen kapitulieren. Die über¬ 
lebenden Polen werden als Kriegsgefangene behandelt, Bor-Ko¬ 
morowski selbst in ein Offizierslager eingewiesen. Er hat nun¬ 
mehr den Zusammenhang zwischen Katyn (vgl. 13. April 1943), 
der britischen Garantieerklärung für Polen (vgl. 31. März 1939), 
dem Tode Sikorskis (vgl. 5. Juli 1943) und der abwartenden Hal¬ 
tung der Sowjetrussen in Praga (vgl. 1. August 1944) verstan¬ 
den. Zu spät. Es wird nie wieder ein souveränes Polen geben. 53 

Am selben Tage antwortet Roosevelt Stimson, der ihm die in 
Quebec vorgelegte Fassung des Morgenthauplanes (vgl. 15. Sep¬ 
tember 1944) nochmals genau vorliest, er müsse dieses Papier 
augenscheinlich paraphiert (unterzeichnet) haben, „ohne viel dar¬ 
über nachzudenken“. 54 

Ebenfalls am selben Tage, dem 3. Oktober 1944, läuft in North 
Portland/Oregon USA der russische Dampfer „Kaschirstroj“ 
nach Wladiwostok aus mit 45 lbs (etwa 21 Kilogramm) Uran- 
Nitrat an Bord, das — dieses Mal auf Anforderung des dazu 
natürlich nicht bevollmächtigten US-Finanzministeriums — von 
der Eastman Kodak Company geliefert und als „einheimischer 
Geschäftsvorgang“ angemeldet wurde. Es war am 11. August mit 
der Erie-Bahn in North Portland angekommen. Wie es an Bord 
des russischen Dampfers kam, blieb ungeklärt (vgl. 8. Januar 
1944 und Anmerkung Nr. 1). 

General Groves, der militärische Befehlshaber des Oak Ridge 
Manhattan Districts, wird 1950 als Zeuge aussagen, derartige 
Urantransporte nach Rußland seien unmöglich gewesen „ohne 
die Unterstützung durch US-Autoritäten auf die eine oder an¬ 
dere Weise“. 55 
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4. Oktober 1944 

Auf Veranlassung von Hopkins telegraphiert Roosevelt an Sta¬ 
lin, zu den bevorstehenden Besprechungen Churchills mit Stalin 
in Moskau (über Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphä¬ 
ren auf dem Balkan) schlüge er, Roosevelt, vor, Harriman als 
Beobachter der USA-Regierung zuzulassen, der allerdings keine 
verbindlichen Erklärungen abgeben könne. Hopkins will damit 
verhindern, daß Churchill auch im Namen der USA verhandelt. 
Hopkins und Roosevelt sind, wie sich in Jalta zeigen wird, durch¬ 
aus bereit, Stalin den gesamten Balkan zu überlassen. 68 

21. August bis 7. Oktober 1944 

Vertreter Chinas, Großbritanniens, der USA und der UdSSR 
einigen sich anläßlich der Konferenz in Dumbarton Oaks über 
Organisation und Satzung der Vereinten Nationen (UN), die an 
die Stelle des Völkerbunds treten sollen, und bereiten die end¬ 
gültige UN-Charta vor. Gromyko besteht im Namen der Regie¬ 
rung der UdSSR auf Aufnahme der Ukraine und Weißrußlands 
als stimmberechtigter Vollmitglieder neben der Sowjetunion selbst 
sowie auf dem absoluten Vetorecht der ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates (von dem Molotow später so ausgiebig Gebrauch 
machen wird). Dem Sicherheitsrat sollen — im Gegensatz zur 
UN-Vollversammlung — als ständige Mitglieder nur China 
(Tschunkingchina), Großbritannien, die USA und die UdSSR 
sowie „zu gegebener Zeit“ auch Frankreich angehören. 57 

11. Oktober 1944 

Die Volksrepublik Tannu Tuwa, das ursprüngliche Uranchai, 
mit der Hauptstadt Kysyl, zwischen Sibirien und der Mongolei, 
dem Tannuolagebirge und den Quellflüssen des Jenissei gelegen, 
bis 1921 zu China gehörig, von da an Volksrepublik und formal 
selbständig, wird nach zwanzigjähriger systematischer Russifi- 
zierung der UdSSR eingegliedert. Das Gebiet ist reich an Boden¬ 
schätzen (Asbest, Eisen, Gold, Iridium, Kohle, Kupfer, Naphta 
und Uran). 68 

14. Oktober 1944 

Martin Bormann, Nachfolger von Rudolf Heß und Sekretär Hit¬ 
lers, proklamiert die Aufstellung des „Volkssturms“, in dem die 
über 60jährigen Männer und die unter 17jährigen Jungen in einer 
Art Landwehr als letztes Bollwerk der Verteidigung ohne ge¬ 
nügende Ausbildung, Ausrüstung und Bewaffnung den Armeen 
der Alliierten entgegengestellt werden. In widernatürlicher Weise 
wird die kommende Generation, deren Erhaltung und Weiter¬ 
leben dem Kampf erst den Sinn gibt, scharenweise geopfert, ohne 
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doch das Eindringen der gegnerischen Truppen in das Reichs¬ 
gebiet aufhalten zu können." 

20. Oktober 1944 

Auf dringende Vorstellungen Stimsons und Hulls hin ordnet 
Roosevelt im Stillen an, die Planung für die Nachkriegsbehand¬ 
lung Deutschlands „im einzelnen“ solle „zunächst“ (nämlich für 
die Dauer des Wahlkampfes, in dem man die Stimmen der 
deutschstämmigen US-Bevölkerung benötigt und nach dem 
Roosevelt zum vierten Male zum Präsidenten gewählt werden 
wird) eingestellt werden. Zahlreiche Zeitungen, denen der Mor- 
genthauplan bekannt geworden ist, haben ihn heftig angegriffen. 
Das kommunistische Blatt „Daily Worker“ allerdings lobte ihn 
sehr. Dexter White, der den Plan ausgearbeitet hat, ist, wie schon 
gesagt (vgl. 4. September 1944), ein Agent der Sowjetunion. 80 

Am selben Tage, an dem Roosevelt den Morgenthauplan vor¬ 
läufig auf Eis legen läßt (siehe oben), verliert Japan in der 
Schlacht im Golf von Leyte, nördlich Mindanao (Philippinen) 
den größten Teil seiner Flotte und hört auf, eine Seemacht zu 
sein. Von diesem Zeitpunkt an beginnen die japanischen Frie¬ 
densbemühungen, die Roosevelt im Interesse Stalins, der noch an 
der Beute beteiligt werden soll, geflissentlich ignoriert. 81 

21. Oktober 1944 

Tags darauf erklärt Roosevelt vor der Vereinigung für Außen¬ 
politik in New York zum Abschluß seiner Wahlkampagne: „Na¬ 
türlich hätten wir uns mit Hitler verständigen . . . können. Das 
haben wir abgelehnt. Wir hätten mit Japan zu einem Kompro¬ 
miß kommen können. Und das haben wir abgelehnt.“ 82 

24. Oktober 1944 

Die Zeitung der Roten Armee, Krasnaja Swesda, schreibt: „Man 
kann nicht bestreiten, daß der deutsche Widerstand in Ostpreu¬ 
ßen an Stärke und Hartnäckigkeit alles bisher Dagewesene über¬ 
steigt. Die Kämpfe sind äußerst blutig und die Deutschen leisten 
wahnwitzigen Widerstand.“ Radio London bestätigt am selben 
Tage diese russische Meldung. Aber auch Ostpreußen kann nicht 
gehalten, die abgeschnittene deutsche Armee in Kurland darf auf 
Weisung Hitlers nicht zurückgenommen werden. 83 

28. Oktober 1944 

In Anwesenheit der am 5. September 1944 (vgl. dort) einge¬ 
rückten russischen Truppen hat in Bulgarien am 9. September die 
prosowjetische „Vaterländische Front“ die Regierung Mura- 
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wieff gestürzt und einen Monat später eine neue Regierung unter 
Kimon Georgieff gebildet (11. Oktober). Diese leistete sogleich 
Verzicht auf die unter König Boris III. erworbenen griechischen 
und mazedonischen Gebietsteile und schließt nunmehr auf Wunsch 
der UdSSR in Moskau ein offizielles Waffenstillstandsabkommen 
mit den Alliierten. Darin stellt Bulgarien seine eigenen Streit¬ 
kräfte in den Dienst des sowjetrussischen Oberkommandos (Ar¬ 
tikel 1) und liefert der UdSSR seine gesamten Industrie- und 
Transportanlagen aus. 64 

noch Oktober 1944 

Mao Tse-tung ist im Verlauf des japanisch-chinesischen Krieges 
zum Oberhaupt eines Staates aufgestiegen, der sich von Nord¬ 
china und der inneren Mongolei bis zur Insel Hainan erstreckt 
und sich aus neunzehn „befreiten“ Territorien sowie zahlreichen 
Partisanenstützpunkten zusammensetzt mit einer Gesamtbevöl¬ 
kerung von etwa hundert Millionen. Er verfügt über Streitkräfte 
und Milizen von weit über drei Millionen Mann. Von dieser Po¬ 
sition aus greift er in einem Leitartikel Tschiang Kai-schek an: 
„Tschiangs Haltung wird allmählich immer vernunftwidriger. 
Das zeigt sich in seinem sturen Widerstand gegen die vom Volke 
geforderten politischen Reformen, in seinem erbitterten Haß auf 
die kommunistische Partei Chinas und den Anzeichen dafür, un¬ 
ter welchem Vorwand er den Bürgerkrieg . . . gegen die Kom¬ 
munisten ... entfesseln will.“ 65 


Gleichzeitig nehmen auch die Meinungsverschiedenheiten zwi¬ 
schen Tschiang Kai-schek und dem US-General Joseph Stilwell 
solche Formen an, daß Roosevelt sich genötigt sieht, Stilwell ab- 
zuberufen. An seiner Stelle übernimmt General Albert C. Wede- 
meyer den Oberbefehl über die amerikanischen Truppen auf dem 
chinesischen Kriegsschauplatz. 66 


noch Herbst 1944 

Trotz der überwältigenden Luftüberlegenheit der Alliierten und 
täglichen bzw. allnächtlichen Flächenbombenwürfe steigt die 
deutsche Rüstungsproduktion im zweiten Halbjahr 1944, insbe¬ 
sondere kn Flugzeugbau, U-Bootbau und der Munitionsherstel¬ 
lung auf das 3,2fache der Monate Januar und Februar 1942, d. h. 
vor Beginn des strategischen Bombenkrieges. Im gesamten Jahr 
1944 wird in Deutschland die Ausrüstung für einhundertdreißig 
Infanterie- und vierzig Panzerdivisionen neu erstellt. 67 
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4. November 1944 

In Churchills Landsitz Chequers trifft dieser mit Chaim Weiz- 
mann zusammen und entwickelt in Gegenwart seines Bruders 
John Churchill, John Martins und Major Thompsons seine Ge¬ 
danken über die geplante Nationale Jüdische Heimstätte in Pa¬ 
lästina. Es könnten zwar in dieser Hinsicht keine Schritte unter¬ 
nommen werden, bevor der Krieg mit Deutschland beendet sei, 
er stünde aber mit der USA-Regierung in Verbindung und sei 
dafür, daß der Negew jüdisches Gebiet würde. Auf Churchills 
Frage, wie viele Juden die Zionisten nach Palästina zu bringen 
gedächten, antwortet Weizmann, etwa hunderttausend jährlich 
in den nächsten fünfzehn Jahren. Vor allem müßten Kinder nach 
Palästina gebracht werden und dafür seien die politischen Vor¬ 
aussetzungen dringlicher zu schaffen als die finanziellen. Chur¬ 
chill spricht auch von der jüdischen Opposition gegen das Pa¬ 
lästinaprojekt und erwähnt in diesem Zusammenhang Bernard 
Baruch. Weizmann gibt zu, daß „wohl noch einige reiche und 
mächtige Juden . . . gegen die Idee einer Nationalen Jüdischen 
Heimstätte seien, doch sie verständen nicht viel von der Sache“. 68 

6. November 1944 

Zwei Tage nach der Unterredung Weizmanns mit Churchill in 
Chequers (vgl. 4. November 1944) wird in Kairo der Hochkom¬ 
missar der britischen Mandatsverwaltung für Palästina, Lord 
Moyne, ermordet. Der Verdacht der Täterschaft fällt auf die jü¬ 
dischen Terrororganisationen in Palästina, die mit dem Näher¬ 
rücken eines Sieges der Alliierten im 2. Weltkrieg entstanden 
sind. Der Mord gibt zwar den Antizionisten ein neues Argument, 
hält aber die Entwicklung nicht entscheidend auf. 69 

7. November 1944 

Bei den Präsidentenwahlen in den USA erringt Roosevelt einen 
Sieg über Dewey und leitet damit seine vierte Amtsperiode ein, 
die mit der Jaltakonferenz den Höhepunkt seiner Hilfsdienste 
für Stalin und den Kommunismus herbeiführen und mit seinem 
Tode enden wird. Vizepräsident und damit designierter Nach¬ 
folger Roosevelts wird Harry S. Truman (vgl. 20. Juli 1944). 70 

14. November 1944 

Der russische General Wlassow, dessen erfolgreicher Versuch, eine 
russische Befreiungsarmee auf seiten Deutschlands aufzustellen, im 
Oktober 1942 (vgl. dort) auf Weisung Hitlers abgebrochen wer¬ 
den mußte, wird zum zweiten Mal aus dem Kriegsgefangenen¬ 
lager hervorgeholt, um seinen Versuch zu wiederholen. In Prag 
wird in Anwesenheit hoher deutscher Offiziere und Beamten un- 
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ter seiner Führung das „Komitee zur Befreiung der Völker Ruß¬ 
lands“ gebildet. Es wird Wlassow nunmehr sogar gestattet, eine 
„Russische Befreiungsarmee“ von — drei (!) Divisionen aufzu¬ 
stellen. Doch inzwischen ist es zu spät. Nirgends stehen noch deut¬ 
sche Truppen auf sowjetrussischem Boden. Es wird längst auf 
deutschem Boden gekämpft. Die Prager Gründung kommt unter 
diesen Umständen einer Groteske gleich. 71 

5. Dezember 1944 

Der neue Außenminister der USA Stettinius gibt eine öffent¬ 
liche Erklärung ab des Inhalts, die Bildung einer italienischen 
Regierung sei eine ausschließlich italienische Angelegenheit und 
die USA würden gegen eine Regierungsbildung durch den (anti¬ 
faschistischen und zugleich antimonarchistischen) Grafen Sforza 
nichts einwenden. Die Erklärung richtet sich gegen Großbritan¬ 
nien, das zuvor durch seine Botschaft in Rom wissen ließ, die bri¬ 
tische Regierung würde mit einem Kabinett Sforza nicht einver¬ 
standen sein. Stettinius erregt mit seiner Erklärung den Zorn 
Churchills, der ein entsprechendes Telegramm an Roosevelt sen¬ 
det. 72 

Am gleichen Tage läßt in den USA der Kriegsminister Stimson 
die Gewerkschaftsführer der Heizer- und der Elektrikergewerk¬ 
schaft, Joseph P. Clark und Al Wegner ausführlich in den Stand 
der Vorbereitungsarbeiten für den Bau der Atombombe (Uran¬ 
trennungsanlagen im Manhattan-Distrikt) einweihen, um einen 
drohenden Arbeitskonflikt in Oak Ridge abzuwenden, der das 
Projekt verzögern könnte. Der Vizepräsident Harry S. Truman 
weiß zu diesem Zeitpunkt von dem Projekt noch nichts nach dem 
— auch von Hitler angewandten — Grundsatz, daß nur infor¬ 
miert werden dürfe, „wer es unbedingt wissen mußte“. 73 

9. Dezember 1944 

Der Oberkommandierende der US-Flotte, Admiral King, weist, 
über die Köpfe der „Kombinierten Stabschefs“ der Alliierten hin¬ 
weg, den Befehlshaber der US-Mittelmeerflotte, Admiral Hewitt, 
an, keine amerikanischen Schiffe mehr für britische Nachschub¬ 
transporte nach Griechenland zuzulassen, wo die britische Re¬ 
gierung einer Machtübernahme durch die Kommunisten (nach 
dem Muster aller übrigen osteuropäischen Staaten) vorzubeugen 
sucht. Auf einen Anruf Churchills und einen Protest des britischen 
Botschafters in den USA Lord Halifax hin veranlaßt Hopkins 
die Aufhebung des Befehls, den King allerdings nicht aus ei¬ 
gener Machtvollkommenheit gegeben haben kann. Es stehen wie¬ 
der die „Schrittmacher“ der Sowjets dahinter, nicht zuletzt Hop¬ 
kins selbst, der in diesem Falle jedoch das Gesicht wahren muß. 74 
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10. Dezember 1944 

Nach einem Besuch de Gaulles, der seit dem 23. Oktober 1944 of¬ 
fiziell auch von den Westmächten als Staatsoberhaupt Frankreichs 
anerkannt ist, in Moskau schließt sein Außenminister Bidault 
dort einen französisch-sowjetrussischen Bündnis- und Beistands¬ 
pakt, der im Zeichen der gemeinsamen Kriegführung gegen 
Deutschland steht (Artikel 1) und in dem für die Zeit nach dem 
Kriege gemeinsame Vorbeugungsmaßnahmen gegen eine erneute 
Bedrohung durch Deutschland vereinbart werden (Artikel 3). 75 

11. Dezember 1944 

In Italien scheiden die Sozialisten und der „den Alliierten nicht 
genehme“ Graf Sforza aus der Regierung aus. Dafür rückt der 
Kommunistenführer Togliatti zum stellvertretenden Minister¬ 
präsidenten auf. Er ist den Alliierten, insbesondere Roosevelt 
und Stalin, offensichtlich „genehmer“ (vgl. auch 15. April und 9. 
Juni 1944). 

16. Dezember 1944 

Die deutsche Heeresgruppe B unter Generalfeldmarschall Model 
und von Rundstedt unternimmt mit u. a. vier motorisierten und 
zehn Panzerdivisionen zwischen Monschau und Echternach eine 
Offensive mit starker Luftwaffenunterstützung, die jedoch den 
Maasbogen nicht erreicht, sondern sechs Tage später bei La Roche 
und Dinant, 60 bzw. 80 Kilometer von der Ausgangsstellung ent¬ 
fernt, steckenbleibt. 7 ® 

19. Dezember 1944 

In Addis Abeba wird ein abessinisch-britischer Vertrag unter¬ 
zeichnet, in dem Großbritannien die Souveränität Äthiopiens an¬ 
erkennt und ihm für 1945 und 1946 eine Subvention von 2,5 Mil¬ 
lionen Pfund Sterling zusagt, danach, auf vier Jahre verteilt, 
eine weitere Million. Ferner soll eine britische Militärmission das 
äthiopische Heer reorganisieren, britische Berater in der äthiopi¬ 
schen Nationalbank sowie im Innen-, Wirtschafts-, Arbeits-, Ver¬ 
kehrs- und Kriegsministerium tätig sein, von der äthiopischen 
Regierung bezahlt. Gegenleistung ist eine Vorzugsstellung der 
britischen Zivilluftfahrt und britisches Vorzugsrecht bei Benut¬ 
zung der Bahnlinie Addis Abeba — Dschibuti für „die alliierten 
m i litärischen Bedürfnisse“. 77 


25. Dezember 1944 

Der britische Premierminister Churchill fliegt nach Athen. Es ge¬ 
lingt ihm, einen Bürgerkrieg dort noch zu verhindern. Erzbischof 
Damaskinos übernimmt einstweilen die Regentschaft für den ab- 
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wesenden König Georg, der sich in London Churchill gegenüber 
verpflichtet, nur „aufgrund einer freien und unbeeinflußten Wil¬ 
lenserklärung der Nation“ nach Griechenland zurückzukehren, 
vorher nicht. 78 

31. Dezember 1944 

Die deutschen Streitkräfte der Heeresgruppe B (vgl. 16. Dezem¬ 
ber 1944) unternehmen nach entsprechendem Frontwechsel einen 
letzten Angriffs versuch gegen die Nordfront des Elsaß, der zu¬ 
nächst erfolgreich verläuft und bei den Regierungen in London 
und Washington die Sorge erweckt, die westlichen Alliierten 
könnten gegenüber den ständig vorrückenden Sowjetrussen po¬ 
litisch in eine „bedenklich geschwächte Position“ geraten. 79 

noch Dezember 1944 

Im Parteikongreß der britischen Labourparty führt Harold 
Laski den Vorsitz, fordert einen Frieden ohne Rache, eine kon¬ 
struktive Politik für Europa und sagt: „Kein britischer Sozialist 
kann glücklich sein, solange Indien ein riesiges Gefängnis bleibt, 
dessen Schlüssel in der Downing Street aufbewahrt wird.“ 80 

Im Palais Schönbrunn in Wien versammeln sich etwa zweihun¬ 
dert führende Persönlichkeiten fast aller europäischen Völker, 
auch aus Osteuropa, die sich vom nationalsozialistischen Deutsch¬ 
land eine Erneuerung Europas versprochen haben, zu einem Kon¬ 
greß der Enttäuschung und der Anklage. Der Führer der süd¬ 
belgischen, wallonischen Rexistenbewegung, Leon Degrelle, in 
der Uniform eines hohen SS-Führers und mit dem Ritterkreuz 
ausgezeichnet, gibt der allgemeinen Auffassung Ausdruck. Seine 
Anklage gilt der vollständigen Konzeptionslosigkeit der deut¬ 
schen Außenpolitik vor und im 2. Weltkrieg, die lediglich den 
Rückfall in einen primitiven, engen Nationalimperialismus ge¬ 
zeitigt hat. 81 

Ende 1944 

Roosevelt beauftragt den amerikanischen Botschafter in Tschun- 
king, General Hurley, zwischen Tschiang Kai-schek und Mao 
Tse-tung zu vermitteln. Hurley seinerseits bittet Moskau um 
Hilfe. Molotow sagt zu, erklärt aber gleichzeitig, Moskau habe 
auf Mao Tse-tung nur geringen Einfluß, da dieser nicht eigent¬ 
lich Moskau-orientiert sei. Tschiang Kai-schek weigert sich, mit 
den Kommunisten zu gleichen Bedingungen zusammenzutreffen. 
Er weiß, daß er sich eine Koalition mit den chinesischen Kom¬ 
munisten zu diesem Zeitpunkt •— infolge der Chinapolitik Roo- 
sevelts 1943 — bereits nicht mehr leisten kann (vgl. 5. Dezember 
1943). 82 
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noch 1944 (ohne nähere Datierung) 

Als einer der ersten aktiven Politiker unter den Eingeborenen 
Afrikas gründet Felix Houphouet-Boigny einen Berufsverband 
für eingeborene Kaffeepflanzer (Syndicat Agricole Africaine) an 
der Elfenbeinküste. Aus dieser Genossenschaft wird sich später 
die Parti Democratique de la Cote d’Ivoire (PDCI) entwickeln, 
eine Vorstufe zu der am 18. Oktober 1946 für das gesamte Fran- 
zöschisch Westafrika gegründete RDA (Rassemblement Demo¬ 
cratique Africain). 
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1945 


5. Januar 1945 

Das kommunistische „Polnische Komitee für die Nationale Be¬ 
freiung“ (Lubliner Komitee), das 1944 in der UdSSR gebildet 
worden war und von der Sowjetregierung mit der Verwaltung 
der von deutschen Truppen bereits geräumten Gebiete westlich 
der Curzonlinie beauftragt wurde, proklamiert sich nunmehr als 
provisorische Regierung Polens und wird von der Regierung der 
UdSSR gegen den Willen der beiden westlichen Alliierten als 
solche anerkannt. Die polnische Exilregierung in London, zu der 
Stalin die diplomatischen Beziehungen am 25. April 1943 hatte 
abbrechen lassen (vgl. 26. April 1943) und auch nach der Ermor¬ 
dung General Sikorskis (vgl. 5. Juli 1943) nicht wieder aufneh- 
men ließ (vgl. 1. Dezember 1943), ist politisch bedeutungslos ge¬ 
worden. 1 

8. Januar 1945 

Die an der gescheiterten Ardennenoffensive beteiligten deutschen 
Streitkräfte erhalten den Befehl zum Rückzug und können ge¬ 
rade noch eine Zangenbewegung der alliierten Invasionstruppen 
zu ihrer Einkesselung verhindern. Nachdem eine neue deutsche 
Westfrontlinie gebildet ist, werden die kampfkräftigsten Divi¬ 
sionen an die Ostfront verlegt. 3 

12.Januar 1945 

Der sowjetrussische Großangriff beginnt. Stellenweise stehen die 
Sowjets den deutschen Verteidigungstruppen mit zwanzigfacher 
Überlegenheit gegenüber. Am raschesten kommt Marschall Schu- 
kow von Warschau aus voran. Bis Mitte März wird die Oder er¬ 
reicht sein. 3 

20. Januar 1945 

In Moskau unterzeichnen Marschall Woroschilow im Namen der 
Alliierten, also auch der USA und Großbritanniens, und Ver¬ 
treter der neuen ungarischen Regierung Dalnok/Farago, die ge¬ 
gen die Regierung Franz Szalassis gebildet wurde, einen von Ad¬ 
miral Horthy bereits seit 1944 geplanten Waffenstillstandsver¬ 
trag, in dem sich Ungarn verpflichtet, Deutschland den Krieg zu 
erklären, die in Ungarn stehenden deutschen Truppen zu ent¬ 
waffnen und als Kriegsgefangene zu behandeln. Artikel 2 stellt 
die Grenze zur Tschechoslowakei vom 31. Dezember 1937 wie¬ 
der her, Artikel 13 des Vertrages hebt den 1. und 2. Wiener 
Schiedsspruch (vgl. 2. November 1938 und 30. August 1940) auf. 4 
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30. Januar 1945 

Im Rahmen der seit 1943 planmäßig vom Chef der lend/lease- 
Administration, Harry Hopkins im Weißen Haus in Washington 
(vgl. 11. März 1941, 30. Juli 1941), im ständigen Einvernehmen 
mit Roosevelt an die Sowjetunion ausgelieferten Pläne und Ma¬ 
terialien zum Aufbau einer eigenen sowjetrussischen Atomenergie- 
und Atombombenproduktion werden nunmehr auch Thorium¬ 
nitrate in die UdSSR verschifft, und zwar 11912 lbs. auf der 
„S. S. John Fremont“ ab Philadelphia (vgl. auch 8. Januar 1944 
und im Anmerkungsteil 1944, Anm. Nr. I). 5 

31. Januar 1945 

Der amerikanische Oberbefehlshaber im Pazifikraum, General 
MacArthur, leitet ein offizielles, an ihn gerichtetes japanisches 
Kapitulationsangebot nach Washington weiter und empfiehlt 
nachdrücklich die sofortige Aufnahme von Waffenstillstandsver¬ 
handlungen. Das japanische Angebot enthält im wesentlichen 
die gleichen Bedingungen, die von den Alliierten acht Monate 
später Japan zugestanden werden: Kapitulation aller japanischen 
Streitkräfte, Übergabe aller Waffen- und Munitionsvorräte, Be¬ 
setzung der japanischen Inseln, Abzug aus der Mandschurei, 
Korea und Formosa. Roosevelt geht auf das Angebot nicht ein, 
sondern bemerkt, MacArthur sei zwar „unser größter General 
aber unser armseligster Politiker“. Doch gelangt eine Kopie des 
von MacArthur übermittelten und befürworteten japanischen 
Kapitulationsangebotes an Walter Trohan und wird von diesem 
am 19. August 1945 im vollen Wortlaut in Chicago Tribüne so¬ 
wie im Washington Times Herald veröffentlicht werden. General 
MacArthur selbst wird die Echtheit des Dokuments 1951 bestä¬ 
tigen. Es steht fest, daß Truman dieses wie die anderen japa¬ 
nischen Kapitulationsangebote bekannt ist, wenn er am 25. Juli 
in Berlin-Babelsberg den Abwurf der Atombomben über japa¬ 
nischen Städten genehmigen wird (vgl. 18. Juli 1945, 26. Juli 
1945, 6. und 9. August 1945). 6 

2. Februar 1945 

Auf der Reise zur Jalta-Konferenz (vgl. 4. bis 11. Februar 1945) 
treffen Roosevelt und Churchill zusammen. Churchill drängt bei 
dieser Gelegenheit, eine deutsche Kapitulation in Italien müsse 
dazu ausgenutzt werden, einen möglichst großen Teil Öster¬ 
reichs zu besetzen, „da es nicht wünschenswert sei, die Russen 
tiefer als unbedingt nötig in Mitteleuropa eindringen zu lassen“. 
Offenbar schwebt Churchill noch die traditionelle Politik des 
Gleichgewichts der Kräfte auf dem europäischen Kontinent vor, 
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während es inzwischen schon seit langer Zeit um ein ganz an¬ 
deres „Gleichgewicht der Kräfte“ geht und Churchills Gesprächs¬ 
partner Roosevelt auf der Seite eines roten Asien steht. 7 

4. — 11. Februar 1945 

In Jalta auf der Halbinsel Krim treffen Stalin, Roosevelt und 
Churchill zusammen. Die beiden ersteren überspielen den letz¬ 
teren. Die entscheidende Vereinbarung ist der Kriegseintritt der 
UdSSR in den Krieg gegen Japan zwei bis drei Monate nach der 
Kapitulation Deutschlands sowie der Anteil an der Beute, den 
Rußland für diesen Kriegseintritt in letzter Stunde, lange nach 
wiederholten japanischen Erklärungen seiner Kapitulationsbe¬ 
reitschaft (vgl. 31. Januar 1946) erhalten soll: der südliche Teil 
Sachalins, die Kurilen, Vorrechte der Sowjets in Dairen und 
Pacht von Port Arthur. Tschiang Kai-schek soll erst nach der 
Konferenz zur Zustimmung zu u. a. sowjetischem Mitsprache¬ 
recht bei der Verfügung über die chinesische Ost- und mandschu¬ 
rische Eisenbahn durch Roosevelt veranlaßt werden. Außerdem 
einigt man sich über die vollständige Entwaffnung, Demilitari- 
sierung und Zerstückelung Deutschlands, Beteiligung Frankreichs 
an der Besetzung Deutschlands sowie am geplanten Alliierten 
Kontrollrat über Deutschland, ein Protokoll über die von 
Deutschland zu leistenden Reparationen sowie Zulassung der 
Ukraine und Weißrußlands als Einzelmitglieder der Vereinten 
Nationen. 8 

12.Februar 1945 

Zum Abschluß der Konferenz von Jalta (siehe oben) unter¬ 
zeichnen Stalin, Roosevelt und Churchill (außer dem Geheim¬ 
abkommen über den Kriegseintritt Rußlands gegen Japan und 
seine Bedingungen) eine gemeinsame öffentliche Erklärung, die 
sich (in Ziffer 2) besonders ausführlich mit den in Deutschland 
nach der Kapitulation zu ergreifenden Maßnahmen befaßt, im 
übrigen die Ergebnisse der Konferenz zusammenfaßt und für 
Polen und Jugoslawien provisorische Regierungen vorsieht, die 
aus den von der UdSSR bereits dort eingesetzten Regierungen 
und Mitgliedern der Londoner Exilregierungen gemischt sein 
sollen. Außerdem wird der Zusammentritt der Vereinten Na¬ 
tionen in San Francisco zur Festlegung einer Gründungscharta 
angekündigt. 0 

Am gleichen Tage noch trifft General Marshall auf der Rück¬ 
reise von Jalta in Florenz mit General Anders zusammen, dem 
Befehlshaber der in Italien auf seiten der Alliierten kämpfenden 
polnischen Streitkräfte. Marshall lehnt es ab, Anders Mitteilung 
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von den in Jalta gefaßten Beschlüssen über Polen zu machen und 
bemerkt abschließend: „Wir marschieren weiter mit Sowjetruß¬ 
land; was danach kommt, weiß Gott allein.“ General Marshall 
weiß auch, was danach kommen wird. Immerhin gehörte er zu 
den Eingeweihten und Mitschuldigen von Pearl Harbor (vgl. 
7. Dezember 1941) und wird noch im gleichen Jahre 1945 seinen 
Beitrag dazu leisten, China dem Kommunismus auszuliefern 
(vgl. 15. Dezember 1945). 10 

13./14. Februar 1945 

Auf Befehl Churchills selbst verwandeln britische und amerika¬ 
nische Bombengeschwader die Stadt Dresden in zwei Tagen und 
Nächten in einen Schutthaufen. Die Stadt hat keinerlei militä¬ 
rische Bedeutung, daher auch keine ausreichenden Luftschutz¬ 
einrichtungen, ist aber zu diesem Zeitpunkt mit Flüchtlingen aus 
Ostdeutschland verstopft, die sich nirgends vor den Spreng- und 
Phosphorbomben retten können. Abgeworfene Flugblätter for¬ 
dern die Bevölkerung auf, sich auf die Elbwiesen außerhalb der 
Stadt zu retten. Dort wie auch im Großen Garten werden sie 
dann von Jagdbombern mit Bordwaffen zusammengeschossen. 
Die Zahl der Toten von Dresden wird auf mindestens 135 000 
geschätzt, die der Obdachlosen auf 450 000. Letztere Schätzung 
stammt von Lindemann persönlich, der die Ergebnisse seines 
Planes genau überwacht. 11 

3. März 1945 

Vertreter von zwanzig amerikanischen Republiken (zunächst 
noch ohne Argentinien) unterzeichnen zum Abschluß ihrer Kon¬ 
ferenz, die am 21. Februar 1945 auf Schloß Chapultepec bei 
Mexiko-City vom mexikanischen Außenminister Padilla eröff¬ 
net wurde, ein Protokoll, das faktisch einem lockeren und un¬ 
verbindlichen Beistandspakt nahekommt und in dem die USA 
wieder einmal ihre tatsächlich bestehende Vorherrschaft hinter 
der sogenannten „amerikanischen Solidarität“ zu verstecken 
suchen. Drei Viertel des Protokolls bestehen aus wohlklingenden 
Phrasen. Bedeutsame politische Auswirkungen wird es nicht 
haben. 12 

22. März 1945 

In Kairo konstituiert sich, nach einer vorbereitenden Konferenz 
in Alexandrien im Herbst 1944, die Arabische Liga. Gründungs¬ 
mitglieder und in Kairo vertreten sind Ägypten, der Irak, der 
Jemen, der Libanon, Saudiarabien, Syrien und Transjordanien. 
Die unter französischem Einfluß stehenden nordwestafrikanischen 
Maghrebstaaten sind nicht vertreten. Erklärtes Ziel der Liga ist 
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vor allem die gegenseitige Unterstützung bei der Wahrung und 
Festigung der Unabhängigkeit und Souveränität der einzelnen 
Länder sowie eine enge Zusammenarbeit auf finanz- und wirt¬ 
schaftspolitischem, verkehrstechnischem, konsularischem, sozialem 
und gesundheitspolitischem Gebiet. Palästina wird durch einen 
arabischen Vertreter an der Arbeit der Liga beteiligt sein. 13 

5. April 1945 

Stalin läßt den Neutralitätspakt der UdSSR mit Japan vom 
13. April 1941 (vgl. dort) kündigen. Zwar soll der Vertrag noch 
ein Jahr nach Kündigung in Kraft bleiben, doch weiß Stalin be¬ 
reits seit Teheran (vgl. 27. November bis 1. Dezember 1943), 
daß er diese Frist nicht einhalten wird. 11 

8. April 1945 

In Kirchstetten (Niederösterreich) nimmt sich der bedeutende 
deutsch-österreichische Lyriker Josef Weinheber das Leben, da 
er voraussieht, was sich nach der deutschen Niederlage abspielen 
wird, und das nicht mehr erleben will. Sein Freitod wird hier 
stellvertretend für den Entschluß einer großen Zahl von geistig 
und menschlich bedeutenden Persönlichkeiten in ganz Europa 
gewürdigt, die ebenfalls freiwillig aus dem Leben scheiden, weil 
sie in einer von fremdem Geist beherrschten Atmosphäre nicht 
leben wollen. Sie alle wissen, daß nicht die „Nazi-Herrschaft“ 
zu Ende geht, sondern mehr als drei Jahrtausende europäischer 
Kultur und Zivilisation. Zu ihnen gehören auch jene französi¬ 
schen Soldaten, die bis zur letzten Stunde Berlin verteidigen 
und dort kämpfend untergehen werden. Von den Überlebenden 
werden nur sehr wenige erkennen, was sich eigentlich im Jahre 
1945 ereignet und entschieden hat. 

9. April 1945 

Die Stadt Königsberg fällt in russische Hand, nachdem ringsum 
ganz Ostpreußen bereits seit acht Wochen von russischen Streit¬ 
kräften besetzt ist. Die Bevölkerung erleidet ein grausames 
Schicksal. Ein großer Teil wird umgebracht. Tausende versuchen 
über die vereisten Straßen zu fliehen. Flüchtlingstrecks werden 
von russischen Panzern buchstäblich niedergewalzt. 15 

11. April 1945 

In Moskau unterzeichnen Molotow und Tito (Jossip Broz), seit 
Februar 1945 Ministerpräsident der Volksrepublik Jugoslawien, 
einen Freundschafts- und Beistandspakt. § 1: Fortsetzung des 
Krieges gegen Deutschland mit vereinten Kräften. § 2: Verspre¬ 
chen gegenseitigen Beistands, falls Deutschland oder ein mit die- 
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sem verbündeter Staat nach dem Kriege erneut einen der beiden 
Vertragspartner angreifen sollte. — Von dieser wenig realisti¬ 
schen Befürchtung wird zu jener Zeit eine ganze Serie von Bünd¬ 
nisverträgen diktiert. 1 “ 

12. April 1945 

Am Vormittag seines Todestages entwirft Präsident Roosevelt in 
Warm Springs ein Antworttelegramm an Churchill, der bei ihm 
angefragt hat, was er dem britischen Unterhaus angesichts der 
sich rasch verschlechternden politischen Situation in Polen sagen 
solle. Roosevelt schreibt Churchill — es ist seine letzte politische 
Äußerung: „Ich würde das Sowjetproblem ganz allgemein so un¬ 
bedeutend wie möglich darstellen, da diese Probleme anscheinend 
jeden Tag in dieser oder jener Form entstehen, meistens aber bald 
wieder von allein in Ordnung kommen.“ 17 

Am Nachmittag dieses 12. April stirbt Frank Delano Roosevelt 
in Warm Springs an einem Herzschlag, einen Monat nach Antritt 
seiner vierten Amtsperiode. Der Vizepräsident, der nach der ame¬ 
rikanischen Verfassung für den Rest der Amtsperiode die Nach¬ 
folge anzutreten hat, ist — ebenfalls seit einem Monat — Harry 
S. Truman (vgl. 20. Juli 1944, 7. November 1944). Er ist weder 
in die eigentlichen Rooseveltschen Kriegsziele noch in die teils 
schwer durchschaubaren Einzelheiten der nordamerikanischen 
Außenpolitik, noch in das (ausgenommen für die Sowjets) streng 
geheime Manhattan-(Atombomben-)Projekt von Oak Ridge ein¬ 
geweiht, muß in größter Eile noch am gleichen Tage über das 
Wichtigste informiert werden und ist daher vollkommen von 
seinen Beratern und Staatssekretären (Ministern) abhängig (vgl. 
Anfang Mai 1945). 18 

21. April 1945 

In Moskau unterzeichnen Stalin persönlich und als Vertreter des 
von Rußland anerkannten „Lubliner Komitees“ (vgl. 5. Januar 
1945) Edward Osöbka-Morawski einen sowjetrussisch-polni¬ 
schen Bündnisvertrag, dessen Hauptzweck es ist, die westlichen 
Alliierten der Sowjetunion hinsichtlich Polens vor vollendeteTat- 
sachen zu stellen. Artikel 1: Gemeinsame Anstrengungen, den 
Krieg gegen Deutschland siegreich zu beenden. Dazu kann das 
Lubliner Komitee gewiß kaum etwas beitragen. In Artikel 2 
kommt Stalins Zynismus deutlich zum Ausdruck: „Wahrung der 
Souveränität und Unabhängigkeit, Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten“. Artikel 4 trägt wiederum der Befürchtung 
Rechnung, Deutschland könne nach dem Kriege nochmals angrei¬ 
fen. 19 


27. April 1945 

Zwei Wochen nach der Einnahme Wiens durch Truppen der Ro¬ 
ten Armee setzen die Sowjets, ohne zuvor ihre westlichen Ver¬ 
bündeten zu konsultieren, eine provisorische österreichische Re¬ 
gierung unter dem Vorsitz von Dr. Karl Renner ein und machen 
die Zulassung einer amerikanischen und einer britischen Mission 
davon abhängig, daß man sich zuvor über die Einteilung der Be¬ 
satzungszonen in Österreich und über den Kontrollapparat in 
Wien einig werde (vgl. 4. Juli 1945). 20 

28.729. April 1945 

Benito Mussolini, zuletzt Staatschef der norditalienischen „So¬ 
zialrepublik“ mit Sitz in Salo am Gardasee, versucht eine Woche 
nach dem Zusammenbruch der deutschen Frontlinie am südlichen 
Alpenrand mit einer deutschen motorisierten Einheit die Schweiz 
zu erreichen. Er wird bei einer Kontrolle durch kommunistische 
Partisanen unmittelbar vor der Schweizer Grenze bei Como am 
Corner See erkannt, verhaftet und erschossen, der italienische 
Staatsschatz (ca. 90 Millionen US-Dollar) sowie Mussolinis Pri¬ 
vatvermögen, die er mit sich führte, gestohlen und nie wieder 
aufgefunden. Der Leichnam Mussolinis wird nach Mailand ge¬ 
schafft und dort mit dem Kopf nach unten zur Volksbelustigung 
an einer Garage aufgehängt. Hitler erfährt noch davon, unmittel¬ 
bar vor seinem Tode. Am Tage nach der Ermordung Mussolinis 
unterzeichnen SS-Obergruppenführer Wolff und Generaloberst 
von Vietinghoff in Caserta einen weder von Eisenhower noch 
von Hitler genehmigten Sonderwaffenstillstand für die deutsche 
Südfront. — Die Zahl der von den kommunistischen Partisanen 
1944/45 umgebrachten Italiener wird auf 200 000 bis 300 000 ge¬ 
schätzt. 21 

1. Mai 1945 

In seinem letzten Befehlsstand, im Bunker unter der Berliner 
Reichskanzlei, nimmt Hitler sich das Leben. Die Auffassung, er 
habe sich damit der Justiz, bzw. der Verantwortung entzogen, 
löst die sachliche Frage aus: welcher „Justiz“?, der Verantwor¬ 
tung gegenüber wem? Dem deutschen Volke wäre keine Gelegen¬ 
heit gegeben worden, Hitler zur Verantwortung zu ziehen, wäre 
er lebend in die Hände der Russen gefallen, die am Tage nah 
seinem Tode ganz Berlin besetzen. Einzig und allein aber dem 
deutschen Volke ist Hitler verantwortlich. Die von ihm ange- 
ordnete Verbrennung seiner Leihe gelingt nur unvollkommen. 
Die Russen finden und identifizieren den halbverbrannten Leich¬ 
nam. — Vor seinem Tode hat Hitler Göring und Himmler aller 
Ämter enthoben, ein Testament verfaßt, das in der Brandmar- 
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kung des internationalen Judentums als des Todfeindes aller 
freien Völker gipfelt, und Großadmiral Dönitz als seinen Nach¬ 
folger zum Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches bestimmt. Dö¬ 
nitz erhält durch Funkspruch von Bormann von seiner Ernennung 
Kenntnis, nimmt sie an und nimmt Schwerin-Krosigk und Albert 
Speer in seine Regierung auf. Sein gesamtes Bemühen ist darauf 
gerichtet, so viele deutsche Truppenteile und Zivilbevölkerung 
wie irgend möglich dem Zugriff der Sowjetrussen zu entziehen. 
Genau das sucht Eisenhower im Geiste Roosevelts zu verhin¬ 
dern. 22 

Anfang Mai 1945 

Der ehemalige Präsident der USA, Herbert Hoover, hat Mittei¬ 
lungen über die wiederholten japanischen Kapitulationsangebote 
erhalten, sucht Truman in Washington auf und drängt ihn, die 
Kapitulation anzunehmen und den Krieg zu beenden. Truman 
erwidert, er sei mit der Tatsache der dringenden japanischen Frie¬ 
denswünsche, der mangelnden Notwendigkeit weiterer militäri¬ 
scher Unternehmungen und der günstigen Voraussetzungen für 
einen sofort abzuschließenden Frieden durchaus vertraut, aber 
er sei „ein Neuling in seinem Amt und fühle sich der furchtbaren 
Aufgabe nicht gewachsen, der Kriegslüsternheit Staatssekretär 
Stimsons und der Beamten im Pentagon Einhalt zu gebieten, die 
entschlossen seien, den Krieg bis zum bitteren Ende fortzuset¬ 
zen.“ Die Wahrheit enthielt Truman seinem Besucher Hoover 
vor, daß nämlich zunächst noch die Atombomben über Japan 
abgeworfen werden und Sowjetrußland Gelegenheit gegeben 
werden solle, in letzter Stunde am Kriege gegen Japan teilzu¬ 
nehmen. Davon wußte Herbert Hoover nichts. 22 

7./8. Mai 1945 

Nach einer Teilkapitulation der deutschen Westfront im Haupt¬ 
quartier Feldmarschall Montgomerys bei Lüneburg am 4. Mai 
unterzeichnen Jodl und Friedeburg am 7. Mai im Hauptquartier 
Eisenhowers in Reims die Gesamtkapitulation aller deutschen 
Streitkräfte. Auf Verlangen Sowjetrußlands wird dieser Akt tags 
darauf in Berlin-Karlshorst wiederholt. Diesmal unterzeichnen 
Keitel, Friedeburg, Stumpft deutscherseits und Schukow für das 
Oberkommando der Roten Armee. Völkerrechtlich bedeutet das: 
die Anerkennung der Regierung Dönitz durch die Siegermächte, 
da Jodl und Keitel durch Dönitz zur Unterschrift bevollmächtigt 
sind, sowie den Fortbestand des Deutschen Reiches zumindest bis 
zu einem Friedensvertrag, da nicht das Reich, sondern die Wehr¬ 
macht kapituliert. An diesem völkerrechtlichen Sachverhalt wer¬ 
den auch die Nürnberger Schauprozesse und der sogenannte 
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Deutschlandvertrag zwischen den Westmächten und Westdeutsch¬ 
land nichts ändern. Doch wird nur der Vatikan diesem Sachver¬ 
halt Rechnung tragen. 24 

Die spanische Regierung Franco bricht am Tage der Kapitula¬ 
tion der deutschen Wehrmacht die diplomatischen Beziehungen 
zu Deutschland ab. 

10. Mai 1945 

In Flensburg-Mürwik, dem Sitz der deutschen Reichsregierung 
unter Großadmiral Dönitz trifft eine alliierte Kontrollkommis¬ 
sion zur Überwachung des Waffenstillstandes ein. Vorsitzende 
der Kommission sind der amerikanische General Rooks, der bri¬ 
tische Brigadegeneral Ford und — eine Woche später eintreffend 
— der russische General Truschkow. Die Amtsaufnahme dieser 
alliierten Kommission in Flensburg bestätigt die Anerkennung 
der deutschen Reichsregierung Dönitz durch die Siegermächte. 25 

Am selben Tage, dem 10. Mai 1945, billigt der amerikanische 
Präsident Truman die am 26. April vom Gemeinsamen Stab des 
Alliierten Oberkommandos (Joint Chief Staff) ausgearbeitete Di¬ 
rektive 1067/6 über die im besiegten Deutschland zu ergreifenden 
Maßnahmen. Diese Direktive enthält die wesentlichen Vorschlä¬ 
ge des Morgenthauplanes (vgl. 15. September 1944, 3. Oktober 
1944) und wird zwei Jahre lang der Militärregierung als Richt¬ 
linie dienen. 2 " 

21. Mai 1945 

Nikita Chrutschschow, Erster Sekretär der Ukrainischen Kom¬ 
munistischen Partei und gleichzeitig Vorsitzender des Ukraini¬ 
schen Rates der Volkskommissare, also Regierungschef der zweit¬ 
größten Sowjetrepublik mit mehr als ein Fünftel der Bevölke¬ 
rung der UdSSR, erhält, im Range eines Generalleutnants der 
Roten Armee die höchste militärische Auszeichnung, den Suwo- 
row-Orden erster Klasse und zugleich auch den Orden des Va¬ 
terlandes erster Klasse. Der Suworow-Orden wird ihm für die 
Organisation der Partisanenbewegung in der Ukraine verliehen, 
der Orden des Vaterlandes für die „erfolgreiche Getreideversor¬ 
gung im Jahre 1944“. Lazar Kaganowitsch in Moskau hat An¬ 
laß zu Überlegungen, ob sein gelehriger Schüler nicht zu viel 
Macht und Einfluß in seinen Händen vereint. 27 

23. Mai 1945 

In einem britischen Gefangenensammellager in der Lüneburger 
Heide findet der Reichsführer SS, Heinrich Himmler, den Tod. 
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Es gibt darüber zwei sich widersprechende Versionen. Nach der 
einen hat er Gift genommen, nach der anderen ist er erschossen 
worden. Ein veröffentlichtes Lichtbild des Toten zeigt die Ge¬ 
sichtszüge ohne Entstellung oder Verzerrung. Fest steht, daß zu¬ 
vor Dönitz in Flensburg-Mürwik entschieden abgelehnt hat, 
Himmler ein Amt oder einen Auftrag der Reichsregierung zu ge¬ 
ben, und daß Himmler dann freiwillig unter verändertem Na¬ 
men mit seinem Adjutanten Werner Grothmann in das erwähnte 
Lager ging und dort kurz darauf erkannt wurde. Der Ort, an 
dem der Tote begraben wird, wird geheimgehalten. 


DEUTSCHLAND 

REGIERUNG 

DÖNITZ 

ALLIIERTE 


Am selben Tage fordert die Kontrollkommission der Alliierten 
in Flensburg (vgl. 10. Mai 1945) Dönitz, Jodl und von Friede¬ 
burg auf, vor ihr zu erscheinen. General Rooks teilt den Vorge¬ 
ladenen mit, das Hauptquartier der Alliierten habe befohlen, 
alle Mitglieder der Reichsregierung und des Oberkommandos der 
Wehrmacht zu verhaften, sie hätten sich somit ab sofort als Ge¬ 
fangene zu betrachten. Gleichzeitig überfällt eine britische Ein¬ 
heit den Regierungssitz in Mürwik und führt das gesamte dort 
beschäftigte Personal, Offiziere und Stenotypistinnen, unter 
nicht wiederzugebenden Begleitumständen in Gefangenschaft. 
Natürlich ändert auch dieser Gewaltakt nichts am völkerrecht¬ 
lichen Fortbestand des Deutschen Reiches. 2 ® 
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27 . Mai 1945 

Auf Vorschlag Charles Böhlens und Harrimans hat sich Harry 
Hopkins trotz fortschreitender Krankheit bereit erklärt, um die 
offenbar zum Scheitern verurteilte UNO-Konferenz von San 
Francisco zu retten, noch einmal nach Moskau zu fliegen, ist dort 
am 25. Mai angekommen und hat am 26. die erste Sitzung im 
Kreml mit Stalin, Molotow, Pawlow, Harriman und Bohlen ge¬ 
habt. Bei der 2. Sitzung am 27. Mai abends beschwert sich Stalin 
über die abrupte Art und Weise, in der die lend/lease-Lieferun- 
gen (nach der Kapitulation der deutschen Streitkräfte) einge¬ 
schränkt worden seien. Hopkins erinnert daran, daß das ameri¬ 
kanische lend/lease-Gesetz nur Lieferungen von reinem Kriegs¬ 
bedarf zulasse und von seiten der US-Regierung doch „liberal“ 
(Stresau, der Übersetzer der deutschen Ausgabe von Sherwood, 
Roosevelt und Hopkins, übersetzt: „in großzügigem Sinne“) aus¬ 
gelegt worden sei, daß man auch „Nahrungsmittel und andere 
nicht militärische Artikel “ gesandt habe. Alle Anwesenden wis¬ 
sen, daß damit auch viele Tonnen von Spionagematerial bis hin 
zu Uran und allen anderen zum Bau von Atommeilern notwen¬ 
digen Materialien gemeint sind. Stalin antwortet, das sei richtig, 
beschwert sich aber dennoch nochmals über die plötzliche Kür- 
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zung der Lieferungen ohne vorherige Ankündigung. Die Sowjet¬ 
regierung habe die Absicht gehabt, ihrer Dankbarkeit für die 
amerikanische Pacht- und Leihhilfe (lend/lease) entsprechenden 
Ausdruck zu geben, aber die Art und Weise, in der man das Pro¬ 
gramm nun gestoppt habe, mache das unmöglich. Der Gesamt¬ 
wert des amerikanischen kostenlos gelieferten lend/lease-Mate- 
rials von 1942 bis 1945 allein für die UdSSR beläuft sich nach 
den russischen Listen auf 9,6 Milliarden US-Dollar, davon 51 
Prozent für nichtmilitärische Güter, deren Lieferung also durch 
das Gesetz vom 11. März 1941 nicht gedeckt war. 29 

5.Juni 1945 

In Berlin unterzeichnen die Oberbefehlshaber der vier alliierten 
Besatzungsmächte, Schukow, Eisenhower, Montgomery und De 
Lattre de Tassigny, eine gemeinsame Erklärung, mit der sie — 
völkerrechtswidrig —die Regierungsgewalt in Deutschland über¬ 
nehmen, Forderungen anmelden, Maßnahmen ankündigen, ei¬ 
nen Alliierten Kontrollrat einsetzen, dessen Funktionen festlegen 
und endlich die Teilung Deutschlands in vier Besatzungszonen 
sowie deren Abgrenzung bestimmen. 30 

20. Juni 1945 

Zwei Monate nach dem Zusammenbruch der letzten deutschen 
Italienfront und nach der Ermordung Mussolinis (vgl. 28. April 
1945) wird die italienische Regierung Bononi von einer neuen 
Regierung unter dem Partisanenführer Parri abgelöst. Außen¬ 
minister im Kabinett Parri wird de Gasperi. 

26. Juni 1945 

Die Konferenz in San Francisco, die bereits seit dem 25. April 
1945 tagt, zunächst aber daran zu scheitern drohte, daß Stalin 
die Teilnahme der UdSSR verweigerte, um seinen Willen in der 
Polenfrage durchzusetzen (vgl. 27. Mai 1945), findet ihren Ab¬ 
schluß mit der Unterzeichnung der UN-Charta durch die Vertre¬ 
ter von zunächst 51 Nationen. Die Charta sieht (Artikel 53 und 
107) die Möglichkeit vor, jederzeit gewaltsam gegen einen der 
Gegner der Alliierten aus dem Zweiten Weltkrieg vorzugehen. 31 

28.Juni 1945 

Gemäß dem Kompromiß in der Zusammensetzung der polnischen 
Regierung, den Harry Hopkins in Moskau (vgl. 27. Mai 1945) 
aushandelte, werden nunmehr einige Mitglieder der polnischen 
Exilregierung aus London nachträglich in das Warschauer Mos¬ 
kau-hörige Kabinett (vgl. 21. April 1945) aufgenommen, so z. B. 
Mikolajczyk, der in London als Nachfolger des ermordeten Si- 
korski (vgl. 5. Juli 1943) Ministerpräsident der Exilregierung 
war, in Warschau als Landwirtschaftsminister. 32 
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29.Juni 1945 

Nachdem Benesch das künftige Schicksal der Tschechoslowakei be¬ 
reits seit Januar 1945 bewußt in die Hände Stalins gelegt hat, 
unterzeichnen Fierlinger und Clementis in Moskau ein Abkom¬ 
men, in dem sie zugunsten der UdSSR auf das Gebiet der Kar- 
pato-Ukraine verzichten. Die Möglichkeit eines Bevölkerungs¬ 
austausches wird vorgesehen. 33 

4. Juli 1945 

Unter dem Druck der Sowjets (vgl. 27. April 1945) „einigen“ 
sich die vier Alliierten Frankreich, Großbritannien, USA und 
UdSSR über die künftige Unabhängigkeit Österreichs, die Er¬ 
richtung eines Alliierten Rates sowie eines Exekutivkomitees, die 
alsbaldige Errichtung einer österreichischen Zentralverwaltung 
und Vorbereitung der Einsetzung einer freigewählten österreichi¬ 
schen Regierung. Die Stadt Wien soll von den vier Mächten ge¬ 
meinsam verwaltet werden. 31 

16. Juli 1945 

Die langjährige Vorbereitung im Manhattan Engineering Di- 
strict von Oak Ridge (USA) zeitigt mit der Zündung der ersten 
von Kernspaltungsenergie hervorgerufenen Bombenexplosion bei 
Alamogordo (New Mexiko) den erwarteten Erfolg. Nunmehr 
bestehen Stimson und Marshall auf den militärischen Einsatz wei¬ 
terer atomarer Sprengkörper in Japan, da Deutschland bereits 
kapituliert hat, und senden entsprechende Berichte an Präsident 
Truman, der sich bereits in Berlin befindet, um an der Potsdamer 
Konferenz teilzunehmen. 35 

17. Juli bis 2. August 1945 

Stalin, Truman und Churchill mit ihren Außenministern und 
Stäben treten im Neuen Palais in Potsdam zu einer Konferenz 
zusammen. Auf Grund des Wahlergebnisses in Großbritannien 
werden Churchill und Eden nach dem 25. Juli durch Attlee und 
Bevin abgelöst. Bei Beginn der Konferenz haben die Sowjetrus¬ 
sen in dem von ihren Truppen besetzten Gebiet weitgehend be¬ 
reits vollendete Tatsachen geschaffen. Auch die Vertreibung der 
deutschen Bevölkerung aus Ostpreußen, Schlesien, dem Sudeten¬ 
land sowie den übrigen Landesteilen östlich der Oder-Neiße- 
Linie hat zum großen Teil schon stattgefunden oder ist noch 
im vollen Gange. Infolgedessen bleiben alle Beschlüsse der Kon¬ 
ferenz, die darauf hinauslaufen, daß „die endgültige Festlegung 
. . . bis zur Friedenskonferenz zurückgestellt werden soll“ rein 
theoretischer Natur. Tatsächlich geschieht in fast allen Angele- 
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genheiten, über die in Potsdam verhandelt wird, wie schon in Jal¬ 
ta, das, was Stalin und Molotow wollen. Einige der „Berater“ des 
gänzlich unerfahrenen Truman arbeiten offensichtlich im Inter¬ 
esse, wenn nicht sogar im Dienste Sowjetrußlands. Gegen diese 
Front können sich auch die wechselnden Vertreter Großbritan¬ 
niens, selbst wenn sie es versuchen, nicht durchsetzen. Sie werden 
überspielt. Es zeigt sich nun, daß der einzige wirkliche Sieger 
des Zweiten Weltkrieges die UdSSR ist. 3 “ 

18. Juli 1945 

Bei einem Gespräch Trumans mit Stalin in dessen Quartier in 
Berlin-Babelsberg am Tage nach der ersten Vollsitzung der Pots¬ 
damer Konferenz übergibt Stalin Truman die Kopie eines Schrei¬ 
bens des japanischen Botschafters in Moskau, Sato, mit einer Bot¬ 
schaft des Kaisers Hirohito, in der um Empfang des Fürsten Ko- 
noye im Kreml zwecks Vermittlung eines erneuten japanischen 
Kapitulationsangebotes (vgl. 31. Januar 1945) nachgesucht wird. 
Truman schlägt vor zu antworten, der Zweck der Mission Ko- 
noyes sei unklar. Stalin läßt noch am gleichen Tage in diesem 
Sinne antworten. Es ist — aus bekannten Gründen — alles auf 
Zeitgewinn angelegt. Zeugen des Gespräches sind Molotow, 
Byrnes und Charles Bohlen, der sich Notizen macht und diese 
später (1960) näher ausführen wird. 37 

Am selben Tage gibt das State Department (Außenministerium) 
der USA wahrheitswidrig bekannt, es habe keinerlei Kapitula¬ 
tionsangebote Japans über Moskau oder auf anderem Wege er¬ 
halten. Tatsächlich liegen vier Angebote vor: das erste über Mac- 
Arthur vom 31. Januar 1945 (vgl. dort), das zweite über Schwe¬ 
den, das dritte über die Schweiz und das vierte über Moskau 
mit der Botschaft des Kaisers selbst und der Ankündigung der 
Mission des Fürsten Konoye. Man ignoriert sie alle aus den ge¬ 
nannten Gründen. Erst sollen noch die Atombomben geworfen 
werden und Rußland in den Krieg eintreten. 38 

24. Juli 1945 

Als Truman Stalin anläßlich der Potsdamer Konferenz Mittei¬ 
lung von der nunmehr einsatzfähigen Atombombe macht, zeigt 
sich letzterer gänzlich unbeeindruckt. Er freue sich, sagt er nur, 
davon zu hören und hoffe, man werde sie verwenden. Stalin 
wußte von dem Bau dieser Bombe in allen Einzelheiten zwei 
Jahre bevor Truman nach Roosevelts Tod durch Stimson erstmals 
von dem Projekt erfuhr (vgl. auch 8. Januar 1944 und im An¬ 
merkungsteil 1944 Anm. Nr. I). 39 
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26 . Juli 1945 

Um die inzwischen fertiggestellten Atombomben über Japan 
noch abwerfen zu können und der UdSSR die vereinbarte Frist 
zum Eintritt in den Krieg gegen Japan zu geben, ignoriert die 
US-Regierung nicht nur die seit Januar 1945 eingeleiteten japa¬ 
nischen Friedensbemühungen (vgl. 18. Juli 1945), sondern rich¬ 
tet gemeinsam mit Großbritannien und China ein Ultimatum 
an Japan, das — genau wie am 26. November 1941 (vgl. dort) 
— so formuliert ist, daß keine japanische Regierung es annehmen 
kann. Der Ton, in dem die darin enthaltenen Drohungen allge¬ 
meiner Art gehalten sind, läßt jede Kenntnis diplomatischer Um¬ 
gangsformen vermissen und zeugt von erschreckender Primitivi¬ 
tät seitens der Verfasser. Zudem hat Truman bereits am Tage 
vor diesem Ultimatum seine schriftliche Zustimmung zum Abwurf 
der Atombomben „nach dem 3. August“ gegeben. Trotz drin¬ 
gender Vorstellungen von seiten Stimsons, Forrestals, McCloys 
und Grew’s, denText des Ultimatums zu ändern und die Absicht, 
eine völlig neuartige Waffe einzusetzen, sowie eine Darstellung 
von der Wirkung der Atombombe in den Text aufzunehmen, ge¬ 
schieht dies nicht. Japan erhält keinerlei Warnung vor dem Ab¬ 
wurf der Atombomben. Ebensowenig ist in dem Ultimatum da¬ 
von die Rede, daß die Alliierten Japan den Fortbestand des Kai¬ 
sertums und die Unantastbarkeit der Person des Kaisers zuzuge¬ 
stehen bereit sein könnten. Das Ultimatum soll eben für Japan 
unannehmbar sein und so wird dann auch die japanische Regie¬ 
rung am 28. Juli lediglich verlautbaren lassen, sie habe es zur 
Kenntnis genommen, wird sich aber gleichzeitig nochmals mit der 
Bitte um Vermittlung an Rußland wenden, ohne zu ahnen, daß 
Stalin schon seit Jalta fest zur Beteiligung am Kriege gegen Japan 
entschlossen ist. 40 

6. und 9. August 1945 

Mit Genehmigung Trumans (vgl. 26. Juli 1945) werden über der 
japanischen Stadt Hiroshima im südwestlichen Teil von Hondo 
und drei Tage später über Nagasaki an der Westküste von Kiu- 
schiu (Saikaido) Uran-Atombomben gezündet. Vor dem Start der 
Maschinen, die die Bomben absetzen, wird ein eigens für diesen 
Zweck verfaßtes Gebet gesprochen. In Hiroshima sind 70 150 
Menschen sofort tot, 139 830 sind darüber hinaus entweder so 
gründlich tot, daß sie keine auffindbaren Reste mehr hinterlas¬ 
sen, oder verwundet. Dazu werden in den folgenden Jahren etwa 
230 000 kommen, die nachträglich an Strahlungsschäden erkran¬ 
ken und zum großen Teil daran sterben. Die Zahlen in Nagasaki 
verhalten sich entsprechend. Der Abwurf dieser Bomben ent¬ 
spricht weder einer militärischen Notwendigkeit noch ist er di- 
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plomatisch nützlich. Es ist ein eindeutiger Fall von Völkermord 
(Genocid). Dr. Oppenheimer, der das Atomwaffeninstitut in 
Los Alamos aufgebaut hat, wird im Frühjahr 1954 anläßlich einer 
Untersuchung der Atomenergiekommission, in der man sich mit 
Oppenheimers Verbindungen zu kommunistischen Kreisen be¬ 
faßt, über Hiroshima sagen: „Wenn man auf etwas technisch 
ungemein Reizvolles stößt, dann besinnt man sich nicht lange, 
sondern führt es durch und erst, wenn die Sache technisch ein Er¬ 
folg war, überlegt man, was damit anzufangen wäre . . . Wir 
nahmen immer an, wenn man die Bombe brauchte, würde man 
sie einsetzen. Wir wollten, daß es geschah, ehe der Krieg vorüber 
war und keine Gelegenheit mehr dazu sein würde.“ Und bei 
anderer Gelegenheit äußerte Oppenheimer: „Hiroshima war na¬ 
türlich ein großer Erfolg . . Dr. Luis Alvarez vom Institut für 
Strahlungsforschung in Berkeley erklärte: „Das Labor wünschte 
eine Möglichkeit, die Wirksamkeit der Bombe über feindlichem 
Gebiet auszuprobieren.“ Darum also und Stalin zuliebe wurden 
die japanischen Kapitulationsangebote über ein halbes Jahr lang 
ignoriert, was natürlich nicht nur japanische, sondern auch zahl¬ 
reiche nordamerikanische Menschenleben kostete (vgl. 31. Januar 
1945, Anfang Mai 1945, 18. Juli 1945). 41 

8. August 1945 

Zwischen den beiden Atombombenwürfen auf Hiroshima und 
Nagasaki (siehe oben) erklärt die UdSSR Japan den Krieg, wie 
seit Monaten beabsichtigt, geplant und mit den westlichen Al¬ 
liierten vereinbart, obgleich der Neutralitätspakt zwischen den 
beiden Staaten russischerseit zwar gekündigt (vgl. 5. April 1945) 
aber noch nicht abgelaufen ist. 42 

Am gleichen Tage beschließen die in London seit dem 26. Juni 
versammelten Vertreter Frankreichs, Großbritanniens, der USA 
und der UdSSR im Aufträge ihrer Regierungen die Errichtung 
bzw. Einsetzung eines sogenannten „Internationalen Militär¬ 
gerichts“ (IMT). Das bedeutet: die Siegermächte des 2. Welt¬ 
krieges und das von ihnen als gleichberechtigt anerkannte Frank¬ 
reich beschließen, gegen die Besiegten eine Reihe von Schau¬ 
prozessen durchzuführen, ein völkerrechtlich nicht zu rechtfer¬ 
tigendes Beginnen ohne Beispiel in der Geschichte. Aber das Lon¬ 
doner Treffen hat vom ersten Tage an unter dem beherrschenden 
Einfluß der Sowjetrussen gestanden, und diese stützen ihre Vor¬ 
schläge bzw. Forderungen auf die Theorien des sowjetrussischen 
„Völkerrechtlers“ Trainin, für den 1.) das Urteil grundsätzlich 
schon vor Prozeßbeginn feststeht, 2.) die Tatsache, daß jemand 
gegen einen kommunistischen Staat gekämpft hat, einen Akt der 
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Konterrevolution und als solcher ein Verbrechen darstellt, das 
ohnehin nur mit dem Tode gesühnt werden kann. Die Vertreter 
der Westmächte lassen sich von dieser bolschewistischen „Rechts“- 
auffassung in London widerspruchslos überfahren, ein Phä¬ 
nomen, das einen weiten Ausblick in die zukünftige Entwicklung 
gestattet und denen Recht gibt, die sich entschlossen, das nicht 
mehr mitzuerleben (vgl. 8. April 1945). — Man einigt sich also 
in London über das Statut bzw. die „Charter“ des zu schaffen¬ 
den Tribunals und erfindet zwei neue „Verbrechen gegen das 
Völkerrecht“, die bisher, also auch zu dem Zeitpunkt, da sie 
„begangen“ wurden, unbekannt waren (Artikel 6): das „Ver- 
bredien gegen den Frieden“ und das „Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“. Der Zynismus, der in London die Atmosphäre 
beherrscht, wird insbesondere an der Tatsache deutlich erkennbar, 
daß die Siegermächte, die sich selbst zum „Richter“ aufwerfen, 
gerade diese beiden „Verbrechen“ gegen ein ad hoc neu definier¬ 
tes „Völkerrecht“ selbst im weitesten Umfang begangen haben 
und zum Teil gerade im Augenblick der Londoner Beratungen 
weiter begehen, z. B. Katyn, Dresden, Hiroshima, Nagasaki. Da 
man sich dieser Tatsache in London durchaus bewußt ist, be¬ 
schließt man vorsorglich, daß Kriegshandlungen der Alliierten 
in den geplanten Prozessen nicht zur Sprache kommen dürfen. 
Auch dieser Beschluß wird von dem Vertreter Sowjetrußlands, 
Nikitschenko, angeregt und durchgesetzt. 4 ''’ 

14. August 1945 

Da Tschiang Kai-schek sich geweigert hatte, den Vereinbarungen 
über chinesische Hoheitsrechte zuzustimmen, die in Jalta ohne 
ihn zugunsten der UdSSR getroffen worden waren, (vgl. 4. — 11. 
Februar 1945), machte Stalin Hopkins gegenüber am 29. Mai 
(vgl. 27. Mai 1945) den Kriegseintritt der UdSSR gegen Japan 
davon abhängig, daß der chinesische Ministerpräsident T. V. 
Soong bis spätestens zum 1. Juli 1945 in Moskau eintreffe, um 
persönlich mit ihm zu verhandeln. Die US-Regierung übte ent¬ 
sprechenden Druck auf den von amerikanischen Lieferungen ab¬ 
hängigen Tschiang Kai-schek aus, bzw. erpreßte ihn zugunsten 
Stalins. So kommt es zum Abschluß des russisch-chinesischen 
„Freundschafts-und Bündnisvertrages“ in Moskau am 14. August, 
in dem — nach den üblichen Phrasen vom „gemeinsamen Kampf 
bis zum Endsieg“, „gemeinsamen Wiederaufbau nach dem Krie¬ 
ge“ usw. — Stalins Forderungen nach Mitverfügung über die ost¬ 
chinesische und südmandschurische Eisenbahn, Port Arthur, 
Dairen und sowjetrussischem Oberkomamndo für die Dauer der 
Kämpfe in den drei chinesischen Ostprovinzen erfüllt werden. 
Aber selbst dieser Vertrag wird von seiten der Sowjetunion schon 
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kurz darauf gebrochen werden, die u. a. aus der Mandschurei In¬ 
dustrieanlagen im Werte von 800 Millionen US-Dollar abtrans¬ 
portieren und — nach Darstellung Freda Utleys — den chine¬ 
sischen Kommunisten japanische Waffen ausliefern läßt sowie 
den Einmarsch in die Mandschurei gestattet. Die Regierung der 
USA wird nicht einmal formell protestieren. 44 

Ebenfalls am 14. August gibt in Tokio Kaiser Hirohito die Nie¬ 
derlage Japans und das Kapitulationsedikt bekannt. Nunmehr, 
nachdem die beiden Atombomben am lebenden Objekt erprobt 
sind und die UdSSR durch ihren Kriegseintritt in letzter Stunde 
in die Lage versetzt ist, territoriale Forderungen durchzusetzen, 
wird die seit dem 31. Januar 1945 (vgl. dort) wiederholt ange¬ 
botene japanische Kapitulation als solche anerkannt und an¬ 
genommen werden. 45 

16. August 1945 

In Moskau unterzeichnen Molotow und Edward Osöbka-Mo- 
rawski für die Moskau-hörige „Regierung“ Polens einen Grenz¬ 
vertrag, der in Übereinstimmung mit den Beschlüssen der Pots¬ 
damer Konferenz (vgl. 17. Juli bis 2. August 1945) die polnisch¬ 
sowjetrussische Staatsgrenze mit geringen Abweichungen entlang 
der Curzonlinie festlegt und in Artikel 3 die Abgrenzung der 
beiderseitigen Hoheitsgebiete in Ostpreußen „vorbehaltlich der 
endgültigen Regelung der Gebietsfragen bei der Friedensrege¬ 
lung“ (dieser Vorbehalt gilt also nur innerhalb des ehemaligen 
Ostpreußen) von einem an der Ostküste der Danziger Bucht ge¬ 
legenen Punkt ostwärts nördlich von Braunsberg-Goldap bis zum 
nördlichen Beginn der Curzonlinie verlaufen läßt (vgl. auch 21. 
April 1945). 46 

28. August 1945 

Mao Tse-tung fliegt (der erste Flug in seinem Leben) von Yenan 
nach Tschunking zu Besprechungen mit der Regierung Tschiang 
Kai-scheks und mit diesem selbst. Es ist das erste Mal, daß Mao 
von seinen Gegnern als Verhandlungspartner akzeptiert wird. 
Die Besprechungen werden sich über vierzig Tage hinziehen. In 
dieser Zeit wird Mao die Vorstellung, die er sich von Tschiang 
Kai-schek, der übrigen Kuomintangführung und von den Ame¬ 
rikanern gemacht hat, bestätigt finden. Er ist voller Verachtung, 
doch zeigt er es nicht (vgl. 11. Oktober 1945). 47 

1. September 1945 

Das in der UdSSR in mehreren Sprachen für das Ausland er¬ 
scheinende Organ Nowoj Vremja druckt im Leitartikel: „Es ist 
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kein Geheimnis, daß die fortschrittliche Entwicklung in China 
bis jetzt in einem nicht geringen Maße durch die Zwietracht zwi¬ 
schen der Kuomintang und der Kommunistischen Partei Chinas 
behindert wurde . . Diese Auffassung macht man sich offen¬ 
bar in der US-Regierung zu eigen. Sie entspricht jedenfalls genau 
den Weisungen, die General Marshall für seine China-Mission 
mitbekommen wird (vgl. 15. Dezember 1945). 48 

2. September 1945 

An Bord des amerikanischen Schlachtschiffes „Missouri“ in der 
Bucht von Tokio unterzeichnen für Japan Außenminister 
Schigemitsu und General Hirogiro „auf Befehl und im Namen 
des Kaisers von Japan und des Kaiserlich Japanischen Haupt¬ 
quartiers“ der Streitkräfte die „bedingungslose Kapitulation des 
japanischen Generalstabes und aller japanischen bzw. Japan un¬ 
terstellten bewaffneten Streitkräfte“. Japan nimmt die Bedin¬ 
gungen des Potsdamer Ultimatums der Alliierten vom 26. Juli 
1945 (vgl. dort) an. In Artikel 8 der Kapitulation heißt es: „Die 
Autorität des Kaisers und der japanischen Regierung untersteht 
in der Leitung des Staates“ (also nicht hinsichtlich der religiösen 
Bedeutung des Kaisers) „der Autorität des Obersten Befehls¬ 
habers der Alliierten Mächte.“ Zum Glück für Japan (und nicht 
minder zum Glück der USA) ist dieser Oberste Befehlshaber 
General MacArthur, der bereits am 31. Januar 1945 (vgl. dort) 
die Beendigung des Krieges befürwortete, ein Mann von festem 
Charakter, selbständigem Urteilsvermögen, Taktgefühl und Ein¬ 
fühlungsgabe (sehr im Unterschied zu Eisenhower, einem zum 
Teil deutschstämmigen Renegaten und Rooseveltverehrer). Mac 
Arthur wird jede Einmischung der Sowjetrussen in die Militär¬ 
regierung und Verwaltung Japans zu verhindern wissen. 49 

10. September bis 2. Oktober 1945 

In London treffen die Außenminister Chinas, Frankreichs, Groß¬ 
britanniens, der USA und der UdSSR zusammen, wie es in Pots¬ 
dam (vgl. 17. Juli bis 2. August 1945) vereinbart wurde. Molo- 
tow sieht sich plötzlich einer nahezu geschlossenen Front der Ab¬ 
lehnung seiner wie immer weit gespannten Forderungen gegen¬ 
über. Das Klima hat sich seit Roosevelts Tod und Hopkins Aus¬ 
scheiden aus der Politik spürbar gewandelt. Selbst Byrnes trumpft 
auf. Offenbar fühlt er sich im alleinigen Besitz der Atombombe 
stark und weiß noch nicht, daß Roosevelt und Hopkins der 
UdSSR alles geliefert haben, was zur Einleitung eines russischen 
Atombomben-Bauprogramms notwendig war, samt Gebrauchs¬ 
anweisung. 50 
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11. Oktober 1945 

Nach Verhandlungen in Tschunking zwischen Mao Tse-tung und 
Tschu En-lai einerseits, Tschiang Kai-schek und seiner Kuomin¬ 
tang-Regierung andererseits, die sich vierzig Tage lang hinge¬ 
zogen haben (vgl. 28. August 1945), wird ein Kommunique ver¬ 
öffentlicht, in dem beide Seiten versprechen, sich um die Bildung 
einer konstitutionellen Regierung zu bemühen. Tschiang Kai- 
schek erklärt sich bereit, alle Parteien, also auch die kommuni¬ 
stische zuzulassen, Mao Tse-tung will dafür die Stärke seiner re¬ 
gulären Roten Armee auf zwanzig Divisionen beschränken. 
Keiner von beiden denkt daran, die Vereinbarungen einzuhalten. 
Mao fliegt nach Yenan zurück und zwei Wochen später werden 
Tschiangs Truppen in Stärke von 110 000 Mann die von den 
Kommunisten beherrschten Gebiete in Nordchina angreifen. Der 
Bürgerkrieg flammt wieder auf und wird zunächst bis zum Ja¬ 
nuar 1946 andauern. 61 

15. Oktober 1945 

Pierre Laval, vor dem 2. Weltkrieg mehrfach französischer Re¬ 
gierungschef, im Kriege Mitglied der Regierung Vichy (vgl. 1. 
Juli 1940), ist aus der Internierung in Deutschland nach Spanien 
geflohen, von dort an Frankreich ausgeliefert und auf Weisung 
de Gaulles zum Tode verurteilt worden. Am Tage seiner Hin¬ 
richtung nimmt er Gift, wird aber von den Gefängnisärzten, die 
seinen Magen auspumpen, wieder zum Bewußtsein gebracht und 
unmittelbar darauf, noch nicht wieder voll bewegungsfähig, zur 
Hinrichtung geschleppt. Der Vorgang ist kennzeichnend für die 
herrschende Atmosphäre und für das, was noch bevorsteht (vgl. 
8. April 1945). 62 

24. Oktober 1945 

Auf der Festung Akershus in Oslo wird Vidkun Quisling stand¬ 
rechtlich erschossen, der während der deutschen Besetzung Nor¬ 
wegens Ministerpräsident und Führer der nationalnorwegischen 
Erneuerungsbewegung National Sämling war. Nach Rückkehr 
der norwegischen Exilregierung und des Königs aus London 
wurde er wegen Hochverrats zum Tode verurteilt. — 1922 bis 
1926 nächster Mitarbeiter Fridtjof Nansens bei den Hilfsak¬ 
tionen in den Sowjetrussischen Hunger- und Typhusgebieten, 
kannte Quisling aus langjährigen Kontakten mit Regierungsor¬ 
ganen der UdSSR den Expansionsdrang des russischen Bolsche¬ 
wismus. Als er 1931 zum norwegischen Kriegsminister ernannt 
wurde, forderte er daher hartnäckig eine Verstärkung der mili¬ 
tärischen Abwehrkräfte des Landes, trat, da er sich mit diesen 
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Forderungen nicht durchsetzen konnte, von seinem Ministeramt 
zurück und gründete seine Bewegung National Sämling. — 1940 
kannte Quisling die britischen Pläne, Norwegen zu besetzen 
und sich von dort aus in den Besitz der nordschwedischen Eisen¬ 
erzlager zu setzen (vgl. 5., 6. und 8. April 1940!). Infolgedessen 
erblickte Quisling im Deutschen Reich die einzige Macht, bei der 
Norwegen Schutz sowohl gegen Sowjetrußland als auch gegen 
die Annexionspläne Großbritanniens finden konnte. Das war 
kein Verrat, sondern Realpolitik. — Nach Quislings Erschießung, 
einem eindeutigen Justizmord im Rahmen der damals allgemein 
grassierenden Anti-„Kollaborations-“ Psychose, wird man im 
Zuge der Psychologischen (Nach-)Kriegführung der Siegermächte 
in zahlreichen Nachschlagewerken und sogar Sprachlexiken (so 
auch im Duden, in sämtlichen Langenscheidts Taschenwörter¬ 
büchern usw.) den heimtückischen Versuch unternehmen, Quis¬ 
lings Namen als eine Vokabel, ein Synonym für den Begriff eines 
„Volksverräters“ einzuführen. Man tut so, als existiere dieses 
Wort in dieser Bedeutung bereits. Das ist natürlich nicht der Fall, 
sondern der Begriff „Quisling“ soll in dieser diskriminierenden 
Bedeutung erst künstlich geschaffen werden, um auf diese Weise 
den Namen eines untadeligen und seinem Vaterlande Norwegen 
treu ergebenen Offiziers und Politikers für alle Zukunft in den 
Schmutz zu ziehen. Es handelt sich hier um einen außerordent¬ 
lich kennzeichnenden Vorgang für das Wesen, die Mentalität 
und die Methoden der „reeducation“, der Umerziehung, der ganz 
Europa unterworfen wird. Darum die ausführliche Darstellung 
hier. 53 

20. November 1945 

NÜRNBERGER In Nürnberg, der Stadt in der zehn Jahre zuvor (vgl. 15. De- 
PROZESSE zember 1935) die antijüdischen Rassengesetze verkündet wur¬ 
den, beginnt der erste der „Kriegsverbrecher“-Prozesse, der im 
Londoner Abkommen (vgl. 8. August 1945) vorbereiteten Schau¬ 
prozesse gegen die deutsche Reichs- und Wehrmachtsführung, zu¬ 
nächst gegen die sogenannten „Hauptkriegsverbrecher“ Göring, 
Ribbentrop, Keitel, Kaltenbrunner, Rosenberg, Fridk, Frank 
(Krakau), Streicher, Sauckel, Jodl, Seiß-Inquart, Heß, Funk, 
Raeder, Schirach, Speer, von Neurath, Dönitz, Schacht, von Pa- 
pen, Fritzsche und Bormann. Dieser erste Prozeß wird sich 
nahezu ein Jahr hinziehen. Auf das Urteil werden wir bei der 
Darstellung des Jahres 1946 zurückkommen. — Die Wahl des 
Ortes ist kein Zufall, und die im Nürnberger Justizpalast herr¬ 
schende Atmosphäre entspricht dem Geist der Rache, der sich in 
dieser Ortswahl verrät, der allerdings von Zeit zu Zeit sozu¬ 
sagen „aufgelockert“ wird durch den ebenso regen Geschäftsgeist, 
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des zahlreichen in diesem „Gericht“ beschäftigten, großenteils 
vor dem Kriege aus Deutschland emigrierten Personals. Daß sich 
namhafte britische und amerikanische Juristen für diese Schau¬ 
stellung hergeben, die allen überlieferten abendländischen Rechts¬ 
grundsätzen Hohn spricht, beweist ihre bereits weitgehende Ab¬ 
hängigkeit von internationalen Machtgruppen einerseits und dem 
Einfluß Sowjetrußlands auf ihre Regierungen andererseits. Auch 
hier zeichnet sich eine Entwicklung ab ,die denjenigen Recht gibt, 
die das nicht mehr erleben wollten (vgl. 8. April 1945).°* 

4. Dezember 1945 

Der F.B.I., das Bundeskriminalamt der USA, erstattet zum zwei¬ 
ten Male Bericht an das Weiße Haus in Washington (das erste 
Mal am 8. November 1945) darüber, daß Harry Dexter White, 
der Verfasser des Morgenthau-Planes (vgl. 4. September 1944), 
ein Agent der Sowjetunion ist, zur Spionagegruppe um Silver- 
master gehört und jahrelang Rußland geheime Informationen 
geliefert hat. Die Beamten beim F.B.I. scheinen immer noch nicht 
bemerkt zu haben, daß die Stelle, der sie darüber berichten, eben 
das Weiße Haus selber, ebenfalls seit Jahren Sowjetrußland ge¬ 
heimste Informationen und sogar das Material, um diese Infor¬ 
mationen auch nutzen zu können, geliefert hat (vgl. Anmer¬ 
kungsteil 1944, Anm. Nr. 1). White gehörte bereits in den drei¬ 
ßiger Jahren dem von Oberst Bykow geleiteten kommunistischen 
Untergmndapparat in Washington an, dessen Kurier Whittaker 
Chambers war. Acht Jahre später, in dem am 28. August 1953 
veröffentlichten Bericht des US-Senatsausschusses für innere Si¬ 
cherheit, wird eine Vernehmung von Miß Bentley zitiert werden, 
in der diese aussagt, der Morgenthauplan sei von Harry Dexter 
White in Ausführung kommunistischer Instruktionen entworfen 
worden, um Deutschland zu zerstören, damit es nach dem Kriege 
den Westmächten keine Unterstützung leisten könne. 55 

15. Dezember 1945 

Präsident Truman gibt eine öffentliche „Erklärung zur Politik 
der amerikanischen Regierung“ in China ab und gibt diese sowie 
einen persönlichen Brief einer diplomatischen Mission unter Füh¬ 
rung von General George C. Marhall mit, die in China als Mitt¬ 
ler zwischen der Nationalregierung Tschiang Kai-scheks und den 
chinesischen Kommunisten wirken soll. Marshall wird ausdrück¬ 
lich ermächtigt, die weitere finanzielle, wirtschaftliche und mili¬ 
tärische Unterstützung Chinas durch die USA von der Aufnahme 
chinesischer Kommunisten in die Regierung Tschiang Kai-schecks 
abhängig zu machen. Außenminister Byrnes gibt Marshall ein 
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Memorandum vom 9. Dezember 1945 mit, Ziel der Mission 
müsse es sein, „daß die Zentralregierung, die sogenannten Kom¬ 
munisten und die anderen Gruppen zu Zugeständnissen ermutigt 
werden“. In dieser Auffassung, daß es sich bei den chinesischen 
Kommunisten nur um „sogenannte“, nicht aber um wirkliche 
Kommunisten im Sinne Marx’, Engels’, Lenins handle, wird 
Marshall dann nach seiner Ankunft in Tschunking von dem dor¬ 
tigen Vertreter Mao Tse-cungs, Tschu En-lai, auf sehr geschickte 
Weise bestärkt, vorausgesetzt, daß er nicht in die langfristige 
Planung Frankfurters, Morgenthaus, Hopkins’, Lehmanns usw. 
eingeweiht, sondern lediglich ein Instrument war wie Truman 

auch (vgl. hierzu 14. August 1945, China, UdSSR, USA).- 

Georg Paloczi-Horvath schreibt von zwei sich widersprechenden 
Fehlbeurteilungen der damaligen Situation in China. Die eine 
besage, alle Kommunisten würden zu jeder Zeit und überall 
(also auch in China) zentral von Moskau gelenkt. Dies scheint 
die Auffassung Freda Utleys und auch General Mac Arthurs zu 
sein.) 56 

Die andere, nach Meinung von Paloczi-Horvath ebenso falsche 
Beurteilung gehe davon aus, „Maos unorthodoxe Methoden bei 
der Verwirklichung des orthodoxen kommunistischen Zieles er¬ 
wiesen ihn als einen ,Nationalkommunisten‘, einen ,Bauernrebel¬ 
len', einen ,links gerichteten Patrioten', mit dem man demokra¬ 
tische Kompromisse' aushandeln mußte und konnte“. (Dies ist 
offenbar die Meinung von Truman, Byrnes und Marshall.) Tat¬ 
sache ist jedenfalls, daß Stalin den chinesischen Altkommunisten 
Li Li-san, der sich viele Jahre in der UdSSR aufgehalten hatte, 
in einem sowjetrussischen Militärflugzeug in die Mandschurei 
bringen und dort als chinesischen Kommunisten Nr. 1 aufbauen 
ließ. Der Gegensatz zwischen Moskau und Yenan schwelt wei¬ 
ter. 57 

16. bis 26. Dezember 1945 

Bei der zweiten Außenministerkonferenz der Alliierten, die nach 
dem Scheitern der ersten (vgl. 10. September bis 2. Oktober 1945) 
auf Vorschlag von Byrnes in Moskau Zusammentritt, fehlen auf 
Wunsch der Russen China und Frankreich. Bevin, Byrnes und 
Molotow beraten, wie die Vorbereitung der Friedensverträge 
mit Bulgarien, Finnland, Italien, Rumänien und Ungarn ge- 
handhabt werden soll, sehen für Japan zwei Alliierte Körper¬ 
schaften vor, die Fernostkommission und den Alliierten Rat (die 
MacArthur beide kaum zur Wirkung kommen lassen wird), sehen 
die Errichtung eines unabhängigen, demokratischen Staates 
Korea in drei Etappen unter einer Viermächtetreuhandschaft vor 
(in dem die USA alsbald in einen neuen langwährenden und ver- 
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lastreichen Krieg verwickelt werden), vereinbaren die baldige 
Zurücknahme der sowjetrussischen und amerikanischen Streit¬ 
kräfte aus China (um es Mao Tse-tung zu überlassen) und be¬ 
schließen, der nächsten UNO-Vollversammlung den Austausch 
von Forschungsergebnissen über Anwendung der Atomenergie zu 
Friedenszwecken sowie die Ausschaltung von Atomwaffen aus 
dem Rüstungsprogramm aller Nationen vorzuschlagen. (In 
Wirklichkeit wird Teller seine Wasserstoff-(Termonuklear-) 
Bombe entwickeln und damit so lange Tests durchführen, bis die 
Sowjetrussen auch hierin nachziehen.) 58 

19. Dezember 1945 

Mehrere Bataillone niederländischer Kampftruppen, bzw. Bin¬ 
nenländischer Streitkräfte (NBS) fahren mit bewaffneten Kampf¬ 
wagen und Motorrädern in das niederländische Konzentrations¬ 
lager für „Kollaborateure“, ehemalige holländische National¬ 
sozialisten und von der deutschen Ostfront zurückgekehrte nie¬ 
derländische Soldaten, ein und schlagen die Belegschaft, Baracke 
für Baracke zusammen. Dieser Tag ist kennzeichnend für die be¬ 
sondere Art, in der man in Holland mit den etwa 125 000 ein¬ 
gekerkerten Internierten des eigenen Volkes umgeht, vom Sep¬ 
tember 1944, verstärkt vom Mai 1945 an bis in das Jahr 1947 
hinein. Besonders auffallend, im Unterschied zur Verfolgung, 
Mißhandlung und Ermordung der „Kollaborateure“ in anderen 
Ländern ist die betont sexualpathologische, extrem sadistische 
Form der begangenen Grausamkeiten, von der Professor Mr. G. 
Rüssel schreibt: „In der Anzahl die deutschen Marterungen 
wahrscheinlich übertreffend, in Rohheit ebenbürtig, übertreffen 
diese abscheulichen Taten die der Deutschen an erster Stelle 
durch die damit verbundenen furchtbaren sexuellen Vergewal¬ 
tigungen von niederländischen Frauen, Männern und Kin¬ 
dern . . .“. Und Dr. H. W. van der Vaart-Smit stellt u. a. fest: 
„Man bedenke, die Zahl derer, die an Morden und Mißhandlun¬ 
gen schuldig sind, übersteigt weit die Zehntausend . . . die nieder¬ 
ländischen Lager und Gefängnisse in Friedenszeit waren sa¬ 
distisch . . . die Schuldigen an den genannten Greueltaten Ex¬ 
ponenten sind einer allgemeinen sich offenbarenden Volksgesin¬ 
nung .. .“ Dr. van der Vaart-Smit hat überaus zahlreiche Einzel¬ 
fälle gesammelt und veröffentlicht, die hier nicht wiederzugeben 
sind. Prof. Mr. G. Rüssel bestätigt ausdrücklich, daß er aus dem 
ihm bekannt gewordenen Material die Beispiele van der Vaart- 
Smits vervielfachen könne. Er spricht von der „Belebung eines 
krankhaft-verbrecherischen Dranges zur Verunreinigung und 
Vergewaltigung der Opfer“ (vgl. hierzu im Anmerkungsteil 1939, 
Anm. 60). 5 " 
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noch 1945 (ohne nähere Datierung) 

In den vier Jahren von 1942 bis 1945 haben an der Spionage 
zugunsten der Sowjetunion beteiligte nordamerikanische Regie¬ 
rungsstellen im Rahmen des lend/lease-Programms zugelassen, 
daß nicht nur Uran und Schweres Wasser (vgl. 8. Januar 1944, 
Anmerkung 1, 17. Februar 1944, 3. Oktober 1944), sondern u. a. 
auch 3 692 Tonnen natürliche Graphite, 417 Tonnen Kadmium- 
Metalle und 6 883 Tonnen Aluminium-Röhren kostenlos an 
Sowjetrußland geliefert wurden. Das sind Materialien, wie man 
sie zum Bau eines Atommeilers zur Plutoniumerzeugung benö¬ 
tigt. Damit sowie mit der Auslieferung aller nur denkbaren 
theoretischen und technologischen Informationen haben die be¬ 
teiligten Stellen der Sowjetunion die entscheidenden Impulse 
zum Aufbau ihrer eigenen Atomenergieforschung und ihres ei¬ 
genen Atombombenprogramms gegeben. Um nach der ersten rus¬ 
sischen Kernwaffenzündung am 29. August 1949 im Atomwaffen¬ 
bereich in Führung zu bleiben, wird die amerikanische Atom¬ 
energiebehörde im Herbst 1949 — im wesentlichen auf Betreiben 
von Lewis L. Strauss — den Bau der von Edward Teller vor¬ 
bereiteten sogenannten Wasserstoffbombe (nach dem thermo¬ 
nuklearen Prinzip) für notwendig erachten und betreiben. Doch 
wird die UdSSR 1953 auch diesen Vorsprung einholen können. 
Alles was künftig an Folgen der zahlreichen Tests mit diesen 
Waffen der Menschheit bevorsteht, ist somit nicht zum geringsten 
Teil auf die prokommunistische Einstellung und Spionageförde¬ 
rung der Roosevelt-Administration zurückzuführen, die ja auch 
den Entschluß faßte, überhaupt mit dem Bau solcher Waffen zu 
beginnen. 90 


FRANKREICH 
„ EPURATION - 
DE GAULLE 
KOMMUNISMUS 


Der französische Innenminister unter de Gaulle, Tixier, gibt die 
Zahl der während und nach der Räumung Frankreichs durch die 
deutschen Truppen im Rahmen der „epuration“ vom vorwiegend 
kommunistischen Maquis umgebrachten angeblichen französi¬ 
schen „Kollaborateure“ (der Begriff wurde von der französischen 
resistance geprägt und breitete sich dann über ganz Europa aus) 
mit 105 000 an. Das ist mehr als das Fünffache der Opfer der 
Französischen Revolution von 1789/92. Nur ein Teil dieser 
105 000 Toten wurde zuvor in Schau- und Scheinprozessen einer 
unverhüllt politischen „Justiz“ verurteilt. Die Mehrzahl fiel ohne 
Rücksicht darauf, ob sie tatsächlich in irgendeiner Form mit der 
deutschen Militärverwaltung zusammengearbeitet hatte oder 
nicht, dem Terror der kommunistischen Partisanen zum Opfer, 
denen sie bei der beabsichtigten Bolschewisierung Frankreichs im 
Wege stand. Monate lang deckte auch de Gaulle diesen kom¬ 
munistischen Terror und wird noch fünfzehn Jahre später, im 
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Frühjahr 1960, dem General de Beauford gegenüber äußern: 
„Die Entwicklung im Sinne des Kommunismus ist unaufhaltsam. 
Es ist der Gang der Geschichte und es wäre Wahnsinn, sich da¬ 
gegen zu stemmen . . . Keine einzige der heutigen gesellschaft¬ 
lichen und wirtschaftlichen Formen wird überleben. Natürlich be¬ 
deutet eine solche Politik eine Änderung des heutigen [1960] 
Bündnissystems. Ich werde mich daher mit der Sowjetunion zu¬ 
sammentun. So werden wir ein [kommunistisches] Europa vom 
Atlantik bis zum Ural errichten. Ich habe ernste Gründe anzu¬ 
nehmen, daß Kennedy ein kommunistisches Europa akzeptiert, 
wenn es neutral bleibt.“ Damit würde Kennedy ja nur den Weg 
Roosevelts und seiner Freunde fortsetzen und sich unter die 
„Schrittmacher der Sowjets“ einreihen, wie es auch de Gaulle 1960 
ausdrücklich tun wird mit den abschließenden Worten: „Unsere 
gegenwärtigen Verbündeten werden dagegen mit aller Kraft op¬ 
ponieren, aber ich werde nicht nachgeben, sondern ganz West¬ 
europa zu dieser Politik bekehren.“ 61 — 

Wie schon gesagt (vgl. 8. April 1945), mit dem Jahre 1945 wird 
wesentlich mehr einem Ende zugeführt als lediglich die Herr¬ 
schaft der Nationalsozialisten. 
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von Roosevelt berufene Spezialausschuß zur Untersuchung der Verwendbarkeit 
der bei Urankernspaltung freiwerdenden Energie für die nationale Verteidigung 
(Atombombe) künftig dem NDRC bzw. Bush Bericht erstattet. Daraus geht her¬ 
vor, daß Hopkins spätestens seit Juni 1941 mit dem Atombombenprojekt ver¬ 
traut war und auf die Entwicklung Einfluß nahm, obgleich er selbst nicht dem 
offiziellen Spitzengremium angehörte, das sich aus Wallace, Stimson, Marshall, 
Bush und Conant zusammensetzte. Auch Szillard, Teller, Fermi, Sachs, Strauss und 
Urey bleiben noch im Hintergrund (vgl. 11. Oktober 1939, Anm. 68). (Sherwood 
a.a.O., 114 f.; Strauss a.a.O., 108; Jordan a.a.O., 93). 

Am 1. Januar 1943 hat dann Roosevelt im Rahmen der lend/lease-Lieferungen 
(vgl. 11. März und 30. Juli 1941) durch entsprechende Direktive den Flugzeug- 
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Überführungen nach Rußland erste Priorität eingeräumt, ausdrücklich „sogar vor 
Flugzeugen für die US Army Air Forces“. (Jordan a.a.O., 30.) Inzwischen be- 
zeichnete Harry Hopkins seine aus der Durchführung des lend/lease-Gesetzes 
vom 11. März 1941 (vgl. dort) entstandene Organisation bereits als eine Einrich¬ 
tung der „Vereinten Nationen“ (obgleich diese offiziell erst im September 1945 
in San Francisco gegründet wurden), offensichtlich in dem Bestreben, sich im stän¬ 
digen Einvernehmen mit Roosevelt für seine Maßnahmen eine gewisse Unab¬ 
hängigkeit von den Gesetzen der USA zu schaffen und dem Hauptnutznießer der 
lend/lease-Lieferungen, der Sowjetunion, als Mitglied der UN eine Mitbestim¬ 
mungsmöglichkeit einzuräumen, von der diese uneingeschränkten und sehr nadi- 
drücklichen Gebrauch machte. (Jordan a.a.O., 29.) Zwar hatte Hopkins die Lei¬ 
tung der lend/lease-Organisation formell bereits am 28. August 1941, also knapp 
ein halbes Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes, an Stettinius übergeben, der spä¬ 
ter auf sein Betreiben Außenminister wurde, behielt aber in den folgenden Jahren 
vom Weißen Haus aus die Fäden und die Initiative in seiner Hand. (Jordan a.a.O., 
92.) Am 8. Februar 1943 lernte dann Major Jordan (vgl. 8. Januar 1944) bei 
einem dienstlichen Aufenthalt in Fairbanks/Alaska, über das die Luftfrachten 
und Flugzeugüberführungen für Rußland von Great Falls/Montana aus geleitet 
wurden, Alexej A. Anisimow kennen, wie sich später heraussteilen sollte, den 
Spionagechef der Sowjetischen (lend/lease-)Einkaufs-Kommission in den USA. 

Die Bezeichnung Einkaufs-Kommission war insofern irreführend, als ja das 
lend/lease-Material nicht an Rußland verkauft, sondern kostenlos geliefert wurde, 
zum Teil mit Priorität vor dem amerikanischen Eigenbedarf (z. B. Kupfer) und 
die sowjetische Kommission lediglich forderte, was von Moskau als dringlich 
bezeichnet wurde, darüber hinaus vieles beschaffte, was sie nicht erst angefordert 
hatte. Anisimow dirigierte nun von Fairbanks aus seit Anfang 1942 Hunderte 
von unmittelbar aus der UdSSR mit den leer zurückkehrenden Transportflug¬ 
zeugen eingeflogene Agenten im gesamten Gebiet der USA. Nachdem die Ein¬ 
reise dieser Leute über Great Falls/Montana das ganze Jahr 1942 hindurch völ¬ 
lig unkontrolliert geblieben war, richtete Major Jordan aus eigener Initiative in 
seinem Dienstsitz eine systematische Paßkontrolle ein und hielt 418 Namen fest 
(Jordan a.a.O., 38 ff., 48 f.). Im März 1943 öffnete er dann nachts in einer zum 
Fluge über Fairbanks nach Rußland startbereiten Maschine auf eigene Verant¬ 
wortung und gegen den Widerstand des russischen Bewachungspersonals etwa 50 
Koffer mit „Diplomatengepäck“ und fand darin unübersehbare Mengen eindeu¬ 
tigen Spionagematerials, u. a. von Alger Hiss, von Sayre sowie einen Brief von 
Harry Hopkins selbst, unmittelbar aus dem Weißen Haus (mit dem entsprechen¬ 
den Briefkopf), gerichtet an Anastas Iwanowitsch Mikojan, den Außenhandels¬ 
kommissar der UdSSR und Verfügungsberechtigten über Einsatz und Verteilung 
der amerikanischen lend/lease-Lieferungen. An diesen Brief von Hopkins ange¬ 
heftet fand Jordan u. a. eine große Karte des Manhattan Engineering Districts in 
Oak Ridge, des USA-Atomwaffenzentrums. Der Brief selbst enthielt u. a. die 
Bemerkung im typisch Hopkins’schen Stil: „ .. . hatte verdammte Schwierigkeiten, 
dies von Groves wegzubekommen". (Generalmajor Leslie R. Groves war der mili¬ 
tärische Befehlshaber des Manhattan-Atomwaffenprojekts und bereits seit 1942 
außerordentlich mißtrauisch gegenüber den Sowjets, insbesondere gegenüber der 
sogenannten „Einkaufs“-Kommission in den USA.) Ferner fand Jordan Durch¬ 
schläge eines unmittelbar aus Oak Ridge an Harry Hopkins gerichteten Be¬ 
richtes über Arbeiten mit Uran 92, Schwerem Wasser sowie anderen der Freistei- 



lung von Atomenergie dienenden Materialien bzw. Vorgängen, alles Dinge, die 
zu dieser Zeit innerhalb der USA strengster Geheimhaltung unterworfen und nur 
einem sehr kleinen Personenkreis bekannt waren (Jordan a.a.O., 51—60). 

Harry Hopkins, der im Weißen Hause wohnte und jederzeit Zutritt sogar zum 
Schlafzimmer des Präsidenten hatte, entpuppte sich hier also als Atomspion Nr. 1 
zugunsten der UdSSR. Sein Verhältnis zu Roosevelt kann etwa mit dem eines 
sehr gewiegten Agentenführers zu einem Star-Agenten verglichen werden. Wenn 
auch der Gedanke bestürzend und sogar absurd erscheinen mag, daß ein Meister¬ 
agent der Sowjets oder vielleicht treffender: des Weltkommunismus zwölf Jahre 
lang auf dem amerikanischen Präsidentenstuhl gesessen hat, „beraten“ und zu¬ 
weilen auch gelenkt von einem Spionagegenie wie Harry Hopkins, so weisen 
doch Roosevelts enge Verbindungen zu den großen Förderern des Kommunismus 
in den USA wie Felix Frankfurter und Henry Morgenthau, Alger Hiss, Harry 
Dexter White in diese Richtung, von den Kontakten zum Führer der KP in den 
USA, Earl Browder (vgl.: noch 1943 ohne nähere Datierung, Anm. 49) ganz ab¬ 
gesehen. Alle diese Persönlichkeiten, einschließlich Roosevelt selbst, sind keines¬ 
falls als „nützliche Idioten“ im Sinne des bekannten Leninwortes zu betrachten. 
Sie alle zeichnen sich durch überragende Intelligenz aus, kennen den Kommunis¬ 
mus in jeglicher Gestalt genau und wissen, warum sie ihn fördern. Die Motive 
liegen vielleicht nicht im rein politischen Bereich, sondern in tieferen Bewußtsseins- 
sdiichten. Zum Teil sind es auch Motive spekulativer Art. Am nächsten kommt 
m. E der Wahrheit die Deutung, die der Spanier Mauricio Carlavilla (Landowsky) 
in seinem Buch Sinfonia en rojo Mayor, speziell in dem Kapitel Radiografia de la 
Revolucion dem Trotzkisten Rakowskij in den Mund gelegt hat (deutsch: Ra- 
kowskij-Protokoll, Buenos Aires [Dürer-Verlag] 1953). Die Rahmenerzählung ist 
erfunden, aber die Aussage kommt, wie gesagt, dem Kern der Dinge sehr nahe. — 
Im April 1943 telephoniert Harry Hopkins aus Washington mit Major Jordan 
in Great Falls/Montana und gibt ihm folgende Weisung: „Dort läuft eine ge¬ 
wisse Sendung von Chemikalien durch .. . Das ist etwas ganz Besonderes ... Ich 
wünsche nicht, daß Sie das mit irgend jemandem besprechen, es ist auch nichts in 
die Aufzeichnungen einzutragen. Machen Sie keine große Affaire daraus, senden 
Sie es nur schnell weiter, mit größter Beschleunigung! . . . und achten Sie darauf, 
daß nichts davon in die Akten gerät!“ Die so von Hopkins persönlich angekün¬ 
digte Sendung verzögerte sich und traf erst am 10. Juni 1943 in Great Falls/ 
Montana ein, wo eine startbereite lend/lease-Maschine, eine C-47, sie übernahm 
und sogleich über Fairbanks/Alaska in die UdSSR flog. Es handelte sich, wie sich 
später an Hand der Fracht- und Luftverkehrspapiere einwandfrei herausstellte, 
um fünfzehn Kisten mit Uran-Chemikalien aus Kanada , geliefert von der Eldo¬ 
rado Mining and Refining Ltd. in Great Bear Lake, und kam per Bahnfracht aus 
Port Hope/Ontario. Hopkins schmuggelte das Uran also aus Kanada ein, da 
Generalmajor Groves vom Oak Ridge-Manhattan-Projekt im Frühjahr ein 
Embargo für USA-Exporte von Uranverbindungen durchgesetzt hatte. Ein¬ 
schließlich dieser Sendung wurden insgesamt 1465 lbs, also nicht ganz drei Viertel 
Tonne Uranchemikalien kostenlos im Rahmen von lend/lease in die Sowjetunion 
versandt, eine Menge, aus der sich etwa 2,3 Kilogramm spaltbares Uran 235 ge¬ 
winnen ließ (Jordan a.a.O., 69 — 75 und 143). 

Am 29. November 1943 wurde schließlich 1 Kilogramm Deuterium-Oxyd 
(Schweres Wasser), das Hermann Rosenberg (nicht zu verwechseln mit dem Jahre 
später wegen Atomspionage hingerichteten Julius Rosenberg) von der Stuart 
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Oxygen Co. in San Francisco geliefert und von diesem an die Sowjetische (lend/ 
lease)„Einkaufs“-Kommission ausgehändigt wurde, in vierzig Pyrex-Ampullen 
verpackt über Great Falls/Montana und Fairbanks in die UdSSR ausgeflogen. 
Schweres Wasser dient bekanntlich als Neutronenbremse, um Kettenreaktionen 
zu ermöglichen. Das Freigabezertifikat für die Ausfuhr dieser Sendung war von 
William C. Moore, Division for Soviet-Supply, Office of Lend-Lease-Admini- 
stration, unterzeichnet (Jordan a.a.O., 85). — 

Diese Auswahl muß hier (aus Raumgründen) genügen. Doch muß man sich diese 
Tatsachen vor Augen halten, um die weitere Rolle von Hopkins, Morgenthau 
und Roosevelt selbst in der Kriegs- und Außenpolitik richtig beurteilen zu können. 

2 Bolschaja Sowjetskaja Enziklopedia, 2. Aufl. 1955, XXXIV, 49, zitiert bei Pistrak 
a.a.O., 244 Anm. 38. 

3 Mark W. Clark, Calculated Risk, New York 1950, zitiert bei Gannon a.a.O. 
196 f. 

4 Committee on Un-American Activities, Hearing Kravtschenko, 7. März 1950, pp 
1179 — 86, zitiert bei Jordan a.a.O., 161 — 170; ferner Jordan a.a.O., 67. 

5 Gannon a.a.O., 197. 

6 Hughes a.a.O., 215. 

7 Baruch I a.a.O., 370 f. 

8 Polit. Lexikon a.a.O., Teil II „Peron“; Ploetz, Geschichte a.a.O., 1798. 

9 Committee on Un-American Activities, Hearing Donald T. Appell, 2. März 1950, 
US-Government Printing Office, pp 1128/29, zitiert bei Jordan a.a.O., 110. 

10 Pistrak a.a.O., 261 unten, 273. 

11 US-Senat, Committee on Appropriations . . ., Hearings, US-Government Prin¬ 
ting Office 1947, 8, 16 f., 27, 147 f., 150 ff., 175 — 179, 183, 186, 208, 211, zitiert 
bei Jordan a.a.O., 129 — 139. 

12 New York Herald Tribüne, 11. April 1944; Prawda, 17. April 1944, beide zitiert 
bei Pistrak a.a.O., 244 f., Anm. 37 u. 39. 

13 Weizmann a.a.O., 636 f. 

14 Hughes a.a.O., 217. 

15 Hatch a.a.O., 403; Gannon a.a.O., 198; Ploetz, Geschichte a.a.O., 1496. 

16 Kleist a.a.O., 311; Hatch a.a.O., 404 f.; Ploetz, Geschichte a.a.O., 1489. 

17 Nicoll a.a.O., 269; Putzger a.a.O., 130 II. 

18 Nicoll a.a.O., 264; der Ausdruck „Schrittmacher der Sowjets“ wurde wahrschein¬ 
lich von dem Tübinger Verleger Fritz Schlichtenmayer geprägt, als er nach einem 
deutschen Titel für das Buch von George N. Crodcer, Roosevelts Road to Russia, 
Regnery Chicago, suchte. 

19 Kleist a.a.O., 312. 

20 Gannon a.a.O., 210 f. 

21 William Schlamm, Wer ist Jude?, 1964, 173 f., zitiert bei Härtle a.a.O., 213 f., 
Anm. 84 und 85. 

22 Jordan a.a.O., 111. 

23 Sherwood a.a.O., 660; Ploetz, Geschichte a.a.O., 2026. 

24 Sherwood a.a.O., 659; es ist nichts darüber bekannt geworden, daß Roosevelt et¬ 
wa seinen Aufenthalt in Pearl Harbor dazu genutzt hätte, einen Kranz an den 
Gräbern der dort am 7. Dezember 1941 auf sein Betreiben hin bewußt geopferten 
3435 amerikanischen Soldaten und Offiziere niederzulegen. Roosevelt verhält sich 
im Hinblick auf Pearl Harbor genauso skrupellos, wie später sein Nachfolger 
Harry S. Truman im Hinblick auf Hiroshima und Nagasaki. 



25 Sherwood a.a.O., 659 f. 

26 Hatch, a.a.O., 400 ff. 

27 Sherwood a.a.O., 660; Ploetz, Gesdiidne a.a.O., 1453. 
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derstandsbewegung“; Hans W. Hagen, Zwischen Eid und Befehl, 1964; Karl 
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29 Gannon a.a.O., 200 ff. 
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32 Sherwood a.a.O., 662. 
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34 Hatch a.a.O., 405 f.; Sherwood a.a.O., 662, Anm. 1; Putzger a.a.O., 129. 

35 Nicoll a.a.O., 269; Putzger a.a.O., 130 II. 
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37 Kleist a.a.O., 324; Vertrags-Ploetz a.a.O., 226 f. 
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schichte a.a.O., 1409 f., 1489. 

39 Kleist a.a.O., 324; Vertrags-Ploetz a.a.O., 234. 

40 Henry L. Stimson and McGeorge Bundy, On Active Service in War and Peace, 
Harper 1947, 569, 574, zitiert bei Crocker a.a.O., 191 f., Anm. 303, 305; Veale 
a.a.O., 219; Grenfell a.a.O., 223 f., Fußnote; Gannon a.a.O., 213 f. 

41 Vertrags-Ploetz a.a.O., 236. 

42 Vertrags-Ploetz a.a.O., 224 f. 
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195; Veale a.a.O., 219; Gannon a.a.O., 213 f. 

47 Kleist a.a.O., 325. 
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50 Hatch a.a.O., 413 ff.; Sherwood a.a.O., 676. 
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52 Sherwood a.a.O., 680 f.; nach Ploetz, Geschichte a.a.O., 1749 tritt Stettinius die 
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53 Kleist a.a.O., 325. 

54 Stimson and Bundy a.a.O., 581, zitiert bei Crocker a.a.O., 197, Anm. 315. 

55 Committee on Un-American Activities, Hearing General Groves December 7th 
1947, US-Government Printing Office, p. 900, zitiert bei Jordan a.a.O., 78 ff. 

56 Sherwood a.a.O., 679 f. 
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59 Kleist a.a.O., 322. 

60 New York Times, 18. November 1953; Crocker a.a.O., 191 f., Anm. 304 und 
196 ff.; Sherwood a.a.O., 668; Grenfell a.a.O., 223 f. 
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